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Aus  der 

Vorrede  zur  ersten  Ausgabe; 


—  i^ächst  der  Anfjilellniig  einer  haltbairetf, 
und  nicht  not*  feur  folgerichtigen,  wissenscharft- 
liehen  Durchführung  geeigneten ,  sondern 
auch  für  die  Praxis  und  die  Gesetzgebnng 
brauchbaren  Theorie  ^)  9  war  meine  Absicht 
besonders  auf  eine  natürliche  ,  einfache  ^n- 
orilntmg j  sowohl  des  Ganzeh,  als  der  einTef- 
nen  Lehren  gerichtet.  Die  vörgedruckten  bei- 
den Inhaltsanzeigen  ,  yerbunden  mit  den  fort- 

ä)  Diese  von  mir  10  der  ersten  Ausgabe  des  Lcjhrblichep 
und  im  Neuen  Archive  des  Criminal rechts  B.ISL  Sf. 
429.  zuerst  aufgestellte  Theorie«   habe  ich  nachher 

5^  weiter    begründet  und   entwickelt    in  der  •  Schfrift : 

Die    JVomungstheone  nebit    einer  Darstellung    und 

^  Beurtheilung    aller    Strafrecktatheorieen.     Göttingei^ 

i  1830. 


IV  Vorrede. 

laufenden  Ueberschriften  sämmtlicher  Para- 
graphen 9  welche  den  besten  Prüfstein  einer 
richtigen  Gliederung  des  Einzelnen  abgeben, 
so  wie  die  in  yielen  Noten  enthaltene  Recht- 
fertigung der  Stellung  mancher  Lehren ,  wer- 
den dieses  Bestreben  beurkunden  9  und  lassen 
mich  hoffen  9  dass  es  jedem  Leser  leicht  wer- 
den wird  9 ,  den  Plan  zu  überblicken ,  nnd 
sich  in  allen  Theilen  desselben  schnell  zu 
Orientiren. 

Sowohl  durch  diese  Anordnung,  als 
^^cch  die  Sorgfalt,  welche  ich  auf  Errei- 
.ebuDg.  möglichster  Klarheit,  Kürze  und  Be- 
gtiffimtheit  der  Darstellung  verwendete,  durch 
fleissige  Beniitzung  der  besten  Werke  meiner 
^Vorgänger,  und  durch  den  in  die.  Noten  ver- 
wiesenen reichen  Stoff  zu  mündlichen  Erläu- 
terungen, suchte  ich  dieser  Schrift  die  Vor- 
ziige  eines  guten  Lehrbuches  anzueignen. 

In  Hinsicht  der  Strafbestimmungen  für 
die  einzelnen  Verbrechen  beruht  das  von  mir 
beobachtete  Verfahren  auf  dem  jetzigen  Ver- 
hältnisse der  Strafgesetze  zur  Doctrin  und 
Praxis.  Indem  nemlich  auf  der  einen  Seite 
die  positiven  Quellen  des  gemeinen  Straf- 
rechtes noch  jetzt  formell  gültige  Rechtsnormen 


Vorrede. 

sind  9     mithin    jede    willkürliche   Abweichung 
Ton   denselben    als    unstatthaft    zn   betrachten 
ist,  haben  doch  auf  der  anderen  Seite  die  mei- 
sten   ihrer    Straf  bestimmungen  ,     nnter    Aetä 
mächtigen  -  Einflüsse    der  inkwischen   erM^Uhr 
mannichfaltigen  nnd  grossefi  Veiilndertfngite  tu 
Hinsieht    des   ganzen  ^^  CitltMknstandes*/    ihM* 
Anwen^Mii^keit   verloren  y    und  'hfiufig   iftinedk^^ 
durch     diese  •  VeranderungeH  •  herbeigeftthrffctt , 
Gerichtsgebrauche   Platz   gemacht.      In  cflnetti; 
Lehrbuche   des  heutigen  Strafrechtes  mussteh 
diesemnach  zwar   die  gelsetfeliefaen  Striifeif  ab^- 
gegeben'   werben  5     zugleich '- %är    es  'ji(do4^ 
nothwendig ,     den     neueren     GerkhtigebnMA'' 
hinzuzufügen.        Weil    dieser    aber    entweder 
blos  negative ,    oder  doch  nur  ^s^hr  all^^cfmiiine 
und   unbestimmte  Angaben   erlaubt ,    und    da- 
her dem  richterlichen  Ermessen  oft;  einen  sehr 
grossen  Spielraum  lässt ,   so  mussten  auch  die 
wichtigsten    Strafzumessttngsgrunde    angedeutet 
werden.       In    Ansehung    des    Gerichtsgebrau- 
ches war  ich   im  Stande  9    ausser  den  zur  Be- 
urkundung   desselben    angeführten    Schriften 
omd  neueren  Gesetzgebungen  9    auch  aus  mei- 
ner eignen,  sehr  reichen  Erfahrung  zu  schöp- 
fen,   indem  ich    während   einer  langen  Reihe 


YI 


Vorrede. 


vqn.  Jakreu  Mitgiied  der  sehr  beschäftigten 
S{UfU(;hcollegien  xu  AlfirLurg  und  Yorzüglick 
za. Göttingen  gewesen  bin.  Dfi  ich  in  dieser 
i^lgens^hait;  eine,  überaus  grosse  Zahl  der 
^i^ji^g&ten  und  iateressantesten,  aus  sehr  ver- 
schiedenen .Gegenden  Deutschlands  eingesen- 
d^tep  (iriminaLsachen  entweder  selbst  bearbei- 
t$A^9,,  iMler  doch  ^  an  dpren  Beurtheilimg  thäti-« 
g^ .  Antheil.  genommen  ,  und  ^  hierdurch  %u- 
gleicdj  ^ehr  viele  9  von  Landesgerichten  und 
^pruchcollegien  .gefällte  Strafurtheile  kennen 
geli^nit ;  habe 9.  «fo.^.dvurA^  mein  Zeugniss  über 
di(;^>rn^Qere    Praxis  nicht  ohne    alles   Gewicht 
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Yorrede'  zur^  zweiten  Ausgabe; 
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TT  ährcnd  bei  der  ersten  Au8arbeith6^  diti^ 
ses  Lehrbaches  mein  Hanptaügeniuerk  älif  ^dii 
wLssenschaftlicbe  Darstellung^  des  GmÜzem'^ft^ 
richtet  war,  habe  ich  mich  seitdem  Torzflgc^ 
lieh  mit  sorgfaltiger  PrQfang  und  Verbetoc^ 
mng  des  Einzelnen  beschSfUgcf. 

Der  Plan  Aes  Buches ,  -welcher  sich  mir 
bei  den  Vorlesnngen  als  den  Forderungen  dIM 
Systemes  und  der  Methode  entsprechend' <  e^ 
probte  9  ist  im  Gänsen  beibehalten  worden 
und  hat  nur  folgende  Acnderung  erfahren; 
Die  sammtlichen  Verbrechen  wider  die  Ver- 
mögensrechte  der  Einzelnen,  als  welche  darelt 


VIII  Vorrede. 

Gleiclilieit  des  Gegetutandes  zu  einer  Haupt- 
guttung  vereiaigt  werden,  habe  ich  jetzt  in 
Einem  Titel  zusammengesteM  (Tit.  YI.)  und 
solche  dann  im  Einzelnen  nach  der  verschie- 
denen Begehungsart  abgesonaert.  Sie  werden 
nemlioli ; begangen :.  1). durch  Entwendung  — 
Diebsti^hl  und  Raub  (Cap.  L  II.)j  2)  durch 
Unterschlagung  (Cap.  III.);  3)  durch  Er- 
pressung (Cap.  IV.)}  4)  durch  Verletzung 
dqf,  Wahrheit  —  Fälschung  und  Betrug, 
wcilclfp^  nun  uls  verschiadene  Arten  dieser  Gat- 
twgv  d^gestellt  siimI  (Cap.  V,);  S)  durch 
Beschädigiiqg  fremder  Sachen  (Cap .  VI . )« 
B^  dieser ;  verbesß0i:ten  Anordnung  tritt  nicht 
nur,  neben  der  Einheit  der  Gattung,  die  Ver- 
schiedenheit ihrer  einzelnen  Arten  klarer  und 
bestimmter  hervor ,  sondern  es  wird  auch  das 
3ysteni  vereinfachtf 

,  .     üKu     den     Vermehrungei^     gehören    theils 
mehrere  ganz  neue  Paragraphen,  als :  §.  7.  fr. 

58,   40.    45.   35.   64.    124.   143.    23S.  a. 
23S.  h.  265— 26S.   266—268.   270^275. 


Vorred?.  IX 

278—280.  297.  309.  369.  «)j  theih  eine 
reiphare  Literabir  hß^im^^w ;  aus  der  .  neiiestein 
Zeit;  tkeiU  viele  tfläutern^e  mid  beriektigeii- 
de  Anmerliaogen.  \     , 

Die  Verh€$$etrungen  j  toyt^AA^uK  Rfickiidkt 
des  Inlultes .  t  ak  der  DarsteUung  | :  'sind ;  ^  M 
zahlreich,  daw  nur  ein.  Ueipier  Theil  \^t 
Paragraphen  ohne  Veränderung  geblieben  ist. 
Nirgends  wird  nljiaft  dabei  Attt  Einfluss  der  le* 
bendigen  Bewegung,  welcher  sich  die  Straf- 
rechtswissenschaft zu  erfreuen  hat,  und  die 
stete  Beachtung  der  Erinnerungen  und  For- 
schungen anderer  Gelehrten  Termissen,  nir- 
gends starres  Festhalten  an  einmal  aufgestell- 
te Ansichten  bemerken.  Mit  Recht  darf  ich 
also  diese  Ausgabe  eine  vermehrte  und  durch- 
aus verbesserte  nennen.  Mag  nun  gleich  das 
Buch  auch  in  seiner  jetzigen  Gestalt  immer 
noch  Vieles    zu   wünschen   übrig    lassen,     so 

a)  Die  Paragraphenzahlen  der  ersten  Ausgabe  sind  ne- 
ben denen  der  zweiten  eingeklammert  und  mit  klei- 
neren Ziffern  beigedruckt. 


X  Vorrede. 

inrd  doch  eioe  so  sorgfältige  Revision  wenig- 
Menä  den  B^weils  liefern  ^  wie  sehr  ich  danach 
strebte,  dasselbe  mit  den  Vorzügen  eines  dem 
heutigen  Zustande  der  Wissenschaft  entspre- 
cheif den  und  sowohl  für  den  akademischen 
Unterncht^ '  als  für  den  prlaktischen  Gebrauch 
j^ignetcn  Lehrbuches  auszustatten. 
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Einleitung.      Begniiidui^gp.    dc;r.  Strafrechtswissen* 

schafL 

Erstes  Buch.  ,  Von  Verbpec^en  überhaupt 

Zweites  Buch.     Von     Sijpafjg^ß^en     und    Strafen 

..überhaupt.       ^.,-  V/>^ 

Drittes  Buch,  Von,  Anwendung/ der  .Stra^ia«^t9;| 

Besonderer  Theil. 

Erster   Titel.    Von  Verbrechen  wider   das  Leben 

Anderer. 

Zweiter   Titel.     Von    Beschädi^ng^en    und    Miss- 
handlungen an  der  Person. 

Dritter  Titel.    Von  Verbrechen  wider  die  persön- 
liche Freiheit. 

Vierter  Titel.     Von  EhrverlctÄungcu. 
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Fünfter  Titel.    Von  Verletzung  der  Faniilienrechte. 

Sechster  Titel.    Von    den    Verbrechen    wider    die 

Vermüsrensrechte. 

'Erstes  CapiieL    Von  dem  Diebstahle. 

Zioeiiea  CapiieL    Von  dem  Raube. 

Drittes  Capitel.    Von  der  Unterschlagung. 
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Fünftes' C^ttet,    Von  der  Fälschung  und  dem  Betrüge. 

Sechstes  Capitel.    Von  der  Beschädigung  fremder  Sachen. 

Siebenter  Titel.    Von   Verbrechen   wider    die    öf- 
fentliche Sicherheit. 

..  :  .    •  '  - 

Achter  Titel.    Von  Verbrechen   wider    öfifentliclie 

Treue  und  Glauben. 

Neunter  Titel.    Von  Verbrechen,  welche  Religion 
' ' " '^    und^'Sittliciikeik  gefährden. 

Zehnter  Titel.    Von  Verbrechen,  welche  den  Ver- 

^^^^  ■mögenswönlstähd  der  Bürger  ge- 
1      i  i-     i)  föhlfden.  ^ 

Elfter  Titel.    Von  Staatsverbrechen. 

Bwdlfter  Titet.  '  Vöri  Re^erungsverbrechen. 

Dreizehnter  Titel.    Von    den    besonderen   Verbre- 

eben  der  dffentlidien  Beamten. 
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Einleitung, 

I)  Begriff  det  Stimfrechts.    §.  1. 

II)  Eintheilungen.    §.  2. 

III)  Umfang  und  Theile.    §.  3. . 
lY)    Quellen.    §.  4.  5. 

Y)    Hülfsmitttl.    §.  6.  7. 
YI)    Wissenschaftliche  Behandlung  des  Straf- 
rechts.   S*  7«  b» 

AUgemeiner  TheU. 

Einleitung.      Begründung    der    StrafrMhtswis- 

seib^kaft.' 


Yorerinnerung.    f.  8. 

I)    Deduciion  de»  StrafrechU. 

A)  Aufgabe  für  die  StaaUgewalt    §.  9. 

B)  Mittel  zu  deren  USnnngi 

1)  Ueberhaupt.    §.  10.  ^ 

2)  Insbesondere  von  der  Warnung  durch  das  Straf- 

gesetz :  I 

a)  Zweckmässigkeit  derselben.    {•  IL 

b)  Nothwendigkeit    §.  12. 

c)  Rechtmässigkeit    §.  13. 

C)  Strafrecht.    $.14. 
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II)    Allgemeine  Grundbegriffe: 

A)  Strafgesetz.    §.  15. 

B)  Strafe.    §;  16. 

1),    Zweck  der  Strafe  und  zwar: 

a)  der  Strafdrohung.    §.  17. 

b)  der  Bestrafung.    §.  18. 

2)    RechtSjgrund  der  Strafe.    {.  19. 
€)    Verbrechen.    §.  20. 

ni)    Allgemeine  Rechisgrundsäize  i 

A)  Höchster  Grundsatz  des  Strafrechts.    $•  21. 

B)  Abgeleitete  allgemeine  Grundsätze: 

1)  für  den  Strärgbse^gebei'.    $:  22. 

2)  für  den  Strafrichter,    §.  23. 

IV)    Darstellung    der  verschiedenen  SirafreclUsiheorieen, 
§.24.       ;    '[    •:,.     *,'       ■     . 

A)  Einfache  Straftheorieen : 

1)  Absolute  Theorieen.    S«  2$., 

2)  Relatiye  Jt^eorieen: 

2C)    Vergütungstheorieen.    §•  26. 
fß)    Verhütungstheoricen: 
a)  ^Stfafandrohungstheorieen.    §•  27. 
o)  «Abschreckungsih'eorie.    §.  28. 
^)    Warnungstheorie.    §.  29. 
-  i!   b);  Sirafzufügungstheorieen.  =  §^  30. . 

B)  Zusammengesetzte  Straftheojcieen.    §•  31. 

Erstes  Buch.     Von  Verbrechen. rüberkaupt. 

Erster  Titel.    Begriff  tmd' ^ntheilungen  der  Vcrhrechen. 

I)  Begriff  des  Verbrechens.    §.  32. 

II)  Eintheilungen: 


■  i 


A)  in  Rübksicht  des  Gegem^tandes.    §.  33. 

B)  des  Subjects.    §.  34. 

C)  der  HatodUng;    §.  35.' 

D)  der  Strafe.    §.'36.  37.< 
£)  der  Strafwürdigkeit.    §.  38. 

F)  der  gesetzlichen  BesUnuauiigeB.    §.  39. 


I  ■ 
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Zweiter  Titel.    Allgemeine  Erfordemiw  der  Veirbrechen. 
Vorerinnerung.    §.  40. 
Erster  Abschnitt.     Erfordernisse  In  Hinsicht  des  Suh^ 

J€Ct9: 

I)  Im  Allgemeinen.    §.  41. 

II)  Von  einzeln^  Arten. der  Personen: 

A)  Von  moraliscbeji  Personen,    fi.  42. 

B)  Vom  Regenten.    §.  43. 

€)    Voa  Preinden.  und  von  Untertbanen  im  Am- 

■■■.        :/i.li.»' 

lande.    S.  44. 

Zweiter  Abschnitt,    Erfordernisse  in  Ansehung  des  Ge- 
genstandes : 

a)  von  dein  nnmittHbaren  Gegenstände.    §.  45. 

b)  ^on  dem  ihittel baren  Gegenstande.    {.  46. 

Dritter  Abschnitt.     Erfordernisse    in    Rücksicht    der 

Handlung. 

I)    Aeussere  Erfordernisse: 

A)  Erkennbarkeit.    {•  47. 

B)  Gesetzwidrigkeit.    §.  48. 

1)  Von  den  Gründen,  welche  die  Gesetzwidrig- 
keit der  Handlung  ausschliessen ,  über- 
haupt.   {.  49. 

2)  Insbesondere  von  der  ITothwehr: 

a)  Begriff.    S*  60. 

b)  Bedingungen  der  Nothwehr.    §.  SL 
^     c) '  Greniifen  der  Nothwehr.    §.52. 

II)    Inneres  Erfordemiis  der  Handlung  (Yenchvl« 
dung).    §.53. 

Dritter  Titel.    Von  einigen  allgemeinen   Versehiedenkti» 

ten  der  Begehung  der  Verbrechen* 

Vorerinnerung.    §.  64. 

Erstes  Capitel.    Von  dem  rechtswidrigen  Vörsaiie  and 

von  der  Fakrläsngieit, 
Einleitung.    §.  6& 

I)    Von  4mm  itehtswidrigea  V^rHaitt 
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'         A)    Begriff.    §.56. 
B)    Arten.    §.  57. 
.  C)    Beweis  des  Polos.    §.  68. 

II)    Von  der  Fahrläs»igke$t: 

A)  Begriff.    §.  69. 

B)  Erfordernisse,    f.  60. 

C)  Arten  und  Stufen' der  Culpa: 

I)    In  Hinsicht  des  Grundes  der  Verschuldung« 

§.  61. 
!l)    In  Hinsicht  des  Csusalverhältnisses.  §.  62. 

^  III)    Vom  ZuBommentrelfen  des  Dolus   und  der  Cul-> 
pa.    §.  63. 

Zweites  Capitel.     Von  den  verschiedenen  Arten  der 

verbrecherischen  ThätigkeiU    §.  64. 

Drittes  Capitel.    Von  der  Vollendung  und  dem  Versu- 
che eines  Verbrechens. 

I)  Vollendung: 

A)  Begriff.    §.  65, 

B)  Voii    dem  Caiisalverhältnisse    zwischen   That 
und  Erfolg.    §.66. 

II)  Versuch: 

A)  Begriff.    §.  67v 

B)  Arien  und  Stufen: 

1)  Beendigter  Versuch.    §.  68. 

2)  Pficht  beendigter  Versuch.    §.  69. 

C)  Grund  der  Strafbarkeit  des  Versuches.    §.  70. 

D)  Straflose  Versuchshandlungen.    §.  71. 

ni)    Zusammentreffen  eines  vollendeten  Verbrechens 
und  eines  Versuches.    §•  72* 

Viertes  Capitel.    Von  der  Theilnahme  Mehrerer  an  ei- 
nem Verbrechen* 

^I)    Von  der  Theilnahme  überhaupt: 

A)  Betriff  und  Arten.    §.  73. 

B)  Allgemeine  Verschiedenheiten  derselben.  §.74. 

II)    Von  den  einselpen  Arten  der  Theilnahme: 
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A)  Urheber y  Miturheber: 

1)  Begrlfr.    §.  75. 

2)  Von  einigen    besonderen  Arten   der  Mitur- 
heber: 

a)  Anstifter.    {•  76. 

b)  Yertragsmässige    Miturheber.      Complott. 
Bande.    §•  77.^ 

B)  Gehülfen.    §«  76. 

C)  Begünstigen    §•  79* 

Vierier  Titel.    Von  der  Gröne,    oder  den  Graden  der 

Sirafharkeit  der  Terbrecheii. 
£inleilung: 

D    Allgemeiner  Grundsatz.    §.  80« 

II)    Erkenntnissgründe  der  Grösse  der  Verbrechen. 
§.  81. 

£rstes  Capitel.    Von  der  objecHven  Strafbarkeit: 

I)  Nach  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes,   und 
zwar : 

A)  des  bedrohetied  Rechtes*    §.  82« 

B)  der  bedroheten  Person.    §.  83. 

II)  Nach    der    verbrecherischen    Thätigkelt^     Und 
zwar: 

A)  nach  der  Art  der  Thatigkeit.    {.  84. 

B)  nach  dem  Grade  der  Ausführung  des  Verbre- 
chens,   fi.  85. 

C)  nach  der  Richtung  der  Thatigkeit: 

1)  Strafbarkeit  ^der  Theilnahme  im  Allgemei- 
nen.   §.  86. 

2)  Strafbarkeit  der  einzelnen  Arten  der  Theil- 
nehmer.    $.  87  —  89. 

Zweites  Capitel.    Von  der  iubjectiven  Strafbarkeit. 

Vorerinnerung.    S*  90« 

Erster  Abschnitt.    Von  der  subjecti%'en  Strafbarkeit 

9ar$äixlicher  Verbrechen. 

I)    Im  Ailgemeineft: 


** 
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A)  Aufstellung  det  subjectiveD  Maassstabeg.  §.91. 

B)  Nothwendigkeit  und  Gebrauch  dieses  Maass- 
stabes.    {.  92. 

II)    Im  Einzelnen: 

A)  Von  der  subjectiven  Strafbarkeit  nach  der 
Beschaffenheit  des  Bewuistseyns,    §.  93. 

B)  Yon  der  subjectiven  Strafbarkeit  nach  der 
Gefährlichkeit  des  Willens.    §.  94. 

1)  Allgemeine  Erkenntnissgründe  der  Gefähr- 
lichkeit des  Willens.    §.  95. 

2)  Besondere  Erkenntnissgründe  der  Gefähr- 
lichkeit des  Willens.    §.  96.  97. 

Zweiter  Abschnitt.    Von    der   subjectiven   Strafbar- 
keit culposer  Verbrechen. 

I)     Ueberhaupt.    §.  98. 

II}    Mit  Rücksicht  auf  die  Arten  und  Grade   der 
Culpa.    §.  99. 

Zweites  Buch.     Von  Strafgesetzen  und  Strafen 

überhaupt. 

Erster  Titel.    Vob  Strafgesetzen. 

I)  Begriff  und  Natur  des  Strafgesetzes.    §.  100. 

II)  Verbindungskraft  desselben: 

A)  in  Hinsicht  der  Personen.    §.  101- 

B)  des  Ortes.    §.  102. 

C)  der  Zeit'  §.  103. 

III)  Arten  der  Strafgesetze.    §•  104. 

Zweiter  Titel.     Von  den  Strafen. 
Erstes  Capitel.    Von  den  Strafen  cm  Allgemeinen. 
•  I)    Natur  der  Strafe.    §.  105. 

H)    Erfordernisse  der  Strafe: 

A)  in  Hinsicht  der  Androhung.    §.  106. 

B)  der  Zufügung.    ^.  107. 

III)    Eintheilungen  der  Strafen,    f.  108.  109. 
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Zweites  CapiteL    Von  den  einzelnen  Sirafarten, 

I)  Todesstrafen.    {.  110.  111. 

II)  Leibesstrafen.    §.  112. 
ni)  Freiheiustrafen.    §.  113. 
lY)  Ehrenstrafen.    §.  114. 

Y)    Yermögensstrafen.    §.  115. 

Drittes  Capitel.    Yon  dem  Verhältnieee  der  Strafarten 

EQ  einander* 

I)  Allgemeine  Regel.    §•  116. 

II)  An-wendnng  derselben:         ' 

A)  Abstufung  der  Strafen.    {.  117» 

B)  Gleichstellung  de;:  Strafen,    g.  118. 

Drittes  Buch.     Von    Anwendung   der  Strafge- 
setze. 

Einleitung*    1)  Yon  dem  Rechte  der  Anwendung.    §.  1194 
2)  Arten  der  Anwendung.    §.  120, 

Erster  Titel.    Yon  der  Anwendung  der  Strafgesetze  über* 

haupt, 

Erstes  Capitel.    Bedingungen  der  Anwendung. 
Yorerinnerong.    §.  J121. 

Erster  Abschnitt.    Yon  dem  Thalbestande  überhaupt« 

I)  Begriff  des  Thatbestandes.    §.  122. 

II)  Eintheilungen  desselben.    §.  123. 

III)  Yon  dem  allgemeinen  Thatbesunde.    §.  124. 

Zweiter  Abschnitt.    Insbesondere  Yon  der  Zurechen^ 

barkeit. 

I)  Begriff  der  Zurechnung.    §.  125. 

II)  Bedingungen  der  Zurechnung.    §.  126. 

III)  Gründe,    welche    die  Zurechnung   ausschlie- 

ssen.    ]•  127. 
A)    BAangel   des  Bewnsstseyns  der  Strafgesets- 

widrigkeit    §.  128< 

■  .  . .  « . 

♦*2 
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B)    Mangel  der  Freiheit  des  Handelns.    §.  12^ • 

Zweites  Capitel.    Von  den  Ursachen  ^  welche  die^   atrs 

sich  begründete  Anwendung  des  Straf- 
gesetzes ausschliessen, 
Vorerinnerung.    §.  130. 

I)     Begnadigung.    §.  131. 

-.II)    Verjährung.    §.132—134. 

III)  Tod  des  Verbrechers.    §•  135. 

Zweiter   Titel,     Von   der  Anwendung  mit  Rucksicht   auf 

die  verschiedenen  Arten  der  Strafgesetze, 

Erstes  Capitel.    Von  Anwendung  ganz  bestimmter  Straf- 
gesetze. 

Einleitung.    §.  136. 

Erster  Abschnitt.    Von  der  Strafmilderung, 

I)  Begriff  der  Strafmilderung.    §.  137. 

II)  Von  dem  Milderungsrechte.    §.  138. 

III)  Von  den  Milderungsgründen: 
''           A)    itß  Allgemeinen.    §.  139. 

B)    Einzelne y  und  zwar: 

1)  objectiTc  Milderungsgründe.    §.  140. 

2)  subjcctive  MUderungsgründe. 

>^  a)    Beschränkung  der  Einsicht.    §.  141.  a. 

b)    Geringere   Gefährlichkeit    des   Willens. 
§.  141.  b. 
Anhang  von  gänzlich  oder  beziehungsweise  un- 
ächten  Mildernngsgründen.    §.  142. 

Zweiter  Abschnitt.    Von  der  Strafschärfung. 

I)  Begriff  der  Strafschärfung.    §.  143.      ^ 

II)  Von  dem  Schärfungsrechte.    §.  144. 

III)  Von  den  Schärfungsgründen: 

A)  überhaupt.    §.  145. 

B)  insbesondere  vom  Rückfalle.    §.  146. 

'"Dritter  Abschnitt.    Von  der  Strafvetwandlung. 
'   I)    Von  dem  Verwändlungsrechte.    §.  147» 
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.    II)    Von  den  Gründen  der  Strafverwandlung..  {•  148. 

Zweites  Capitel.    Von  der  Anwendang  #an2  unbeitimm" 

tev  Strafgesetze. 

I)  Ueberhaupt.    $.  149. 

II)  Einzelne  Entscheidiingfquellen.    §.  150. 

Drittes  Capitel.     Von  der  Anwendung  iheilioeiie   le*  % 

atimmter  Strafgesetze. 

I)  Im  Allgemeinen.    §.  151. 

II)  Mit  Rücksicht  auf   einzelne  Arten    derselben, 
§.  152. 

Dritter  TiieU    Von  Anwendtmg  der  Strafgesetze  beim  Zu^ 

eammentreffen  mehrerer  Verbrechen  ^    oder 
Strafen, 

I)  Vom  Zusammenflüsse  der  Verbrechen, 

A)  Begriff.    §.  153. 

B)  Arten.    §.  154. 

C)  Von  Bestrafung  zusammenfliessender  Verbrechen : 

1)  allgemeiner  Grundsatz,    f.  155. 

2)  Einschränkungen  des  allgemeinen  Grundsatzes. 
§.  156. 

II)  Vom  ZusammentreflEen  der  Strafen : 

A)  bei  dem  nemlichen  Verbrechen.    §.  157. 

B)  bei  zusammeufliessenden  Verbrechen.    §.  158. 

Besonderer  Theil. 

Einleitung. 

1)  Gegenstande  des  besonderen  Theiles.    §.  159«  a. 

2)  System  desselben.    §.  159.  b. 

Erster  Titel.     Von  Verbrechen  wider  das  Le- 
ben. 

Erstes  Capitel,  .  Von  dem  Verbrechen  der  Tödtung, 
Erster  AbschniU.    \fla  fler  Tödtung  überhaupt 
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I)  Begriff.    §.  160. 

II)  Thatbestand.    §.  161.  162. 

III)  Eintheilungen  der  Tödtang.    $•  1^ 

Zweiter  Abschnitt.    Von'  den  Gattungen  und  Arten  de 

Todtung. 

Ente  Abtheil ang.    Yon  der  einfachen  Tödtung. 

I)  Von  dem  Morde.    §.  164.  165. 

II)  Von  dem  Todtschlage.    §.  166. 

III)  Von  der  Theilnahme  Mehrerer  an  einer   vei 
I  übten  Tödtung.    §.  167. 

IV)  Von  der  culposen  Tödtung.    §^  169. 

V)  Von  dem  Versuche  der  Tödtung.    §.  169» 

Zweite  Abtheiiung.  .  Von   der  gesetzlich  ausgezeicli 

neten  Tödtung. 

Vorerinnerung.    §.  170. 

I)  Giftmord.    S-  171-  172. 

II)  Mord    mit  Verletzung    besonderer  Pflichter 
§.  17a.  174. 

III)  Kindesmord.    §.175—179. 

Zweites  Capitel.     Von   lebensgefährlichen  Handlungen  i 

Rücksicht  der  Leibesfrucht  ^  oder  hülfs 
bedürftiger  Kinder. 

I)  Veranstaltung  einer  hülflosen  Niederkunft.    §.  18( 

II)  Abtreibung  der  Leibesfrucht,    f.  181  —  183. 
HI)  Kindesaussetzung.    §.  184  —  186. 

Zweiter  Titel.     Von  Beschäidigungen  und  Miss 

handlangen  an  der  Person. 

Erstes  Capitel,    Gesundheitsverletzung. 

I)  BegriflF.    §.  187. 

II)  Strafe:  "' 

A>    nach  aIVgemeinen  Verschiedenheiten.    §.  188. 
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B)    nach  eigenthämlichen  V«nKbiedeiih«ilcn.  f.  189. 

Zweites  Capitel.    Miitbraueh  tut  Unmeki. 

I)  Nothzucht    {.  I90--193. 

II)  Schändong.    §.  193.  194L 

Dritter  Titel.      Verbrechen  wider  die   persön- 
liche Freiheit. 

Einleitung,    §.  195. 

I)  Einsperrung.    §.  196. 

II)  MenscbenraMb.    §.  197-^199. 

III)  Entführung.    §.200  —  209. 

Vierter  Titel.     Von  Ehrverletzungen. 

Einleitung.    Ueber  Ehre  und  Ehrenrechte. 

I)  Begriff  der  Ehre.    §.  203. 

II)  Arten  der  Ehre: 

A)  Ehre  im  engeren  Sii&ne: 

1)  geraeine  Ehre.    §.  204. 

2)  besondere  Ehre.    §.  20& 

B)  Guter  Name.    §.  206. 

Erstes  Capitel.    Von  EhryerletKungea  überhaupt. 

I)  Begriff  der  Ehrverletzung.    §.  2Ö7. 

II)  ThatbesUnd. 

A)  Erfordernisse  in  Hinsicht  des  Gegenstandes.  §.  208. 

B)  der  Handlung.    §.  209.  210. 

C)  des  Subjects.    5*  211. 

in)   Arien  der  Ehrverletmng: 

A)  Verläumdung   und    Inji;irie    im   engeren   Sinne« 
§.  212. 

B)  Reine  und  gemischte  Ehrverletzungen.    §.  213. 

C)  Unmittelbare  und  mittelbare  Injurien.    §.  214. 

D)  Oeffentliche  und  Privatinjurien.    §.  215. 
£)    Schwere  und  leichte  Injurien«    {.  216. 
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IV)    Strafe  der  Ehrrerletzangen. 

A)  Sutthaffi|;keit  der  Bestrafung: 

1)  Besondere  Bedingungen  derselben.    §.  217. 

2)  Besondere  Gründe,  welche  dieselbe  ausschli 
ssen.    §.  218. 

B)  Arten  der  Strafe: 

1)  Privatstrafe.    §.  219. 

2)  Gemischte  Strafen.    §.  220. 

3)  Oeffentliche  Strafe.    §.  221. 

€)    Vom  Zusammentreffen  der  verschiedenen  Stra 
arten.    §.  222. 

Zweitem  Capitel.    Inshetondere  von  dem  Pasquille. 

I)  Vom  Pasquille  überhaupt.    §.  223. 

II)  Arten  des  Pasquills: 

A)  Schmähschrift.    §.  224. 

B)  PasquiU  im  engeren  Sinne.    §.  225. 

Fünfter  Titel.     Verletzung  der  Familienrechic 

Erstes  Capitel.    Von  Unterdrückung  und  Anmaassung  di 

Familienstandes.    §.  226.  227. 

Zweites  Capitel,    Von  Verletzung  der  ehelichen  Treue 

I)  Vom  Ehebruche.    §.  228  —  231. 

II)  Von  der  Bigamie.    §.  232—234. 

Sechster  Titel.     Von    den    Verbrechen    widi 

die  Vermögensrechte. 

Allgemeine  Einleitung: 

1)  Gattung  und  Arten  dieser  Verbrechen.    §.  235.  a 

2)  Allgemeine   Rücksichten  der  objeetiTen  Strafba 
keit  dei«elben.    §.  23S.  6. 

Erstes  Capitel.    Von  dem  Diebstahle. 

Einleitung.    Ueber  das  Römische  Furtum. 

I)     Begriir.    j.  236. 

U)    Strafe.    §.  23t. 
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Erster  Abschnitt,    Vom  Diebstahle  überhmifi. 

I)  Begriff  des  DiebsUhls.    {.  238. 

II)  Thatbesund.    §.  239  —  241. 

III)  Eintheilaogen.    §.  212.  213. 

IV)  Strafe  des  Diebstahls,    f.  244. 

Zweiter  Abschnitt.    Von  den  einzelnen  Arien  des  Dieb- 
stahls. 

Erste  Abtheilung.    Einfacher  Diebstahl. 

I)    Kleiner y   nnd  zwar: 

A)  erster  Diebsuhl.    §.  245. 

B)  zweiter.    §.  246. 

U)    Grosser  Diebsuhl.    }.  247.  248. 

Zweite  Abtheilung.    Von   den^ gesetzlich  ausgexeich» 

neten  Diebstählen. 

I)  Gefahrlicher  Diebstahl: 

A)  überhaupt.    §.  249.  ^ 

B)  Einzelne  Arten  desselben.    §.  250—252. 

C)  Vollendung  des  gefährlichen  Diebsuhls.  §.  253. 

D)  Strafe.    §.  254. 

II)  KirchendiebsUhl.    §.  255.  256. 

III)  Dritter  Diebsuhl.    §.  257. 

IV)  Von  einigen  im  Rom.  Rechte,  oder  durch 
Landesgesetze  ausgezeichneten  Arten  des 
Diebsuhls.    §.  258.  259. 

Zweites  Capitel,    Von  dem  Raube. 

I)  Begriff  des  Raubes.    §.  260. 

II)  Thatbestand.    §.261. 

III)  Strafe.    §.  262. 

Drittes  Capitel.    Von  der  Unterschlagnng. 

I)  Begriff  und  Natnr  der  Unterschlagung.    §•  963. 

II)  Thatbestand.    §.  264. 
lU)  Strafe.    §.  265. 
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Viertes  CapditL^  Von  der  Erpressung. 

I)  Begriff  un4  Natuj.    §.  266w 

II)  Thatbestand.    §.  267. 

III)  Strafe.    §.268. 

Fünftes  CapiteL  .  Yon  d^r  Fälschung  and  dem  Betrüge. 
Einleitung  g 

I)  lieber  die  Rechte   in  Hinsicht  der  Wahrheit 
§.269. 

II)  Römisches  Recht  über  falsum  und  stell ionatus 
i.  270. 

in)  Wahrheitsverletzung  .  als    eignes    Verbrechen 
§.271. 

IV)  Unterschied    zwischen  Fälschung    und  Betrug 
§.  272.  . 

V)  Stellung  beider  Verbrechen  im  Systeme.  §.  27^ 
Erster  Abschnitt.    Von  der  Fälschung. 

I)     Begriff  und  Thatbestand.    §.  274L 
U)    Vollendung.    §.  275. 

III)  Eintheilungen.    §.  276. 

IV)  Strafe  der  Fälschung.    §.  277. 
Zweiter  Abschnitt»    Von  dem  Betrüge, 

I)  Begriff  und  Thatbestand.    §.  278. 

II)  Arten  des  Betruges.    §•  279. 
UI)  Strafe.    §.  280. 

Sechstes  CapiteL    Von  Beschädigung  fremder  Sachen. 
D     Begriff  und  Thatbestand.    §.  281. 
n)    Strafe.    §.  282. 

Siebenter   Titel.     Von  Verbrechen    vfider    di 

öffentliche  Sicherheit. 

Erstes  CapiteL    Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  durc 

Gewaltthätigkeiten. 
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I)  Von  dem  Verbrechen  der  Gewaltth&tißkeit  im  AiU 
gemeinen.    §.  283—286. 

II)  Von  einigen  be$onderen  Arten  der  Gewaltthätigkeit. 

A)  Landfrieden^brucb.    §•  287. 

B)  Landzwang.    §.  288. 

C)  Störung  des  Gottesdienstes.    §.  289. 

D)  Hans-  und  Burgfriedensbruch.    §.  290. 

Zweites   CapiteL     Störung    der    öfTentlichen    Sicherheit 

durch  verursachte  Feuers-  ond  Was- 
strsgefahr, 

I)  Brandstiftung.    {.291—294. 

II)  Feuerverwahrlosung.    {•  295» 

in)  Ueberschwemmungsstiftung.    {.  298. 

Aditet*  Titel.     Von  Verbrechen  wider   öffent- 
liche Treue  und  Glauben. 

Vorerinnerung.    §.  297. 

lS.utes  CapiteL    Von  Verbrechen  wider  die  Sicherheit 

des  öffentlichen  Verkehrs. 

I)  Fälschung  und  Betrug  in  Hinsicht  der  Gegenstände 
des  Verkehrs.    §.  298. 

II)  in  Ansehung  der  zur  Sicherung  des  Verkehrs  die- 
nenden öffenüichen  Zeichen.    §.  299. 

III)  in  Rücksicht  des  allgenieineB  Tauschnitteis.  Münz- 
fälschung.   §.  300—302. 

Zweites  Capitel.    Von  Verl^Uung  des  öffentlichen  Ver- 
trauens : 

I)  Meineid.    303—308. 

II)  Fälschung  öffentlicher  Urkunden.    §.  309. 

III)  Grenzverrückung.    §.  310, 

IV)  Falsche  Anklage  und  Angebung.    §.  311. 

V)  Prävaricatiott.    §.  3X2.  313. 
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VI)  Betrügliches  ScbuldemiiAchen.    §.  314. 
Yll)  Bankerot.    §.  315. 

Neunter  Titel.     Von  Verbrechen  ^  welche  Re 

gion  und  Sittlichkeit  gefährde 

Erstes  CapiteL    Von  den  s,  g.  Religionsverbrechen. 

I)  Ueberhaupt.    §.  316. 

II)  Insbesondere  von  der  Blasphemie.    §.  317.  318. 

Zweites  CapiteL    Von  den  ünziichtsverbrechen. 

Erster  Abschnitt.    Von  Unzucbtsverbrechen  überhau 

§..319— 321, 

Zweiler  Abschnitt.    Von  den  einzeinen  Arten  der  L 

Zuchtsverbrechen. 

I)  Ausserehel icher  Beischlaf: 

A)  Schwächung.    §.  322. 

B)  Hurerei.  -  §.  323. 

C)  Concubinat.    §.  324. 

II)  Incest.    §.  325—327. 

III)  Sodomie.    §.  328.  3)9. 

Dritter  Abschnitt.    Von  der  Beihäife  zu  Unzuchtsv« 

brechen.    Kuppelei.    §.  330  —  33 

Zehnter  Titel.     Von  Verbrechen,    welche  d 

Vermögenswohlstand  der  Bii 
ger  gefährden. 

Erstes  Capitel.    Von  dem  Wucher. 

I)  Zinsvrucher.    §.  334.  336. 

II)  Wucherlicher  Kauf  der  Früchte  vor  der  £rn 
§.336. 

Zweites  Capitel.    Von  dem  Dardanariaie.    §.  337  —  331 

Elfter  TiteL     Von  Staatsverbrechen. 

Einleitung.    §.  340. 
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Er8te8  CofittL    Hocko4rraUu 

I)  Begriff.    £.  341. 

II)  Thatbesund: 

A)  Erfordernisse   in  Hinsicht   des  Gegenstandei« 
S.  312. 

B)  der  Handlung.    §.  343. 

C)  des  Subjects.    §•  ^4. 

III)  Yollendang  des  Hocbverrathes.    §•  345. 

IV)  Strafe.    §.  346. 

Y)    Eigenheiten.    $.  347. 
Ztt,tiU9  CapiteL    Majestätsheleidigung.    §.  348—350. 

Zwölfter  Titel.     Von  Regierungsverbrechen. 

Einleitung.    §.  351. 

I)  Anmaassung  von  Regierungsrechten.    $.  352. 

II)  Amtserschleichung.    §.353  —  356. 

III)  Bestechung  der  Staatsbeamten.    $•  355. 

IV)  Unerlaubte  Selbsthülfe:  ^ 

A)  Ueberhaupt    §.  357.  358. 

B)  Insbesondere  vom  Zweikampfe.    §.  359.  360« 

V)  Widersetzung  gegen  die  Obrigkeit: 

A)  Ueberhaupt    §•  36!.' 

B)  Insbesondere  Aufruhr.    §•  362— 364. 

VI)  Befreiung  eines  Gefangenen.    §.  365—368. 

hwzehüer  Titel.  Von  den  besonderen  Ver- 
brechen der  öffentlichen 
Beamten. 

Ebleitung.    §.  369. 

l^Tittg  CapiteL    Von  den  Amtsverbrechen  Überhaupt. 

I)  Begriff  der  Amtsverbrechen.    $.  370. 

II)  Eintheilungen.    §•  371. 
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III)  Theilnahme  an  Amtstcrbrechen.    §.  872. 

IV)  Statthaftigkeit  einer  Untersuchung  der  Amuver- 
brechen.    §•  373. 

V)  Strafe  der  Am  tsverbrechen.    }•  374. 

Zweites  Capitei.     Von  einzelnen  Arten  genannter  Amts- 

verbrechen. 

Einleitung.    §•  375. 

D      Missbrauch  der  Amtsgewalt: 

A)  Ueberhaupt.    §•  376« 

B)  Insbesondere  Missbrauch  der  Strafgevalt.  §.  377. 

II)  Erpressung.    §.  378. 

III)  Beugung  des  Rechtes,    g.  379. 
lY)  Bestechung.    §.  380. 

Y)    Unerlaubte  Annahme  von  Geschenken.    §.  381. 
YD  Veruntreuung.    §.  382 — 385. 


•  •  I .  ■ 
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I)    Begriff  des  StrafrecMs. 

Strafreehtsfvtssensehmft  (ins  erhnÜM'- 
le^    ms  poenah  y  peinliches  Recht  ^    Strafrecht) 
.  ist    der   geordnete   Inbegriff'   der  Rechtslehren^ 
welche  das  Verhältniss  des  Staats  gegen  Ueber- 
ireter   der  Strafgesetze   betreffen.      Dieser   Be- 
griff stellt  das  Strafrecht  als  einen  Zweig  des 
öjfenüichen  Aechtes    dar  ^ ) ,    bestimmt    dessen 
Umfang  ^ )  ^    und    unterscheidet    dasselbe    Ton 
verwandten  Wissenschaften,    insbesondere  Yon 
Strafpolitik ^  Strafprocess  (§•  3.  n.  c*)y   StTtif-^ 
foVzei  ^)  ,  Privalrecht  *)  und  Moral  f). 

a)  von  Droste^'Hülshoff  Einieitung  in  das  gemeine 
Deutsche  CriminalrecM.    Bonn  1826. 

()  meinschrod  hk  der  systemai.  Entwielelwng  der 
Grundbegriffe  de»  peinl.  Rechte.  Th.  IIL  §..130.  hält 
^   Stnfrcicht  ftr   einen   Theil    des  Frivait eckte. 
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Eben  so  N.  Fnick  in  s.  Jurist.  Encyclopädie.  %.  3ö. 
S.  dagegen  M.  Aschenbrenner  im  Archiv  des  Cri- 
minalrechts,   B.  IV.   St-  1.   S.  89  —  105. 

c)  Das  Strafrecht  umfasst  zwar,  seinem  Begriffe  nach, 
sämyntliche  Uebertretungen  der  Strafgesetze;  dock 
werden  darin  nicid  alle  einzelne  Arten  derselben  auf- 
geführt und  abgehandelt,  lieber  die  Grenzen  dieser 
Ausschliessung  fehlt  es  an  einem  allgemeinen  und 
sicheren  Merkmale.  Bauer  Anmerk,  zu  dem  Ent' 
würfe  eines  Strafgeset^b^  Th.  I.  S,  ^L  ff. 

d)  Dann  er  über  das  Verhältniss  der  Polizei  zur  Straf' 
gewalt,    Würzb.  1827. 

1 

e)  Die  Lehre  von  dem  Ersätze  des  durch  ein  Verbre- 
chen verursachten  Schadens  gehört  in  das  Privat^ 
recht. -^  \erg},  M eis  ter  princ^  iur,  crirn,  §.54.55. 
Kleinschrod  AbhandL  aiis  dem  peinl.  R,  Tb.  IIL 
Abth.  2. 

'  f)  jyie  Verwandtschaft  der  TugendUhn  mit  dem-  Straf* 
rechte,  und  die  eben  so' häufige^  als  nachtheiljge 
Vermischung  beider  zeigt  sich  besonders  in  der 
Lehre  von  der  Begrunduii'^  des  Strafrechts  und  voa 
der  subjectfven  Strafbarkeit. 

II)    Eintheilungen  des  Strafrechts, 

I)  In  [Hinsicht  seijuer  Quelle  ist  das  Straf- 
recht  entweder  naiürltclies  .  fpMlosophisches  ^) 
odfer  positives.  Jenes  stellt  die  aus  der  Ver- 
nunft  erkennbaren ,  dieses  hingegen  die  auf 
positiven  K^chtsnormen  hertihenden  Lehren 
dar  ^).  II)  Das  Deutsche  iStrafrecht  ist  ia 
Rücksicht  seiner  AusdehAutig  (Entweder  jfenieir 
ri&  oder  .besondre«.  ,,  Seit  ^fl^^ung  der  Deut- 

i 
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sehen    Reichsverfassun^    hat   jedoch    ersteres^ 

ia  sofern  es  nicht  auf  den  fremden  Hiilfsreeh- 

tcn   beruht  9    die   Eigenschaft  eines   gemeinen 

Rechts    Terloren  ^)j    und    gilt    dalier    in    den 

Ländern,  worin  es  nicht  aufgehoben  ist 9    nur 

noch  als  Landesrecht  ^) ,  und  mit  den  aus  der 

Auflösung  des  Deutschen  Reichs  hen'orgeheu- 

im  Beschränkungen. 


a)  Mit  dem  natürlichen '  oder  philosophischen  Straf- 
rechte  verwechsle  man  nicht  die  FlUlosophie  des  po- 
sUiuen  Sirafrechts. 

h)  Das  natürliche  Strafrecht  enthalt  jedoch  keine  ei- 
gentliche Straf ge setze y  da  dieses  positive  Gesetze 
sind  (§.  100.)*  —  lieber  die  Nothwcndigkeit  einer 
Verbindung  der  philosophischen-  Behandlung  des 
Strafrechts  mit'' den  übrigen  Methoden  s.  §.  76. 

c)  Kleinschröd  über'  den  FJriflusa  def  veränderten 
Staatsverfassung  1)eulschlands  auf  das  Critninalrecht, 
Im  Archiv  des  C.  R.  TII.  355  ff. 

d)  Auch  behält  das  bisherige  gemeine  Strafrecht ,  als 
nothwendige  Einleitung  in  das  Studium  der  Landes» 
recftte ,  seinen  grossen  theoretischen  Werth. 


fi 


; 


§.  5. 

.4  ■ . 

HD    Umfang  iifid  TheiU  dsB  Straf  rechts. 

I)  Der  allgemeine  Theil  des  Straf- 
rechts  ^)  enthält  A)  die  Begrwidung  der  Wis- 
senschaft und  B)  die  Darstellung  der  aUgeniei- 
««i  Lehren  1)  von  P^erbrechen  tlberhaupt, 
2)  Yon  Strafyesetzeu  und  Strafen  überipupt, 

1» 
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und  5)  von  Atixoendung  der  Strafgesetze,  ü) 
Der  besonders  Thcil  bandelt  von  den  em- 
seinen  Arien  der  yerbrechen  *) ,  und  zwar  A) 
von  den  Verbrechen  wider  Einzelne^  B)  wider 
das  Publiomnj    C)  wider  den  Staat  ^). 

a)  Der  milgetneine  Theil  wird  nur  a  potiori  der  philoso^ 
phische  genannt.  —  Gerstäcker ^  darf  dem  ppii^ 
tiven  Criminalrechte  ein  philosophiscJier  Theil  zum 
Grunde  gelegt  werden f  Im  N.  Archiv  des  CR.  VIL 
S.  361  f.  S»  Jordan,  In  wiefern  soll  der  allge» 
meine  Theil  der  positiven  CriminalrechtswissenseL 
philosophisch  seyn.    Im  N»  Archiv  XI.  217  f. 

h)  Ueber  die  angemessenste  Classification  der  Verbre« 
clien  Im  besonderen  Theil e  hen^chen  sehr  verschie- 
dene Ansichten.  Keine  der  geiröhnlichen  £inthei« 
lungen  (tu  Staats-  undi  Pri.valverbrephen,  in.  Yer« 
brechen  und  Yer^hen,  in  eigentliche  und  Polias^ 
verbrechen ;t  bestimmte  und. unbestimmte  Yerbr.)  Ill 
einer  strengen  DurcbiJühriing  fähig.  Wächtif 
Lehrb,  II.  Vorrede.  Am  brauchbarsten  für  die  A»- 
ordnurig  bleibt  immer  die  oben  bemerkte^  zugleict 
sehr  fruchtbare  Unterscheidung.  Bauer  a.  a.  0 
L^l  f.    Yergl.  §.  159.- 

c)  Der  Strafprocess  betrifft  die  Pechtsvcrhältnisse 
welche  sich  auf  die  gerichtliche  Verfolgung  der  ao. 
Uebertretung  der  Strafgesetze  entspringenden  Rechli 
des  Staats  bezteflen.  Er  ist  also  Icein  Theil  de 
Strafrechts  9  sondern  des  Processrechts,  wenn  e 
gleich  mit  ersterem  in  innigem  Zusammenhang 
steht.  S.  Jordan*  Ist  der  Criminalprocess  ein  «k 
tegrir ender  Theil  der  Criminalrechtswiss. ,  oder  ei 
Theil  des  Jhrocesstechtes  ? .  Im  N.  Archiv  XL  S.  ^  i 
Der  grosse  Umfigng  und  die  Wichtigkeit  der  Theci 
litt  dies  Sfräfprocesses  ma^heii  es  solhwendig,  det^ 
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selben  beMondere  Vorlesungen  su  widmen,  womit 
sich  eine  Anleitung  zur  Criminalpraxis  and  prakti- 
sche Uebungen  verbinden  lassen. 

§.4. 

IT)    QuelUn  dem  SirafrechU,   A)  überhaupt. 

Quellea  des  Deutschen  peinlichen  Rechts 
id :  >  I)  das  philosaphitehe  Strafrecht  *)  mit 
1  ans  der  Natur  dieser  Qndle  (§•  2.  n.^  h.) 
1  aus  den  Bestimmungen  positiver  Gesetze 
[stehenden  Einschrännungen.  II)  Die  pon' 
TU  Gesetze  j  und  zwar  A)  Quellen  des  ge^ 
men  Rechts,  nemlich  1)  die  fremden  Hülfs- 
Jite,  a)  R&tnUches  Recht  ^)9  h)  Camomsehes 
cht^);  2)  die  Deutschen  Reichsgesetze  ^), 
rzäglich  die  Carolina  (§.  S.).  B)  Quellen 
(  ParticularrecfUs :  1 )  Landesgesetze  ^)  y  2) 
fesebriebenes  Recht  (Gerichtsgebrauch  f). 

)   Regfu  Engelhard  Versuch  eines  allgem,  peinl.  R. 
Frkf.  n.  Leipz.  1756.     J.  A.  Bergk  Philosophie  des 
peinL  R.  Meisscn  1802.     C.  S.  Zachariä  Anfangs- 
gründe des  plälosoph.  Crimimalrechts,     Leipzig  1805. 
C.  Ch.  Welcher  die  letzten  Gründe  von  Recht,  Staat 
u.  Strafe.    Giessen  1813.    A.  Bauer  Grundlinien  des 
Philosoph.  Criminalrechts.    Gott.  1825.    U.R.  Stock- 
hardt  die  Wissenscliaft  des  Rechts  oder  das  Natur- 
recht.    Leipz.  1825.  §.156  —  177.     C.  Trümmer  zur 
Philosophie  des  Rechts,    insbesondere  des  Strafrechts. 
Hamburg  1827.    U.  Richter  das  philosophische  Straf- 
recht.   Leipzig  1829.     C.  F.  Uepp  kritische  Darstel* 
lung  der  Strafrechtstheorien.     Heidelberg  1829.     A> 
Mausr  die   Warmmgsths9rie\  mebsi  suser  Barstet- 


lang      und    BeurtheÜuug     aller     Strafrechtstheoriei 
'      Gott.  1830.  :        • 

6)  Chr,  Fr.  Ge.  MetBterDhs.^iie  vuriaRomani  cn 
tninalis  in  Germaniae  foris  auctoritate,  Gott.  176< 
und  in  dessen  Opusc,  P.  |I.  D.  1.  Welcker'a.a.(. 
S.  441  —  590.  C.  Fr.  Diek  historiscJie  Versucl 
über  CrimihoarecU  der  Körnet:  Halle  ISA  C.  1 
Jarcke  Comm.  de  summis  principiis  iuris  Romani c 
delictis  eorumque  poenis  etc.  Gott.  1822.  F.  L,  Vi 
get  D.  de  fine  poenarUm  «cc  princ,  iur,  "RomoM 
Gott.  1822.  J.  F.  A.  Ah  egg  de  anti^uissimo  im 
Romänorum  criminali,  Regiom.  1823.  H.  J^essi 
rer  Comment.  de  indole  iuris  criminalis  Romemi  m 
que  ad  imperatorum  tempora,  Hcidelb.  1827.  Fas 
I.  II.  Rosshirt  über  das  Römische  Recht  als  Quel 
des  Deutschen  Criminalrechts,  Im  N.  Archiv.  X 
S.  1  ff.  S.  ^71  ff.  (die  versprochene  Fortsetzung  i 
noch  nicht  erschienen).     Albr.  Schweppe  Rom 

'  sähe  Rechtsgeschichte  u.  Recht saltertMrfier,  3te  Aas 
Gott.  1832.  ^.  598—651,  Desselben  Römisches  Fr 
vatrecht  4te  Ausg.  Bd.  III.  §.  638  ff.  Wächti 
Lehrb,  des  Strafrechts,  §.  29'.  Von  den  Eigi^thtii 
.  lichkeiten  des  Römischen  Strafrechts  lurd  den  Grei 
zen  seines  Gebrauches  mündlich. 

c)  C  A.  Tittmann  Diss.  IL  de  caussis  auctoritätis  i 
ris  canonici  in  iure  criminali  germanico,  Lips.  178 
(Auch  in  Martin  Collectio  select.  Diss.  Vol.l.  D. 
4.)«    Henke  Handb,  des  Criminalrechts.,  B,  I.' §.  14 

d)  C  F,  Gerstlacher  Handbuch  der  deutschen  Reich 
geseUe.  Th.  XI.  Abth.  II.   S.  2943  f. 

t)  G.  W.  Böhmer  Handb,  der  Lit.  des  €,  R,  §.  26—^ 
Dahin  gehören  vorzüglich  1)  das  Preussische  aU 
Landreckt  Th,  II.  Tit.  20.  §.1  —  1577.  und  die  Preii 
Strafprocessordnung ;  letztere  unter  dem  Tit« 
Allgemeines  Criminalrecht  für  die  Preuss,  Stc 
teu.  I.  Th.  Berlin  1806.  2)  Das  Oestermic  a 
seht  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere  P^ 
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zeiäöertretungen.  Wiftn  1803  2  Th.    Dar.bör  Jenuli 
das   Oeaterr,    Crim,   R,  etc.    Grätz  1898.    IV  B.     3) 
Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Baiern,   Münch- 
1813.    2  Th.     Anmerkungen  za  demselben.      Müncb. 
1813.  III  Bd.  IS13. 1814.    v,  Gönner  a.  t;.  Schmidt- 
lein  Jahrbücher   der   Gesetzg,  und  Recht ^pfl,   im  K. 
Baiem.   III  B.   Erl.  1818  f.     4 )  Strafgesetzbuch  für 
das  Herzogthum  Oldenburg.  Oldenb.  1814.  (ht  das 
Bairiscbe  Gesetzbach,  mit  wenigen  Acnderungen). 
f)   Zwar  Dicht  eigentliche  Gewohnheiten ,   als  tacita  ci- 
vium  coQventiOy  wohl  aber  der  Gerichtsgebrauch  (die 
Praxis),  als  das,   unter  dem  Einflüsse  der  Doctriny 
so  wie    der    Teränderten    Verhältnisse    entstandene 
System  der  Rechtssprechung  und  die  dadurch  her- 
Torgebrachten  Modificationen  der  gesctzHcbea Bestim- 
mungen.    L.   23.   32.   pr.  38.     D.  de    legib,      C.  13. 
C.  de   sent,   et   interloc.    L.  11.    C.  de  iniur,     C.   £• 
Weisse  de  vi  consuetudinis  in  caussis  ciHminalibus, 
Lips.  1813.   (u.  in  dessen  opusc.   acad,   Lips.  1829. 
T.  I.   n.  3.).    E'  Ä.   Haus  über   den   rechtL  Wertk 
des    Gerichtsgebrauchs,     Erl.   1798.    §.  22.       Vergl. 
Archiv  des  C.  Ä.  B.  I.   St.  1.   S.  147  f.     v.   Grolr 
mann    Grundsätze    der    Criminalrechtswiss,     §.  128. 
^So  ist   die  Praxis  eine   sehr  fruchtbare  Quelle  des 
Criminalrechts   und   ein   unentbehrliches  Organ   der 
Hechtsbildung.     Auch  weist  die'  Carolina    Art.  2t. 
ausdrücklich  auf  *gute  Geicohnfieiteni    hin.    Schrö^ 
ier  Handb.   des  peinL  R.  §.  31.     Gerstäcker  übtr 
die  grossen    Gefahren    des   die  Praxis    verwerfenden 
Gesetzrigorismus,      Im    N.    Archiv    "d^s    C.  R.    VI. 
Biener  im  N.  Archiv  X.  491  f.      »Wer  die  Praxis 
»verwirft,  schneidet  dadurch  alle  Verbindung  zwi- 
»fichen   unserer  Zeit  und  dem  positiven,    vielfach  ia 
»seiner  Urgestalt  nicht  mehr  anerkennbaren.  Rechte 
»ab.    Er  verschmäht  das,   was  Jahrhunderte  allmäh- 
>lig   gewirkt   haben,     um   das    positive   Recht   den 
»Verhältnissen  anpassend  zu  machen  und  passend  zu 
»erhalten  u.  s.  w.«  —    Die  Deutschen  Rechtsspruch- 
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«dr/^r  dienen  zum  Beweise  eines  altem  Gerichtsge- 
brauchs oder  herrschender  Volksmeinungen.  J.  Fr. 
Eisenhart  Grunds,  des  deutschen  Rechts  in  Spruch^ 
Wörtern.  V Abtheil.  —  G.  F.  Puchta  über  das  Ge- 
wohnheitsrecht. Th.  I.  Erlangen  1828.  (Der  II.  Theil, 
welcher  vom  Gewohnheitsrechte  als  Quelle  des  Straf- 
rechts handeln  soll ,  ist  noch  nicht  erschienen). 

B)    Inibesondere  die  Carolina» 

Die  wichtigste  Quelle  des  gemeinen  Deut- 
schen Strafr<BcIits  ist  die  peinliche  Gerichts' 
Ordnung  Kaiser  Karl  V.  vom  Jahre  1532, 
Welche  hier  genauer  und  zwar  in  folgenden 
Hinsichten  zu  schildern  ist,  1)  Veranlassung 
derselben  «),  2)  Sehwarzenberg* s  Entwurf  {Bam- 
bergensis  j  Brandenburgeusis  ^) ,  5)  Entstehung 
der  P.  G.  O.  ^)j  4)  innere  Einrichtung  ^  5) 
FVerfh  derselben ,  als  Strafgesetzbuch  und  ali» 
Strafprocessordnung  ^)  9  6)  Ausgaben^)  und 
Uebersetzungen  f)^   7)  Schicksale. 

u)  ehr*  Thomasiua  D.  de  occasioney  concepiione  it* 
intentione  C.C.  C.  Hal.1711.  (vergl.  Wächter  Lehrte 
S.  7.  n.  9«)  J.  Hör  ix  wahre  Veranlassung  der  f^ 
G.  0.  Mainz  1757.  (auch  Ko cKa  Ausgabe  der  P.  G 
O.  beigedruckt). 

b)  Bamberg ieche .Halsgerichtsordnung.  Bamberg  150"^ 
Mainz  150S  und  öfter«  Rosshirt  in  s.  Beiträger^ 
H.  I.  S.113  ff.  Die  Bambergensis  ist  auch  abgedruckt 
.hinter  LudovicVs  ,  Clasenius  und  Böhmer^' 
Commentaren  über  die  P.  G.  O.  Ueber  einige  unbe^ 
kannte  Ausgaben  derselben  Koch  imsUU  iur,  crimin 
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§.  15.    und    Spangenberg    im    IC.    Archiv.   VIL 
S.  452.    Brandenburgieche  Haiagerichieordnung, 
NürnbM-g  1516  und  öflerer.    Audi  hioter  Böhme re 
Meditat.    Beide  sind  in  Verbindung  mit  der  Carolina 
zu  Jena   1826   herausgegebea.   (S.   Note  e,)     Ueber 
andere  \frirkliche   oder  angebliche  Quöllen  der  Ca- 
lolina  insbesondere  Tengler'a  La jenspiegel »  Feu- 
erbach  in  der  Biblioth.  des  peinl.  R.   B.  I.  St.  3. 
Die  Malefizordnung    Max.  I.    für  Tyrol  v.  J.  1499. 
Martin   Lehvb,  des   CK.   §.2.     Hosshirt   in  s. 
Beiträgen.   lj[.  I.   S.  111  f.     Mittermaier  über  die 
neuaufgefundene   Halsgerichtsordnung    von   1506    für 
die  Stadt  Ratolphzeli ;    mit  Bemerkungen    über  die 
Benutzung    alter   Rechtsquellen    zum   Studium    der 
Carolina.     Im   N.   Archiv.  IX.    S.  44  f.      J.  M,    F. 
Birnbaum  über  einige  noch  unbenutzte  Hülfsmittel 
zur  Auslegung   der   Carolina ,    nebst   Beiträgen   zur 
Geschichte    ihrer  Entstehung.      Im   N.  Archiv.  XII. 
S.  330  tf.   —       Ueber  Gerstäcker's    (N.  Archiv. 
Yll.  S.  5Sd.)    Hypothese,   dass  Torquemadä's  In- 
siructiou  für  das  heilige  Officium  vom  Jahr  1483  als 
nächste  Quelle  der  Bambergensi^  anzusehea  sey.       ^ 

c)  JuL  Fr.  Malblank  Geschichte  der  peinl.  Gerichts^ 
Ordnung.  Nürnberg  17^3.  A.  R.  Frey  observatt.^ad 
iuris  crim,  teutonici  praesert.  Caroli  V.  Const,  crim. 
historiam,  Heidelb.  1825.  Tittmann  Gesch.  der 
deutschen  Strafgesetze»  §.  70  f« 

4  Leyser  Sp.  633.  med.  1.  und  Semler  Etwas  Über 
den  innem  Werth  der  F.  G.  O.  (In  Hagemann's  und 
Günther's  Archiv.  Th.  I.  N.  13.)  beurtheilen  die 
Carolina  sehr  einseitig  und  hart.  S.  dagegen  MaU 
blank  a.  a.  O.  S.  158  f.  274  f.  Yergl.  Henke  Ge- 
schichte des  peinl.  R.  Th.  II.  S.  115  f. 

f)  Die  älteste  bekannte  Ausgabe  ist  die,  welche  zti 
Mainz  bei  Ivo  Schöffer  im  Februar  1533.  fol.  erschien. 
Die  beste  Handausgabe  ist  J.  Chr.  Koches  Hals- 
ader peinUcke  GtridU—rimmg  Kaiser  Karl  K*    Gie- 
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isen  6te  Aufl.  1816.  Die  Yorred«  enthält  Unters« 
changen  über  die  authcntifche  Ausgabe.  Yergl.  C 
W,  Böhmer  über  die  authentische  Ausgabe  \der  I 
G.  O.  GöU.  1818.  -^  (Schmid)  Kaiser  Karls  T 
Peinliche  Gerichtsordnung^  nebst  der  Bamberger  un 
Brandenburger  Halsgerichtsordnung.  Nach  den  Aus 
gaben  von  1533,  1507  und  1516  abgedruckt.  Jena  182( 

/)  Augustissimi  Imperatoris  Caroli  V.  de  capitalibu 
iudiciis  constitutio  ,  germdnice  primum  evulgatc 
nunc  in  latinum  versa  et  aequo  commentario  auct 
a  D.  lustino  Gobi  er  o,  Basil.  154)  f.  (Vcrg 
Spangenberg  über  Justin  Gobier  und  seine  Debet 
Setzung  der  Carolina  im  N.  Archiv.  VII,  S.  429  f 
C.  Wächter  über  die  Latein,  Veber Setzungen  dt 
Carolina  u,  ihre  Wichtigkeit  für  die  Auslegung  dt 
letztern.  Im  N.  Archiv.  B.  XII.  S.  82.  Georgt 
Remi  Nemesis  Karulina  paraphrasi  exposita  et  sehe 
liis  aucta.  Herborn  J594  und  mehrmals.  Ueber  di 
Französischen  und  Niederländischen  Uebersetzunge 
vergl.  Böhmer  Lit.  des  C.  R,  §.  18. 

Anmerk.  Mündlich  von  dem  gegenseitigen  Verhältnis^ 
unter  den  verschiedenen  Quellen  des  Criminalrecht« 
besonders  beim  Wi^erfitreite  der  Strafgesetze  vei 
schiedener  Länder. 


§.6- 

=      V)..  Hülfsmittel  des  Strafrechts y    A)  im  Allgemeinen. 

I)  Philosophie  üLerhaupt,  iusbesonder 
A)  Psychologie  ^)j  B)  Naturrecht ^  vorzüglic 
philosophisches  Strafrecht  *)  ^  welches  für  'de 
allgemeinen  Theil  und  innerhalb  der  gehörige 
Grenzen  zugleich  als  Quelle  zu  betrachten  is 
(§,  4.),      C)  Sbafpoläik  und  PhilosopIUe  dt 


■ft 
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posttlven  Strafrechts  ^) ,  vroliin  besonders  auch 
die  Kenntniss  der  Entwürfe  neuer  Slrafgcsetz- 
Ificher  nebst  deren  Motiven  gehört  ^-  II)  Gc- 
seMehie^  insbesondere  A)  Staats-  tind  Cultur- 
gesehichte  der  Römer  und  Deutschen  j  B)  äu- 
ssere und  innere  Geschichte  des  Strafrechts 
und  der  Bearbeitung  desselben  ^).  III)  Kennt- 
niss merkwürdiger  fremder  f)  und  parliculä- 
rer  i)  Slrafjcsetzijebinujen.  IV)  Gerichtliche 
tteilkunde  ^).  V)  Sprachkenntnisse  j  insbeson- 
dere Kenntniss  der  Lateinischen  und  Altileui" 
ichen  Sprache  *). 

a)  Ausser  den  allgemeinen  Schriften:  J.  C.  G,  ScfiaU' 
mann  Ideen  zu  einer  CriininnlpstfcJtologie,  Halle 
1792.  J.  Cph.  Hofbauer  die  Psychologie  in  ihren 
HauptCLnweudungen  auf  die  Rechtspflege,  Halle  1809. 
J.  CA,  Heinroth  Grundzüge  der  Criminalpsucho" 
logie^  oder  die  Theorie  des  Bösen  in  Anwendung 
auf  die  Griminalrechtspilege.    Berlin  lb3). 

h)  ieberdie  Literatur  d«*s  Naturrechts  vergl.  A,  Bauer 
Lehrbach  des  Naturrechts,  3le  Ausg.  Gott.  1823.  Die 
Schriften  über  philosophisches  Criminalrecht  sind 
oben  (§.  4.  n.  a.)  angeführt. 

c)  Vergl.  Böhmer  Litei\  des  C.  R.  §.  41  —  49.  Ces. 
Beccaria  dei  delitti  et  delle  pene,  Monaco  1764. 
(Mehrmals  ins  Deutsche  übersetzt,  besonders  mit 
Anmerkungen  und  Zusätzen  von  C.  F.  Hommclj 
Bresl.  1778.  und  von  J.  A.  Bergk.  Leipz.  1798.) 
Cajetan  Filangieri  System  der  Gesetzgebung, 
Aus  dem  Italienisdien  übersetzt  von  Link.  Anspach 
1784  ff.  (3ter  u.  4ter  Thl.)  Oeuvres  de  G.  Filan- 
gieri en  V  Tonies ,  accompagnees  d'un  commcntaire 
par  Benjamin  Constant,  ä  Paris  1822.  IV  P. 
(Pari.  3ine.)  —    Die  durch  die  Berner  Preisfrage  vom 
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J.  1777  vccanlassten  Schriften,  nnd  onter  ihnen  bi 
sonders  die  von  Bris  tot  thiorit  des  lois  criminellt 
Paris  1781.  Servin  de  la  ligUloUion  ciHminell 
Basle  1782.  (übers,  y.  J,  F.  Grüner.  Nümb.  1786 
H»ns  Ernst  von  Globig  und  J«  G.  Huster  M 
handt,  von  der  Criminalgesetzgebung,  (Gekrön 
Preisschrift.)  Zürich  1783.  Dieselben  vier  Zugabt 
zu  der  gekrönten  Preisschrift;  Alienb.  1783.  —  Fi 
störet  lea  lois  pinales,  Parid  17;)0«  (übers,  v.  £ 
hard,  Leipz.  1792.)  Bexon  developp.  de  la  theor 
des  lois  criminelles.  Paris  1802.  J.  B entkam  tra 
te  de  la  legis lation  civile  et  pinale.  III  Vol.  Pai 
1803.  Le  Graverend  traite  de  la  legislation  crin 
nelle  en  France,  ä  Paris  1816.  W.  Roscoe  obst 
vations  on  penal  jurisprudencs  and  the  reformation 
criminal.  London  1819.  £•  C.  Wie l and  über  c 
Geist  der  peinl,  Gesetze.  II  Thle.  Leipz.  1783.  17 
Conr.  Gottl.  Gmelin  Grunds,  der  Gesetzgeb.  üt 
Verbr.  u.  Strafen.  Tüb.  1785.  JuL  Graf  v.  Sod 
Geist  der  deutschen  Criminalgesetze,  4  B.  Fran 
1792*  H,  E.  V.  Gl  obig  Sifsteni  einer  vollst.  Crüi 
nal'j   Folicei»  tu  Civilgesetzgebung,     Dresd.   18 

V.  Wjeber    Beitrag    zur   Revision   der   allgemeh 
Grundsätze   der  Strafgesetzgebung.      Im  N.   Arcb 

VI.  S.  435  f.       Villaume    Versuch    einer   Theo 
der  Criminalgesetzgebung,     Kopenhag.  1818.     £. 
Ffitzer  Beiträge  zum  Behuf  einer  neuen  Crimin 
gesetzgebung.    Tübing.  1815.    2te  Aufl.     Ulm  18 
A,  S,  Oersted  über  die  Grundregeln  der  Strafe 
setzgebung.    Kopenhag.  1818.      Birmanisches   Str 
gesetzbuch.  Nürnberg,  II  Thle.  1822.  1825.    F.  J. 
Mittermaier   über  den  neuesten  Zustand  der  C 
minalgesetzgebung    in    Deutschland.     Heidelb.   18 
C.  A.  Zum  Bach  Ansichten  u.  Bemerk,  über  Hau 
gegenstände  des  Straf reckts.  Berlin  1828.    Rekbe 
über  die  Verbesserung  der  Criminaljustiz  und  nei 
Gesetzbücher  für  dieselbe.    N,  Archiv  X.  402  f. 
d    Samkaber    Btärägg    vir    Strafgesetzgebw 
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Nürnberg  1B30.  —  C  8.  Zaehariä  über  die  Sta- 
Mik  der  Strafgerechtigkeitspflege.  Heidelberg  1S28. 
rf)  Aosser  mehreren  MYkernfi  Entwürfen  tu  Strafgesetz- 
büchern y  insbesondere  Ton  v.  Quistorp^  v.  Dal» 
hergy  Kleinsehrod  nnd  v.  Eggen^  and  ausser 
den  für  keinen  bestimmten  Staat  verfassten  Entwurf« 
▼on  C.  5.  Zaehariä  (Heidelb.  1826.),  gehören  vor- 
zöglich  hierher  1)  die  Entwürfe  za  einem  Strafge- 
setzbuche  für  das  K.  Sacheen  Ton  Tittmann  (Meis- 
8en  1813«),  von  Erhard  (Leipz.  1816.)  und  von 
Stube l  (Leipz.  1824.).  2)  Der  Entwurf  für  Würtem- 
herg  von  r.  Weber  (Stattgart  1823^).  Austerdem 
aocfa  der  Entwarf  befonderer  Gesetze  wegen  Be- 
strafung des  Diebstahls  und  der  Wilddieberei  von 
1828.  nebst  den  in  den  Verhandinngen  der  Abgeord- 
neten enthaltenen  Motiven«  3)  Der  Entwarf  für  den 
Canton  Zürich^  IIThle.  Zürich  1823.  (von  Becher); 
hierzu:  H.  Escher  vier  Abh.  über  Gegenstände  der 
Strafrechtsmss.  Zütich  1822.  Der  Entwarf  für 
Graidfünden.  1825.  (N.  Archiv.  YIIL  S.  197.) 
4)  Die  neaen  Entwürfe  für  Baiem;  nemlich  a)  der 
Entwarf  vom  J.  1822.  hierüber:  Oersted  ausfuhr^ 
lidte  Prüfung  des  neuen  Entwurfs  ju  einem  Strafge» 
sttzb.  für  das  Kön.  Baiem*  Koppenh.  1823.  N.  T, 
«.  Gönner  einige  Motive  zum  Baier.  Entwurfs  mit 
loTzer  Prüfung  der  von  Oersted  heransgegeb.  aus- 
iührl.  Prüfung.  München  1825.  Oersted  Rechtfer» 
iigung  meiner  Critik  des  neuen  Baierischen  Entwurfs. 
Koppenh.  1826.    b)  Der  revidirte  Entwurf.    München 

1827.  Motive  dazu.  Daselbst  1827.  P.  v.  Schmidt" 
lein  Prüfungen  und  Erörterungen  I.  Liefr.  Daselbst 

1828.  c)  Der  neue  Entwurf.  Daselbst  1831.  nebs>t 
den  Motiven.  6)  Für  Hannover :  Entwurf  eines  Straf ' 
gesetzbuches  für  das  Königreich  Hannover,  Mit  An- 
merkungen von  A.  Bauer.  Tbl.  I.  Gott  1826. 
Tbl.  II.  1828.  A.  Bauer  Vergleichung  des  tcr- 
sprünglichtn  Entwurfs  mit  dem-  revidirten  Entwürfe^ 
wis  mMser  den  Siänden  4e9  Jnmgrsieh9  miigetheiii 
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worden,    G6tt.  ia31.    J.  Th.  Ilepp  VngUiching  des 

wsprüngi,  Hannov,  Strafentwurfs  fuit  dem  revidirten 

Entw.   Heidelb.   183^     6)   Für  d«8  Königreich  der 

Niederlande :    Projtt  du  Ceide  pinal  du  royaume  des 

PuifS'bas.    Bruxelles  1829.    (N.  Archiv.  X.  112.)    7) 

Ehtwurf  für  Brasilien  vom  J.  1827.   .  In  Mittermaier 

u,  Zachariä  kritisch;  Zeitschrifti   B.  \,  S.  168  ff.    8) 

Für  ?iorv>egen:    üdhast  til  en  Loty  for  Konger  iget 

fforge  angaarmde  Fofbrydclser^.  Christiania  1831.  — 

.     ,F.  C,,v,  StryP^l>e,c'h -.Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs 

..:■■:,  für  ein  norddeutsches  Staatsgebiet,  .lit^MnscYxvf.  1829. 

r-e)    Ausicr  dßn  Lehrbüqbtern  der  Rech tsgeschichie  (ins- 

jbesoadero    Si^kthi  Eichhorn  .  Deutsche   Staats-  und 

.. , ■     « JlechfSigeAchichte  an. ^vielen  Sielleo) :  Stein  Geschichte 

\'\:  .  de^  peinL.  Rechts,    Heilbroti  1807*.     Ä.   Henke   Ver- 

S     mtch  einef.  Hiich.   des  peinL   JUckt^t^^nd  ^.der  peinL 

. '         fiethistßiss.  .2  Thle.    SuUb.  1809.  1810,    J.  P.  Mey- 

■    ^     £ir  esprity  iarigine.et  pr.ogris  des  insti^\itions  judi- 

7 .  •     .  ciair.es  des  princ^pßnx  pays  de  VEurope,    «.  la  Haye 

...  |,8|9-T^1822.    Vol.  I.  €it  V.    Mitterni€^i:€r  über  die 

:GriiAdfehler    der'  Behandlung    des    Crim.  -Rechts   in 

J>,€hr.  r  und  St  rafgisetzbüchem :  B  onn  1 819.'    Der  sei" 

..■    rbe   im  IS.   Archiv.  IV.    S.  1  f:   76  f.   400  f.     G,  de 

Tl'a/ Oratio  de  historia  iuris  crim,  errorum  humani 

ingeuii  teste j  prudentiae  civilis  magistrq,  Gron.  1622. 

C.  i/.   Glockinga  D.   de  doctrinae  iuris  crim.  in^ 

crementis  inde  a  saeculo  XVIL   etc.      Gron.   1826. 

W.  M,  de  Marees  van  Swindern  D.  de  studio 

guod  Legumlatores  inde  a  saeculi  XVIII.  parte  poste» 

riori  in  legib,  crtm.  emendandis  ac  reformand.  po^ 

suerunt.  Gron.  1827.    Birnbaum  de  peculiari  aeta- 

tis  nostrae  ius  criminale  reformandi  studio  etc.    Lo- 

van;    1828.  -^     Jac,   Grimm,  deutsche.  Recläsalter^ 

thümer.     Gott.  1828.    ^  C  A,   Tittmann   Geschichte 

der  deutschen  Strafgesetze.    Leipz.  1832. 

f)    Vorzüglich  gehören  hierher  die  Gesetzgebungen   1) 

Englands:  ,W.:  BiacHstone^s  Commentaries'  on 

th€  loßs  af /SinglaM,  JLib,  ,1V,    cap^  1^     Cot  tu  de 


'. . 


Einleitung.  IS 

.  tadministration  de  la  ju$tice  crinUntUeen  Anjg^ieterre. 
&  Paris  182p.  Mitt  er  mader  'in  der  Ton  ihm  und 
Ztchariä  h«niusg«gcb.  krühch.  Zeit^ckrifi.  B.  I.  S, 
62  f..  n  Frtinkreichs:  m)  Code  d'initruction  cri^ 
fnineliej,suisi  des  motifs  etc.  k  Paris  1809.  üben.«  v. 
Flaxland  u..  A.  b)  Code  petial,  ou  Code  des  d^- 
lits  et  des  peineSy  avec  Ics.  motifs.  etc.  ä  Paris  1810. 
übers.  \m  Hartleben^'  Flaxlnnd  u.  A.  Beren- 
ger  de  la  justice  criminelle  en  France,  k  Par.  1818. 
Bavau  le^one  pre liminaires  eurle  Code  penal  etc. 
ä  Paris  1821.  Taillandier  reflexions  ßur  Us  lois 
penales  de  France  et  d*Angleterre,  ä  Paris  1824.  — 
c)  Gesetz  vom  28.  April  1632»  über  Verbeeserung  der 
Criminalgeaetzgebung  (darüber  Mittermaier  im  N« 
Archiv.  XIIL  S.  319.X  —  Der  Code  Henry  v.  Jahr 
1812  fiir  St,  Domingo  ist  dem  Code  p^nal  nachgebil- 
det. 3)  Hol  fandst  Criminalgeeetzbuch  für  Mas  K. 
Hollandy  übers,  v.  L., Zimmermann  u,  H,  Brück-' 
ner.  Aurich  1809.  Yergl.  n.(/.  JV^.6.  4)  Spaniens: 
der  Spanische  Strafcodex  der  Cortes  v.  1822.  (im  Auszuge 
UkHudtwalke.r*s  u.  Trummer's  criminalist.  Bei  trä- 
fen. B.  I.  S.  33  f.  283  f.  459  f.}?  6)  V^r  Schweiz. 
Mehrere  Cantone  haben  neue  Strafgesetzbücher,  ins- 
bes.  St.  Gallen  (1819)  u.  Basel  (1821).  6)  H.  Knapp 
das  würtembergische  Criminalrecht.  Stuttg.  1828.  1829. 
II  Abth.  7)  Veber  das  Dänische  Straf  recht: 
Haandbog  i  den  danske  Kriminalret  af  7.  Algreen-^ 
Vssing  II  T.  Kiöbenhaven  1829.  (Jahrb.  der  Jurist. 
Lit.  B.  XII.  S.  245  f.).  S)  J.  Volkmann  Lehrbuch 
des  im  K,  Sachsen  geltend.  C  R,    II  B.     Leipz. 

1831.  32.  C.  D.  Erhard  Handb.  des  im  K.  Sachsen 
geltend.  0.  R,    II  Ausg.   v.  £.  M.  Schilling.    Leipz. 

1832.  9)  C.  Schirach  Handb.  des  Schleswig -Hol^ 
steinischen  C.  R.  mit  Anmerk.  v.  Falk.  Altena  1826. 
10)  L.  Mut  hei  Handb.  der  Livländischen  CriminaU 
rechtslehre.  Dorpat  1827. 

r)   Ausser  den  5*  4*  n.  t  angeführten  Strafgesetzbüchern 
gehören  hierher  manche  wichtigere  Landesgesetze 
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über  einzelne  Gegenstände.  Z.  B.  dftS  Wfirtember 
gische  Strafedict  vom  J.  1824.  G.  Knapp  Annale 
der  KönigL  Würtemberg,  Geeeitgebmg.  Tibinge 
1818  ff*    MitUrmaier  im  N.  Archiv.  VIU.  41  L 

Ä)  Vergl.  Henke  Lehrb.  der  gtr.  Med.  $.33  —  25.  € 
G,  Plouequet  commentariuä  medicue  in  procesiu 
eriminales.  Argentor.  1787.  J.  D.  Metsger  Systei 
der  geriehtL  Armeiwiss,  Königsb.  o.  Leipz.  3te  Aus^ 
von  Remer  1820.  G,  H.  Maaiue  Lehrbuch  dt 
gerichtlich.  Arzneiwiee,  für  Hechte  gelehrte,  2te  Aus^ 
Kostöck  1812.  Deeetlbfn  Handbuch  der  gerichi 
Arzneiwise.  Stendai  1821 -*  1823.  2  B.  A.  Mecki 
Lehrb.  der  geriehtL  Medicin.  Halle  1821.  A.  Henl 
Lehrb.  der  geriehtL  Midicin.  6te  Ansg.  Berl.  162 
Desselben  Abhandlungen  aas  dem  Gdbiete  der  ge 
Med.  IV  B.  Bamberg  1815—20.  Desselben  Zei 
Schrift  fär  Staatsarzneikunde.  Erlangen  1821  — 18S 
YI  B.  L.  F.  C.  Mende  ausführliches  Handbuch  d 
geriehtL  Medicin  ^  für  Gesetzgeber »  Rechtsgelehrl 
Aerzte  und  Wundärzte.  B.  I— >yi.  Leipz.  1819  —  3 
F,  £..  Hünfeld  die  Chemie  der  Rechtspflege  od 
Lehrb.  der  polieeilich-' geriehtL  Chemie.    Berlin  183 

Ü  Ausser  den  Glossarien  von  Wächter^  Hai  tat 
und  Scherz  gehört  hieher  besonders:  C.  F.  Walt 
Glossarium  germanicum  interpretationi  €•  C  C  i 
serviens.    Jen.  1790. 

§.7. 

B)    Insbesondere  Literatur  des  Strafrechts  o). 

Zu  den  allgemeineren  Schriften  gehörei 
ausser  denjenigen^  welche  oben  (§.  4 — 6.)  i 
Hinsiebt  der  Quellen  und  Hülfsmittel  angefüb 
sind  9  1)  Lehrbücher  ^)  ^  II)  Systetne  (Harn 
fnicher  ^)y  III)  Commeniare  über  die  Quellen  ^^ 


^  Sammlungen  Yermiscbter  Ahhandhm^en  ^)j 
\  Sammlungen  peinlicher  Hechtsfälle  f )  ^  YI) 
tfertorien  s)^  YII)  CriminaUstische  Zeitschrift 


u 


•)   (Ä  Biüf^ner)  Entwurf  einer  Uieratur  dte  CrimU 
nalrechte,     Leips« -.ITM.      Chrph,  Löf.   Brunner 
Handbuch  der  Literatur  der.  CriminalreiihiswiBsensch. 
Baireu th  1804.   (Erstreckt  sich  nir  bi«  zii  {,  68.  des 
Feaerbachschen  Lehrbuchs,  nach,  welchem  es  geord- 
net ist).      G.   W.  Böhmer  Handbuch  fjler  Literatur 
dee  Critninalrechts  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Cri- 
mbalpolitik.    B.  I.    Gott  1816.  (Erstreckt  sich  nur 
über  den  allgemeiiien  Theil).     Eine  sehr  reiche  Lite- 
ratur hat  das  n.  b,  angeführte  Wächtersche  Lehrbuch. 
Zu  den   literarischen  Hülfsmitteln  gehören  auch  die 
nnten   n.  h.  bemerkten  Zeitechrifien  ^    besonders  das 
Archiv  des  Crtminalrechte. 
h)  L  Cph,  Koch  inetitutiones  iuris  crim,  edit.  9a.  Jen. 
1791.     Ge,  lac.  Fr,  Meister  principia  iuris  crim, 
German.    commum  edit.  7a.     Gott.  1828.     £,  Ferd, 
Klein  Grundsätze  des  gemein.  Deutsch,  und  Vreuss, 
peinl.  Rechts.  2te  Ausg.  Halle  1799.     C.  von  Grot^ 
tnan   Grunds,   der  Criminalrechtswiss,    Giass.  1798. 
4te  Aufl.  1825.     Paul  JoK  Anselm  voß  Feuer» 
bach  Lehrbuch  des  gemeinen  in  Deutschland  gülti'* 
gen  peinl,  Rechts,    Giessen  1801.  9te  Ausg.  1826   Ute 
Ausg.  1832.    J,  C,  Salchotö  Lehrb.  des  gern,  in  D, 
gültigen  peinl,  R,  ate  Ausg.  Halle  1823*     C  F,  Ross'z 
hirt  Lehrbuch  des  Criminalrechts f    mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Darstellung  des  Römischen  Crim. 
R.  Heidelb.  1821.    Cph.  Martin  Lehrb,  des  gemei-^ 
nen  ieutsch,  Criminalrechts^  mit  besoppdefer  Rücksicht 
auf  das  neue  Stralgesetzb.  für  das  K.  Baiem,  Heidelb. 
1825.  2teAusg.  1829.     J.  F.  H,  Abjegg  System  der 
Crintinalrechtswss,  als  Grundlage  zu  historisch  -  dog- 
■Mit*  Vorlep.  tbe]r  das  g^im  «•  Preuss,  Giia.  IL 
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nigsbi  1826.    C.  G.  Wächter  J^hrb.  des  BSnUsd 
Deu^cheH  birafrecht^.    II  Tide.  Tübiug.  1825.  182^ 

c)  B»  Curpzovii  practica  nocu  imperialis  SaxonU 
rerüm  criminalium.  Viteb.  1638.  fol.  u.  öfter«  b«sof 
ders  cum  observalt.  /.  S.  F.  Boehmeri.  T.  IlL  Frc 
1758.  Diese  Observat.  sind  das.  1759  besonders  abg< 
drückt:'  /.  Cn.  r.  Quistorp  Grundsätze  d,  Deuttct 
peinl.'  ftethts.  H  B.  Rostock  u.  Xieipz.  1770  n.  öfte: 
6te  Ausg.'  mit  Berichtig,  u.  Zusatz,  von  £;  F.  KleU 
das.  180d.  1910.  '  \PAf /.  Mar,  Henazzi  elemerä 
fiinf*  critn.  IV  T.  Romie  1773.  4.  edit.  nov.  1819- 
iÖ2I;'VT.  Alois.  Cr^mani  de  iure  criminali  Hin 
IIL  edit.  au^tioT.  Ticini  1791.  1793.  J.  Lor.  Dor 
Versttch  eines  praktischen  Cömmentars  über  das  pein 
Aicht.  II  B.  Leipz.  1790.  1791.  Carmignani  tun 
crim.  elementa.  Ed.  lll.  Pis.  1823.  Rossi  traite  d 
droit  pinal,  Par.  1825.  J.  C.  D.  Salchow  Dm 
Stellung  der  Lehren  von'  Strafen  und  Verbrechet 
Ein  Handb.  für  ausübende  Rechtsgel.  II  B.  Jena  18(H 
1805.  CA,  Titt  mann  Handbuch  des  gern,  Deutscl 
peinl.  Rechts.  IV  Th.  Leipz.  1806  —  10.  2te  Aufl.  III 
Th.  1822  —  24.  A,  Schröter  Handbuch  des  peim 
Rechts,  Ir  B.  Leipz.  1818.  (Leider  nur  208  Seiten. 
J.  T.  Werner  Handbuch  oder  Comtnentar  des  peirn 
Rechts.  Hannover  1620.  (Enthält  124  Aufsätze  übe 
einzelne  Gegenstände  dciä  Strafrechts  u.  Strafproe 
IF:  G,  A,  Wirth  Handbuch  der  Strafrechtswiss,  «n 
Strafgesetzgebung'.  IB.  1.  Abth.  Bresl.  1823.  Ei 
Hehke  Handbuch  des  Crimihalrechts  u.  der  Crimi 
nalpolitik.  HIB;  Berlin  1823— 30.  C.  E.  Jarcl 
Hetndbuch  des  gemeinen  Deutschen  Strafrechts.  III I 
BftrliYi  1827  — 30. 

d)  Aüt.  Maitkdei  de  crirhinibus  ai  Libr.  XLVII  < 
XLVIlt  Digestor.  Cöktfientärius.  Trai.  1644  u.  öfte 
aJulelÄt  rtim'  notis  ISfani,  Tic.  1803.  II  Vol.  4.  —  . 
P.  Kr  €8  8'  Comrnentaiio  succinctä  in  C,  €,  C^  Hanno 
17211-24    und    öfter,    zuletzt '  1786.      I.  S.'  F.    £ 

'  Böehmtr  rhediiatihnis  ih  C,  €.  C.  '  Halae  1774. 
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'■'  üi  F.  ^GersUacher  Handb,  der  D,  Rtichss^seize. 

Th.  XL   Stuttg.  1793.  S.  2251  —  2940. 

e)   Abbandlungeii  1)  >eiHe8  Verfassers:  Leyser  MediU 

'      iffi  Pandtciag  ^    bes.   \q\.  YUI^X.     E.   C.   West^ 

'ph'al'daa  Criminalrecht  in  r^  Abbandlungemiiid  An- 

•  ■  meiiLUDgeB.    Ijeipz..  I789»  .  /.  /-.  Vülintann  oputc, 

#lm  vHm.  hipäi.  i799b     LF^'M.§il^l.ai^k  40fni«c.  atf  ^ 

•tM  crtik.  fpecl.  ifirl.  1793.    G.V*  F»  Meister  prak-^ 

tikche  Bemerkungen  aue  dem  Criminai^  n.  CMlrechi, 

II  B.   Gott  1791.  94.    Gall.  Alois  Kleinschrod 
•Ähkandlungen  aus  dem  peinl.  Recht  v«  peinL  Processe» 

III  Th.  Erlang.  1797.  1796. 1805.  0\  Bayl  Beiträge 
jum  CriminaireehtA,  Bamh.  1812.  v.  Feuerback 
Tkemis.  Landsh.  1812.  Hurlebusek  Beiträge  zur 
€)flt>t7->  und  Criminakgesetzgebung  und  Jurisprudenz, 
Heft  L  II.  Heimst.  181&  LT.  Werner  Uandb.  oder 
{üwnmentar  de»  peinl,  R,  (S.  n.  c.)  H.  Es  eher  vier 
Abhandl,  über  Gegiensfände  der  Strafrechtsuiss.  Zürich 
1822.  A.  Bauer.  Antnerk.  zum  Entwürfe  für  HanhO" 
ver..  2  Tb.  GöiLa82fi.  1828.  F.  C.  T.  Hepp  Versu- 
che  übet  einzelne  Lehren  der  Strafrechtstoies.  Heide! b. 
1897.  C.  F.  Ros Shirt  Entwickelung  der  Grundsätze 
des  Straf rechtSy  nach  den  Quellen  de»  gem.  Deutsch. 
Rechts.  Heidelh.  u.  Leipz.  1828.  /.  JP.  H,  Abegg 
Untersuchungen  ^«  dem  Gebiete  der  Strafrecktstei^s. 

'.  Breslau  1830.  —    2)  Verschiedener  Verfasser:  J. 

Fr,   Flitt  Repertoriufn  für  das  peinl.  Hecht.    II  B. 

Frankf.  1766.  90.    Desselben  Analecta  iuris  crim, 

Hannov.  1786.    Cph*  Martin  selectar»  dissertatt.  et 

.  commientatt,  iuris  crimin,  collectio.  Vol.  It    Jen.  1822. 

(N.  Archiv  d.  €.  R.  VI.  519.)    Auch  die  n.  g.  bemerk- 

'    ten  Zeitschriften  enthalten  viele  Abhandlungen. 

fi    Zu   den-  vielen  einzelnen  merkwürdigen  Criminalge« 

schichten  (vcrgl.  Böhmer  Lit,  des  Crtm,A.  <§,  90.  S. 

5d7— .588.^  gehören  aus  der  neuesten  Zeit  besonders 

■  der  Process  wegen  angeblicher  Ermordung  des  Hand- 

'  •'  .  liiDgsdiesers  Cihien  {Fonck  und  Ilanvnaclier  etc.  von 

J.  iV.  Bischoff.    Dresd.  1823}  und  wegtM  «ogebli- 
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eher  Ermordung  des  Schultheis«  Keller.  (Et 
Darstellung  u,  Prüfung  der  über  die  Ermord, 
Keller   verführten  Criminalprocedur,    Aarau 
§o  irie  über  die  Verbrechen  ^r  Giftmörderin 
fried  {Lebenegesch.  der  Giftm&rderin  G.  M. 
fried  von  F.  L.    Voget.    2  Th.   Bremen  18: 
Ausser  den  Rechte  fallen,    welche  in  den  cr^ 
Stischen  Zeitethriften  ti.  ft.  und   in  gemischten  \ 
Inngen  (wie  £.  F.  Kleines  Annalen.  XXVI  ] 
Berlin  1788--1807.    Desselben  merkwürdige  1 
»prüche  der  HeUlisehen  Juristenfacultät,   V  B. 
1796  —  1802.     G.  J.  Ft.  Meiste r's  praktisd 
merkungen,    J^  €•  F.  Meisterte  Urtiteile  und  G 
ten  in  peinl,  und  andern  Fällen,     Frankf.  a. 
1808.    B.  W.  PfeifferpreikU  Ausführungen. 

^  S.  421.  Cassel  1828.)  vorkommen,  gehören  b 
vorzüglich:  J.  Tob,  Carrach  recluiiche  Urihd 
Gutachten  in  peinl,  Sachen,  Halle  1775.  4.  C 
G,  Meister  rechtliche  Erkenntnisse  u.  Gutacl 
peinl.  Fällen.  \Th.  Gott.' 1771- 1799.  fol.     >l 

-  Schirach  Criminalrechtsfälle,  Aitona  1813.  1 
8t er  merkwürdige  Criminalfälle ^  mit  beso 
RücksicIU  auf  die  Untersuchungsführung.  V  B. 
delb.  1814--20.  C.  A.  Tiitmann  Vortrag 
Urtheile  über  merkwürdige  Straffälle.  Leipz. 
«•  Feüe rbach  actenmüssige  Darstellung  m£rk 
ger  Verbrechen.  II  B.  Giess.  1828.  29.  —  Pi 
causes  cilibres.    XX  Vol.    und  Mejan   recue 

'  cüu$e$  cilebrea,  XXII  YoL  Causes  celebres  d\ 
Miicle.  VIII  Vol.  enthalten  sum  Theil  sehr, 
würdige  Criminalfalle. 
g)  C,  E,  V,  Wendt  Grundriss  zu  vergleichender 
Stellung  des  Criminalrechts  u.  s.  w.  als  Rep 
rium  für  akademisches  Studium,  gerichtl.  Pn 
Revision  der  Gesetzgebung.  Nürnb.  1825.  Aue 
det  das  oben  (n.  b.)  bemerkte  WächterscJie  "Lei 
zugleich  ein  sehr  brauchbares  Reperiorium  de 
minalrechti« 
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h)  Archiv  des  Crimnuärechta ^  hertusgeg.  von  Klein 
and  Kleinechrod.  VU  Bde.  Halle  1798  —  1807. 
Neues  Ar-chiv  des  Criminalrechts f  herauggeg.  iFon 
Kleinschrod,  Konopack  und  Mittermaierf 
(seit  dem  12ten  Bande  Ton  Mittermaier  in  Yer- 
bindaog  ah  Abegg^  Birnbaum ^  Heffter  n.  Wächter.) 
B.  I-XUI.  Halle  1816— 183J.  —  Bibliotheh  des 
peink  Rechts,  herausg.  v.  Almendingen,  Feuer^ 
buch  nnd  Grolman.  3  Th.  1797  —  1804.  Jul.Ed. 
Hitzig  Zeitschrift  für  die  Criminalrechtspflege  in  d. 
Freuss,  Staaten.  Berlin  1825  ff.  Criminalistische 
Beiträge  von  M.  H.  Uudtwalcher  und  C.  Trum^ 
mer.  III  B.  Hamburg  1824.  27.  J.  E.  Hitzig 
Annalen  der  Deutschen  u.  ausländ,  Criminalrechtspflege. 
Berlin  H.  I  — XXVUI.  Mittermaier  u.  Zacha-- 
riä  hritische  Zeitschrift  für  Rechtsw.  und  Gesetzgeb. 
des  Auslandes.    B.  I-IU.  Heidelb.  1829  f. 


§.7.6. 

TI)    Wissenschaftliche  Behandlung  des  Strafrechts  a). 

Keine  der  yersehiedenen  einfaeheti  (reinen) 
reehtswissenschaftlichen  Methoden ,  insbeson- 
dere die  Legal -praktisclie- historische  und  phi- 
losophische Methode  9  ist  bei  Bearbeitung  des 
Strafrechts  ausscIdiessUeh  oder  auch  nur  vor- 
herrschend anzuwenden,  sondern  es  sind  viel- 
mehr,  unter  Vermeidung  jeder  Einseitigkeit, 
alle  diese  Methoden ,  ihrer  eigenthümlichcn 
Natur  nnd  ihrem  gegenseitigen  Verhaltnisse  ge- 
rn«^,    mit    einander   verbunden  und   vereinigt 

• 

zu    gebrauchen    (gemUchte    MeÜiode  ^).       Ein 
Lehrbuch  des  Strafrechts  muss  jedoch   diese 
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Wissenschaft  in  ilirer  jetzigen  Gestalt  ^  wie  sieh 
solche,  unter  dem  Einflüsse  der  veränderten 
Ansichten,  Sitten  und  Einrichtungen  und  durch 
die  Wechselwirkung  der  verschiedenen  Äletho- 
den  alhnälich  gebildet  hat ,  systematisch  dar- 
stellen <^). 

a)  C.  A,,Ttttnianti  über  die  ttissenscMfitiche  Aehand" 
lang  des  peinl,  Rechts,  Leipzig  1798.  von  Weber 
über  das  Studium  der  Rechtswiss, ,  insbes,  der  Straf" 
rechtswiss,  Tüb.  1825.  v.  Feuerbach  Über  PMlo" 
Sophie  u,  Empirre  1804.  Desselben  Blick  auf  die 
Deutsche  Rechtstciss,  {eine  Vorrede  zu  Ünterhohner^s 
Abhandl.)  Mönchen  1810.  Henke  Vorrede  zu  s. 
Handbuche.  S.  XH.  J.  F.  H.' Ab  egg  Vorrede  zu 
seinem  System  der  Criminairechtswissenschaft.  Kö- 
nigsberg 1826.  JF*.  A.  Biener  über  die  historische 
Methode  und  ihre  Anwendung  auf  das  Criminalrecht» 
Im  N.  Archiv  X.  477  U  tpS  f.  S.  Jordan  im  N. 
Archiv  XI.  211  —  216. 

b)  Es  ist  unangemessen  j  vrenn  Manche  einer  solchen 
Verbindung  üer;  verschiedenen  einseitigen  Methoden 
den  Name^  der  .At>^orf«c^7»  Methode  beilegen  und 
sie  dadurch  entweder  als  eine  einseitige  bezeichnen} 
oder  in  den  Begriff  der  historischen  Methode  Merk- 
male aufnehmet!  9  welche  anderen  einfachen  Metho- 
den eigenthümlich  sind« 

c>  Die  Darstellung  de^  Weise ,  wie  die  einzelnen  Leb- 
ren unter  dem  Einflüsse  der  fortschreitenden  Cultur, 
der  Philosophie,  der  Doctrin  und  der  Praxis  sich 
nach  ubd  nach  zu  ihrer  heutigen  Gestalt  ausgebil- 
det-(labeu,  gebärt  diesemnach  nicht  in  das  Lehrbuch 
als  welches  darüber  nur  Andeutungen  und  Hinwei- 
sung^en  <enthalten  kann,  sondern  muss  dem  mündli- 
chen Vortrage  überlassen  bleiben* 


•>■■ 


Si 


■l 
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€alL  Alois  Kleinachrod  gyatematische  Eniwickeiung 
der  Grundbegriffe  und  Grundwahrheiten  des  peinlichen 
Rechts.    IIlThle.    Erl.  1794  — 96.    3le  Ausg.  1805. 

■ 

P,J,  A.  Feue.rl>ach  Revision  der  Grundsätze  und  Grund" 
begriffe  des  positiven  peinlichen  Rechts.  I  B.  Erf.  1799. 
n  B.  Chemnitz  1800. 

C.  C.  Stühel  System  deä  allgemeinen  peinlichen  Recht». 
n  Th.   Leipz.  1795. 

Desselben  Grundsätze  zu  Vorlesungen  über  den  allgem» 
Theil  des  peinl.  Rechts.    Wittenb.  1804. 

A,  S,  Oersted  über  die  Grundregeln  der  CriminalgesetZ" 
gebung,    Kopenh.  1818* 

A.  Bauer  Grundlinien  des  plUlosophischen  Criminalrecht». 
GöiU  1825. 

Desselben  Anmerkungen  zu  dem  Entwürfe  eines^  Straf ge^- 
setzbuchs  für  das  Königreich  Hannover,  Th.  I.  Gott. 
1826.  Th.  11.  1828.  (Diese  Anmerkungen  enthalten  zu- 
gleich Erörterungen  über  die  vichtig^en  Gegenstände 
des  allgemeinen  Theils  des  peinlichen  Rechts). 

Hierher  gehören  auch  die  §.  24.  n.  b,  angeführten  Schriften* 

a)    S.   die  oben  §.  3.  n.  a.   angeHihrten  Schriften  von 
Gerstäcker  und  Jordan, 
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Einleitung. 

Bes:ründans:    der    Strafrechtswissen- 

Schaft  a). 

A.  Bauer  die  Warnungstheorie  ^    nebst  einer  Darttellvn^ 
u,  Bcurtkeilnng  aller  Strafrechtstheorien»    GölU  1830« 

Vorerinnerung, 

Die  Begründung  des  Strafrechts  besteht  in 
AufsteHung  einer  Straftheorie  d.  h.  eines  3y" 
Sterns  der  aus  der  Vernunft  erkennbaren  ali- 
gemeinsten Grundsätze  und  Grundbegriffe  des 
Strafrechts  «).  Ohne  sie  würde  es  demselben 
an  dem  Charakter  einer  Wissenschaft ,  und  der 
Strafgcsetzgcl)ung  an  einer  sicheren  Grundlage^ 
an  Halfung,  Einheit  und  Folgerichtigkeit  feh- 
.  len  *). 

a)  Nur  eine  philosophische  Deduction  des  Straf  rechts 
iianii  der  Wissenschaft  des  peinlichen  Rechts  und  der 
Gesetzgebung  zur  Grundlage  dienen ^  "wenn  gleich 
die   historischen   Ableitungen    sehr    belehrend   sind. 

y  Fenerbach  Lehrb,  §.  8.  n.  a,  J,  Schauberg 
über  die  Begründung  des  Strafrechts.  München  1832. 
verveist  diesen  Gegenstand  aus  der  Sphäre  der 
Rechtsphilosophie  in  das  Gebiet  der  Politik  und  der 
Erfahrung» 

b)  lieber  die  Erfordernisse  und  die  Möglichkeit  einer 
haltbaren  und  brauchbaren  Strafrechtstheorie  vergU 
A,  Bauer  Warnungstheorie.  §.48  —  60.  ' 


Begründung  der  Strafi^htsw.  tt 

1}  Deduction  des  Strafr€cht$  a)  s  A)  Aufgabe  für  die 

StaategeweUt* 

Da  der  Staatszweck  in  BewirLung  'der 
m  der  Vernanfit    geforderten   Rechtiordnung 

h.  des  gesicherten  freien  Zosammenlebens 
iter  der  Herrschaft  des  Rechts  besteht  ^) ;  so 

der  Inhaber  der  Staatsgewalt  verpflichtet 
id  berechtigt  9  dahin  za  wirken  9  doM  alle 
tndhmgen,  welche  die  Reehtsordnmtg  stören 
er  gefährdenj  möglichst  verlmlet  werden  ^). 

i)  Zwar  soll  der  Staat  auch  für  die  Bildung  und  das 
Wohlseyn  seiner  Burger  wirken;  allein  die  Herr» 
Schaft  des  Rechts  schatft  doch  erst  einen  sicheren  Bo« 
den  für  Cultur  und  Wohlbefinden ,    und  die   hierauf 

*  gerichtete  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  muss  stets 
innerhalb  der  durch  das  Recht^gesetz  bestimmten 
Grenzen  bleiben,  wodurch  dasselbe  folglich  als  das 
hichste  Gesetz y  und  dessen  Herrschaft  als  der  Eilige" 
meiney  wesentliche  Zicech  des  Staats  dargestellt  wird. 
Yergl.   A,  Bauer  Lehrbuch  des  Naturrechts,  §•  196. 

6)  Nicht  blos  gut  machen  y  sondern  verMten  soll  der 
Staat  y  und  dieses  nicht  etwa  nur  im  Einzelnen,  son- 
dern überhäuft* 

§.  10.  (9.) 

B)  -Von  den  Mitteln  zur  Lösung  dieser  Aufgäbet 

1)  überhaupt. 

Zu  den  Mitteln,  wodurch  die  Staatsgewalt 
1    durch    diese  Aufgabe    bestimmten  Zweck 
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verfolgen  Isann^   gehört  I)  die  Volkscf^ziehmg. 
Durch  Sorge  für  sittliche  und  geistige  Bildung, 
für  'Erweckung  und  Erhöhung  des  moralischen, 
religiösen  und  rechtlichen  Sinnes  ^   des  Ehrge- 
Ibhls^  des  Gemeingeistes,  und  durch  Aufklärung 
<Ies    Volkes    überhaupt ,     besonders    über   die 
Rechte  '  und  Pflichten  des  Menschen  uud  Bü^ 
gers ,  wird  sehr  vielen  Verbrechen  vorgebeugt 
tl*)    Gute    Polizeieinrichtungen  «j.       Hierdurch 
kann  die  Staatsgewalt  gefährlichen  Handlungen 
Äüf  mehrfache  Weise  entgegenwirken,    indem 
sie  manche  Quellen  derselben  verstopft,  dere^ 
Ausführung  erschwert  und  die  Hoffnung,  sich 
der  Entdeckung  und  den  Folgen  der  That  zu 
entziehen,  schwächt^),     lll)  Strafgesetze.     In- 
dem die  Staatsgewalt  die  Handlungen,    welche 
die  Rechtsordnung  stören  oder  gefährden,  durch 
Gesetze    mit    gewissen    Uebcln    (Strafen)    be- 
droht, um  hierdurch  alle  Bürger  vor  Begehung 
solcher  Handlungen  zu  warnen^    gibt  sie  den- 
selben, einen  neuen  und  wirksamen  Abrathungs- 
grund.     Von  allen  diesen  Mitteln',  welche  sich 
gegenseitig     kräftig    unterstützen ,     muss     der 
Staat,  jedoch  stets  innerhalb  der  Grenzen  des 
Rechtes,    gehörigen   Gebrauch   machen.      Das 
zuletzt  genannte  Mittel,  nemlich  die  Warnung 
Aller   durch   Strafgesetze,     von    welchen   hier 
allein    die    Rede    ist ,     stellt    sich    bei    einer 
liäheren  Prüfung,     nicht  nur  als  zweckmässig 
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.  11.)  nnd  notkuaendig'  i(§^  ^^O.'  Situdeni 
dl  als  reehbnässy  dar  (§.  '13.). 

0  Jl.  Mohl  die  Polizetwiffensthaft  des  Recht»8tdäts. 
IB.  Tübing.  1832. 

0  Die  Hülfe  des  CivilricIUers  ydtii  im  £inz«1n/en  aii4 
hat  mehr  mit  gegenwärtigen,  als  mit  künftigen  mög- 
lichen Störnngen  des  Rechtsfriedent  su  tfaun. 

§.  11.  (10.)      , 

Imhesondere  ven  der  Warnung  durch  das  Strafgesetz: 
a)   Ztteckmässig'keit  derselben, 

I)  Die  Quellen  der  die  Rechtsordnung, 
IrcndeH  Handlungen  bestehen  theils  in  sinn- 
hen  Antrieben,  theils  in  Schwache  des  sitt- 
ben  Gefühls  9  theils  in  Mangel  pflichtinässi- 
r  Besonnenheit  des  Handelns,  theils  endlich 
unrichtiger  oder  untlarer  Vorstellung  von 
r  Gefährlichkeit  und  bürgerlichen  Strafwür- 
jkeit    solcher   Handlungen.      H)    ^rillen  die- 

1  Entstehungsgründen  der  Verbrechen  fcann 
p  Staat  durch  gehörigen  Gebrauch  der  War- 
ng  mittelst  der  gesetzlichen  Strafdrohung 
Igegenwirken.  Denn  die  sinnlichen  Antriebe 
anen  durch  die  Vorstellung  eines  mit  ihrer 
firiedigung  nolhwendig  verknüpften  Uebels 
Schranken  gehalten  ^)^  das  sittliche  Gefiihl 
m  durch  die  Strafdrohung  geweckt  und  ge- 
lärft  und  die  Pflicht  der  Besonnenheit  im 
adelu  dadurch  tiefer  eingeprägt  und  verstärkt 


X  .  \ 
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iverdenj  auch  wird  der  Bürger  durch  das 
Strafgesetz  über  die  Strafbarkeit  der  Handlun- 
gen belehrt.  Alle  diese  Arten  der  Wirksam- 
keit des  Strafgesetzes  yereinigcn  sich  in  dem 
BegriiTe  der  TV arnung  *). 

a)  Viele  nennen  die. in  dieser  Yorstellang  liegende 
N6tkigung  einen  psychologischen  Zwang  und  setzen 
daher  den  Zweck  des  Strafgesetzes  in  Abschreckimg 
Aller  von  dergleichen  Handlungen.  Allein  Zwang 
und  Furcht  beziehen  sich  hauptsächlich  auf  die 
finntichej  die  Warnung  hingegen  auf  die  siitlicte 
Natur  des  Menschen.  Die  warnende  Stimme  dei 
G^etzgebers  will  durch  diie  Strafdrohung  zu  den 
Beweggründen  der  Tugend ,  des  Rechts,  der  Reli- 
gion und  der  £hre  noch  einen  weiteren  wirksamen 
Abmahnungsgrund  hinzufügen.  Eine  solche  Ansicfat 
von  der  Strafdrohung  entspricht  auchr  dem  Bemüe 
eines  weisen  und  humanen  Gesetzgebers  weit  mehr  ' 
und  ist  von  wohlthäügerem  Einflüsse,  als  die  Idee 
des  Zwanges  y  der  Furcht  und  der  Abschreckung« 
Wird  gleicfi  die  gesetzliche  Warnung  nach  der  In^ 
dimdualität  der  Subjecte  auf  verschiedene  JVeise^ 
z.  B»  abschreckend,  einwirken,  so  ist  doch  hier  nur 
von  der  vom  Gesetzgeber  im  Allgemeinen  bezweckten 
Wirksamkeit  des  Strafgesetzes  die  Rede. 

b)  Um  jedoch  der  Warnung  ihre  volle  Wirksamkeit  za 
geben,    muss   der  Staat  zugleich  alle  Mittel  anwen- 
den,  um  einesthcils  den  Inhalt  der  Strafgesetze  zur 
grössten  Offenkundigkeit  zu  bringen,  und  deren  ge* 
naue  Kenntniss    im  Volke  möglichst  zu  verbreiten, 
anderntheils  die  Hoffnung  der  Nichtentdeckung  und   \ 
der  Straflosigkeit  durch  zweckmässige  Polizei  -  unÜ   1 
Justizeinrichtungen    möglichst    zu    schwächen.       C« 
Ross   UnterHcJU   über  die   wichtigsten  Strafgesetze*  ] 
Rudolst.  1818.  ^lieber  die  Erfordernisse  eines  popii*    ; 
lären  StraßatecMsmua.  N.  Archiv  III.  182.  -  i 
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§.  12.  (11.) 

b)  Noikwendigkeit  der  Warnung. 

Die  schon  an  sich  nicht  za  verlsenncnde 
nnd  auch  durch  Erfahrung  bestätigte  VnzU'- 
länglichkeit  der  Volkserziehung  und  der  Poli- 
zeieinrichtnngen  zur  möglichsten  Verhütung  al- 
ler die  Rechtsordnung  störenden  oder  gefähr- 
denden Handlungen,  begründet  und  beweist 
die  Notkwefidigkeit^  dergleichen  Handlungen  zu- 
gleich durch  Gesetz  mit  Strafe  zu  bedrohen, 
und  hierdurch. ,  die  Bürger  auch  noch  auf  eine 
wirksame  Art  vor  deren  Begehung  zu  warnen. 
Diese  Nothwendigkeit  einer  solchen  Warnung 
tritt  also  da  ein,  wo  jene  beiden  Mittel,  ihrer 
Natur  oder  der  Erfahrung  zufolge,  im  Allge- 
meinen keine  hinreichende  Sicherheit  hoffen 
hissen  ^). 

«)    "Nicht  aber  erst  dann ,  wenn  jene  Mittel  im  Einsei« 
Bca  bereits  fmchüos  angewendet  worden  find« 

§.   15.   (12.) 

c)  Rechimätiigkeit  der  Warnung. 

Die  Warnung  der  Bürger  durch  gesetz- 
liehe  Bedrohung  unerlaubter  Handlungen  mit 
sinnlichen  U^eln  ist  auch  ein  rechtlich  stattr 
ktifles  MitteL    Die  Rechtmässigkeit  beruht  theils 


iiif  der  Unentfaehrliehkeit  desst    m  zur  Siehe*- 


rung  des  Reehiszusti(n4es  und  auf  der  hienrai 
entspringenden  Pflicht  des  Staats,  yondiesoi 
noth wendigen  Mittel  Gebrauch  zii  machen ;  theib 
und  hauptsächlich  auf  der  Vereinbarkeit  jener 
IVarnung  mit  der  rechtlichen  Freiheit  derfie? 
drohten,  als  welche  hierdurch  auf  keine  Weist  I 
beeinträchtigt  wird  ^).  Die  Zuerkenaung  dei 
gedrohten  Uebels  findet  aber  ihre  ßechtferdr 
g^ng  in  der  vorausgehenden  gesetzlichen  Ali: 
drohüng.  und  in  der  geschehenen  Uebertretung 
des  Gesetzes   (§.  19.). 

a)    Dife  Warnung  beschränkt  weder  die  äussere  rechtli" 
che  Freiheit^  noch  die  innere. Freiheit. 


§.    14.    (13.) 

C)  Strafrecht  «). 

'Aus  diesen '  Prämissen  ergeben  sich  Aet 
BegriiF  und  Rechtsgrund,  so  wie  die  natft^ 
l)cben  Grenzen  ,(§.  20.)  des.  dem  Staate  ge- 
bürenden  Strafr^chte  *)*  Str a free ht  oder 
Straf gewalt  ist  das  Recht ^  die  den  Recht»' 
zustand  gefährdend^  JXandhngen  durch  Ge- 
setz ,  zur  fVad'nung  Aller  ^  mit  liebeln  zu  fte- 
drohen  y  und  diese  Uebel  dem  Lcbertreter  des 
"Geg^tzes  zuzufügen  ^). 


.    a)    V,  4,  Attge ni  JP.  de^  puniendi . iuriß-  kotiane.    BeroL. 

I         1^27,    A'f  F.   C,  van   Trojen  Z).   de \  iure  puniend{. 

"  Gronnig.*  1827.    JE.  Mahtr  über  äifs  kecht  zur  Strafe. 


\ 


6)'  Ohie  den  Siaai  (im  s.  g.  Natonitiide)  ^ibC  es  Mn 

.Sirffi^if,^     indem  lUs    den  Kii^tliieii    iebürewk 

VertheidiguDgsrecht  nicht  weiter  geht,  als  die  Y.cr« 

^.  theidigung  es  uöthig  macht,   mithin' den  Augegriffe- 

^  nen  nicht  berechtigt ,  dem  Beleidiger  noch  über  die* 

ü  Ben  Zweck  hinaus  ein  Uebel  zuzulügen.    Das  Straf- 

recht  des  Staats  kann  alsQ  auch  nicht  auf  Ucbertra- 

gung  des  Einzelnen  gegründet  werden. 


;  '^ 


i  .4? 


rfer'  ^^  ^^^  Slrafgewalt  zerfällt ,  in  Hinsicht  der  Art  ihrer 
'Wirksamkeit,  gleich  allen  Regierungsrechten,  in  die 
aufsehende,    gesetzgebende  und   vollziehende   Qewalt, 

etl4  welche  letztere  die  Strarjustizgewalt  begreifL     Alle 

diese  Rechte  haben  zugleich  die  Natur  von  Jlechii» 
pflichten. 


I 

1 


1  §.   iS.    (14.) 

f 

II)    Allgemeine  G^-undbe griffe :    A)  Straf geietx  a). 

Aus     der     Yorsfchenden    Ableitung:     der 
iä    Strafgewalt  fliessen  die  allgemeinsten  Gnmdbe* 
'm    griffe  und  GrmkdsätzCy   welche  die  Begründung 
^    des  Strafreclitcs  ausmachen.       Zu   den  Grund- 
r    begriffen  gehören   die  Begriffe  von  Strafgesetz 
(§.   1«.),    Strafe  (§.  16  f.)   und  Verbrechen 
(§.  20.).     Strafgesetz  (lex  poenalis)  im  en- 
gern oder  eminenten  Sinne  ^),  ist  ein  hürgerli^ 
ehes   Gesetz  y    welches  eine  strafwürdige  UanJU 
hing  mit  Strafe  bedroht.    Diese  Drohung  besteht 
in    der  Erklärung  ^    dass  dem  Uebertreter   das 
Uebel  unvermeidlich   durch  Richterspruch   zu« 
erikannt ,  ntid  wider  ihn  vollstreckt  werden  soll. 
.Das  Strafgesetz  bezieht  sich  zunächst  und  haupt« 
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sachlich  auf  die-  UnterÜianen  ^  welche  dad 
gewarnt  werden  'sollen  nnd  |n  deren  Hin 
es  nnmittelbar  auf  das  Innere  zu  wirken  besti 
(§.  ii).)  9  mithin  in  sofern  al$  ff^Ulensgeset 
zttsehen  ist.  Zuglieich  bezieht  sieh  das  S 
gesetz  auf  die  Gerichte^  als  rechtsgültiger  A 
Stab  für  die  Beurilieilung  schon  begang 
äusserer  Handlungen. 


a)  Der  Begriff  des  Strafgesetzes  ist  der  erste  untc 
firundbcgriffen ,  ^eil  auf  ihm  der  Begriff  der  i 
liehen  Strafe  und  der  Begriff  des  Verbrechen 
ruht  (§.  16.  20.). 

b)  Im  weiteren  Sinne  versteht  man  unter  Strafgese 
jedes,  auf  Verbrechen  und  deren  Bestrafung 
beziehendes  Gesetz. 


>t'.'. 


§.  46.  (15.) 

B)    Strafe. 

■  u 

.  Strafe  ^im  weiteren  Sinne  ist  ein  ü 
welches  mit  einer  unerlaubten  Handlung 
hnüpft  wird.  Dieser  Gattungshegriff  be 
sich  sowohl  auf  das  durch  Gesetz  im  A 
ineinen  angedrohte  ^  als  auf  das  im  Uebc 
t}ingsfaUe  zugefugte  Uebel  ^^^  und  umfass 
v^er^iedenartigsten  Strafen  (§.  24 — rl 
Xvfi  .der  obigen  ^leitung  des  Strafrecht 
gibt  jf  sich  aber  .  folgender  eigenthümlicher 
griff:  Strafe  im  rechtlichen. Sinne  \ 
gecUche   Str^sdfe^^   poena    forensis^    recht 
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IStnde)  ist  ein  ^  vom  Staate  y  zur  fVarmmg  der 
Mmyer  vor  gememgefährtichen  ilaudbiugenf 
iutk  Gresetz  angedrohtes  y  undj  ün  Uebertre^ 
tmgifaüej    kraß  dieses   Gesetzes   zuzufügendes 

s)  Es  ist  eine  anstatthafte  Beschränkung  des  Begriffes 
Ton  Strafe,    wenn  man  denselben  (wie  z.  B.  Henke 
im  Handb,  I.  S.  65.)   blos  auf  das  vollzogene  Vebel 
bezieht.    Auch  das  gesetzlich  angedrohte  und  das  blos 
J  juerkannte  Vebel  ist  und  heisst  Strafe ^    wie  solches. 

>^i|  schon  die  Ausdrücke  *  Straf geeetz ,  StrafurtheiU  u.  s. 

w.  zeigen. 

h)   Lm  131.  D.  de  V.  S.  tpoena  omnium  delictorum  coir* 
citio.€  —     Durch  den  obigen  Begriff  unterscheidet 
y,  sich  die  Strafe  von  Wiedervergeltung y  von  VertheU 

digungf  Erstattung  f  Züchtigung,  Special  Prävention^ 
Abschreckung  und  RacJie  (§.  24^31.)*  Zugleich  be- 
stimmt sich  durch  jenen  Begriff  die  rechtliche  und 
politische  Natur  der  Strafe  (fi.  105  f.). 


j 


§.   17,  (16.) 
])  Zweck  der  Strafe ,  und  zwar  a)  der  Strafdrohung  a)* 

,  Der  Strafzweck  litsst  sich  nur  mit  Unter- 
sclieidang  zwischen  Strafgesetz  und  Strafurtheil 
!  genau  und  richtig  bestimmen.  Der  Zweck  des 
,  Strafgesetzes  ^  und  zwar  der  Hauptzweck  dessel- 
ben ^\  besteht  in  allgemeiner  Verhütung  mög- 
licher Störungen  des  Rechtsfriedens  durch 
Warnung  der  Bürger  mittelst  Androhung  von 
Cebehi  (Generalpräuention)  (§.  10.  14.). 
WiStn^gesetz  soll  auf  den  f  Villen  der 

I  3 


I 


f 
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^er,  als  die  Quelle  der  8trafwürdi(;;cn  Hai 
lungen  j  einivirhen  und  letztere  hierdurch  m 
fel&iir  verhindern  «)• 

d)  C  S,  Vening  diver sae  de  fine  poenarum  aententi 
Gron.  1826.  Mit  dem  Strafzweck  verwechsle  n 
nicht  die  nützlichen  Folgen^  welche  die  Bestrafe 
bewirken  kann. 

h)  Der  Gesetzgeber  kann  sich  zwar  bei  der .  WaM  ( 
Strafarten  durch  Nebenzwecke  ^  welche  die  gedro! 
Strafe  in  ihrer  Vollstreckung  zu  befördern  geeig 
ist»  als:  Besserung,  Prävention,  Abschreckung,  Y 
gütung,  leiten  lassen  (wie  dann  z.  B.  die  Franzö 
sehe  Gesetzgebung  den  häufigen  Gebrauch  der  Ge 
strafen  sogar  als  eine  Finanzquelle  benutzt).  Imi 
besteht  aber  doch  der  allgemeine'^  wesentliche  i 
Hauptzweck  y  welchen  der  Strafgesetzgeber  stets 
Auge  behalten  muss,  in  Verhütung  staatsgefährlicl 
Handlungen  mittelst  Warnung  der  Bürger  durch  1 
drohung  derselben  mit  Vebeln;  die  Beförderung  \ 
derer  Zwecke  ist  hingegen  nur  eine  untergeordn 
Rücksicht. 

c)  Um  diese  V.  irkung  der  gesetzlichen  Strafdroht 
zu  befördern,  müssen  jedoch  nicht  nur  die  Strafj 
seize  mit  möglichster  Klarheit  und  Bestimmtl: 
abgefass:  ^  sondern  es  muss  auch  deren  Ken 
niss  möglichst  im  Volke  verbreitet  und  dasse 
über  deren  Inhalt  belehrt  werden  (§.  11.  n.  6.), 

§18.(16.) 

b)  der  Bestrafung. 

Die  Bestrafung  wirklicher  Uebertretung 
(das  Strafuriheil  und    dessen   Vollziehung) 
nur  die  rechtlich  notkwendige  Folge  des  besi 
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tifden  Strafgesetzes  nnd  der  geschehenen 
d^erfretnhg  desselben  ^  bezieht  sich  also  auf 
e  Vergangenheit  nnA  ist  9  an  sich  betrachtet^ 
ir  eine  Handlung  der  Gerechtigkeit  ^)y  welche 
ure  Urtheile  nicht  um  eines  Zweckes  willen 
Ht^)«  Zwar  hat  der  Strafgesetzgeber  auch 
ie  auf  die  I7febek*tretung  folgende  Bestrafung 
f.^Jige^.  und  es  wird  durch  diese  allerdings 
ie  Wirkswodheit  der  Warnung  erhöht.  Al- 
in  diess  ist  kein  eigner  (neuer ,  besonderer) 
weck  der  Strafjustizpflege  9  sondern  fallt  mit 
mi  Zwecke  des  Strafgesetzes  zusammen  y  indem 
i  letzteres  schon  die  Erklärung  entlialt,  dass 
em  Uebertretcr  das  angedrohte  Uebel  durch 
ie  Strafgerichte  zuerkannt  und  wider  ihn 
nUsf^eekt  werden  sollte  ^). 

a)  Die  Strafdrohung  ist  zwar  gerecht  ({.  13.)  9  deshalb 
karni  man  sie  aber  doch  nicht,  gleich  der  Bestra- 
fung, eine  reine  Handlung  der  Gerechtigkeit  nen- 
nen, weil  sie  als  Mittel  auf  einen  Zweck  bezogen, 
mithin  in  sofern  eine  Handlung  der  Klugheit  ist. 

l]  Das  Strafurtheil  wird  gefallt  und  vollzogen,  gnia 
peccatum  esty  nicht  aber  ne  pecceiur.  Wollte  man 
für  den  Richter  einen,  von  ihm  durch  die  Bestra- 
fung zu  verfolgenden  Zweck  aufstellen,  .  so  würde 
man  den  Standpunct  desselben  auf  eine  sehr  gefähr- 
liche Weise  verrücken,  nnd  ganz  gegen  den  Begriff 
der  Strafe,  ala  welche,  in  ihrer  Zußgung^  sich 
blos  auf  die  begangene  Uel^ertretong  bezieht,  den 
Thäter  zugleich  um  künftiger  Uebertrctungen  willen 
•trafen.  Bauer  Warnungstheorie  §.21.  Die  An- 
nahme eines  besonderen  Zweckes  der  Strafaufügung 

3* 
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vird  auch  nicht  durch  die  Absicht  gerec^llttTtiüi 
auf  diese  Weise  noch  einen  neuen  Griindsat»  fir 
das  Strafmaas  aufstellen  zu  können ,  als  ^(-elcher 
phnediess  nur  aus  dem  Kechtsgrunde  der  Straften  äl^ 
geleitet  ^werden  darf  (§.  22.  lll.).  .  /.n 

c)  Nur  durch  Unterscheidung  de«  Strafgesetzet  und  # 
StrafurtheiUf  des  Gesetzgebers  und  AteA/er4,«k|M| 
ger»  möglicher  und  bereits  begangener,  irt;-A/iciff 
Uebertretungen,  so  wie  des  Endzwecks  und  des  nioß 
Bten  Zwecks  y  des  Hauptzwecks  und  der  S^MibtlUI 
Nebenzwecke  f  ist  es  möglieh  >  in  dlm  Tenrerrcill 
Vorstellungen  und  in  die  Streitigkeiten  über  dicftf 
Gegenstand  Klarheit  und  Bestimmtheit  zu  briiii;^!^ 
Bauer  a.  a.  O.  §.  19  ft*.  ^ 


§.   19.   (17.) 

2)    Hechts grund^^der  Strafe.  'i    ' 

I)   Der  Rechtsgrnnd   iler  gesetzlichen  ^'~] 
drohung  der  Strafe  besteht  in  der  Nothwendif  j 
keit^    dureli  dieses  ganz  unentbehrliche  Afittd-^ 
die  Rechtsordnung  zu  sichern,     so  me  in  der  \ 
Vereinbarkeit   der    darin    liegenden  Waraiuif  ! 
mit    der   rechtlichen  .Freiheit    der   Bedrohtefl*  i 
II)  Der  Rechtsgrund  der  Bestrafung  (des  Stral^ 
urtheils  und  dessen  YoUstreclsung)  besteht  bloi  . 
in  der  vorausgegangenen  rechtsgültigen  Andro« 
hung  und  in  der  geschehenen  Uebertretung  dei 
Strafgesetzes  ^) ;  denn  die  Strafdrohung  besteht 
in   der   durch    Gesetz    ausgesprochenen    Erlsfr 
rung,   dass  dem  fruchtlos  gewarnten  Uebertr6- 
ter  das  «bedrohte  Uebel  durch  die  Gerichte  läH^ 
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mnnt  und  im  gesetzlichen  We<|;e  gegen  ihn 
htreckt  werden  solle.  —  Hiernach  liegt 
»  in  der  bewiesenen  Rechtsgültigkeit  des 
afgesetzes  zugleich  der  hinreichende  Rechts- 
ind seiner  Anwendung  auf  die  wirkliche 
bertretung  ^).  Das  Stra für  (heil  wird  durch 
i  rechtsgültig  bestehende  Strafgesetz  und 
isea  Uebertretung,  die  Strafvollsü'eckung  aber 
rch  das  rechtsgültig  gefällte  Strafurtheil  \oll- 
mmen  gerechtfertigt  ^). 

i)  Die,  "welche  die  Richtigkeit  der  Schlussfolge  von  der 
Rechtsgühigkeit  des  Strafgesetzes  auf  die  Recht- 
mässigkeit seiner  Anwendung  auf  den  Uebertrctungs- 
fall  bezweifeln ,  und  diesen  Schluss  wohl  gar  für 
einen  blossen  Kunstgriff  erklären,  übersehen  den 
Begriff  der  Strafdrohung  und  verwechseln  die  zur 
Erhaltung  der  Rechtsordnung  nothwendige  und 
durch  den  Sammtwillen  ausgesprochene  Strafdro- 
hung,  mit  der  vom  Einzelnen  vermöge  seines  Ver- 
theidigungsrechts  geschehenen  Drohung  (§.  14.  n.  6.). 

i)  Die  Anwendung  des  Strafgesetzes  durch  den  Richter 
bedarf  y  eben  so  wenig  wie  die  Anwendung  aller 
anderen  Gesetze,  eines^ weitern  Rechtsgrundes* 

5)  1)  Der  von  Feuerbach  Über  die  Strafe  als  Sicher 
ruHgsmiUel  S.  92  ff.  als  Rechtsgrund  der  VollziTe- 
hmg  aufgestellte  Satz:  wer  das  Recht  hat,  die  Un- 
terlassang einer  Handlung  zu  fordern,  der  ist  auch 
berechtigt,  diese  durch  ein  üebel  zu  bedingen  u.  s.  w., 
Ist  theils  nicht  nöthig,  theils  nicht  richtig.  2) 
Esther  vier  Abhandlungen  etc.  setzt  den  'Rechts- 
grund der  Zufügung  in  die  angebliche  (auch  schon 
ymn  Fichte  im  Naturrecht  Th.  II.  S.  95  f.  behaup- 
tete) gänzliche  Rechtlosigkeit  des  Uebertreters.  Die- 
Nr  kann  sich  jedoch  auf  den  Schats  des  Rechtsge- 
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fletse«  nur  in  «o  weit  nicht  berufen,  das«  er  li^Ü^ 
durch  seine  Ucbertretung  verwirkten  Bettrafi0|( 
unterwerfen  muss.    Bauer  a.  a^  O«  S.  83  f. 


§.  20.  (18.) 

C )     Verbrechen, 

Verbrechen  im  weiteren  Sinne  ist  üne 
durch  Gesetz  mit  Strafe  bedrohte  Handbmif 
(oder  eine  straf  gesetzwidrige  Handlung),  ün- 
^  sittlich,  rechtswidrig 9  gemeinschädlieh  und 
4trafimlrdig  (d.  h«  zur  Bedrohung  mit  Strafe 
geeignet)  kann  eine  Handlung  schon  an  sich^ 
und  vor  aller  Bedrohung  mit  Strafe  seyn» 
Die  Natur  eines  Verbrechens  erhält  sie  abep 
erst  durch  das  positive  Gesetz  «),  welches  die- 
selbe wegen  ihrer  schon  vorhandenen  Straf- 
würdigkeit (§•  22.  L)  mit  Strafe  bedroht^) 
(§.  25.  u.  52.). 

a)    Daher  gibt  es  auch,    vom  Staate    abgesehen,    nur 
unerlaubte     Handlungen  ,     aber     keine     Verbrechen^ 
folglich    auch    keine    natürliche   Verbrechen,    wenn 
man    hierunter   solche    Handlungen    versteht ,     die 
der    Richter    auch    ohne   gesetzliche  Strafdrohung» 
schon  wegen  ihrer  natürlichen  Strafwürdigkeit,  mit 
Strafe  belegen  dürfte  (vergl.  §.38.)*    Eben  so  wenig 
gibt  es  verbrecherische  Handlungen,  weiche  nicht 
durch  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  seyen,   wie  Hepp 
(in   der  §.  6*    n.  d,   angeführten   Schrift    S.  18)   an* 
nimmt,  wohl  aber  natürlich  strafwürdige  Handlungen 
die  irgendwo  nicht  durch  Gesetz  verpönt  und  daher 
keine  Verbrechen  sind. 
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4  Ohne  das  Merkmal  der  Strafgesetzwidrigkeii  lässt 
sich  keiu  richtiger  Begriff  des  Verbrechens  bilden. 
Die,  welche  dieses  verkennen,  verwechseln  daher 
ftets  die  strafwürdigen  Handlungen  mit  den  straf» 
gesetzwidrigen  und  geben  statt  eines  Begriffes  von 
Verbrechen^  einen  Begriff  der  Strafwürdigkeit. 


§•   2i.   (19.) 

tH)  Allgemeine  Rechtsgrundsätze :    A)  höchster  GrundstUx 

des   Strafrechts, 

Aus  der  Ableitung  der  Strafgewalt  des 
Sbats  (§•  9 — 14.)  ergibt  sich,  als  höclister 
Grandsatz  der  Strafrechtswisscnsckaflfc  und  Straf- 
gesetzgebung, der  Satz :  Jede  bürgerliche  Strafe 
üt  die  rechtUcJie  Folye  eines  ^  durch  die  iVblA- 
fvendigkeit  der  Erhalhauf  des  Ilechtszustandes 
bedingten  y  und  eine  diesen  Zustand  gejälirdende 
Eandkmgy  zur  TVarnung  Allerg  mit  einem 
'Üebel  bedrohenden  Gesetzes.  Hieraus  fliessen 
dann  die  allgemeinsten  Grtmdsäfze  über  die 
Aosiibung  des  Strafrechts,  sowohl  für  den 
Gesetzgeber  (§•  22.),  als  für  den  Richter 
(§.  23.). 

§•  22.  (20.) 

B)    Abgeleitete  allgemeine  Grundsätze:    l)  für  den 

Strafgesetzgeber  a\ 

Als  allgemeiner  Grundsatz   für  die  Straf 
gesetzgebung  fliesst  aus  dem  höclisten  Grundsatze 
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der  Satz:  Jedes  Strafgesetz  ist  bedingt  dufA 
die  NotlnvetnUgkeit  und  die  Zweckmässigkeit  der 
Strafdrohung  zur  Erhaltung  des  Rechtssusttu^ 
des.  Hierin  liegt  I)  der  Grundsatz  für  dk 
Strafwürdigkeit  der  Handlungen.  Strafuwrdif 
(d.  h.  zur  gesetzlichen  Bedrohung  mit  Strafe 
geeignet)  sind  nur  solche  Handlungen ,  wei- 
che A)  die  Rechtsordnung  stören  oder  gefähr- 
den ^  sie  mögen  dann  unsittlich  ^),  rechtswidrig 
oder  blos  gemeinschädlich  seyn,  sie  mögi^ 
die  Rechtsordnung  unmittelbar  oder  mittdl* 
bar  9  unbedingt  oder  nur  unter  besondercp 
Verhältnissen  gefährden  ^).  Ausserdem  ist  V) 
erforderlich  dass  dergleichen  gemeingefährliche 
Handlungen  im  Allgemeinen  nur  durch  An-- 
drohung  von  Uebeln  möglichst  verhütet  werden 
können.  H)  Der  Grundsatz  für  die  Strafar^ 
ten.  Bei  deren  Wahl  muss  sich  der  GesetC' 
geber  durch  (absolute  und  relative)  Nothwes^ 
digkeit  und  Zweckmässigkeit  leiten  lassen  (§• 
106.)«  ni)  Der  Grundsatz  für  das  Strafmaas. 
Da  der  Grund  der  Strafwürdigkeit  einer  Hand- 
lung in  deren  Gefährlichkeit  für  die  Rechts- 
ordnung liegt  5  so  besteht  folgerichtig  der  all- 
gemeine  Maasstab  für  den  Grad  der  Strafbar- 
keit oder  die  Ch*össe  der  Verbrechen  in  dem 
Grade  ihrer  Gefährlichkeit  für  den  Rechtszu* 
stand.  Letztere  ist  aber  A)  zunächst  mit  Rück« 
sieht    auf    die    Handlung   äü    sich   (objeetim 
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Mmasstab)^  sodann  B)  nach  der  Geiahrlichkeit 
ies  handelnden  Subjects  (mhjcctiver  Maasstab) 
m  beortheilen.      W>ßnn  der  Gesetzgeber  nach 
"fiesen  beiden ,     mit  einander  zu  verbindenden 
ud   zu   vergleichenden  Arten   des   Maasstabes 
lieh  eine   richtige   und   bestinimfe  Vorstellung 
Ton  der  Grösse  eines  Verbrechens  gebildet  hat^ 
so  muss  er  dasselbe  mit  einem-  dieser  Vorstel- 
lung entsprechenden  Uebel  bedrohen,  hierdurch 
den  Grad   der    bürgerlichen   Strafbarkeit    des 
Vedirechens  bezeichnen  und  solchergestalt  die 
Bttrger  vor  dessen  Begehung  warnen  ^).     Nur 
eine  auf  vorstehenden  Grundsätzen   beruhende 
Strafgesetzgebung  ist  gerecht  ^).     Die  richtige 
Anwendung  dieser  drei,   eben   so  fest  begrün- 
deten  als   bestimmten  und  klaren  Grundsätze, 
ist  eine    schwierige  Aufgabe    für   die  Urtheils- 
kraft  und  wird  durch  viele,  von  der  Strafpoli« 
tik  gehörig  zu  beachtende,  empirische  Verhält- 
liisse  bestimmt. 

[  a)  Bauer  Warnungstheorie  §.  26^31.  —  Man  kann 
diese  Eigenschaft  der  Handlungen  auch  durch  Crc- 

[  meingefährlicKkeü     bezeichnen.       Nur    führt    diess 

[  leicht  auf  eine  Nebenidee,   indem  es  gewisse  Arten 

von  Verbrechen  gibt,  die  das  besondere  Merknal 

f  der  Gemeingetabrlichkeit  in  einer  engeren  Bedeu* 

tang  haben  (Tit.  7~10.). 

i)  Werner.  Ut  die  Verletzung  der  Tugend  aucJt  ei* 
nem  Strafgesetz  unterworfen^  Im  Archive  B.  IV. 
8t  S.  &  122  f. 
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Indem  lo  der  Gesetzgeber  die  Grosse  der  Sinf 
unabhängig  von  einem  dadurch'  zu  beförderndf 
Zwecke  9  blos  nach  dem  Grade  der  Sirafwürdigka 
der  Handlung  zumisst,  mithin  zwischen  VerscM 
düng  und  Strafe  das  rechte  Yerhältniss  möglicll 
beobachtet  9  hat  die  Strafe  zugleich  die  Eigei^ 
Schaft  einer  angemessenen  Yergeltung,  und  entsprich 
solchergestalt  den  Forderungen  der  Gerechtigke!) 
Erhält  nun  gleich  die  Wamungstheorie  hierdurch  jl 
'  Hinsicht    des  Straftnaases   einige  Aehnlichkeit  aii| 

der  Wiedervergeltungstheorie  (§.  23.) ,  so  bleibt  8i( 
doch  hinsichtlich  des  Rechts grundes  und  Zwecks  dd 
Strafe  wesentlich  von  derselben  verschieden. 

d)  Psychologie  und  Erfahrung,  mit  Rücksicht  it 
Yolksthümlichkeit  und  Zeit,  müssen  den  Gesetzgt 
ber  hierüber  näher  belehren.  3ei  gebildeten  Völ 
kern  wird  man  nicht  leicht  eine  wirklich  strafwur 
dige  Handlung  unverpönt,  oder  eine  nicht  strafwöt 
dige  Handlung  mit  Strafe  bedroht  finden. 

e)  Der  Gesetzgeber  ist  also  keineswegs  berechtigt,  di 
Handlungen  beliebig  zu  Verbrechen  zu  stempeln 
und  die  Strafen  blos  nach  Willkür  zu  bestimmen 
Daher  steht  z.  B.  die  Bedrohung  der  unschnldigei 
Kinder  des  Hochverräthers  mit  Strafe  in  grelles 
Widerspruche  mit  dem  obigen  Rechtsgrundsatze.. 

§.  25.  (21.) 

2)    Grundsätze  für  den  Strafrichter  a). 

Für  die  Strafgerichte  stellt  das  höchsi 
Strafreehtsprineip  den  allgemetnefL  Grundsal 
auf:  Jedes  Strafurtheil  ist  bedingt  durci 
das  Daseyn  einer  y  vom  Gesetze  mit  Strafe  he 
droheten  Handlung.  Hieraus  fliessen  folgend 
ausnahmelose    Sätze:  .   I)    Der    Riohter    dar 
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le   Handlung  für  ein   Verbrechen  erklären^ 
clie  nicht  durcli  Gesetz  mit  $trafe   bedroht 
(Kein  Verbrechen  ohne  Strafgesetz  ^)»      II) 
;  Zuerketmung  einer  jeden  Strafe  beruht  auf 
er   doppelten  Voraussetzung.       Sie   ist   be- 
igt  A)  durch  ;das  Daseyn  eines  Strafgesetzes 
eme  Strafe  ohne  vorliergeJtendes  Strafgesetz  ^)y 
durch  das  Daseyn  der  durchs  Gesetz  bedro- 
ten   Handlung   (Keine    Strafe    ohne    VerbrC' 
en).     Fehlt  eine  dieser  beiden  Bedingungen^ 
findet  kein  Strafurtheil  statt  ^).     Sind  hin- 
gen beide   vereinigt   vorhanden,     so    ist   der 
icliter   verpflichtety    das  Strafgesetz   anzuwen- 
in  (Kein  Verbrechen  olme  Bestrafung  ^). 

o)   Bauer  Warnung stiieorie  §.  32.      -  , 

h)  Es  würd/e  eine  eben  so  willkürliche,  als  unstatthafte 
Missdeutung  seyn,  wenn  man  1)  hier  unter  Straf ge^ 
ntz  nur  lex  im  engeren  Sinne  y  und  dann  sogar  nur 
den  Buthstaben  des  Gesetzes  verstehen  wollte  (wie 
z.  B.  von  Ro 8 Shirt  im  N.  Archiv  IX.  116.  und  in 
dess.  Entw,  der  Gr.  des  St.  R.  S.  20  f.  geschieht). 
Vielmehr  begreift  die  Strafsatzung  auch  das  unge» 
schrtebene  Recht  {yvel  quo  alio  iure.t  §.  4.  n.  f.)^  ins- 
besondere die  dadurch  offenkundig  gewordenen  Er- 
gebnisse der  Auslegung  und  der  Gesetzesanalogie 
(§.  119.  120.);  2)  wenn  man  jenem  Satze  den  Sinn 
gäbe,  als  ob  der  Gesetzgeber  die  Strafwürdigkeit 
der  Handlung  erst  schaffe y  während  er  die  schon 
vorhandene  Strafwürdigkeit  durch  die  Strafdrohung 
mir  ausspricht.    Bauer  a.  a.  O.  S.  14  B.  149. 

c)   Nur   durch    das   Strafgesetz    erhält   die    unerlaubte 
Handlang  die  Natur  einei  Verbrechens  und  das  ge- 
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drohete  Uebel  die  einer  rechtlichen  Strafe.    Den  Sittt 
Keine  Verbrechen  und  keine  Strafe  ohne  Strafgetp 
spricht  auch  schon  das  Römiäche  Recht  a«f.  L.  ISL 
§.  1.  D.  de  Y.  S.    »Poena  non   irrogatnr  bisI  fUi 
*quaqua  lege^  vel  quo  alio  iure  specialiter  haic  de- 
•licto  imposita  est.    L.  14.  §.  14.  D.    de  religiosit« 
Daher  fingen  auch  die  Römischen  Strafgesetze  ge* 
'Wohnlich  mit  der  Formel   an:    tQui  fecerit.t    Bei« 
spiele  von  Ausnahmegesetzen   können  nicht  das  ik*  \ 
jg;entheil    be^reisen;   auch  widerspricht   nicht    L.  1. 
§.  1.    D.,  de   effractor.     Eben   so  sagt  die  P.  G,  (^ 
Art,  104.:    »Aber  sonderlich   ist  zu  merken,   inuoM' 
^Sachen  (oder  derselben  Gleichen)   unser  Kaiserlicbt 
»Rechte  keinerlei  peinliche  Strafe  setzen   oder  ver« 
»hängen  y  dass  Richter  und  Urtheiler  darwider  aodi 
»Niemand    peinlich    strafen.«      Damit   stimmen  dis 
■    neueren  Strafgesetzbucher  und  Entwürfe  überein.  — 
Vergl.  Code  penal  Art.  4.     Code  dHnstruction  cri-mi* 
nelle  Art.  369.     Hiernach    ist  das   Verbrechen  stets 
eine    Contravention    ä   wie    loi   promulguee    anieri" 
eurement. 
d)    Die    Grundidee   der    hier    (§.   8  —  21.)    aufgestellteP 
War^nungstheorie    ist  sehr    natürlich  und   nicht  netit» 
Schon  Baco  de  Verulamio  de  dignitate  et  augmenHä 
scientiar.    Lib.  YlII.    (de  fontibus  iuris)   aphor.  §• 
sagt  von  dem  Strafgesetze:    »ut  moneat  igitur  opop* 
»tet,    priusquam  feriat.t  —      L  H.  Böhmer  intro^ 
ductio  in  ius  publicum  universale,  ed.  3ia.  Hai.  175$» 
p.  526  s.      (Vergl.    Gerstäcker    im     N.    Archiv* 
VII.   419  f*     J.  D,  Michaelis  Mosaisches  Rechi^ 
Th.  VI.   Vorrede,    Cäsar  Zusätze  zu  Valazi*8  JEnl^ 
wurf  eines  allgem,  Strafcodex.    Leipz.  1786.  S.  59  L 
Vergl.  Oersted  Grundregeln  etc.  S.  57  —  59.    C.  ff, 
^ros   Dies,    de  notione  poenqrum  forensium.     £rl« 
1798.    Feuerbach  Lehrb.  des  peinl.  Rechts»    Des» 
selben  Revision.    Derselbe  über  Strafe  als  Siche^ 
rungsmittel    vor     künft.     Beleid,    des     Verbrechsrs, 
Chemnitz  1800.)    Die  aus  jener  Grandidee  abseid« 
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lete  and  nittelgt  nehifacher  Beric:htigaB|r  der  Ab- 
fchreckungitheorie  von  mir  gebildele  und  oben  dar'» 
gestellte  Wamungstheorie  ruht  auf  einer  festeri 
rechtlichen  Cr nindlage 9  liefert  fruchtbare  Princi* 
pien  für  das  Strafwürdige,  für  die  Strafartea ■  and 
inr  das  Strafmaas ,  und  ist  zu .  einer  folgerichtigen 
Durchführung  und  Anwendung  geeignet.  Eine  Ver» 
gleickung  der  Warnungstheorie  mit  der  Abschrek^ 
kungstheorie  findet  sich  in  meiner  Schrift  die  War^ 
mmg»iheorie  u.  B»  w.  §•  33-— 41.  und  eine  1^'iderle* 
gnng  der  gegen  dieselbe  erhobenen  Zweifel  ebendat, 
§.  45—47. 

i)  Hiervon  macht  nur  die  erfolgte  Tilgung  des  Terbre* 
chens  eine  Ausnahme  (§.  130  — 135.)« 


§.  24.   (22.) 

IV)    'Darstellung  der  verschiedenen  Strafreehtitheorieen. 

Die  genaue  Kenntniss  der  verschiedenen 
Strafrechtstlieorieen  ist  von  der  grössten  Wich- 
tigkeit, sowohl  um  Einseitigkeit  zu  vermeide^, 
ib  um  den  Einfluss  der  Theorieen  auf  die 
Wissenschaft,  die  Gesetzgebung  und  die  Pra- 
xis richtig  einsehen  und  würdigen  zu  köünen* 
IKe  Grenzen  eines  Lehrbuches  erlauben  jedoch 
liier  nur  eine  gf^lrängte  Ucbersicht  derselben^ 
worin  solche  aber  nicht  blos  aufgezählt,  son- 
dern nach  ihren  eigenthümlichen  Merkmalen 
dassificirt  sind  a).  Während  diese  Zusam- 
menstellung, als  ein  wichtiger  Gegenstand  der 
Vorlesungen,  in  einem  Lehrbuche  des  Straf- 
itchtes  nicht  fehlen  darf,    muss  jedoch  eine 
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.  •  ^^ 

gcfnaue   PrUßing    aller  dieser  Thcorieen    dem 

ipfindlichen    Vortrage    überlassen    bleiben  ^). 

Um  einer    solchen   Prüfung   die    erforderliche 

Klarheit    und  Bestimmtheit   zu   geben  ^    ist  es 

höfhig^    jede  Theorie   in   zwiefacher  Hinsicht 

KU  beurtheilen:    I)   von  Seiten  ihrer  HaUbar^ 

keity    d.  h^    ob   sie   rechtlich  begründet   sej? 

II)  von  Seiten  ihrer  Brauchbarkeit^    d.  h.  ob 

sie   Aufgaben    einer    Straflheorie    lose?     un4 

zwar  durch  genügende  Auskunft   A)  über  da* 

Strafwürdige  y    B)  iiher  die  Strafarien  und   C) 

über  das  Strafmaas.      Die  allgemeinste  Unter* 

Scheidung  ist  die  der  einfaclien  und  zusammem^ 

gesetzten  Thcorieen« 

m 

a)  Der  erste ,  Versuch  einer  richtigeren  Classificatiom 
der  Strafthcorieen  findet  sich  in  A,  Bauer  Grund» 
Hnien  des  philos,  Criminairechts  S.  11  ff*  *; 

h)  Vergl.  Welcher  iiber  JRecht^  Staat  und  Strafe  A. 
129  ff.  Henke  über  den  Streit  der  Strafrechtsthe^r 
rieen,  Regensb.  1811.  Des  selben  Handb,  de§  CL 
R.  B.  I.  §.  19  f.  Wirth  Handb.  der  Strafrechtswiu, 
B.  I.  C.  C,  Coli  mann  die  Lehre  vom  Strafrechtif 
^  als    Theil    der    lodicialie.     Leipz.  1824.    S.  1— 71 

Schulze  Leitfaden,  §.  234  f.  Oertted  Gmndregi^ 
der  Strafgesetzg,  §.  1  —  11.  Escher  vier  Abhoni^ 
lungen  u.  s.  w.  S.  43  ff.  Stöckhardt  Naturreät 
S.  265  f.  zum  Bach  (s.  J.  6.  n.  c.)  S.  1— Ä 
Trümmer  (s.  §.  4.  n.  o.)  S.  82  ff.  Hepp  kriC 
Dar  st,  der  Strafrechtstheorie.  Heidelb.  1829. 
Bauer  die  Warnungstheorie  u.  s.  w.  Ahsch. 
S.  237— 39 J. 


A 
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§.  23.  (23.) 

i)  EmfaehM  (rtine)  Strafrechiitkewruim  1)  abiobUe 

Theorüen  a).  , 

Absolut  beissen  diejenigen  Theorieen^ 
melche  die  Strafe  nicht  auf  irgend  einen  da« 
hrch  zu  befördernden  Zweck  beziehen.  Nach 
iküen  ist  die  Strafe  als  eine  blosse  Folge  des 
Beehtsgesetzes  und  als  Selbstzweck  zu  betrach« 
Im.  I)  Zur  Begründung  dieser  Theorieen 
kmft  man  sich  auf  die  moralische  Weltord- 
umgy  vermöge  welcher  den  Verbrecher  die 
Strafe  treffen  müsse;  auf  einen  nothwendigen 
Gasnalznsammenhang  zwischen  dem  UebellAiiii 
und  dem  Leiden  eines  entsprechenden  Ucbels^ 
mf  einen  hategorischen  Imperativ  oder  eine 
tnbedingte  Forderung  der  Vernunft,  auf  eine 
fltdiche  Nothwendigkeit  und  auf  die  Idee  der 
Gerechtigkeit  9  nach  welcher  auf  das  Verbre- 
dien,  i^ls  ein  sittliches  Ucbel,  die  Strafe ,  als 
ein  sinnliches  Uebel,  folgen  müsse  ^).  II) 
Als*  Grundsatz  für  Art  und  Grösse  der  Bestrw^ 
fmg  stellen  die  absoluten  Theorieen  die  fVie^ 
imfergeUung  auf,  ^pd  stützen  diese  auf  das 
Gesetz  der  Gleichheit  (compensatio  mali  cum 
Mb) 9  weshalb  sie  Wiedervergeltungstheorieen 
genannt  werden.  Diese  Wiedervergeltung 
soll  aber  A)  in  Hinsicht  der  zu  vergeltenden 
Verschuldung  entweder  eine  moralische  ^)  oder 
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^ine  rechtliche  ^) ;  B)  in  Hinsicht  der  Art  der 
Vergeltung  entweder  eine  materiale  (gleichar- 
tige ^Vergeltung  9  mithin  eigentliche  Talion  '), 
oder  eine  ideale  (formale)  Wiedervergeltung 
•eyn  f).  ^  L 


Jii}    J..  Kant   metaph,    Anfangsgr.    der  RecktsUhre, 
■Aufl.     Königsb.  1797.    S.  195  ff.     Zachar 
• '    ,    fangsgr,  de$  philoa.  Crtm.  R*    Leipz.  1805.    BotK  ^ 
rein' rechtliche  Darstellung  de9  Strafrechis.    Hwnf^^^ih 
1811.    Henke  Handb,  der  StrafrechtiV»  Th»  L  §.  9ML  >< 
*■' ^'"  H.  Richter  das  philosophische   StrafrecÜ»    Leijdl . 
-!.       1829.  S.  96.100.  ■*** 

"^    Man  beruft  sich  auch  auf  das  hohe  Alter  der.*Atf  f 

.  ..ficht  9  dass  die  Strafe  eine  Reaction  der  Thai  ae^^i 

indem  jeder  9  der  Unrecht  thut^  fühlen  werde,  daA  'k 

/      ihm  übel  geschehen  müsse.    Rosshirt  Entwich,  &  . 

157.      G.    Hansel  über    das    Princip    des    Str^  \ 

'-    '--r  Leipz.  1821.  "v'r  ^i 

'*'€)    Jacob  philos.  Rechtslehre.  §.65.    Abi  cht  die  LOA  f 
von  den  Belohnungen  u.  Strafen,  2  Th.  £rl.  1796.  tXi  \ 

.1 


d)    Kant  a.  a.  O.    Richter  a.  a.  O. 

§)    Per   quod  quis  peccat,  per  idem  et  punitar  ide^ 
II.  Mos.  21.  V.  23  —  23.    ^Aug'  um  Auge^   Zahn  «i-/ 
tZahm  LL  XII  Tab.   »qui  membrum  rupait,  -—  W  > 
lio  esto.c    Kant  a.  a.  O.  ,^.   ^ 

f)  Gegen  die  absoluten  Theorieen:  Feuer  fr  ac  ü  Jlc0%  ^ 
sion  Th.  I.  €.  1.  Grolman  Begründung  des  StritfA 
S.  216  f.  Schulze  Leitfaden.  S.  327  f.  Welelir 
a.  a.  O.  S.  189.  Escher  vier  Abh.  S.  48  ff.  Oef^ 
sted  Grundregeln,  §.  2.  4.  Wirth  Handbuch  &  Mi 
Stöckhardt  a,  a.  O.  S.  274.  Hepp  a.  a.  O.  rf, 
22  f.    Bauer  Warnungsth.  J.  54.  55. 


1 

•    ; 
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'.'",.        §•  26.  (27.) 

•     J  II 

3^  JUiatipe  und  kisar  X)  Virgüiungtikearieen. 

Die  relikiven  Strafrechtstheoriecn  a)  be« 
hetr  die^lStrafe  auf  einen  dadurch  zu  beför* 
nden  rechtliehen  Zweck  y  welcher  im  AUge* 
men  imd  zulettl  in  Sicherung  der  HechU" 
Jnungy  als  dem  Zwecke  des  Staats ,  be« 
\a^^- (Pragmatische  Strafe).  Dieser  letzte 
eck  -soll  aber  entweder  durch  Gutmachung 
chehener^  oder  durch  Verhütung  möglicher 
bertr/ßtungen  y  erreicht  werden,  wonach  also 

relativen  Theorieen  in  Vei^gülungs^y  und 
rhüttingstheorieen  zerfallen»  Die  Verg&Umgs^ 
orieen  ;  (Erstattungs  -  ,  Genugthuungs  - ,  ff^Ve- 
'hfirstellwigstJieorieen)  beziehen  sich  hlos  auf 

Bestrafung  des  wirklichen  Verbrechers  (die 
•afzüfögtitig)  j  und  setzen  deren  Zweck  in 
f .  PViederaufhebung  .  des  der  Itechtsordnutig 
rek  die.  liechtsverletzung  zugefügten  idealen 
hadens  ^).  Die  Vwtheidiger  dieser  Theo- 
en  .  geben  aber  die  Natur  des  idealen 
hadens  und  die  Art  der  Vergütung  des^ 
iettauf  mannichfaltige  Weise  an,  woraus 
E^nde  Tcitschiedenartige  nächste  Zwecke  der 
^IfTofung  entspringen:  1)  Aufhßjbung,  dqs 
adi '.  das  hbse  Beispiel  erzeugten  Reizes  zu 
eibrechbn  ')}  12)  HersteUung  des  durch  das 
erliiißchfni  verlfitidm  Reehtsgesetzesy  oder  Hei^ 

4 
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gtelinng    der    Reclitsordnung ,    der    HeilTgleä 
und  Achtung  des  Rechts  ^)  ü.  s.  w.  j    3)  Fer^ 
nichtung  des  Ungerechten  (oder  A«»ti[l^ung  dar 
verbrecherischen    Schuld  ,     yeriu0liil;iing  i  oder 
Ncutralisirung  des  Verbrechens  f ),  Aussöhnung 
des    Willens    mit   dem    Terlejbcten  (^esfetzei./)^ 
Unschädlichmachung    des   Verbrechen^     durA 
Nötliigung  des  Beleidigers  ^  sich  unter  das  ill-i 
gemeine  Gesetz  zu  beugen)  A)  u.  s.  w..    JKäHr». 
che  verbinden  mehrere  dieser  Zwecke  der  Ben* 
Sträfling*'). 

a)  Es  ist  nicht  zu  billigen  ^  wenn  man  alle  die  Theo-» 
rieen,  welche  das  Strafrecht  Yon  der  Pflicht  ddtf 
Staats  y  die  Rechtsordnung  für  den  FaU  der  IJii»K 
■  länglichkeit  anderer  Mittel  durch  Strafgesetze,  n 
sichern  9  ableiten,  deshalb  fNützlichkeitstheorieent 
nennt  y  und  sie  dadurch  in  ein  ungnnstigefS' l^ic^ 
setzt.  Denn  diese  Bezeichnung  passt  nicht  auf.  dic^ 
jenigen  relativen  Theorteen^  welche  auf  einer  "xccMr 
liehen .  Grundlage  beruhen  und  ein  gerechtes  Strafe 
niaas  aufstellen,  mithin  wahre  Gerechtigkeitstheorieeh 
sind.  Mit  viel  grösserem  Rechte  würde  mkn  die  kb^ 
solute  Straftheorie',  welche  ilo9  die  Bestrafung  IJß 
Auge  hat,  und  unter  dem  blendenden  JN^amen  einer 
Theorie  der  absoluten  Gerechtigkeit,  welchen  sfe 
sic^i  beilegt,  die  eben  so  unsittliche,  al»  re^hoP 
.  widrige  Idee  der  Vergeltung  des  Bösei\  n»i  .BüS^atk, 
verbiirs^ty  die  l{(icA^/Aeorie  nennen,  iind.sJie  Jiterdunck 
als  Üi^gerechtigkeitstheörie  bezeichnen.  ' 'O    . 

b)    lä.dieii^  kllj^meinen  und  letiihea  Zweckt  (Zärfiid^e^ 
.der  ^irafe   kommen  alle,   relative  Theorieen  ^aibaii» 

;  =>?>  ^il*':;I^V^  unterseh^ide^' fich  V-nur /durch  .di^  Ahs^^ 
,  drücke,   z.  ]||.  Erhaltung,  des   r^ditlichcn  Zustandei|. 

'"    '  AifröÄthaitühg  ^*'oder    Verifiddigtfi^^  '^g'^miSs, 


*^ 


ft 
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Darstellanf  der  Unverletebarkeit  des  Rechts,   Ga-» 

rantie  der  Gesetze  n.  &  w« 

• 

c)  Die  Erstattnng  des  materialen  Schadens  ist  Ge^en« 
stand  des  Privatrechts.  —  Auch  die  Vollstreckung 
der  AndrohungsBtrafe  kann  die  Aufhebung  des  idea- 
len Schadens  mit  zur  Folge  haben;  diess  ist  aber 
nicht  der  Rechtsgrund  und  Zweck  des  Strafurtheils 
(§.  16.  II.). 

«0  Klein  im  Archiv  B.  IL  S.  87.  Schneider  über  doB 
Princip  des  Straf r,  Dresd.  1806.  ton  Droste* 
Hülshoff  Einleit.  in  das  Crtm.  JL  S.  12. 

e)  Wächter  Lehrb.  des  Strafr.  §.  28.  Schmidt  über 
den  Urgrund  des  Strafr.  Augsb.  1801.  Fries  phi" 
los,  Rechtsl.  S.  57.  Schröter  Handb,  des  peinl.  J2, 
{.14.  Dahin  kann  man  die  Herstellung  des  Glaubens 
an  die  Sicharheit>  mithin  Beruhigung  der  Bürger 
zählen.     Carmignani  iur,  er  im,  elementa  p«  32. 

f)  Hegel  Nßturrecht,  Berlin  1821.  §.  99  —  102.  Hen- 
ke Handb.  Th.  I.  S.  72. 

i)   A.  V.  Bothmer  der  Begriff  der  Strafe.  Berl.  1808. 

k)    H.  R.  Stöckhardt  Naturrecht.  §.  158. 

•)    Welcher  tu  a.  O.  S.  249  ff.  —    Vergl.  §.  31.  n.  d. 

§.    27.  (25.) 

JB)  Verhütungstheorieen:  a)  Androhungstheorieen. 

Die  f^erbäiungMeorieen  Bcbuen.  den  End^ 
Wfedk  der  |S träfe  in'  Verhütung  möglicher  Stö- 
iDngen  der  Rechtsordnung.  Dieser  EndKwcck, 
worin  sie '"  Munliitlieh  iibercin)iOuinien  ^  soll  =  aber 
entweder  diirclL  die  gfesetzliehe  Androhung  der 
Sinfe,  oder  durch  die  Bestrafung  dos  vrirkli* 
chea  fieleidigerar!  enrBickt  werden ,    wouiich  sie 

4* 
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also  in  die  Stirafandrohungstheorieen  und  die 
Strafztifüginy/sÜieorieen  (§.  28.)  zcrfaDeiii 
Nach  crster'cii  Collen  die  den  Rcclitsznstand  sß* 
rendeu  Handlungen  durch  das  Strafgesetz  Te^ 
hütet  werden  9  als  welches  allen  Störern  der 
Rechtsordnung  zuvorkommen  soU^  mithin  eine 
Generalprävention  bezweckt.  Der  Rechtsgmnd 
der  Strafdrohung  besteht  in,  der  Unentbelur- 
lichkeit  dieses  wirksamen  Nothmittels  zur  "Ex* 
haltung  des  Rechtszustandes ,  und  in  der  Ve^ 
einbarkeit  der  Drohung  mit  der  rechttichen 
Freiheit  der  Bürger' (§•  la*)*  In  Hinsicht  des 
nächsten  Zwecks  und  der  Art  der  beabsichtig" 
ten  Wirksamkeit  der  Strafdrohung  unterschei- 
den sich  ferner  die  AbschreckunffsÜieorie  (§•  28.) 
und  die  fVamungstheorie  (§.29.),,  als  die 
beiden  Arten  der  Androhungstheori^n. 


,  I 


§•  28.  (26.) 

o)  AhschrechmgsihfM'U, 

Dicji^^chreckungätlieorte  (Theorie  des  psjf* 
ehologischen  Zwanges^  Feuerbaehsche  Theorie) 
setzt  den  nächsten  Zweck  der  gesetzttdiM 
Sirafdrokung  in  Abschreckung  Allfer^  als  mj^ 
Keiner  Beleidiger  ^  von*  Rechtsyerletzungen« 
D«ese  Absolireckuiig  soll  m^  Anfhelnmg  da 
sinnliehen  Abtriebes  bestehen  und  theils  Auiik 
die  Strttfiivohung,    fAeiib  durclr  die  Strafimltt« 
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lg  9  als  welche  die  Wirksamkeit  der  Dro- 
ig  begründe  9  bewirkt  werden«  Beide  \ver- 
üden  sollen  den  psychologischen  Zwang  ans- 
ehen (abschrecken,  Furcht  erwecken  ^). 

)  V.  Feuerbach  Revision,  Derselbe  über  Strafe  als 
Sicherungsmittel  u.  s.  w.  Desselben  Lehrbuch  des 
peinl.  R.  §.  8^20.  (and  über  das  Sirarmaas  §.  102.). 
Einer  ausfährlicheren  Darstellung  dieser  8ehr  be- 
kannten und  weit  verbreiteten  Theorie  bedarf  ea 
hier  nicht. 


§.  29.  (TS.) 

f)    Wamungstheorie  a). 

Die  oben  (§.  9—23.)  dargestellte  War^ 
mgstheorie  kommt  mit  der  Abschreckungs- 
eorie  in  demjenigen  iibercin ,  was  der  Begriff 
ir  Androhungstheorie  y  als  der  Gattung  y  wozu 
lide  als  Arten  gehören,  mit  sich  bringt  ^). 
irischen  beiden  bestehen  jedoch  folgende  u;e- 
nüiche  Verschiedenheiten.  1)  Die  Warnungfs- 
eorie  gibt,  ein  anderes  Princip  für  das  Straf- 
wrdige  (§•  22.  I.),  2)  sie  stellt  einen  anderen 
weck  des  Strafgesetzes  auf,  indem  sie  letzte- 
in eine  andere  Art  und  eine  andere  Richtung 
;r  Wirksamkeit  beilegt  (§.  H.)j  «^)  sie  gibt 
nen  anderen  Maasstab  der  Strafbarkeit  (§• 
t.  III.) ;  4)  sie  nimmt  keinen  besonderen  Zweck 
fJi' keinen  besonderen  Rechtsgrund  fiir  die  Be- 


i 
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strafung^.  d^  h.   für  das  Strafurtkeil  und  deas 
Vollziehung  au  (§.  18»  «). 

a)  Dass  aus  dieser  generiichen  Uebereinstimmapg  le 
Identität  beider  Theorieen  za  folgern  ist,  bed 
kaum  einer  Bemerkung. 

b)  A,  Bauer  Versuch  ttner  Berichtigung  der  Theo 
des  psychischen  Zwangs.  Im  N.  Archiv  IX.  429 
479.    Derselbe  die  Wamungstheorie  u.  s.  w. 

,  c)  JSine  avsfiUhrJiche  Nachweisung  dieser  Verschiede 
heiten  und  ihrer  wichtigen  Folgen  liefert  die  zule 
augeführte  Schrift  S.  155— 204. 

§.   50.   (28.) 

b)  Straf zufügungstheorieen, 

Nack  den  .  (reinen)  Strafzufügungsiheork^ 
sollen  die  Störungen  des  Rechtszustande^  dur 
die  ßesttjofung  des  wirkliehen  Beleidigers  (dur 
das  Straf urtheil  und  dessen  Vollstreckung ,  od 
die  Strafzufügung)  verhütet  werden «). 
Hinsicht  deir  bezweckten  ""Art  der  fVirksamk 
der  Bestrafung  findet  sich  aber  folgende  V< 
schiedenheit  der  Ansichten«  Die  Bestrafu 
soll  I)  entweder  auf  den  Vehertreter  ^  welcl 
solche  erleidet  9  einwirken ,  und  zwar  A)  i 
ihn  zu  bessern  —  Besserungstheorie  *j,  B)  i 
die  Rechtsordnung  gegen  ihn  zu  schützen 
VertheüUgungstJworie.  Hiernach  geschieht  i 
Bestrafung  9  1)  entweder  um  ferneren  Belei( 
gungen    desselben    zuvorzukonünen    —    rei 
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tMaemtionsikeatie^  ^)  ^  2)  oder  als  Nothwehr 
les  Staats  'gegen  den  Beleidiger  —  Selbster- 
kalbmgstheorie  ^)  oder  reine  Theorie  der  Noth- 
mehr  ^) }  II)  oder  die  Bestrafung  des  Thäters 
0oU  auf  sämmtliehe  tiürger  einwirken,  indem 
Alle  durcli  den  Act  der  Vollstreckung  der 
»Strafe  abgesckreckt  werden  sollen  —  eigenU 
heke  Absehreekungstheorie  (Theorie  der  unmit- 
telbaren Abschreckung  9  Yollstrcckungstheorie, 
poena  exemplaris  f). 


a)  lieber  die  allgemeinen  Mängel  dieser  ganzen  Clasge 
der  Straftheorieen  vergl.  Bauer  a.  a.  O.  §.  61. 

l)  Stell zer  über  den  Willen,  Leipz.  1817.  Henke 
Streit  der  Strafrechtsth.  S.  83.  E.  Spangenberg 
über  die  sittliche  u.  bürgert.  Besserung  der  Verbre^ 
eher  mittelst  des  Pönitentiarsystems  u.  s.  w.  Landab. 
1821.  —  Gegen  die  , Besserungstb.  von  Arnim 
Bruchstücke  über  Verbr.  u.  Strafen,  Tb.  II.  S.  8  flf. 
Tittmann  Handb.  Tb.  I.  §.  62.  Stöckhardt  Na-* 
turrecht  S.  274.  Wirth  Handbuch  8.  168.  Pöliti 
die  Staatswiss.  im  Lichte  der  Zeit  Tb.  I.  §.  50.  51. 

c)  Kleinschrod  syst.  Entw.  Tb.  IL  S.  9  f.  S.  103  /., 
Stühel  allg.  peinl.  R.  Tb.  L  §.  12  f.  §.  67  f.  v. 
Grolman  Lehrbuch  der  Criminalrechtsw.  I  Ausg. 
Giessea  1798.  Derselbe  über  die  Begründung  dee 
Strafr.  Giess.  1799.  Tittmann  Handbuch  Tb.  L 
{.  25  f.  —  Dagegen  v.  Feuerbach  Revision  u.s.v. 
Derselbe  über  Strafe  als  Sicherungsmittel.  Wel" 
eher  a.  a.  O.  S.  55  f.  Hepp  a.  a.  O.  f.  8.  —  Ein 
System  indirecter  Yertbeidigung  ist  aufgestellt  von 
"Romagnosi  in  seiner  genesi  di  diritto  poenale, 
Milan.  1823.  (Yergl.  Mittermcder  u.  Zachariä  krlU 
.  Mtsdir.  B.  UJU  &  S590.     . 
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d)  ß.  E.  Schutze  LeitfUden  der  EnimickBium^  dkrr^lk 
los.  Principien  des  bürget L  u,.peinl*  JL    f>ött  181||. 

§.  242  ff.  \JiA 

e)  Martin  Lehrb,  des  Critninalr eckte  §.  11  f.  w.  TÄ* 
rede  zar  ersten  Ausg.  S.  IX  f»  zur  zweiten  Artf 
S.  VI  f.  —  Yergl.  v.  Feuer b ach  Kritik  des  Kl^ 
schrod,  Entwurfs  Th.  IL  S.  168  f.  Henke  Uänfli 
des  C.  R.  Th.  I.  §.  23.    Hepp  a.  a.  O.  §.  It 

f)  Gmelin  Grunds,  der  Gesetzg.  über  Verbr.  ü.-  ^ 
S.  35.  !—    Dagegen  Feuerbach  Revision  L  8.  ^i- 


§.   31.   (28.49;)  ; 

B)    Zusammengesetzte  Straftheorieen.  • 

Die  zusammetigesetzten  (gemischten  ^    cott« 
binirten  9  synkretistischen),  Straftheorieen  beste- 
hen im  Allgemeinen  in  einer  Verbindung  meh- 
rerer relativer.«)  Theorieen   durch  Anfstellung 
verschiedener  cöoMInirter  ^)   Zwecke,     welche 
entweder  alternativ  ^)  oder  copulativ  durch  &^ 
Strafe  befördert  werden  sollen.      Die  copulatir 
ven  Combinationen  stellen  I)  entweder  eine  gra^ 
ssere  Zahl  verschiedenartiger  Strafzwecke  auf  ^^ 
II)  oder  sie  ^beschränken  sjich  auf  zwei  Straf 
zwecke,    indem  sie    einen  für  das  Strafgesetf' 
einen  andern   aber  für   die  Bestrafung  annek 
men  und   so   die  Andbrohiingstheorie  mit   eine^ 
der .ßtrafzufügwigslheorieen  verbinden.    Zu  die 
sen  einfaeheren  Combinationen  gehören   folgen 
de:    A)  Die  Verbindung  der  Abschreckungsthe 
01W    mit    der  ^^r^ention^th^prie;^     diese    wil 
durch  das  Strafgesetz  »AUeii:  und  durch  die  Be 
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tfn^kna  dem  wir&lichen  Uebertreter  zuvorkom- 
men,'   i^kp  General'  und  Specialprävention  ^). 
B)  Die  .Verbindung   der    Theorie  des   psychi' 
äthen  Ztüangeg  mit  der  Theorie  der  unnutietta' 
ren  Absciureckung.      Nadi  dieser   soll    die  Ab- 
schreckung Alier  theiU  .  durch   die   gesetzliche 
Strafdrohung  ^    tlieils  durch    die  Slrafzufügung 
bewirkt    werden^     indem    die    Bestrafung    des 
wirklichen   Uebertreters  alle  üebrige    von  der 
EmstUchkeit  der  Drohung  überzeugen^  mithin 
abschrecken  sollt).     C)    Die  Verbindung   der 
AbgchreckungMÜieorie  mit  der  JViedcrliersteUungs^ 
iheorie  s)  j    indem   die  Strafdrohnng  verläilendj 
die   Bestrafung    aber    guhnachcnd   (\riederher- 
stellend)  wirken  soll  ^). 

a)  Krujf  philo$.  RechtsL  S.  822  ff.  verbindet  jedoch 
absolute  und  relative  Theorieen. 

h)  Ana  der  Aufstellung  eines  Hauptitteck»  nebst  unter' 
geordnetem  Nebenzwecken  entsieht  keine  zusammen- 
gesetzte Theorie. 

e)  Fichte  Naturrecht  Th.  IL  S.  95  ff.  verbindet  vier 
einfache  Theorieen  dergestalt,  dass  er  jede  derseU 
ben  auf  eine  eigene  Gattung  strafwürdiger  Handlun- 
gen'bezieht« 

4  Z.  B.  Leyeer  Spec.  €49.  M.  1.  J.  C.  Meister 
Lehrb.  des  Naturr.  Frankf.  a.  d.  O.  1S09.  §.  5S3. 
Krug  ph'los,  RechtsL  §.  6?«  Welcher  a.  a.  O, 
S.  219  ff.  Letzterer  stellt  sieben  Straf  zwecke  auf. 
Diese  leitet  er  zwar  sämmtlich  aus  der  einen  Grund» 
idee  der  Aufhebung  des  ganzen  idealen  Schadens  ab. 
Sie  passen  jedoch  nicht  alle  unter  den  Begritf  des 
idealen  Schadens   und  dessen  Aufhebung,   indem  sie 
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sum  Theil  auf  Verhütung  ^  insbesondere 
Prävention  und  Ausserstandsetziin^  hinatislaafea. 
Daher  entsteht  aus  deren  VerbinddÄg  *eiire  znsaifr'. 
mengesetzte  Theorie.  Bauer  a.  «.O^S.  31&-- 39L 
Einen  dreifachen  Strafzweck  stellt  Rosehirt  in  l« 
Lehrb,  §.  8.  auf,  indem  er  in  der  That  die.Aodro- 
hungs-y  Präventions-  und  Besserungstheorie,  mithii 
drei  relative  Theorieen  rerbindet.  In>  seiner  »Entwck 
u.  s.  w«  S.  157.  158.  bekennt  er  sich  aber  za  der 
absoluten  Theorie. 
t)  V.  Grolman  stellte  in  der  ersten  Ausgabe  seinef 
Lehrbuches  die  reine  Präventionstheorie  auf.  Da  er 
Jedoch  in  den  späteren  Ausgaben  die  der  Bestrafnni 
vorausgehende  gesetzliche  Verkündigung  der  Strafe 
für  nötbig  erklärte,  so  verband  er  hierdurch  in  der 
That  die  Androhungstheorie  mit  der  Praventioni- 
theorie.  Zu  einer  solchen  Combination  bekeaot 
sich  auch  Oersted  Grundregeln  §.9«  bes^  S.56.a.£. 

f)  Diess    ist   in   der  That   die  Feuerbach&che  Theorie, 
indem  sie  den  Strafzweck  dualisirt  und  dadurch  eine  - 
Strafandrohungstheorie  mit  einer  Strafzufügungstheo» 

'  rie  verbindet,  v,  f  euer bath  Lehrbuch  %,  14,  u,  16. 
Wenn  diese  Theorie  des  psych.  Zwanges  dennoch 
oben  unter  den  einfachen  Straftheorieen  aufgeführt 
wurde,  so  geschah  solches  aus  dem  Grande ,  weil 
sie  auch  als  reine  Androhungstheorie  aufgestellt 
werden  kann,  dergestalt  dass  die  Abschreckung  bloi 
diirch  die  Strafdrohung  bewirkt  würde. 

g)  Nach  Martin  Lehrb.  §.  11.  12.  soll  das  Sirafgeiät 
verbrecherischen  Handlungen  psychologisch  entgegen*-' 
wirken'  und  die  Strafzufügung  das  durch  die  lieber«;, 
tretung  verletzte  Ansehen  des  Gesetzes  wieder  her*  ■ 
stellen  und  befestigen, 

h)    Ueber  die   ünhaltbarkeit  und   ünbrauchbetrheit  aller  ■ 
zusammengesetzten  Theorieen,   selbst  der  oben  be« 
merkten  einfachsten  Combinationen ,    vergU  J^auer,, 
die  Wamungsth.  §.  69.  70.  bes.  S.  393  f^ 


Ti 


1 


*\ 


'  i 


r 
•l 


Erstes  Buch. 

Von    Verbrechen    fiberhanpf. 


Erster   Titel- 

Bejriff  und  Eintheüungen  der  Verbrechen. 

§.  52.  (30.) 

I)    Begriff  de$  Verbrecheut. 

Verbrechen  im  weiteren  Sinne  (de- 
lictiun,  crimen  a)  ist  eine  strafyesetztvidrige 
BandUmg.  Durch  diesen  Begriff  unterscheidet 
sieh  das  Verbrechen  1)  Yon  blo$  unerlaubten 
Handlungeii^  sie  mögen  unsittlich  oder  rechts^ 
widrig  seyn;  2)  yon  blos  genieinscimdlichen 
Htndlnngen  ^) ;  3)  Ton  blos  strafwürdigen  Hand- 
hmgen,  d.  h.  solchen,  die,  wegen  ihrer  Ge- 
iahrlichheit  für  die  Rechtsorduung  und  wegen 
Unzulänglichkeit  anderer  Verhütungsmittel,  zur 
gesetzlichen  Bedrohung  mit  Strafe  geeignet^ 
jedoch  durch  Gesetz  nicht  damit  bedroht  ^  mit* 
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hin  nicht  strafgesetzwidrig  sind«  Die  Merkmdf 
der  StrafwürdigkeU  liegen  in  der  Natur  &ff 
Handlung  (§•  22.  I.);  das  Merkmal  des  Veh 
brechens  ist  aber  ein  äusserlich  tunzutret^nda^ 
nemlich  die  gesetzliche  Bedrohung  mit  Strafi^ 
deren  Statthaftigkeit  jedoch  durch  das  Dasey^ 
der  innern  Merkmale  der  Strafwiirdigkeit  ^ 
dingt  ist. 

a)  Ueber  den  Romischen  Sprachgebrauch  §.  37.  und  dit. 
das.  angeführten  Schriften.  Ve rbr ecken  (abgeleitet 
von  brechen  d.  h.  verletzen,  übertreten)  im  ueitern 
Sinne  bezieht  sowohl  der  gemein«  a^s  der  rechtlich« 
Spirachgebrauch  auf  alle  Arten  »trafgeeetzwidrigtf 
Handlungen.  In  d^r  engeren  Bedeutung  vrird  Ver- 
brechen d^'m  Vergehen  entgegengesetzt y  jedoch  ohne 
bestimmte  Begrenzung  (§.36.  II.}. 


§.  53.  (31.) 

II)  Emtheilungen  der  Verbreclien:   A)  in  JRückaichi  de$ 

Gegenstandes  a).  i 

Die  Verbrechen  sind  1)  in  Hinsicht  ihre« 
nächsten  Gegenstandes  entweder  Staatsverhre* 
ehen  (öffentliche)  oder  Privatverbrechen  ^).  JienC 
"verletzen  oder  gefährden  den  Staat  selbst  und 
unmittelbar  9  diese  enthalten  zunächst  Ver- 
letzungen der  Rechte  von  Privatpersonen  *)« 
Zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehen  die  gC' 
meingefährlichenYevhrechen^  welche  gegen  kein^ 
bestimmte  Person  gerichtet  sind,  sondern  ein^ 
unbestimmte   Menge    (das  Publicum)   gefähr 


Von  Verbrechen  überhaupt..  CI 

«n  <')•  II)  Die  Verbrechen  Ana  entweder 
^eMtiinmte  oder  unheslitnmte  (alternative  ^ ,  yiel- 
[ache,  ^age)..  Unter  lebiteren  werden  solche 
rerstanden ,  welche  keinen  im  AUgem^nen^ 
d.  h.  schon  durch  ihren '  Beg|*ifr  bifstimmten 
Gegenstand  oder  Erfolg  haben  ^).  III)  Die 
Verbrechen  sind  entweder  einfache  oder  zur 
Mommengeseizte.  Durch  letztere  werden  ,  meh- 
rere Rechte  verletzt  oder   gefährdet/). 


a)  C.  Cucumu»  über  die  Eintheilung  der  Verbrechen  tu 
8.  w.  Im  N.  Archiv  X.  47  f.  205  f.  —  Mehrere 
Eintheiliingen  der  Verbrechen  beziehen  sich  zwar 
auf  Lehren,  welche  erst  weiter  unten  (Tit.  111.)  fol- 
gen und  wodurch  sie  erst  vöUig  klar  werden.  Eine 
vollständige  Zusammenstellung  aller  Eintheilungen, 
deren  Nutzen  doch  nicht  za  verkennen  ist,  muss 
aber  hier  ihre  Stelle  finden,  und  kann  auch  schon 
hier,  so  weit  ea  dieser  Zweck  erfordert,  deutlich 
geaucht  werden« 

h)  Maa  könnte  noch  eine  dritte  Gattang  hinzofSgiaii, 
nemlich  völkerrechtliche  Verbrecken  f  s.  B«  Sfit* 
räuberet. 

c)  HienniC  sind  diejenigen  Verbrechen  nichl  la  Ter«* 
wechseln,  welche  nicht  von  Amtswegen  untersucht 
werden,  npd  welche  man  wohl  auch  Privatverbre- 
chen nennt.  —  de  Kayeer  D.  de  deliciie  quäen^fm 
nieterium  pitblicum  non  ex  officio  persequitur,  Gand. 
1829. 

4  Biese  Eintheilung  lässt  zwar  in  der  Anwendung 
keine  scharfe -Begrenzung  zu.  J,  Siadler  über  die 
Eintheilung  der  Vfrbr.  in  Staate  •  u.  Privaiverbr. 
Heidelb.  1833.    Sie  ist  aber  nicht  ohne  Iif atzen»  be- 
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f onderg   für    dU '  Zusammensteilnng   der   eimelnft 

Verbrechen    im   speciellen  Theiie   des   Strafrechtft 

'" Bauer  Apmerh  lum  Hannöv.  Entw.  I.   S.  251— 2S& 

-..«  S  u^  iMttYtin  «in    seinem  Lehrb.    S.  705.    stellt    gi* 

..^^^^miffhieStatLiM"  und.PrivatverbrccIien  auf,  und  ztbift 

dahin    besonders    Ehebruch,     Bigamie,    NothzadiL 

Entführung,  Raub  u.  s.  "w. 

e)    Mit  den  unbestimmten  Verbrechen  Terwechsele  mift 
«■*   ■  •    .    ■  * 

'  '     nicht    die     blassen    Begehungsarten     verschiedeMT 

»■    •  Verbrechen  (§.  64.  IV.).    Feuerbach  Lehrb,  §. 


f)  Z.  B.  Brandstiftung,  Nothzucht.  Das  zusamfaenge- 
setzte  Verbrechen  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dci' 
idealen  Concurrenzy  "welche  voraussetzt,  dass  dW 
nemliche    Handlung    mehrere    Verbrechen    enthalt 


■.. ./ 


(S.  154.). 


^.   54.    (32.) 

B)    In  Hinsicht  des  Subjects. 

.i  . '^  I)  Qie  Verbrechen  sind  entweder  gememi 
oder  eigenümmllche  ( Standesverbrechen  ^  de» 
liota  comniunia  yel  propria),  je  naehdem  iie 
TtCHi'-  Allen ,  oder  nur  Ton  Personen  eines  ge- 
wissen Standes  Verübt  werden  können.  II)  h 
HfaisiBhi' der  AW'der  Verschuldung  sind  die 
Vi^rbrechen  entweder  f^Qrsätzliche^  oder  fahrläs- 
sij^e  »ff)«  IKe.  meiBten  Verbrechen  hönn^n  in- 
diBM^n  » tiü«:  als  ^vorsätzliche  Verbrechen •  vor- 
hqmnien. 

'ay  Hi&'BVgtiftey  \otäü{  sich  dkse 'Einlli^iluiifc  bezieht^ 
können  ferst  f 4' 55' f;  erklärt  Vet^ten.-    •  * 
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§•  53.  <33.) 

0K>  Jn  Rüciaifiht  der  Umdlung. 

I)  Die  Verbrechen  sind,  entweder  Mechb' 
'brech^  (unmittelbar  bürgerliehe  Verbrech.) 
er  PoUzeiverbreehen.  Jene  sind  Rechtsvcr- 
Eongenj  diese  sind  an  sich  unsittliche  oder 
lädliehe  Handlungen,  welche  der  Gcsctzge- 
r  wegen  ihrer  Gefährlichkeit  Tür  die  Rechts- 
Iniing.  init  Strafe  bedroht  hat  ^).  Manche 
Tbrechen  tragen  beide  Eigenschaften  an 
h  —  gemiscjite  Verbrechen y  z.  B.  der  Ehe- 
lich. II)  Nach  der  Art  der  Thätigkeit  sind 
;  Verbrechen  entweder  Bege/rnngS'  oder  Un^ 
iasmngsverbrechen  (§•  64.  L).  III)  In  An« 
^ung  des ,  Grades  der  Ausführung  sind  die 
erbrechen  entweder  nur  unlemommene  (ver^ 
nkte)  oder  vollbrachte  (§.  65  f.  ^). 

■  .        .     ■  .  • 

i)  V,  Feuerbach  Lehrb.  §.22.  Roeehirt  über  die  po^ 
Hieilich  etrafbaren  Handlungen  und  Unterlase,  N. 
Archiv  XII.  290.  Mit  dieser  Eintheilung  verwechsele 
■  iMii'  nicl|t  die  Unterscheidungen  zwischen  CrinUnaU 
und  CfVfVverhrechen,  ^  so  yrie  zwischen  Verbrechen 
VLüii  Pdlizetüierireturigeh  ($.  36. ),  wie  solches  von 
te'nke  im  Hanäb.  ä.  388.' geschieht.  Auch  sind  die 
Poitzeivet^echen  nicht  mit  den  bürgerlichen  (§.  38«) 
zu  verwechseln. 


,,J.  !!•.>    I 


h)  Dielic^  'facti  iräneeuntiif  —  facti  pernumentie  —  •• 
l^.iflicik  permakentid  $.'  perdurdniia. 


.•>jt   ■,   ■■;         ti" 
.■■■     .1..  .    ■.  . 
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§.  se.  (3*:) 

D )    In  äinsicM  4er  Sttafel  * 

I)  Die  Verbrechen  sind  in  Aniseliang  der 
Grosse   der  Strafe  9  so  wie  des  liieih^od*  abliän^ 
genden    Gerichtsstandes    und   Yerfahrens   enV 
weder  peinliche   oder    bürgerliche    (ßel.    criini* 
nalia  —  civilia).       Für   die    Grenze    zwischeif 
beiden  fehlt  es  an  einer  gemeinrechtlicbeii  Be- 
stimmung «).      II)    Die  Verbrechen  Mrelrdeä 
Hinsicht     des    Grades     ihrer    Straf bariseit 
schwere   ntnA  leichte  ^    oder  in   Verbrechen  i 
engeren   Sinne   und  Vergehen   getheilt  ^). 
sich  aber  diese  Eintheiiung  auf  eine  stets  /örH 
sehreitende    Slttfenfolffe     der    Strafbarkeit   b^ 
zieht,    so   fehlt   es   für  dieselbe  an  eineni 
stimmten     und     sicheren     inneren    Merkmals^ 
Das    Yon    der    gesetzlich    angedrohten   Sttufk] 
entlehnte   äussere  Merkmal  ist  .vrillkiirlich  uiul 
schwankend^)«  '  '    .  .  | 

M  *  '  •  •  ■ 

'..:■.  ■       '  •   ■         ■      ■  , r     ,',";.■ '  ■    '    "^ 

a)    St  übel    de  vartis   caussarum    criminal,    notionibut*  : 

Viteb.  1808.    Feu^rbdch   Lehrb.  1  IsiS.;'-^    Mänd- 

lieh  von  den   Eintjieiiüugei)  i|i   äelicta  papttälia  •*- 

.  non   capiialia  -^  Aelicia  ievia»    gtavia    (s.'  atrocW 

atrocissima^.  , —  .  delicta     secularta^     eccleijLa»tics% 


mixta. 


i ". 


h)  Diese  £intheilan£,  zu  :^elcher  ^i^ohl  auch. noch  jAs 
drittes  Glied,  nemlicii  l/föfr^re/tin^m, . huizugeta|l 
virdy  ist  hauptsächlich  aus  dem  €oä^  p^nail  ineinift 
neuere  Strafgesetzbücher  übergegangen. 
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Für  diese  Unterscheidung:  Ei  eher  vier  Abhandi. 
S.  135.  t7.  Gönner  einige  Motive  zum  Baier.  Entw, 
§.  6—7.  Derselbe  im  N.  Archiv.  Yll.  662.  — 
Wider  die  Ubterscheidung.  v..  Weber  im  N,  Archiv. 
IV.  628  f.  Hudtvoalker  ia  dea  criminalist,  Beitr, 
B.  L  S.  1  f.  Mt^tfrmatfH  ebendas.  B.  I.  1^.469  f. 
Bauer  AnmerJL  zum  Hamiöo,  Entw.  I.  S.  307  f. 

§.   57.    (35.) 
Forteetiung, 

in)  Nach  Römischem  Rechte  ^)  sind  die 
rbrechen  in  mehrfacher  Rücksicht ,  beson- 
s  nach  Verschiedenheit  des  Gegenstandes, 
wie  der  Strafe  und  deren  Verfolgung ,  A) 
weder  erimina  publica^  d«  h«  welche  vorzüg- 
I  den  Staat  im  Ganzen  gefährden,  deren 
rfdgnng  daher  mittelst  einer  in  iudicio  pu- 
io,  zum  Zweck  einer  poena  publica ,  anzu- 
Uenden  Anklage,  in  der  Regel  allen  Biir- 
n  gebürte  ^).  B)  Privata  delicta^  d«  h.  die 
iptsachlich  Verletzungen  Einzelner  enthiel- 
,  welche  daher  mittelst  einer  beim  Civil- 
liter  anzustellenden  Klage  eine  Privatstrafe 
zufordem  befugt  waren  ^).  C)  Extraordi* 
in  Grimma  s,  delictuy  d.  h.  welche  in  spä- 
er  Zeit  aus  besonderen  Gründen,  auf  eine 
n  Verletzten  zu  erhebende  Anklage,  mit 
ler  arbitrairen,  oder  doch  nur  relativ  be- 
ounten  öffentlichen  Strafe  belegt  wurden  ^). 
5  gehörten  weder  zu  den  publicis  iudiciis, 
ch  zu  den  privatis  delictis. 

6 
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a)  Birnbaum  über  den  Unterschied  zwischen  ci 
und  delicium  bei  den  Körnern  und  die  ihnen  : 
schriebene  Eintheilung  der  Verbrechen  in  publica 
yrivata.  Im  N.  Afbhiy.  VIII.  396  f.  643  f.  1 
de  Hagen  Comm.  de  quaestiöne:  quäle  sit  ditcr 
inier  delicta  pumictty  tarn  ordinarid  quam  exti 
dinaria,  atque  privata^  ex  principis  iuris  itox 
Gott.  1832. 

b)  §.  1.  J.    de  publ.  iud.:    vludicia  publica  dicta  i 

»quod  cuivis  ex  populo  executio  eorum  plenii 
»datur.«  Dass  crimen  ^  ausser  in  vieleo  andern 
deutungen  (wohin  vorzüglich  iudicium  und  de 
Theile  gehören) ,  auch  als  Verbrecheti  vörkohittt, 
"weisen  die  gesetzlichen  Redensarten:  criminis  ] 
in  crimine  deprehensus,  crimen  committere  $j, 
miltere  u.  s.  w.  de  Hagen  1.  c.  §.  6.  Publica 
licta  kommt  im  R.  R.  nicht  vor,  wohl  aber  pn 
crimina. 

'  c)  Dig.  L.  47.  tit.  1.  §.  18.  19.  25.  26.  1.  de  tctioi 
S.  1.  L  de  vi  bonor.  rapt.  L.  80.  D.  de  rei  ' 
Man  hüte  sich,  solche  Stellen  des  R.  R.,  welche 
auf  Privatverbrechen  beziehen ,  als  allgemeine  "^ 
Schriften  zu  betrachten.  Wächter  Lehrb.  Vor 
S.  XVII  f. 

.    d)    L.  3.  §.  2.  D.  stellionatus.    L.  1.  D.  de  puU.  i^i 
T.  T.  de   exdaord.  crim.     Schweppe  Rom,  Bei 
gesch.  w.  Alterth,  §.  606  f.   617  f.     de  itagsn 
§»  20  f. 

Anmirh,  Ueber  die  heutige  Anwendbarkeit  der  R 
sehen  Privatstrafen  wird,  seitdem  ThomaKim 
de  usu  action,  poenal.  iur.  Rom.  Hai.  1693.  so 
leugnete,  gestritten.  Wider  dieselbe  C.  T^  Gr 
de  supervacanea  delictor.  divis»  in  publ.  et  priv, 
rilms  nostris,  Jen.  1766.  (in  Martin  CoHätüc 
j322).  Schröter  Handb.  ^.%^.  ^  JFür  den  h« 
gen  Gebrauch  A,  D,  Weber  Versuche  über  das 
vilrecht,  ]V.  I.  }•  23/   C.  G.  A.  Grüner  ds  p4 
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Romanor.  privaiis  earumque  umu  hod,  Lips.  1805«  (in 
Martin  ColUctio.  p.  95  f.).  Thibaut  Pandecten. 
§.66.  Schweppe  Rihn.  Privatrecht.  §.  540.  Es  ist 
hierbei  theils  zwischen  den  Terschiedenen  Arten 
der  Römischen  Privatstrafen  zu  untertcheidetif  theil0 
▼orauszasetzen,  dass  das  Römische  Privatverbrechen 
nicht  durch  heutige  Gesetze  mit  einer  öffentlichen 
Strafe  bedroht  sey.  —  Vergl.  Wächter  Lehrb, 
des  Strafrechtt.  Th«  I.  §.  110. 


E)     In  Hineicht  der  Strafttiirdigheil, 

Die  Mtrafvmrdigen^  d«  li.  zur  gesetzlichen 
idrohung  mit  Strafe  geeigneten  Handlungen 
id  1)  entweder  unbedingt  (absolut)  Strafwurf 
|f9  d.  h«  schon  ihrer  Natur  nach  9  und  da- 
r  allenthalben  und  zu  allen  Zeiten;  2)  oder 
IT  bedingt  (relativ)  strafwürdig  j  d.  h.  nur 
iter  besonderen  Verhältnissen  des  Ortes,  der 
»t  oder  eines  gewissen  Volkes  ^).  Wendet 
m  diese  Eintheilung  der  strafwürdigen  Band- 
agen auf  die  strafgesetzwidrigen  Handlungen 
er  Verbrechen  an,  so  sind  letztere  entweder 
solut  oder  relativ  strafwürdige  Verbrechen  '). 
Absolute  Verbrechen  sind  solche,  die  we- 
in ihrer  natürlichen  und  unbedingten  Straf- 
irdigkeit  allenthalben  und  stets  durch  Gesetz 
it  Strafe  bedroht  sind.  2)  Relative  Verbre^ 
im  sind  die ,  welche  das  Gesetz  wegen  ihrer 
los  bedingten   Strafwftrdigkeit  md  also  nur 

5* 
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I 

wann   und  Vfo  diese  vorhanden  und  anerkanaii 
ist  9  mit  Strafe  kcdrolit  hat  ^). 

a)  Ferd,   Car,   Scbweikart  Pr.  de  delictis  po 
legislatoris  sanctionem  secundtim  ius  Rom.  et  C.  C. 
non  desiderantibus,    Regiom.   1826.    F.   C.  T.  ^Hef 
über  das  natürliche  Verbrechen,    In  dess.  Versuchm 

^    B.  II. 

b)  Etwas  Aehnliches  findet  sich  im  Römischen  Rechtt 
in  den  Aeusserungen    ülpian^s  in  L.  42.  de^Y.  9Ü 
»Probra  quaedam  natura  turpia  sunt,  quaedam  cid- 
iliter  et  quasi  more  civitatis«  und  Cicero* a  in  Vev» 
rem  I.  42.     >Res  quae  sua  sponte  scelerata  atque  mn 
^faria  est ,  ut  etiamsi  lex  non  esset ,  magnopere  vi- 
»tanda  foretc    so  vrie  in  der  Unterscheidung  zith 
schen  incestus  iuris  gentium  und  iuris  civilis^   RfitßA 
hirt  im  N.Archiv  IX.  507.    Birnbaum  Bemerkoh^ 
gen  über  einige  zum  Behuf  der  Lehre  von  der'Reclk'\ 
tinkenntniss    gemachte  Eintheilungen    der   Verbredtät' 
und  Strafgesetze.    Im  N.  Archiv  XI.  101  f.   ih  29it 
Rosshirt  über  den  Unterschied  in  delicta  iur,  gjOiL 
et    civilis»    Im  N.  Archiv.  XII.   53  f.      Das  EngH* 
sehe  Recht  unterscheidet  auf  ähnliche  Weise  mA 
in  se  (offences  against  the  Law  of  reason  and  nataHl 
und  mala  prohibita     (positive    offences,    crimes  of 
human  institution).    Birnbaum  a.  a.  Ö.  S.  126  f. 

c)  Die  von  Anderen  aufgestellte  Unterscheidung  z^ 
sehen  natürlichen  und  bürgerlichen  Verbrechet 
(vergl.  .Oersted  Grundregeln  §.15.  Dessen  M* 
fvng  des  Baierischen  Entwurfs,  S.  330.)  geht  nicht  v<i% 
einem  bestimmten  Gattungsbegriffe  des  Verbrecheai 
aus,  ermangelt  ,  wegen  der  Wandelbarkeit  der 
sittlichen  Begriffe ,  eines  sicheren  Merkmals^  be- 
ruht auf  einer  Verwechslung  strafwürdiger  ^m^ 
lungen  mit  strafgesetzwidrigen  Handlungen  (¥( 
brechen]^  und  führt  zu  Missverständnissen.  Denn 
nutüriiche  Verbrechrii Übt  es  nicht,  sondern  tnt' 
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für  lieh  strafwürdige  Handlungea  (naturaliter  (arpia, 
sua  spoDCe  sceierata  et  nefaria,  lege  natarali  pro- 
hibita  admittere,  mala  in  se).  Auch  dieic  werdea 
aber  erst  durch  die  gesetzliche  Bedrohung  mit 
Strafe  zu  Verbrechen  (§.  32.) ,  weshalb  dann  selbst 
bei  ihnen  dem  Strafgesetze  keine  rückwirkende 
Kraft  beizulegen  ist.  2)  Versteht  mau  unter  bürger- 
lichen Verbrechen  solche ,  welche  das  positive  Ge- 
setz mit  Strafe  bedroht  hat,  so  gilt  diess  von  allen 
Verbrechen;  versteht  man  hingegen  darunter  solche 
Handlungen 9  die»  ohne  strafwürdig  zu  seyn,  vom 
Gesetzgeber  willkürlich  mit  Strafe  bedroht  und  so 
beliebig  za  Verbrechen  gestempelt  worden  sind, 
X  so  widerspricht  ein  solcher  Begriff  dem  obersten 
Grundsatze  des  Strafrechts  (§.  22.  n.  c/.).  •  Vergl. 
Bauer  Anmerkungen  zum  Hannov.  Entw,  Th.  II* 
S.  60  ff. 
I)  Welche  Verbrechen  zu  der  einen  oder  anderen  Gat- 
tung gehören,  diess  ist  zwar  in  abstracto  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  für  die  Strafwürdigkeit  der 
Handlungen  (§.  22.  I.)  zu  beurtheilen;  deren  Anwen- 
dung auf  ein  bestimmtes  Volk  wird  Jedoch  durch 
die  Eigenthnmlichkeiten  seiner  Sitten,  seiner  Ueli- 
gion  und  Verfassung  \  Bildungsstufe  u.  s.  w.  modifi- 
cirt,  und  es  herrschen  darüber  bei  den  verschiede« 
nen  Völkem  sehr  verschiedene  Vorstellungen. 
Bauer  die  Wamungstheorie  S.  109  f.  —  Jene  Un- 
terscheidung ist  nicht  ohne  praktischen  Eiufluss  in 
der  Lehre  von  der  Rechtsunwissenheit  (§.  128.  n.  t.). 

§.   39,    (36.) 
F)    In  Hineicht  der  geeetzlichen  Beetimmungen. 

Die  Verbrechen  sind  entweder  emjachcj 
ir  geictdiek  ausgezeichnete  (qualificü'te).  1) 
I  msetzlich  ausgezeichnetes  oder  qualificir- 
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tes  Verbreclien  im  weiteren  Sinne  ist  ein 
cheSy  fiir  das  die  Gesetze  in  irgend  einer 
sieht    besondere^     von    den    für    die    G«1 
Torgeschriebenen   Regeln  abweichende   Bi 
mungen  geben  «).      Diese   besonderen 
mnngen    betreffen   vorzüglich    die 
Strafe y    und. bestehen  dann  entweder  in  eil 
gelinderen  y    oder  in  einer  härteren  Strafe  9 
womit  die   Gattung  bedroht  ist*      2)  Eio^ 
setzlich  ausgezeichnetes  oder  qualificirtes  V 
brechen  im  engeren  und  gewö/mUehen  Sinne 
dasjenige  9    für  welches   in   den  Gesetzen 
härtere  Strafe   bestimmt  ist^    als  fiir  die 
tnng  oder  Art  9  zu  welcher  solehes  gehört*  /  ] 

c)  Verschieden,  davon  sind  die  6.  g.  delicta  txcefta  (ri^ 
gelwidrigf  Verbrechen ),  d.  h,  für  welche  die  €Mk 
setze  besondere  9  von  den  sonst  anerkannten  afl|ff* 
meinen  Rechtsregeln  abweichende  Bestinunun^ 
geben,  z.  B.  der  Hochverratb  (§•  347.).  U»  V.  '• 
Rampe  D.  de  deL  exceptia.   Hai.  1800. 


Zweiter  Titel. 

Von   den  allgemeinen  wesentlichen  ErfordtnA^ 

sen  eines  Verbrechens. 

§.  40. 

Vortrinnerung, 

Die  Erfordernisse  eines  Verbrechens  ftin^ 
entwieder    wesentliche    oder     ausserwegenitidk^^ 
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1^    ff^esenÜiche    Bestandiheile    (essentialia    s. 
Ubstaätialia  delicti)  sind  solche  9  die  zum  Be- 
kpriffe  und  also  zum  Daseyn  eines  Verbrechens 
gehören  '),  und  zwar  A)  entweder  eines  jeden 
BTerbrechens  (mllgemein  oder  tmbeditu/t  wesenU 
^ikke  Stücke  9    essentialia   comnumia)^    B)   oder 
snr  zum  gesetzlichen  Begriffe   einer   gewissen 
^Gattung  oder  Art  von  Verbrechen  (eujenÜiiUn" 
Jkh'  oder  relativ-ivesenÜiche  Stücke^  essentialia 
-ffopria  ^).     II)'  AuMserwesenÜiche  ItestandUmle 
jnnd  ftolehe^   die   nicht  zum  BegrifTc   und  Da- 
seyn- eines  Verbrechens  gehören.     Dergleichen 
Muserwesentliche  Stücke  kommen  nur  bei  der 
Strmfbestimmunjl  für   .die   einzelaun   iVrlcn  der 
Verbrechen  in  Betracht,  indem  das  fii^setz  an 
deren  Daseyn    bald   die  ordentliche^    bald  eine 
lirierej  bald  eine  gelindere  Straic  kiiiipri  ^). 

■  -'       '     "  '  «      .  ■ 

a)  Die  Aafnahme'  ausflerwes^fitl icher  Stücke  in  den  Be* 
griff  eines  Verbrechens  maiht  dieisen  unrichtig.  A. 
M.  scheint  Rosshirt  Entw,  S.  67.  zu  seyn,  welcher 
zwischen  denjenigen  Merkmalen ,  die  in  den  schul" 
gerechten  Begriff  {&\[en ,  ond  denen  die  der  DarstcU 
lang  Farbe  und  LicIU  geben,  unterscheidet. 

6)  Daher  kann  da^y  .Vras'iil  ÄÜgemeinen  unwesentlich 
ist,  bei  einem  gewissen  Verbrechen  wesentlich  seyn, 
Qttd  Vas  bei  der  (?A/Ai/}i^  unwesentlich  ist,  iioth- 
wendig  zum  Begrifi\e  einer'  gewissen  Art  gehören. 

c)  Die  ^saer^e^chtlifhen  Bestandtheile  lasseh  sich 
nicht  (mit  Wächter  Lehrh,  j.  43.)  in  getnhhnliche 
und  zufällige  Stücke  (naturalia  et  accideiitalia  de- 

'''  llcti)  thcUeii,  indem  «fr  aii  eiaem  Merkmal  für  diese 
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welche  man  lich  tob  der  einen  oder  anderen 
SU  berufen  pflegt  y  nemlich  L.  9.  §.  1.  J>,  qttod 
causa.    L.  4.  J>.  de  vi  et  vi  arm.    L.  18.  §.  )• 
de  re  mitit.   L.  19.  D.  ad  municipalem.  L.  36.  S7. 
de  re  iud.    C.  5.  de  sent.  excomm.  in  6«     C,  76.: 
H.  I.  <it  6.y  beweisen  weder  für  noch  i»ider.    ü 
a.  a.  O.   S.  93  ff.  —     In  legislativer  Hinsicht  ist 
ratbsamery   nicht  die    moralische  Person  y    sonÜ 
tiur^die  schaldigen  Einzelnen  mit  Strafe  za  bedr 
Bauer  Anmerk.  xum  Hannöv^  Entwurf  L  S.  479  U^^ 

■•'■    ;       -    /  §.45.  (39.)  •'  _j 

2)    Von  Regenten. 

Da  der  Regent  nüt  an  die  Staatsgmndge-  ^ 
setze  nnd  an  die  natürlichen  ReclitsgesetU) 
nicht  aber  an  die  Strafgesetze ,  welche  ihrer 
Natur  teach  sämmtlich  positive  Gesetze  sind^ 
gebunden,  ausserdem  aber  keiner  höheren 
richterlichen  Gewalt  unterworfen  ist;  so  sind 
dessen  Handlungen ,  auch  wenn  sie  an  sich 
unter  das  Strafgesetz  passen,  nicht  als  Ver* 
brechen  anzusehen^). 

■  a)  V.  Feuerbach  Lehrb.  §.  29.  30.  Vergl;  Henki 
Handb.  S.  199.  —  A.  M.  ist  Trümmer  zur  Fkilos. 
des  Rechts  u.  s.w.  §.  62.  Ton  Standesherren  gilt 
dieses  nicht. 

§.  44.  (40.) 

3)  Von  Fremden^  und  von  üntertha^en  im  Auslände  i^ 

I)  Wenn  die  strafgesetzwidrige  Handlung 
von  Einern  Ausländer  \erubt  ist^),    so  ent- 
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leidet  der  Ort  der  Tliat.  Ist  diese  A)  tfH 
(d.  h.  in  dem  Lande 9  anf  dessen  Straf« 
»setze  und  Strafreelit  es  ankommt^  und  dessen 
[nterthan  der  Thälcr  nicht  ist)  begangen  9  so 
\l  auch  das  Bestrafungsrecht  dieses  Landes  als 
*undet  anzusehen  (§.  101.).  Dieses  leidet 
in  Hinsicht  der  Personen,  welchen  die  Exter- 
ritorialität zukommt,  eine  Ausnahme.  Wurde 
hingegen  B)  die  Handlung  von  dem  Fremden 
»I  Auslande  verübt,  so  kann  sie  nicht  als 
Verbrechen,  sondern,  wenn  sie  gegen  dieses 
Land  oder  seine  Burger  begangen  ist,  als  eine 
feindliche  Handlung  betrachtet  werden.  U) 
Wenn  die  That  von  einem  Unterihanetty 
jedoch  im  Auslande  ver&bt  wurde  ^),  so 
kommt  es  anf  den  dadurch  Tcrletztcn  Gegen^ 
stand  an.  Ist  nemlich  das  Verbrechen  A) 
g^en  sein  Vaterland  oder  gegen  einen  seiner 
Mitifurger  begangen,  so  ist  das  Bestrafungs- 
iecht dieses  Staats,  und  in  letztcrem  Falle 
zugleich  das  des  auswärtigen  Staates  begrün- 
det. Wurde  hingegen  B)  durch  das  Verbre- 
chen ein  Ausländer  y  oder  der  fretnde  Staat 
verletzt,  so  ist  die  Handlung,  in  Hinsicht  des 
Inlandes,  an  sich  nicht  als  Verbrechen  anzu- 
sehen; doch  kann  der  Staat  die  Unterthanen, 
da  sich  das  Strafgesetz  auf  das  Innere  dersel- 
ben bezieht  (§.  iS.)^  ausdrücklich  fUr  diesen 
Fall  mit   Strafe   bedrohen,     und   selbst  ohne 
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diese  Voraitese&ung^^  Namens  des  auswärtige 
Staates^'  das  übertretene  Strafgesetz  desselbei 
irider  dea  Unterthau  anwenden.^). 

ä)    G,  L,  Boehmer  de  delicti»  extra  ierritor,   admisti 

(in  Eleci.  iur.  civ.   T.  III.  N.  20.).    /.  A.  Rudolp^ 

de  poena  delictor.  extra  territ.  adtntssor,    Erl.  1791 

-'"■'•  CA.  TU  i  mann  die  Strafrechtspflege  in  vdikerreeM 

iicher  Rücksicht  y  mit  bes.  Bezieh*  auf  die  Deutscka 

,     Bundesstaaten,    Dresd.  1817*     J.  F.  H,  Abegg  ibei 

'  die  Bestrafung  der  im  Auslande  begctngenen  Kfrüi' 

chew.    Lttndsh.  1SI9.     O erste d  Ginjmdregeln  \  197 

Wächter  Lehrb.  §.  35.    A.  C.  Cpsman  D.  dt.d^ 

lictis  extra  civitatis  fines  commissis.  Amstelod.  182S 

C.  Reinhard  über  die  Bestrafung  der  concurriren' 

den  in  verschiedenen  Staaten  be'^hgenen  Vtrbreiikai, 

In*  de^s.  AbhandL  über   Criminal»  und  ,Civ^  Jb^ 

Ger*  1830.  S.  1  f,  .  »        , 

-,6)    L  T.  Homan  D,  de  delictis  peregriuarum  eqfw^ fUf 

niendi  ratione,    Gron.  1823. 

:    .       *.'  .•        .    .     •         •■     .  .  -■■      ■•    .  .. 

.  c).v.  Feu£rbach  Lehrb.  §.  31  u.  40.     Dieser  Fall  il( 
der  bestrittenste.    Manche  halten  den  Unterthan  iD 

'  ■  •  j  I 

diesem  Falle  für  überhaupt  nicht  an  die  vaterländi- 
schen Strafgesetze  gebunden:  Schröter  Handb:  f* 
46.  Martin  Lehrb.  §.26.  Henke  Handb.  §.90. 
■  J.  W.  W.  Wens  D.  de  delictis -a  civibus  extra  cp' 
vitatem  suam  commissis  eorumque  puniendorum  ra» 
tione,  Gron.  1824.  (vergl.  N.  Archiv.  VIII.'  360  f.).  - 
Andere  halten  ihn  vielmehr  für  unbedingt  daraa  ge* 
banden:.  Kleinschrod  im  Archiv.  B.  YII.  S.  384i 
Tittmann  a.  a.  O.  S.  21.  Grolman  Criminal- 
rechtswiss,  §.  107. 

d)    Diess  ist  noch  um  so  nöthiger,  wenn  die  Ausliefe^ 
■*''   »^wy  der  ünterthanen  t;tfr6ö*fn  isr. 


■  I. 


<•' 
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I       Zweiter   Abschnitt. 

_  ^ 

.Erfordernisse  in  Hinsicht  des  Gegenstandes  eines 

Verbrechens, 


§•   ^-   (41.) 

I)    Von  dem  unmittelbaren  Gegenatande, 

Von  einem  Gegenstande  der  strafgesetz- 
widrigen Handlung  kann  nur  bei  liechtsoerbre" 
chen  und  gemischten  Verbrechen ,  nicht  aber  bei 
reinen  PoUzeiuerbreclken  die  Rede  seyn.  Bei 
ersteren  besteht  der  unmittelbare  Ge«:enstand 
in  dem  durch  die  That  verletzten  Hechte. 
Zmn  Daseyn  des  Verbrechens  gehört  also  in 
dieser  Hinsicht,  dass  das  Recht ,  welchem  die 
strafgesetzwidrige  Handlung  zuwiderläuft,  wirk-* 
Uch  noch  bestand.  Es  ist  daher  kein  Verbre- 
iten, wenn  das  Recht  schon  vorher  gänzlich, 
oder  f&r  diesen  Fall,  rechtsgültiger  Weise 
üufgehoben  war  ^). 


s)  Ddher  kann  an  einem  Ehrlosen  eine  Injorie,  als 
solche  y  nicht  verübt  werden.  Die  eigenmächtige 
Tödtang  eines  znm  Tode  Yerartheilten  ist  jedoch 
ein  Verbrechen.  A.  M.  ist  v,  Feutrbach  Lehrb. 
{.  34.  n.  a. 

§.   46.   (41.) 

II)    Von  dem  mittelbaren  Gegemiande. 

Die  Rechtsverbrechen  sind  mittelbar  wider 
^c  hereehtigte  Person  gerichtet.      Von  Erfor- 


) 
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dernissen  in  dieser  Hinsicht  kann  nur  bei  sol* 
chen  Verbrechen  die  Rede  seyn,    welche  eine 
bestimmte  Person  als  Gegenstand   der  Rechte^ 
Verletzung     erfordern  0).       Hier    gehört     zum 
Vorhandenseyn  des  Verbrechens,  dass  dasselbe 
an   einer   Person  begangen  wird,     welche   im 
Schutze  desjenigen  Staates  steht  y    dessen  Straf» 
gesetze  die  That  entgegenläuft«      Daher  kana 
ein  Rechtsverbrechen  nicht  an  solchen  Perso- 
nen begangen  werden,   welche  des  Staatsschn» 
tzes  für  gänzUeh  verlustig  erklärt  sind  (Recht* 
lose  ^). 

ü)  Also  nicht  bei  solchen  Staatsv^erbrechen ,  und  sdl^ 
chen  gemeingefährlichen  Verbrechen,  durch  velche 
keine  bestimmte  Person  verletzt  wird. 

b)    Diese  Wirkung  hatte  die  ehmals  übliche  Mordaeht. 
Yer^.  Bambergensis.  Art.  241.     Hingegen  die  vor 
beendigter   Strafzeit    zurückkehrenden    Verwiesenen 
sind  nicht  als  Rechtlose  zu  betrachten.    Feindliehe 
Soldaten  stehen  zwar  während  des  Krieges  nicht  hä 
Staatsschutze;    wenn  aber  nithtmilitairi^che  Perso« 
neu  dieselben,  ausser  dem  Falle  der  nothwendigea 
Selbstvertheidigungy  verletzen,  so  enthalten  derglei- 
chen  unbefugte   und  gefahrliche  Handlungen  wirk« 
liehe ,  Uebertretungen  der  binnen  des  StaatsgebieU 
geltenden  Strafgesetze,   und  sind   folglich  als  Yet' 
brechen  zu  betrachten.     Aechenhrenner  im  ^r- 
ehiv   des    Crim.  R.   B.  IV.    St.   !•,   S.  57.      C.   0. 
Schmidt  de  detictis  militum  hostilium  et  in  militet 
host.  Viteb.  1812.     7.  £.  Finder  an  et  quatenus  ci^ 
ves    ob   cßedem    in   JMsteni    admiss.  puniri  possini' 
Viteb.  1814.    Tittmann   Vorträge  u.  Urtheile  übe^ 
merkm.  Straffäile.  Num«  LH.    von  der  Beehe  äbeP 
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d€n  Krug  tf.  ifine  Btiiekungen  auf  dat  Crhrn.  JL 
Mil  Bemerk,  von  Mittermaier.  Im  N.  Archiv.  I. 
404  f.  422  f.  C.  r«.  R.  van  Nauta  D.  dt  delicH9 
üdverinu  peregrin^s,  maxime  advenuM  militeM  hoitilet. 
Groniiig.  1825. 

AnmerL  Ein  Irrihum  in  der  Ptnwi  des  Verletzten 
•chliesst  das  Verbrechen  nicht  aus,  sondern  hat  nur 
Einflnss  auf  die  Natur  und  Strafbarkeit  desselben. 
C.  E.  Pfotenhauer  D.  de  delicto  per  errorem  in 
pereona  commtsso.  Hai.  1828.  Vergl.  N.  Archiv.  XL 
710.  —  ({.  104.  n.  b.). 


Dritter   Abschnitte 

ErfordenuMe  in  Rücksicht  der  Handlang^  def 

Verbrechens. 

§.  47.  (Ä) 

I)  Aeuitere  Erfordemiue:    A)  ErkennbarkeU» 

Die  Terbrecherische  Handlung  muss  eine 
mutere,  d.  h.  äusserllch  erkennbare  seyn, 
indem  nur  durch  äussere  Handlungen  das 
Shrafgesetz  übertreten  werden  kann  ^).  Eine 
iloi  umere  Handlung  ist  niemals  ein  Ver- 
brechen. 

•)   L.  18.  2>.  de  poenit  g  fcogitationie  poenam  nemo  pati* 
tnr.c  L.  53.  {•  2.  de  V.  S.:   >nec  eoneilium  habnisse 
«>!  »aoceaty  nisi  et  factum  secntnm  faerit«   Lb  226.  I>. 


ti 


0- 


de  V,  S.     Diesen  Gesetzen  widerspricht  niehi  die 
^  L.  14.  P.  ad  Xta  Com,  de  eicar,  z  tin  maleficiis  vohm» 

^  »loa    spectatnr,    non    exitue;€    als   welche    Stelle 

^  (vergl.  mit  L.  10.  de  poenis  «ad  X«.  SS.  de  fartiO 


f 


\ 
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Auf  ein  schon  begangenes  Verbrechen  in  bezj 
Ist.  Cropp  de  praecepL  iur.  Rom,  circa  pun,  c 
del.  S.  I.  p.  64.  S.  II.  p^  2d.  Mittermaier  ii 
Archiv  II.  610  f.  -*  "»Gedanken  iind  völtfreii  j 
O.  ^r/.'178.«  »mit  eeheinlichen-yf^rkttk^t  Wh 
stehen  4ie  'VVar.te:  ^solcher  böeer  WilU  u.au  w.  j 
in  Widerspruch. 

§.   48.   (43.) 

P)    GesetzmdrigkeU. 

Die    äussere   Handlung    muss    auch    t 
Strafgesetze    entgegen     laufen*        Insbesonc 
muss  sie,     wenn  von   einem  Rechtsverbrec 
die  Rede   ist,    eine  Verletzung   des   durch 
Strafgesetz  geschützten  Rechtes  enthalten 

a)  Selbstverletzungen  (z.  B.  der  Selbstmord  und 
Selbstverstümmelung)  sind  daher ,  als  solche ^  k 
Verbrechen,  wenn  sie  nicht  entweder  ungleich 
.  Rechten  Anderer  entgegen  laufen,  oder  als  an 
liehe  Handlungen  mit  Strafe  bedroht  werden. 


•    <    '■ 


••■.*! 


>  .  ■  \     •  '  i 


■.\ 


§.   49.    (44.) 


.  1)    Von  den  Gründen^  tcelche  die  Gesetzttidrigkeii  d 
Handlung  ausschliessen  ^  überhaupt. 

Eine  an  sich  dem  Gesetze  zuwiderlaufe 
Handlung  yerliert  diese  Eigenschaft,  wenn 
Rändelnde  aus  einem  besonderen  Aechtsgru 
zu*  derselben  befugt  vfSir.     Dergleichen  Recl 
gründe    sind :     I)  eine    durch   Gesetz   f är 
w^s$i9.  Fälle  gegebene  Erlaubniss  ^).     II)  J 
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wmiaiion  ^).  III)  Verfassangsmässig  ertheil- 
tes^  obrigkeitliches  Gebot  ^).  IV)  Der  Hand- 
pmg  Torausgehende  ^9  rechtsgültig  ertheil* 
Ib  ^)  Einwilligung  des  berechtigten  ^F  olenti  non 
Bf  iniiiria)y  jedoch  nur  in  sofern  der  Mangel 
ider  Einwilligung  desselben  zum  Begriffe  eines 
jgewissen  Verbrechens  gehört  f).  V)  Erlaubte 
JSeWsthälfey  insbesondere  NoÜiwelhr  i)  (§•  30.). 

a)  X.  20.  25.  'P.  ad  L.  luL  de  adult.  L.  4.  C.  eqd.  P. 
G.  O.  Art.  142.  150.    L.  un,  pr.  C,  de  raptu  virg, 

'  h)   Z.  B.  P.  G.  0.  Art.  129. 

1     c)  I.  109.  ^.  P.  de  Jt.  I.  c.  13.  C.  23.  9.  5.    P.  G.  O. 

Art  150.  {.  % 

1 

tf)  Ificht  aber  die  hinterherfolgende  Genehmigung  des 
Verletzten  9  indem  nun  schon  d^r  Staat  dnrch  das 
vollbrachte  Verbrechen  ein  Recht  auf  die  Strafe  er- 
langt hat»  welches  ihm  durch  die  Entsagung  des 
Beleidigten  nicht  entzogen  werden  kann.  A.  M. 
ist  V.   Gönner  im  N.  Archiv  des  C.  R.  YII.  482. 

f)  Daher  werden  insbesondere  Verbrechen ,  welche  un- 
Ter&nsserliche  Menschenrechte  verletzen ,  z.  B. 
Tödtongy  so  wie  Polizei  verbrechen^  z.  B.  Wucher, 
und  gemischte  Verbrechen  y  z.  B.  Ehebruch,  Ca- 
itratioBy  L,  4.  de  $icar.,  dnrch  Einwilligung  das 
Verletzten  nicht  ausgeschlossen,  wohl  aber  Dieb- 
stahl, Betrug  und  Injurie,  in  sofern  solche  als  reine 
Rechtsverletzungen  zu  betrachten  sind.  Vergl. 
Stübei  im  N.  Archiv  IX.  551  f. 

f)  P,  X.  de  Gavere  D.  an  iniuria  voUnti  facta  poenis 
iit  coircenda^  Gxon.  1825.  Hepp  über  den  JUchte* 
»Ott:  volenti  non  fit  iniuria.  Im  N.  Archiv  XI.  65  ff. 
239  f. 
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g)    Dass  das  Recht  selbst ,  welchem  die  That  entgegc 
läuft,  nicht  durcli  rechtskräftiges  ür theil  aufgehol 
sey,    gehört  nicht  zu  den  Erfordernissen  der  Uand*^ 
lung  f  sondern  des  Gegenstandes  (§.  45.}. 


§.   50.   (45.) 

2)    Insbesondere  von  der  NothweKr:    a)  Begriff'  a)* 

Nothxvchr    (defensio    necessaria,    i 
pata  tutela,    modcraineii  inculpatae  tutelaC)  i 
die    eigenmächtige  gewaltsame  Abwetkrung  emlr 
Rechtsverletzung  j    zu  deren  Abwendung  es  im 
anderer    zureichender    Hülfe     fehlte^).       Da^, 
Recht  der  Nothwehr  besteht  in  dem  natürlichen 
Vertheidigungsrechte    des   Menschen ,     dessea 
Ausübung  im  Staate  nur  unter  der  Voraussif* 
tzung  unstatthaft  ist^  dass  der  öffentliche  Schat%. 
die  Selbstvertheidigung  unnöthig  macht  ^).  ^ 

■■*3 

a)    Böhmer  Lit.  des  C.  Ä.   S.  690  f.    K.  W.  F.  GraU  ' 
tenauer  über  die  Nothicehr,  Breslau  1806.     Gr4i^ ''- 
vell  im   N.  Archiv  des   C.  R.  IlL  279—98.    P.  €?•''- 
Bang  D.  de  moderamine  inculp»  tiU,eic>  Haviu  181IL o- 

6)    L.  3.  D.  de  L  et  L    L.  4.  pr.    L,  5.    L.  46.  §•  4.  H. 

ad  L,  Aquil,    P.  G.  O.  Art.  139-^145.  ISO. 

• 

c)  Nothicehr  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  NothstaniL 
Die  Nothwehr  schli^sst  die  Recht swtdrigkeit  der 
Handlung,  der  Nothstand  hingegen  die  Verschuldtmi 
der  an  sich  immer  rechtswidiigen  Handlung  aus. 
Ein  s.  g.  f^öfhrechi,  d.  h.  ein  Re<^ht,  in  der  Ifoih 
Unrecht  zu  thtin,  gibt  es  nicht.  Bauet  Lehrb.  des 
Naturrechts.  3te  Ausg.  §.  43.  --  A.  M.  ist  O'^tsted 
im  N.  Arckw  des  C.  R.  V.  345  f.  625  f.  - 
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§.  51.     46.) 

b)    Bedingungen  der  Nothuehr, 

I)  Erfordernisse  in  Hinsieht  des  Anp^iffa. 
ieser  muss  A)  unrechtmässig  •) ,  B)  (jegentvär* 
f  *j,    und  C)   wider  ein  Gu,t  gerichtet  $eyu, 
slclies  entweder  an  sich  unersetzlich  ist ,  oder 
»eh  unter   den  besonderen  Umständen  univie* 
rbringlich  verloren  seyn  würde.      Unter  die- 
n  Voraussetzungen   ist  nicht  nur  ein  AngWiT 
f  Leib  und  Leben ,  sondern  audh  auf  Ejgen- 
un  und  Ehre  ^),   es  niag  solcher  gegea  ujqs 
Ibsty     oder  gegen   Dritte    geriiehtet  sejTi  ^), 
m  Gebrauche  der  N(4hwehr  geeignet«     II) 
fordernis0e   in   Hinsicht   der   Sclhstvertheidi-- 
ng.      Es  musste   dem  Angegriffenen  unmög* 
h  seyn ,  den  Angriff  auf  andere  Weise  9  als 
rch  Privatgewalt,  sicher  und  ohne  eine  son« 
^e   Gefahr  ^)  9     abzuwehren.       Fehlt   es   an 
lem  dieser  Erfordernisse  des  Angriffes  9  oder 
r  Yertheidigung ,    so  ist  gar  kein  Recht  der 
ithwehr    vorhanden    (Vorwand    der    Ptoth" 
hrf). 

i)  P.  G.  Os  All.  14X  150.  f.  1.  3.    Ob  «och  uHusrßehuU  . 
dett   vrie  v.  Fsuerbaeh  im  Lehrb.  {.  38.  erfordert, 
Dagegen   Werner  Handb.  dee  peinl,  Hechte.  §•  213, 
Martin  Lehrb.   ].  45.  N.  9. 

^)  P.  G,  O.  Art.  140.  ^überläuft*    ber  Sinn  dieses  Er- 
fordernisses des  Angrifes  hts\\mm%  sieb  durch  Ver^ 

6* 
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gUichimg  desselben  mit  den  Erfordernissen  der 
thiidigung. 

c)  Auch  dem  Eigentkum  und  der  Ehre  kann,  unter 

ständen,    ein    unwiederbringlicher   Verlust   di 
•      So  oft   insbesondere  aus  einer  bevorstehenden 
schimpfung  ein  unersetzlicher  Schaden  zu  bei 
ten   ist,   und  dieser  durch  Privatgewalt  abgew< 
werden  kann ,  muss  auch  Nothwehr  zum  Sckutu  di 
Ehre  und  zwar  wider  alle  Arten   von  Injurien  nf^ 
lässig  seyn.     Grdve//  a.  a.  O.  S.  291  f.     Hr«tiN 
Handb.   I.  S.  214.    A.  M.  ist  v.  Feuer  back  Idb^ 
§.  38.  n.  c.  :^  ^ 

d)  £.  1.  §.  4.  ad  L.  Com.  de  etc.    P.  ^.  0.  Art.  Ifl^^ 
9  zur  Rettung  eines  Andern a 

"  '■■  3 

e)  Wohin  insbesondere  auch  der  Fall  gebort,  wenn  9^ 

Flucht  beschinkpfend  seyn  würde.    P.  G.  0.  Art.l4iu^ 

f)  Mündlich  vom  Beweise  der  Bedingungen  der  NellK  * 
wehr.    P.  G.  0.   Art.  143.  144.     Quistorp  de  m^^ 
deraminis  inculpatae  tutelae  probatione,    Rost.  17tt.' 
Pütt  er  Rechisfälle.  Th.  II.  N.  30.  31.    Bauer  AR'^ 

w 

merk,  zu  dem  Hannöv.  Entw,  I.  S.  531. 


§.   S2.   (47.) 

c)    Grenzen  der  Nothwehr. 

I>i6  Art  und  das  Maas  der^  bei  AusüboBg^' 
des  gehörig  begründeten  Rechtes  der  Nothwebr. 
anzuwendenden  Privatgewalt  richtet  sich  weder 
nach  der  Natur  und  dem  Werthe  des  ange* 
griffenen  Rechtes ,  noch  nach  dem  Verhät- 
nisse  beider  zu  dem  Werthe  des,  durch  die 
Selbstvertheidigung  bedroheten  Rechtes  dcai 
Angreifers  9  andern  nur  nach  der  Nothwm- 
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üt^eU  der  Gewalt  zur  Abwehrung  des  An- 
griffes «).  War  daher  ein  gelinderes  Verthei- 
figongsmittel  hinreichend  und  dem  Angegriffe- 
nen möglich  9  und  er  gebrauchte  ein  härlerett^ 
fisat  ging  er  im  Gebrauche  des  an  sich  sfatt- 
laften  Mittels  tveäer^  als  nöthigj  so  ist  eine 
üf^ersehreüung  der  Grenzen  der  NoAwehr 
(excessus  defcnsionis)  vorhanden  ^).  Ob  diese 
fan  Angegriffenen  ttberhaupt  zugerechiel  wer- 
den könne,  und  ob  insbesondere  zum  Dolus 
oder  nur  zur  Culpa  y  ist  nach  den  Umständen 
zu  beurtheilen.  Blieb  hingegen  der  Angegrif- 
fene in  jenen  Grenzen  der  Selbstvertheidigung, 
10  übte  er  eine  schuldlose  Nothwehr  (dcculpata 
tatela). 

a)  V,  Grolman  CriminalrtchtiwissemchafL  }.  25.  n.  d. 
Bauer  Lehrb.  iea  Naturr,  §.  74.  Gegen  die  inner- 
halb der  gehörigen  Grenzen  bleibende  Nothwehr  gibt 
es  keine  Nothwehr.  Und  selbst  die  innerhalb  jener 
Grenzen  einem  Dritten  unabsichtlich  zugefügte  Yer- 
leiZQDg  ist  straflos.  P.  G.  O.  Art.  143.  Vergl.  je- 
doch L,  45.  {.  4.  ad  L,  AquiL 

h)  L.  &  pr.  D.  ad  L.  AquiL  C.  3.  18.  X.  de  komie. 
F.  G.  O.  Art.  142. 

§.   83. 

U)    Innerei  Erfordernis  der  Handlung  (Venckuidung). 

Die  äussere^  dem  Strafgesetze  zuwiderlau- 
fende Handlung  muss   auch  aus   einer  gesets^ 
fe»     WiUensbestimnmng     hervorgegangen 


86  Allgem.  Theil. ,  L  ^cb.  / 
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%tjn  ^).  Daduri^h  wird  sie  ziü,  einer  venekuU 
deten  Uandhing  ^),  Hierzu- genügt  jedoeh  niclitl 
die  9  auf  der  Eigenschaft  'eines  zureebniingsf»r| 
higen  Subjects  .beruhende ,  ,bh)sse  BIogUcIJa0 
einer  gesetzwidrigen  Willensbestimmung  (^J 
41.),  sondern  es  i^t  wirkliche ,  f^ersehuldu»f. 
erforderlich  .<^).  Von  den.  Arien  dieser  Ver- 
schuldung (dolus  pder  culpa)  ^  und  Ton  dea 
Gründen,  die  solche  ausschliessen.  wird  schick* 
licher  an  andern  Stellen  dieses  Lehrimches 
gehandelt  (§.  Ö3  f.  127  t,  <>). 

a)  Die  äussere  Handlung ^  blos  an  sich  betrachtet,  ist 
kein  Verbrechen.'     Erst  der  Wille  macht  sie  daia, 

*'       und  gegen  ihn  ist  ^e  gesetzliche  Strafdrohung  ge* 
richtet  (§.  16.  93.). 

b)  Die  Verschuldung  f  wofür  Neuere  reatus  gebrauchen) 
wird'  im  Rdfiilschen  Rechte  durch  culpa  ( im  weite- 
ren  Sinne)  bezeichnet.  L,  5.  §.  1.  D.  ad  L.  AquiL 
Z.  ^i  §.  3.  D.  de  miriot*.  Eben  so  Cap.  23.  de  R.  I. 
in  6.  »Sine  <ru//)a  non  est  aliquis  puniendus.«  Ael- 
tere  sagen -^ttth :  actus- non  facit  reum,  nisi  inens  sit 
rea.  Die  Verschuldang  hat  man  wohl  bildlich  die 
Seele  y  und  die  Handlung  äen  iK^rper  der  That  ge- 
nannt. —  Im  Römischen  Rechte  hat  reaius  eine  ganz  ' 
andere  Bedeutung.    L.  11.  IX  maiest. 

c)  Die  wirkliche  Verschuldung  ist  zwar  durch  die  Ei- 
genschaft eines  zure.chnungsfahigen  5u6;Vct«  bedingt; 
sie  kann  jedoch ^   auch  beim  Daseyn  dieser,  fehlen, ' 
aus  Grfündeny  welche  in  den  besonderen  Umständen 

.,  ..  der.  HandluJ)g  .liegen.  Jene  Eigenschaft  gehört  zu 
den  Erfordern issen  des  Subjects  (§.  41.).  Die  wirki. 
liehe  Veil'schüldung  ist    hingegen  ein   Erfordernisf' 

^        ^r  Handlung,^  als  wekhe  äusae flieh  und  innfrllcli 
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.  ttralgesetzwidrig  seja  moss,  wonach  solche  folglich 

lo  diesen  Abschnitt  gehört.     Hiernach  ist  über  die 

Frage  zu  urtheilen,   ob  und   in  wiefern  die  Zurech- 

Bungsfahigkeit    zum    Thatbestande    der  Yerbrechea 

•*!      gfehdr^/   Vergl.  §.  124. 

d)   fline    unvenchuldete  Handlung    ist    blosser   Zufall. 
'])ie  Ausdrücke  delictum  catuale  und  unvenchuldtUM 
cM    .    T^^^c^  enthalten  einen  Widerspruch. 


Dritter   Titel. 

Ton  etitycH  allgemeinen  Verteluedenheüen  der 
Begehung  der  Verhreelten, 

§.  34.  (48.) 

■ 

Vorerinnerung. 

Unter  den  Verbrechen  finden  sich  einige 
allgemeine  und  folgenreiche  Verschiedenheiten. 
I)  Nach  der  Art  der  Verschuldung  werden 
die  Verbrechen  entweder  mit  rechtswidrigem 
Vorsätze  y  oder  aus  Falwlässigkeit  begangen 
(Cap.  1.).  II)  In  Ansehung  der  Art  der  an- 
gewendeten Thiitigheit  gibt  es  mehrere  allge- 
meine Ver^hicdenhciten  der  Uebertretung  der 
Strafgesetze  (Cap.  2.).  III)  In  Rücksicht  auf 
die  Stufe  der  Ausfährung  ist  das  vorsäizUehe 
Verbrechen  entweder  vollendet  j  oder  nur  im* 
Uurtiommeny  versucht  (Cap.  3.).  IV)  Nach  dar 
Riditiitig  der  Wirksamkeit  ergeben  sich  ver- 


M 


88  AUgem.  Theil.    L  Buch. 

schiedene  Arten  der  Theänahme  an  einem  Yo^ 
brechen  (Cap.  4.  «). 

■I 

o)  Diese  vier  Capitel  sind  hier  to  geordnet,  wie  iif 
vorausgehende  am  meisten  zur  Erläuterung  des,  Bidb* 
folgenden  beiträgt.  Die  Ueberschriften  sind,  w 
grösseren  Deutlichkeit,  nicht  von  den  Gründen  Jt^ 
ner  Verschiedenheiten,  sondern  von  den  Verscbi^ 
denheiten  selbst  entlehnt  Die  Culpa ^  der  Vemdk 
und  die  Bethälfe  sind  nicht  als  blosse  Milderwugt^ 
gründe  zu  betrachten,  und  daher  nicht  in  der  Lchrä 
von  der  Strafmilderung  (§.  41.  n.  e.),  sondern  sks 
besondere  Gattungen  verbrecherischer  Handlungcp^ 
mithin  hier  und  selbstständig  abzuhandeln«      ' 


Erstes    Capitel. 

Von  dem  rechtswidrigen  Vorsätze  und  Ton  der 

Fahrlässigkeit  «)• 

§.   53.   (49.) 

Einleitung. 

Die  Verschuldung  j  welche  zum  Daseyn 
eines  jeden  Verbrechens  nothwendig  ist,  ent- 
springt aus  einer  gesetzwidrigen  fVillenshestim' 
mung  des  Handelnden  (§•  53.).  Dieser  Ent^ 
schluss  ist  nun  I)  entweder  auf  Begehung  der 
Tom  Handelnden  als  Verbrechen  erkannten 
HMftdlUttg  selbst  gerichtet  —  hierin  besteht 
der  reehtswidiige  ^  Forsatz ,  dolus  (§•  SS  {.)• 
II)  Oder  der  gesetzwidrige  Entschluss  ist  sld 
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rine  Handlung   gerichtet ,    woraus   zwar   ihrer 
Natur  nach  9    jedoch    ohne  Absicht   des   Han- 
delnden ^    ein  gesetzwidriger  Erfolg  entsprang, 
ffierin    besteht    die   Fahrläasiykeitj     ctäpa   (§• 
89  f.).     In  Hinsicht  der  Art  der  Verschuldung 
nnd  daher  die  Verbrechen  entweder  vorsätzK" 
die  oder  falurlässige  ^).       Wenn    gleich   nicht 
die  Arten   von  Verbrechen   auch   aus  Fahrlä- 
ttigkeit  begangen  werden  können  (§.  3d.  U.), 
!t .  80  ist  es   doch  eine  allgemeine  Untersdieidung^ 
weil  jedes  Verbrechen  eine  jener  beiden  Arten 
der  Verschuldung  voraussetzt. 

a)  Ueber  dolas  and  culpa  äberhaapt:  Klein  im  Archiv 
dei  O.  R.  B.  I.  St.  2.  S.  56  f.  B.  II.  St.  I.  S.  179. 
^  B.  Ilt  Bu  1.  8.  119  f.  Konopack  im  Archiv  des 
C.  R.B.  ly.  Sc  3.  N.  a  9.  Groltnan  in  der  Bt6. 
lioth.  für  da»  jfeinl.  R.  B.  I.  St.  1.  S.  1  f.  St.  3. 
S.  71  f.  V,  Feuerbach  ebendaselbst.  B.  II.  St.  2. 
S.  193  f.  Oereted  Grundregeln  der.  Geeetig.  S. 
228  f.  Deeselhen  neuer  Beitrag  etc.  S.  100  ;ff. 
C.  L.  Mi  ekelet  D.  de  doli  et  culpae  in  iure  crimi» 
nali  notionibus,  Berol.  1824.  R.  Winasinger 
fuaenam  sit  differentia  inter  delicta  doloea  et  culposa 
etc.  Braxel.  1824.  (S.  N.  Archiv.  VIII.  353  f.). 
Bauer  Anmerk.  zum  Hannöv,  Entw,  I.   S.  414 — 461. 

h)  Die  alteren  Criminalisten  bezeichneten  diesen  Un- 
terschied sehr  anangemessen  durch  die  Ausdrücke 
Vera  und  quasi  delicta,  JEben  so  unpassend  ist  der 
Aasdruck  verschuldetes  Verbrechen  für  delictam 
CHlposufHy  da  alle  Verbrechen  verschuldet  seyn 
müssen. 
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§.  SG.  (50.) 

I)    Vwn  rtchtsuidrigen  Vortatze:    A)  Begrif  a\ 

Rechtswidriger  Kof s atz,  (dolus) ^,  id. 
der  Entschluss  zu  einer.  TKat  mit  dem  Betou^V 
seyn  ihrer  Strafgeselztuidrufkeii^).  Dieser  Be- 
griff  enthält  zwei  wesaitUcfie  Merkmale.  Xwm 
Dolus  geKört  nemlich  I)  die  Kenntuiss  .Aer  ' 
Strafgesetzwidrlgkclt  der  Handlung  ^) ;  II)  Act 
fVillem  solclie  dennoch'  zu  Leg:ehen.^).  FehU 
eins  dieser  beiden  Merkmale,  so  ist  entweder 
nur  eine  fahrlässige ,  oder  eine  ganz  unver-  ' 
schuldete  Handlung  Yorhandcp.        . 

»         ■    '      ■ 

*.  p  •  .    '  •        .  ...  .  .       m.  .  ..  > 

V  a)   v.  Gönner  Revhton'  deß  Begriffs  und.  def^.  Eintiuü. 

,    dSn  dolus.    Iiandsb.   IdlO..     StiR^ieMdAelD.  de 

dolo  in  delictie*    Lugd.  .1817.    Mittermaier  im  H* 

Archiv  des  0.  jR.  B.  II.  S.  515  f.    t;.  Weber  eben- 

das.  B.  VII.   S.  549  1: 

h)  Römische  Bezeichnungen:  dolus ,  dolus  malus,  sei- 
ens  dolo  malo ,  sciens  prudensque ,  consulto ,'  animas 
yiolandi.  Die  Carolina  sagt:  fürsetzlich,  mit  Wil- 
len, böslich,  boshaftig  u.  s.  w.  —  Der  Ausdruck 
^höser  Vorsätze  führt  auf  eine  falsche  Nebenidee. 
Bauer  a.  a.  O.  I.  S.  422  f. 

c)  Blosses  Bewusstseyn,'  dass  die  Handlung  unerlaubt 
sey,  reicht  nicht  hin. 


■  I 


d)  Hingegen  gehört  zum  Gattungsbegriffe  des  dolus 
veder  Veberlegungy.  noch  eine  bestimmte  Richtung 
auf  einen  gewissen  Zweck  ({.  57.  IL). 
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§.  87.  (5L) 
B)  Arte»  det  rechttaidrigen  Vortatut  «). 
I)  Nach  dem  Verhältaissc  der.Absi^t  des 
Bandeladea  zum  Erfolge  dcv  HvqdlttQg.,  jst 
der  Dolus  A)  entweder  bettimm^r  Dolu»,  d. 
\.  die  Absicht  ist  auf  einen  gewissen  ^rfolg^ 
avsschliesslich  gerichtet  (dolus  dctcrmina^ns  s. 
qiecialis)}  B)  oder  «nbeainamler  Dolns,  d.  h. 
£e  Absicht  des  Thäters  nmfasst  mehrere  Er- 
folge, welche  durch  seihe  Handlung  bewirkt 
werden  können  (dolus  indeterminatus  s<  genc- 
nlis).  Dieser  ist  ferner  1)  entweder  altema' 
Hier  Dolus,  d.  h.  der  Handelnde  will  den  ei- 
KB  oder  den  andern  von  den,  als  gleich  mSg- 
lich  eingesehenen  Erfolgen,  bewirken;  2)  oder 
BimtueUer  (bedingter)  Dolus,  d.  h.  der  Hiin- 
^hide  beabsichtigt  zunäclul  und  hauptsHchlich 
dneo  gewissen ,  minder  strafbaren  Erfolg, 
m^igt  aber  zugleich  attf  alten  fall  in  den 
nöglichcn  strafbareren  Erfolg  ^),  II)  Zum 
Begriffe  mancher  Verbrechen  genügt  der  rechts- 
[  widrige  Vorsatz  überhaupt,  bei  andern  hinge- 
'■  gea  wird  A)  entweder  Ueberleguny  (^orfte* 
dacht)  .  dolus  praeutcditatus  *),  oder  B)  eine 
beitiinmte  Riehttutg  auf  einen  gewissen  Zweck 
(l.  B.  gewinnsüchtige  .^Vbsiclit,  ehrcnkränliende 
Absicht)  erfordert  j  woraus  daher  verschiedene 
Arten  des  rechtswidrigen  Vorsatzes  entstehen^ 
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welche  auch  in   den  Gesetzen  meist  verschie- 
den bezeichnet  werden. 

a)  r.  Weber  über  die  verschiedenen  Arien  de$  Jhltt, 
Im  N.  Archiv.  VII.  649  f. 

b)  Diesen  eventuellen  Dolus  könnte  man  auch  indirecta 
Dolus  nennen.  .  Häufig  wird  aber    unter  leUterea 

'  .-•  :^usdrucke  das  Zusammentreffen  des  Dolus  und  der 
Culpa  in  Hinsicht  verschiedener  Erfolge  der  nemli' 
chen  Handlung  yerstanden.  Es  ist  daher  rathsaa, 
den  Ausdruck  fdolus  indirectus^  wegen  des  daait 
verkniipften  schwankenden,  zum  Theil  unrichtigea 
und  zu  falschen  Folgen  hinführenden  J^egriffes  gäns« 
'  lieh  in  Yerbannen.  —    Yergl.  §.  63. 

c)  J.  ^Anethan  D.  de  meditato  delicto,  Lovan.  182i 

§.  88.   (52.) 

C)    Vom  Beweise  des  Dolus  a\ 

Das  Daseyn  einer  dem  Strafgesetze  ausser* 
Uch  zuwiderlaufenden  Handlung  enthält  ^  über- 
haupt und  an  sich ,  noch  nicht  den  Beweis 
der  zum  Dolus  erforderlichen  inneren  Thatsa- 
chen  (des  Bewusstseyns  und  des  Willens  §. 
S6.)j  vielmehr  muss  der  künstliche  Beweis 
des  rechtswidrigen  Vorsatzes  aus  den  hesQnde^ 
ren  Umständen  der  That  abgeleitet  werden  *). 

o)  Der  bekannte  wichtige  Streit  über  die  yon  Vieles, 
behauptete  Rechtsvermuthung  y  oder  doch  factische 
Yermuthung  für  den  Dolus,  macht  es  nöthig,  dieses 
Gegenstandes  hier  zu  gedenken. 

b)    L.  6.  C.  de  dolo  (2,  21.)  l.  23.  25.   C.  de  probat  (4, 
19.)    JL.  6.  18.  §.  1.   D.  sod,    £.  1.  §.  3.   D.  de  sica^^ 


r 
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rtitf.  —    Di«  TOD  Cr  Q  Im  an  m  4er  BibliotK  B.  L 

St.  IL  N.  3.  und  in  s.  Grunde,  der  Criminairechteu. 

S.  55.  147.9  so  wie  von  Feuerbach  in  den  acht  er* 

Bten-Aus^.  8.  Lehrb.  §.  60.  aufgestellte  Regel T/aclA 

ia£iiane    praeeumüur    dolus  ^    ist   daher   falsch.   — 

Oersted  Grundregeln.  S.  279  f.     We ning  über  die 

Vermuthumg  de$  bösen  Vorsätze»  nach  Rom,  R,    Im 

IC.  Archiv.   II.   194  f.    Borst  über  den  Beweis  des 

bösen   Vorsatzes.     Im  K.  Archiv.  II.  434.     Bauer 

Anmerk.  zum  Hanndv.  Entw.  I.   S.  427  f.    C.  W.  T. 

Schuster  D.  de  praesumtion^doli  matt  iprfoctis  t7- 

iicitis.  Gott.  1829. 


§.   39.   (53.) 
II)    Von  der  Fahrlässigheit.    A)  Begriffe 

Die  Fahrlässigkeit  (culpa)  besteht 
t  m  dem  gesetzwidrigen  Entschlüsse  %u  einer 
UmdUmgj  aus  welcher  zwar  ihrer  Natur  nachy 
itioch  ohne  die  Absicht  des  Handelnden  y  eine 
Verlebung  entstanden  ist.  I)  Der  Grund  der  Ver- 
fdttddung  liegt  hier  darin ,  dass  der  Handelnde, 
vngeachtet  er  es  einsah,  oder  doch  hätte  ein- 
sehen sollen  nnd  können,  dass  ans  seiner 
Bandlung,  ohne  seine  Absicht,  ein  Verbrechen 
entstehen  konnte,  sich  dennoch  zu  der  Hand* 
long  entschloss ,  nnd  solchergestalt  die  Pflicht 
SNT  gehörigen  Sorgfalt  (Beflissenheit^  Besonnen^ 
yiy  dil^entia)  verletzte.  Die  Culpa  enthält 
dso  immer  einen  gesetzwidrigen  Entschluss, 
^enn  ihr  gleich  ein  verschuldeter  Mangel  der 
Einsicht  zum  Grunde  liegen  hmn  ^).     II)  Nur 
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solche  Verbrechen  können  ^  als  ans  Fahrlässii 
Mit  verübt,  gedaebt  werden,  zu  deren  Begrifft 
s^ut  der  einen  Seite  ein   g<^ wisser  Erfolge    ai 
der   andern   Seite    aber    weder   überhaupt    eivl 
rechtswidriger  Vorsatz ,  noch  insbesondere  eij 
gewisse  Art  oder  Richtung  desselben  gehört  ^)d 

o)    §.  61.  II.    Andere  finden   in  der  Culpa  immer  einea  _ 
'    Verstandesfehler,    v.  Almendingen  Unter Buchmgei  r 
über  das  culpose  Verbrechen.    Giess.  Ig04.     Schr^^A 
ter  Handb.  S.  104.     Werner  Handb.  des  C.  R.  f 
263.  —    Andere  zwar  einen  Willensfehler  y  aber  aar 
einen  negativ  bösen  Willen.    Klein  Lehrb,  §.120.-* 
Gegen  Beides  8,  die   oben  §.  55.   n.  a.    angefahrten 
Schrffieti   von    Grolmany  Feuerbach  uVid   0er-» 
sted,  —     Vergl.   Stübel  im   N.   Arcfäv   des  C.  Ä.  ■ 
B.  VIII.   S.  295  f.  —    Bergmann   D.  de  culpa  in 
delictis,   Gand.  1829. 

b)'  Daher  kein  Versuch,  keine  Beihülfe ,  keine  Anstif- 
tung, keine  Injurie,  kein  Diebstahl  u.  s.  vfs  aof- 
Fahrlässigkeit.  In  Hinsicht  mancher  Verbrechen  ist 
*  est  fftreitig,  ob  sie  auch  als  falrrlässige  vorkon^mett 
können;  s.  B.  Injurien  (§.  211.  n.  a.),  Diebstahl  d» 
241.),  Fälschung  (J.  274.  n.  rf,),  Meineid  (§.  305.), 
Incest  (§.  326.),  crimen  residui  (§.  382.). 

§.   60.    (54.)  ' 

•      .  B)    Erfordernisse  der  Culpa. 

Ein  Verbrechen  aus  Fahrlässigkeit  erfor- 
dert I)  die  Aechtspflicht  zu  derjenigen  Sorgfalt^ 
aus  deren  Vernachlässigung  die  Verletzung 
entspringt.  Diess  ist  thcils  schon  eine  aUge^ 
meine  f   ursprüngliche  Rechtspflicht  ^  theils  be- 
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ht  sie  auf  besonderen  V^'kältBissen  ^  durch 
siehe  sie  entweder  erst  begründet,  oder  doch 
ft  TM  -dem  Grade  gesteigert  wird,  wo  deren 
emaehliUsigung  als  strafbar  anzusehen  ist. 
)  Gine  verschuldete  Verletzung  jener  Rechts- 
lieht.  Als  eine  sotohe  Tcrsckuldete  Pflicht- 
srletzung  ist  es  auch  anzusehen,  wenn  sich 
er  Handelnde  auf  verschuldete  Weise  in  ei- 
en,  das  Sclbstbewusstseyn  aufhebenden  Zu- 
land  versetzte ,  und  darin  das  Strafgesetz  über- 
rat ')•  III)  Den  Eintritt  des  zum  BegrilTe 
les  fraglichen  Verbrechens  gehörigen  Erfolges^ 
ds  iuchi  gewollte  Wirkung  der  pflichtwidrigen 
Handlung  ^). 

a)  Hier  vrird  die  in  dem  Zustande  begangene  Handlang 
mittelbar  zugerechnet.  Daher  gehört  dieser  Fall 
mit  zar  unbewusitetiy  oder  mittelbaren  Culpa  (§.  61.  II-)* 

h)  Ohne  einen  solchen  Erfolg  ist  die  Culpa  nicht  straf- 
bar. —  Bas  CauMolverhältnis»  zwischen  der  Hand- 
lang und  dem  Erfolge  Ist  nach  der  im  $•  66.  auf- 
gestellten Regel  sn  beurtheilen. 

§.   61.  (56.). 

C)  Arten  und  Stufen  der  Fahrlässigkeit:    1)  in  Hintichi 

des  nächsten  Grundes  der  Verschuldung  0). 

• 

Der  nächste  Grund  der  Verschuldung  be- 
steht I)  entweder  darin ,  dass  der  Handelnde 
^üich  einsahy  dass  aus  seiner  Handlung  ein 
mcht  gewollter  ^),    strafgesetzwidriger  Erfolg 
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entstehen  könne  9  und  dennoch  die  Handliugi 
Tornahm  —  bewusste  (unmittelbare  oder  ndur 
Culpa  c)3  II)  oder  darin,  dass  der  Handelnde, 
diese  Gefährlichkeit  seiner  Handlung  emeAaf 
konnte  und  sollte^  jedoch  den  hierzu  erfordflöl 
liehen  pilichtmässigen  Gebrauch  des  Erkenäbj 
nissvermögens  unterliess  —  tmbeumsste  (miti* 
telbare  oder  entfernte  Culpa).  Dieser  leW) 
teren  Art  der  Culpa  liegt  also  immer  eit 
verschuldeter  Mangel  der  erforderlichen  Eipi) 
sieht  zum  Grunde ,  es  mag  sich  soleIu9 
auf  das  Strafgesetz,  oder  auf  die  Natur  dflii 
Handlung ,  oder*  auf  das  Verhältnisa  dieser  n. 
jenem  beziehen  ^.    '  i 

a)  Bauer  Anmerk.  zum  Hannöv»  Entw,  I.  S.  450  f.  Ai* 
ders  bildet  diese  Unterscheidung  v.  Feuerbachh 
s.  Lehrb.  9te  Ausg.  §.  56. 

h)    Durch  dieses  Merkmal    unterscheidet  sich  die  k-  ' 
itusste   Culpa  sowohl  von  dem  eventuellen,  als  füt 
dem  alternativen  Dolus» 

c)  £s  widerspricht  den  Begriffen  von  Dolus  und  Colptf 
so  wie  den  Gesetzen,  wenn  v.  Almendingfm»** 
O.  S.  46  f.  die  nahe  Culpa  für  Dolus  erklärt  0er* 
$ted  SL,  SL.  O.  S.  238.  —  Auch  hier  zeigt  sich  da* 
Schwankende  der  Idee  vom  indirecten  Dolus. 

d)  Weder,  die  gesetzlichen  Ausdrücke  (negligentia ^  la" 
scivitty  petulantitty  \ —  Geilheit  ^  Muthwille,  Frevel^ 
hafUgkeitj  Leichtfertigkeit)^  Inoch  die  doctrineHeH 
Namen,  (Unbedachtsamkeit j\  Unwissenheit ,  üebsT^ 
eilung  u.  s.  w. ),  dienen  zur  genauen  BezeichnnnJ 
,der  Arten  und  Grade  der  Culpa.  Henke  Handb,  %> 
S.  358. 
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§.   62.   (66.) 
2)    /n  Hiruichi  de»  Causalverhältnisiei» 

Je  inniger  der  ursächliche  Zusammenhang 
swischen  der  Handlung  und  dem  strafgesetzwi- 
bigen  Erfolge  isty  desto  grössere  Fahrlässig- 
&eit  zeigt  derjenige  ^  welcher  dennoch  die  Hand- 
limg  beging.  Hiemach  lassen  sich  drei  Grade^ 
iowohl  der  bewussten^  ak  der  unbewussten 
Culpa  unterscheiden  a).  Die  MiUelUnie  fiir 
diese  Abstufung  bildet,  der  Fall ,  wo  das  Ein- 
breien  und  Nichteintreten  des  nicht  gewoll* 
len  gesetzwidrigen  Erfolges  i/leieh  miiglich  war 
(mittlere  Fahrlässigkeit,  culpa  media  s.  levis). 
War  hingegen  entweder  das  Eintreten,  oder 
das  Nichteintreten  des  Erfolges  wahrscheinli" 
c&er,  so  ist  in  jenem  Falle  die  liöcfiste  Fahr- 
lissigkeit  (culpa  maxima  s.    latd)^    in   diesem 

llingegen  die   geringste    (culpa   nunitna  s.    /e- 

tmind)  vorhanden  ^). 

ü)  Dass  diese  Abstnfong  der  Fahrlässigkeit  nicht  alf 
eine  Uebertragung  der  Römischen y  die  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  betreffenden  Eintheilung  der 
Culpa  auf  das  Strafrecht  anzusehen  sey,  sollte 
billig  keiner  Bemerkung  bedürfen.  —  Vergl.  aucb 
V.  Feuerbach  Lekrb.  §.  68.  n.  a.  6. 

i)  Die  wider  den  Nutzen  dieser  Abstufung  erhobenen 
Zweifel    {Oerkted  Grundregeln.    §.  42.)    beweisen 

•  nar,  dass  sfölche  nicht  den  einzigen  Maasstab  für 
die  Benrtheiiung  der  Strafbarkeit  der  Culpa  aus- 
nacht,    welches  sich  indessen  von  selbst  versteh t, 
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da  sie  ja  nur  ron  einem  Momente  entlehnt  ist  m 
Verbindung  mit  der  Eintheilung  in  bewusste  od 
unbewusste  Culpa,  und  mit  den  allgemeinen  Grande 
satten  von  der  Slrafbarkeit  der  Verbrechen,  gei 
währt  sie  an  verkennbaren  Natzen,  besonder!  aicft 
bei  Beurtheiiung  derjenigen  Stufe  der  Fahrlissiff* 
keit ,  welche  als  sirafios  anzusehen  ist  (§.  9fJ^ 
V.  Feuerbaek  Lehrb,  9te  Ausg.  §•  68. 

§.  63.  (CT.) 

ni)    Vom  Zusammentreffen  de$  Doluw  und  der  Culpa, 

Nicht  selten  trclTcn  in  Hinsicht  vcrschiedi'l 

r 

ner  gesetzwidriger  Erfolge  der  nemliehen  Hand- 
lung Dobts   und    Culpa    dergestalt    zusammm, 
dass  der  Handelnde  nur  einen  bestimmten  E^ 
folg  heabsichtiqle  j     während  aus  seiner  hierauf 
gerichteten   Handlung  ein  anderer j    zwar  tob 
ihm  nicht  gewollter y  aber  Torausgesehener,  oder 
doch    Ton    ihm   Yorauszuseheuder   Erfolg  ent- 
sprang ^).      Hier  bestehen   beide   Gründe  der 
Verschuldung     ungemischt    neben    einander  % 
und  es    dürfen    dergleichen   Fälle  weder  zum 
Dolus   allein  9     noch   zur  Culpa  allein  gezählt 
werden,  sondern  sie  enthalten  eine  ideale  Con 
currenz  (§•  1S5.)  eines  dolosen  und  eines  etd 
posen  Verbrechens  ^). 

a)  Es  kann  seyn,  dass.  blos  der  nicht  gewollte  (&  J 
Geben  eines  Liebestrankes  und  daraus  erfolgt^ 
TocOr  oder  auch  zugleich  der  gewollte  Erfolg  eil 
trat.  Der  gewollte  Erfolg  kann  strafbarer  und  au^ 
minder  strafbar,  als  der  nicht  gewollte  seyn^  z.  ^ 
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beabsichtigte  Missbandlung  und  nicht  gewollte 
Todtang).  Diesen  leisten  Fall  begriffen  ältere  Siraf- 
rechtslehrer  mit  unter  dem  s.  g.  indireeten  Dolus, 
(Vergl.  5.  67.  n.  b.).  .  JQ|.  Nettelbladt  D.  de  homi^ 
cidiio  ex  inieniione^  indirecta  commisso,  Hai.  1756. 
Boehmer  ad  arf.*137.C.  C.  C.  Eschenbach  Pr. 
de  dolo  indirecto  homicidarum,  Rost.  1766.  A.  v. 
Hoff  über  Verbr,  aus  indirecter  Absicht.  Berlin 
1791.  J.  F.  Ch,  Meister  im  V,  Archiv  I.  106  f.-^ 
Dagegen  Chri^iianiidie  Chimäre  des  Todschlags 
aus  indirecter  Absicht,  Im  Kielschen  Magazin. 
Hamb.  1784.  B.  I.  St.  3.  B.  II.  St.  3.  Püttmann 
D.  de  disühctione  inttr  anitnum  occidendi  directum 
€i  indirectum  e  iurisprud.  crim,  prorsus  eliminanda, 
Lips.  1789.  (u.  in  s.  Miscell.  N.  33.).  Eckhard  Pr. 
de  dolo  indirecto,  Jen.  1794.  M.  Semer  Betracht, 
über  den  s.  g.  dol,  indir,  Landsh.  1817. 

h)  Auch  bei  der  Zurechnung  und  Strafbestimmung 
sind  beide  getrennt  zu  betrachten.  Es  ist  hitr 
weder  eine  Mi$ckung  von  Dolus  und  Culpa,  noch 
ein  Mittelding  zwischen  beiden  vorhanden. 

c)  Der  zuerst  von  Feuerbach  zur  Bezeichnung  dieser 
idealen  Coqcurrenz  gebrauchte  Ausdruck  culpa  dolo 
determinata  ist  unangemessen;  denn  theils  lasst  sich 
ton  der  Fahrlässigkeit  nicht  sagen ,  dass  sie  durch 
bösen  Vorsatz  bestimmt  sej,  theils  wird  jene  Gon- 
currenz  durch  eine  solche  Benennung  zur  Culpa  ge- 
zahlt, mithin  dadurch  blos  der  Fall  bezeichnet,  wo 
der  eingetretene,  nicht  gewollte  Erfolg  der  straf" 
barere  ist.  Weit  angemessener  und  deutlicher  ist 
der  Ausdruck :  ^Zusammentreffen  des  Dolus  und  der 
iCulpa,€  und  es  dürfte  daher  jene  Bezeichnung  eben 
so  wenig,  als  die  Benennung  von  indirectem  Dolus, 
beizubehalten  seyn. 


.t    ■*■•■.'     '        '  j  • 
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Zweites    Capitel. 

Von  den  verschiedenen  Arten  der"\erbrecheri 

Thätigkeit. 

§.  64. 

Die   sehr  mannicli&ltigeii   Bejehungsi 
der  Verbrechen   lassen  sich  zwar  nicht  säi 
lieh  auf  allgemeine  Begriffe  zuriickfiiliren 
erschöpfend    abtheilen.       Es    finden    sich 
doch  unter  denselben  mehrere  generisehe 
schiedenheiten  9    w  eiche   th^ils    zur   genau 
Bestimmung    der  Natur    und   zur   Unters« 
düng  mancher  Verbrechen  dienen ,     theils 
die    Bestimmung    des    Momentes    der   Vei 
düng  |und    auf  die    Beurtheilung    des    Gt 
der    Strafbarkeit    von    Einfluss     sind. 
Verbrechen   können    nemlich    begangen 
den    I)    durch   positive   oder   negative  Thi 
keit,    wonach  sie   entweder   Begehungs-  • 
Unterlassungsverbrechen  sind.     Letztere  se 
stets     eine    besondere   Rechtspflicht   zur    ] 
tivcn   Thatigkeit    voraus«).      II)    Durch 
perliche  oder  geistige  Thatigkeit.      Zu   letzt 
gehören    vorzüglich    die    verschiedenen    A 
der    Anstiftung    (§.  6d.)    und    manche    A 
der  Beihülfe.     III)  Durch  offene  oder  heitm 
Thatigkeit  (§.  77.  V.).      IV)  Zu  den  um 


Von  Verbrechen  überhaupt.  101 

;ndsten  Begehungsarten  der  Verbrechen  ge- 
5ren  insbesondere:  A)  GexvallÜüÜujkcUj  durch 
Anwendung  physischen  oder  psychischen  Zwan- 
;e8  (§•  263.)}  B)  Fnkchwuij  d.  h.  vorsätzli« 
he  Verletzung  der  Wahrheit  (§.  2i>5.  «).  C) 
Entwendung^  d.  h»  vorsätzliche  rechtswidrige 
IVegnahme  einer  in  fremder  Inhabung  befind- 
ichen  Sache  ^).  Oft  treffen  bei  demselben 
(Verbrechen  mehrere  dieser  Arten  der  verbre- 
d^rischen  Thätigkeit  zusammen  ^). 

'  ^   CG.  Winkler  D.  de  delicto  omieeionis.  Iiip8.1776« 
Spangenberg  im  N.  Archiv  IV.  627  f. 

h)  Es  tcheint  nicht  angemessen,  die  bloeeen  Begehung^'» 
arten  verschiedener  Verbrechen  mit  Feuerback 
Th.  II.  Tit.  2.  als  eigne  Arten  von  Verbrechen ,  un- 
ter dem  Namen  »der  formellen  -—  vagen  Verbrecheny* 
im  Systeme  aafzustellea. 

'e)  Fälscktmg  unA  Gewalt  kommen  zwar  auch  als  reibst* 
ständige  Verbrechen  tot  ({.  274.  283.);  hier  ist  je« 
doch  von  beiden  nur  als  verschiedenen  BegeJmngS' 
arten  anderer  Verbrechen  die  Rede.  —  Auch  die 
Presee  ist  an  sich  blos  eine  (gerährlichere)  Bege^ 
hungeart  verschiedener  Verbrechen ,  und  nur  die . 
blosse  Uebertretung  der  Pressstrafgesetse  bildet  ein 
eignee  Polizeiverbrechen, 

.  i)  Die  contrectatio  des  Römischen  Rechtes  umfasst  vireil 
mehr  als  die  Entwendung, 

i)  Vis,    stellionatuSy    furtum^    und  iniuria    bilden  im 
Rom.  R.  aushülfiiche  Verbrechen. 
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Drittes    CapitcL 

Von  der  Vollendan^  und  von  dem  Versuche  eu 

Verbrechens  «). 

§.   63.   (58.) 

1)     Vollendung  eines  Verbrechens:  A)  Begriff, 

Die    vorsätzlichen  Verbrechen   (§•  67.  n« 
o.)  sind  in  Rücksicht  des  Grades  der  Ausfüh- 
rung, entweder  versuchte  oder  vollendete.     K$ 
Verbrechen  ist  vollendet^   sobald  sich  bei  det 
That  Alles  vereinigt  findet^  was  das  Gesetz  %m 
Begriffe  eines  bestimmten  Verbrechens  erforixA 
(vollbrachtes  Verbrechen^  delictum  eonr 
summatum).       I)    Der   durch   diesen  Begrif 
bezeichnete  Endpunct  der  Vollendung ,    duidi 
welche  alle.,  weitere  Handlungen  und  Folgen 
als  nicht  melar  ^ur  Vollendung  des  Verbreehenft 
gehörig,  ausgeschlossen  werden,  bestimmt  sich 
genauer    nach    folgender   Verschiedenheit  der 
Verbrechen.     A)  Solche  Verbrechen,  zuderea 
gesetzlichem  Begriffe    ein    bestimmter    Erfolg 
gehört,  werden  erst  durch  das  Einb^eten  dieses 
Erfolges  vollendet*).       B)   Alle   übrige  Ver- 
brechen,   welche   wegen    ihrer    Gefährlichkeit 
för   die  Rechts^ordhung ,    auch  ohne  Rficksickt 
auf  einen  eingetretenen  bestimmten  Erfolg  ^j^ 
mit  Strafe,  bedroht  sind ,  werden  schon  mit  vHr 
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r  Beendigung  der  slrafgcsetzwidngcii  Hand* 
j  vf  Ucndet  <').  II)  Die  Vollendung  des 
rbrechens  lässt  9  ihrem .  Begriffe  nach ,  keine 
ade  zu. 

«  L  Cropp  Comm.  de  praeceptis  iuris  Rom.  circa  pu» 
niendum  conatum  delinquendi.  Hcidelb.  1813.  Mit" 
termaier  über  den  Unterschied  vollendeter  und  ver- 
»uchter  Verbrechen,  Im  N.  Archiv  des  Cr  im.  R.  B. 
L  S.  IßS  f.  B.  IV.  S.  1  f.  Weber  über  das  geen- 
digte  Verbrechen  u.  s.  w.  Im  N.  Archiv  IV.  24  ff. 
jlf.  A,  de  Ketelhodt  Comm.  de  consummatione 
delictarum  etc.  Gott.  1826.  Wintgens  de  conatu 
deL  Gron.  1822.  Philipps  de  conatu  del.  Lagd. 
1822.  lordan  de  nonnullis  controvers,  ad  doctrin, 
de  conatu  del,  spect,  Marb.  1826.  Brouwer  D.  de 
conatu  crimin.  etc.  Lngd.  1826.  Leliivrs  C.  de 
conatu  deL  Lovan  1828.  Mittermaier  im  N.  Ar- 
chiv X.  535  f.  Hepp  über  das  vollendete  und  untere 
nommene  Verbrechen,    In  dess.  Versuchen,  S.  256  ff. 

U  Der  grössere  Umfange  in  welchem  der  erforderliche 
Erfolg  eingetreten  ist ,  kann  nur  die  Wirkung  ha- 
lben, die  Strafbarkeit  zu  erhöhen. 

c)  Diess  hat  jedoch  nicht  den  Sinn,  als  ob  eine  solche 
That  überall  keine  Wirkung  gehabt  habe,  sondern 
nnr  dass  das  Gesetz  den  Begriff  des  fraglichen  Ver- 
brechens nicht  an  das  Eintreten  eines  bestimmten 
Erfolges  geknüpft  hat. 

i]  Bauer  Anmerk,  zum  Hannöv,  Entw,  I.  S.  364  f.' 

§.  66.  (59.)     , 

B)    Von  dem   Causalverhältnisse  itoischen  That  und 

Erfolg  a). 

Wenn  zur  Vollendung  eines  Verbrechens 
»  Eintreten   eines  gewissen  Erfolges   gehört 
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und  die  strafgesetzwidrige  Handlung  -so  bescl 
fcn  vrar,  dass  sie^  schon  ihrer  Natur  nach^ 
Hervorhringung  dieses  Erfolges  genügte  j  so 
auch  anzunehmen  ^  dass  der  eingetretene  Erf% 
wirklich  mis  der  Handlung  entstanden  sey^ 
fern    nicht    eine    andere    Ursache    desselbei 
als   gewiss    oder  wahrscheinlich  ^     ausgemif 
wird.*). 

«)  He^he  Handb,  B.  I.  §.  39.  Martin  Lekrh.  {.48.- 
Es  ist  hier  noch  'nicht  die  Rede  von  dem  EiKfuiM  ^ 
der  verschiedenen  Arten  dieses  CausaliasammenbaB- 
ges  auf  die  Zurechnung  zum  Dolus  oder  lar  Culpa» 
und  auf  die  Strafbarkeit  beider  (§.  16X.  II.)»  >oo-  ; 
dern  nur  von  der  Thateache  des  ^Zusammenhaoges 
.zwischen  Handlung  und  jßrfolg. 

b)\  Die  blosse  Möglichkeit  der  Ableitung  eines  Erfolgei 
aus  einer  anderen  denkbaren  Ursache  verdient  keine 
Beachtung.  St  übel  Über  den  Thatbettand  ier  Vtr* 
brechen,  i,  169. 

§.   67.    (60.) 
il)     Von  dem  Versuche  eines  Verbrechens:   A)  Begriff. 

Der  Versuch  eines  Verbrechens 
(conatus  delinquendi)  ist  vorhanden  y  wenn  /«* 
mand  die  Absicht  y  ein  gewisses  Verbrecheib 
zu  begehen  ^)y  durch  eine  solche  äussere  Hanä^ 
lung.  erkläi*t  hatj  welclie  schon  an  sich  daM 
geeignet  isty  das  Daseyn  des  verbrecherischei^ 
Vorsatzes  aus  ilir  zu  erkennen  ^).  Dieses  Merk^ 
mal    findet    sich    aber    wohl    nur    bei    einer 


Von  Verbrechen  überhaupt.  106 

lieben  Handlung ,  welche  schon  als  ein  Anr, 
mg  der  Ausfühnmg  des  beabsichtigten  Ver- 
jfechens  zu  betrachten  ist  ^).  Durch  diese  Be- 
Ipnmang  des  Anfanggpunctes  eines  verbreelie- 
bschen  Versuches,  werden  die  straflosen  Vor- 
iBreitnngshandlungen  (§•  71.  I.)  ausgeschlos- 
en  ^).  Das  wirkliche  Daseyn  jenes  Anfangs- 
nnctes  ist  aber  nach  der  Natur  eines  jedeii 
Verbrechens  zu  beurthellen. 


a)  Hiernach  -  gibt  es  keinen  culposen  Versuch  y  als  Ver- 
brechen  betrachtet ,  sondern  das  culpose  Verbrechen 
kann  nur  als  vollendet  vorkommen.  'Wächter 
Lehrb.  §.84.  N.  66.  Jordan  1.  c.  p.  26.  Die  vor-- 
sätzlichen  \  erbt  ecken  hingegen  können  in  der  Regei 
alle  in  versuchte  und  vollendete  gethetit  werden.  — 
A.  M.  ist  Mittermaier^  9L.  a.  O.  S.  17  —  19.  S. 
dagegen  Hepp  a.  a.  O.  S,  291  ff. 

h)  Ohne   eine  solche  Begrenzung  würden  auch    an  sich 

erlaubte    Handlangen,    blos  wegen    der    möglichen, 

oder  doch    im  Inneren  dtes  Handelnden  gebliebenen 

Beziehung  derselben  auf  das  Verbrechen,   aU  Ver- 

1  such  bestraft  werden  müssen. 

I    t)  Bauer    Anmerk.    zum    Hannöv.    Entw,  I.    S.  374  f. 
.     Schon  der  Aasdruck  *  Versuch*  bringt  diese  Bestim- 
mung   mit  sich,    indem  man,    so    lange  noch   kein 
Anfang  der  Ausfährung    gemacht    ist,    nicht  sagen 
kann,  dass  das  Verbrechen  versucht  worden  sey. 

i)  Heber  die  Nothwendii^keit  eines  Merkmals  znr  ge- 
naueren Begrenzung  dei  gewöhnlichen,  allzuweiten 
Begriffes  des  strafbaren  Versuches  vergl.  Mitter^ 
maier  im  N.  Archiv;  IL  602  f.  IV.  20  f.  Das  Rö- 
msche  Recht  kann  sowohl  hierin,  als  bei  Unter- 
scheidung der  Stufen  des  Versuches,  nicht  als  Quelle 


\ 
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dienen.  Yergl.  Mfitermaier  a.  a.  O.  IV.  611 
Wächter  Lehrb.  §.  85.  Die  P.  G.  O.  Art.  17a,. 
iHrelche:  ^ scheinliche  Werke  ^  die  zur  Vollbringimg 
9  der  Miseethat  dienstlich  seyn  mögen  c  erfordert^ 
stimmt  in  der  That  mit  dem  oben  angegebenen  Meifc^^ 
male  überein. 


§.  68.  (61.) 

B)  Arten  und  Stufen  des  Versuches:  1)  beendigter  VersuA 

Unter  den  vielen  denkbaren  Stufen  der 
von  dem  Anfangspuncte  des  Versuches ,  bis 
zum  Endpunete  der  Vollendung,  fortschreiten- 
den Ycrbrecherischen  Thätigkeit,  ^ässt  sich  nur 
die  Unterscheidung  zwischen  beendigtem  und  j 
nicht  beendigtem  Versuche  ")  durch  ein  allge-  ! 
meines  und  sicheres  Merkmal  bestimmen.  Em  \ 
beendigter  Versuch  (co^iatus  perfectus)  ist  vo^ 
banden ,  wenn  der  Tfaäter  AUcs  getltan  hat^ 
was  von  seiner  Seite  zur  VoUcndunff  des  beab- 
sichfigten  Verbrechens  nöthig  war,  jedoch  der 
zum  Begriffe  dieses  Verbrechens  notliv^ndige 
Erfolg  nicht  eingetreten  ist  ^).  I)  Dieser  hock- 
ste  Grad  des  Versuches  kann  nur  bei  sokhei^ 
Verbrechen  vorkommen,  zu  deren  gesetzlichem 
Begriffe  das  Einti'eten  eines  gewissen  Erfolges 
gehört  <^).  II)  Der  beendigte  Versuch  1ä8«V 
seinem  Begriffe  nach,  keine  Stufen  zu  ^). 

a)  Die  Eintheilung  in  nahen  und  entfernten y  so  \rie  ift 
nächsten ,  nahen  und  entfernten  Versuch  bezieht 
aich  auf  das  stufenweise  Fortschreiten  der  Thatig' 
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keit,  bietet  daher  keine  allgemeine  sichere  Grenz- 
beMiromung  dar,  and  ist  folglich  für  die  Theorie 
nnd  Anwendung  unbrauchbar.  Dasselbe  gilt  von  der 
£intheilang  des  Versuches  in  delictum  perfectuniy 
inchoatum  und  cUUniatumy  welche  Beseichoungen 
ausserdem  Verwechslungen  veranlassen. 

I  Der  Ausdruck  delictum  perfectumy  für  den  been» 
diäten  Versuch  gebraucht,,  ist  anpassend  und  führt 
zur  Verwechslung  des  beendigten  Versuches  mit 
dem  beendigten  (oder  vollendeten)  Verln'echen. 

)  Ist  ein  anderer^  als  der  zum  Begriffe  des  versuchten 
Verbrechens  gehörige^  Erfolg  eingetreten,  welcher 
schon  an  sich  ein  eigenes  Verbrechen  bildet,  so  ist 
es  ideale  Concurrenz  eines  Versuches  mit  einem  vol- 
lendeten Verbrechen ,  z.  B.  Versuch  einer  T6dtung 
und  vollbrachte  Körperverletzung  (§.  72.)« 

i)    Bauer  Anmerh  zu  dem  Hannöv»  Entw»  I.  S.  387  f. 


§.  69.    (62.) 

2)  Nicht  beendigter   Versuch, 

• 

E:n  nicht  beendigter  Versuch  (conatus  im- 
irfectus)  ist  vorlianden,  wenn  der  Thäter 
\eh  nicht  Alles  getlian  luity  was  von  seiner 
iite  nöthig  war,  um  das  Verbrechen  zu  \ol- 
iiden.  I)  Dieser  Grad  des  Versuches  besteht 
Irin)  dass  die  zum  Wesen  des  Verbrechens 
forderliche  Thätigkeit  des  Handdhiden  noch 
icht  Yöllig  beendigt  ist,  und  kann  also  0uch 
ri  solchen  Verbrechen  Torhommen,  deren  Vol- 
cndang  das  Eintreten  eines  bestimmten  Erfol- 
^  mc/U  erfordert  ^).     II)  Der  nicht  beendigte 
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Versuch  kann,  nach  Verfaältniss  seiner  gerii 
geren  oder  grösseren  Annäherung  zur  Volk 
düng  wenigstens  bei  manchen  Verbrecl 
wieder  mehrere  Grade  haben.  Für  dieses  sl 
fenweise  Fortschreiten  der  verbrccheriscl 
Thätigkeit  lassen  sich  jedoch  im  Allgemeinei 
keine  sichere  Merkmale  angeben,  und  mai] 
kann  solchen  daher  nicht  in  gewisse  allgemeiii 
bestimmte  Stufen  und  Arten  unterabtheilen  ^)« 

ü)  Bei  dem  'Verbrechen,  zu  deren  Begritfe  and  Vol- 
lendung ein  gewisser  Erfolg  nicht  erforderlich  ist» 
hat  das  Eintreten  eine$  anderen  strafgeselswidriget 
Erfolges  nur  die  Wirkung,  dass  die  Strtifbarkeit  dei 
vollendeten  Verbrechens  dadurch  erhöht  wird,  z.  B. 
Fälschung.  Ist  jedoch  dieser  andere  Erfolg  nicU 
gewollt y  so  concurrirt  ein  Versuch  mit  einem  w/-  .^ 
lendeten  culposen  Verbreclten, 

b)    Bauer  Amnerk,  zum  Hannöv.  Entw,  L   S.  39^ 

.  .  §.    70.    (63.) 

C)    Grund  der  Straßarkeit  des  Versuches»  i- 

Die  Strafbarkeit  des  verbrecherischen  Vcf- . 
suches  hat  ihren  Grwul  darin ,  dass  der  reehtl* 
widrige  Vorsatz  sich  bereits  durch  msiert* 
Handlungen  an  den  Tag  gelegt  hat,  welche^ 
vermöge  der  aus  ihnen  selbst  erkennbaren  Riek^' 
tung  auf  das  beabsichtigte  Verbrechen ,  und 
als  Anfang  der  Ausführung  desselben,  dk 
UechUordnung  gefährden  ^).      Es  bedarf  daher 
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Des  besonderen  Strafgesetzes  wider  den  Ver^ 
'hj  indem  das  Gesetz ,  welches  die  Bege- 
ng  eines  gewissen  Verbrechens  mit  Strafe 
Iroht,  auch  die  Unternehmung  dieses  Ver- 
sehens unter  sich  fasst  ^^ 

)  V,  Feuerjbach  in  s.  Lehrh,  §.  42.  fetzt  den  Grand 
der  StraAarkeit  des  Versacbet  blos  in  die  äussere 
Rechtswtdrigkeit  der  Handloogy  und  :bält  daber  den 
y ersuch  nur  »daiiq.  für  strafbar |  wenn  er  das  beab- 
sicbtigte  Verbrednen  ^irklicb  hervorbringen  .  konn- 
te. —  Yergl.  StUbel  über  den  Thaib€$tan4  <f«r  Ver^ 
brecK  If  9  U    Mittermai  er  im.  N.  Archiv.  .1.  167. 

)  A.  M.  ist  F-euerbaeh  a.a.-O.  u.  Hepp  u.  a.  O.  S. 
>284.  —  Nach  Bömischem  flechte  wird  der  Versuch 
bei  PrivatdeUcten  gar  nidU  bestraft.  L.  1.  §.  %  D. 
quad  quisque  iuris.  L.  21.  §.  7—9.  D.  de  ^furtis. 
L.  15.  §.  1«.  17.  D.  de  iniur.  L.  27.  §.  17.  D.  ad  L. 
Äquil.  .  Cropp  l.  c.  p.  68.  — •  Sani0  ad  L,  Comtl. 
de  sicariiB.  Regiom.  1827* 

§.    71.   (64.) 
D)    Straflose  Versuchshandlungen  a). 

Die  auf  Begehung  eines  Verhrechens  ge- 
ihteten  Handlungen  bleiben  straflos  ^  I)  wenn 
I  den  Anfangspunct  des  verbrecherischen 
irsuches  noch  nicht  erreicht  haben  ^  und  also 
iht  unter  den  Begriff  des  letzteren  passen  ^). 
.Wenn  der  Handelnde  Ton  dem  wirklich 
ibn  vorhandenen  strafbaren  Versuche  vor 
mdigung  desselben  (§•  68.)  aus  freiem-  An- 
Jbe  völlig  abgestanden  ist.     UI)  Wenn  der 


^.. 
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Handelnde  den  Versuch  mit  einem  von  ibij 
aus  Unverstand  gewählten ,  absolut  uniaujflickm 
Mittel  gemacht  hat  ^). 

a)  Jordan  1.  c.  p.  11  f.  p.  20« 

b)  (§.  67.)«    Dahin  gehören  vorzüglich  solche  Yorberei^ 

I 

tangshandlungen  y  welche  an  sich ,  und  von  der  Ab- 
sicht des  Handelnden  abgeseh^',  *^  erlaubt  oder 
gleichgfilttg  ZQ  betrachten  sind.  Die  P;  G.  0.  Art. 
178.  spricht  vom  Untergehen  einer  Missetfaat  nil 
scheinlichen  Werken  ^  and  bedroht  den  »bösen  Wil« 
>len  9  daraus  etlich  Werk  folgen. ü  Schröter 
'  Handb,  §.81.  'Mittermaier-a,  ä,  O.  Abweicbea* 
de  Bestimmungen  des. /{dm.  R,  j^.  1^  D.  ad  L,  Pomf. 
de  parric.  L.  14.  D,  ad  L.  Corn.  de  «tc.  Zu  «lei 
straflosen  Versuchshandlungen  sind  jedoch  nick  ii 
rechnen :  die  Beihülfe  und  die  Anstiftung,  •—  Yerg!.! 
Oersted  Prüfung  des  Baierischen  Entwurfs.  S.  137  t! 

■  c)  Zwar  hat  sich  nun  die  gesetzliche  Warnung  in  n* ' 
fem  wirksam  gezeigt ,  dass  der  Tbäter  nicAf  weUtr 
ging.  Da  er  sich  aber  durch  sie  nicht  vom  Ver* 
suche  hat  abhalten  lassen,  so  ist  durch  diesen  die 
Strafe  bereits  verwirkt.  Die  Strafpolitik  macht  d 
jedoch  rathsam,  biet  Stra^osigkeit  eintreten  zo  las^' 
sen.  —  X.  19.  pr,  ad  L,  Com.  de  fals,  F,  G,  0^ 
Art.  178.  —  Baier.  Strafgesetzb.  Art.  58.  JenuÜ 
Oesterr.  C,  H.  I.  S.  167.  Ueber  die  Bedingang«* 
der  hier  eintretenden  Straflosigkeit  Bauer  Anmsr» 
kungen  zum  Hannöv.  Entio.  I.  S.  381  f.  G,  Hiddt' 
ma-Jongsma  an  conatus  del,  poena  sit  afficiendfih 
si  delinquens  sponte  a  del.  abstineat.  Gron.  1829.  -^ 
Von  dem  Beweise  der  vorausgesetzten  Thaitsack«* 
gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Theorie' 4«^ 
Criminalbeweises. 

d)    So  dürften  die  Worte  der  P.  G.  6.   Art.  178.   >m^' 
i Werken,. die  zur  Yollbringung  der  Miasediat  diokS^ 
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^iich  seym  mögen  i  einzatchriiiken  seyii«  la  allen 
anderen  Fällen  sind  auch  untaugliche  Venuehihand'» 
iungen  wegen  ihrer  Gefährlichkeit  fQr  die  Rechts» 
Ordnung  Hir  ttraßar  zu  halten  ^  wenn  gleich  wohl 
nur  in  geringerem  Grade.  —  v.  Feuert aeh  in  s. 
Lehrb.  §.  42.  erklärt  die  untauglichen  Yersucbshaad- 
lungen  überhaupt  für  straflos.  Auch  Mittermaier 
a.  a.  O.  Dagegen  Escher  vier  AbhandU  S.  164  f. 
Oersted  Grundregeln.  §.  24.  Hepp  a.  a.  O.  S.  328. 
^  Bauer  a.  a.  O.  L  S.  404  f.  IL  &  115  t 


§.  72.  (esO 

[)    Zusammentreffen  eines  vollendeten  Verbrechens  und 

eines    Versuches, 

Oft  enthält  eine  Handlung,  welche  in 
igehung  des  yom  Thätcr  l)eabsichtigten  Ver- 
gehens nur  als  Versuch  zu  betrachten  ist^ 
o^leich  ein  anderes  vollendetes  Verbrechen. 
einem  solchen  Falle  sind  also  immer  zwei 
rbrechen  vorhanden  ^)y  und  er  passt  daher 
ter  den  Begriff  der  idealen  Concurrenz  ^). 

)  Der  von  Manchen  für  diesen  Fall  einer  idealen  Con- 
currenz gehrauchte  Ausdruck  ^qualificirier  Versucht 
(v.  Feuerbach  Lehrb,  §.  111.  n. '6.  Weber  a.  a. 
0.  S.  41.)  ist  nioht  zu  billigen;  denn  er  bezieht 
sich  nur  auf  das  eine  der  zusammentreffenden  Ver- 
brechen, nemlich  auf  den  Versuch  und  also  auf  den 
Fallf  wo  dieser  das  schwerste  Verbrechen  ist.  Wenn 
jedoch  z.  B.  Jemand,  um  zu  stehlen,  eine  Brandstif- 
tung verübt  hat,  und  an  Vollendung  des  Diebstahls 
ist  verhindert  worden ,  so  wird  man  nicht  sagen ,  er 
werde  wegen  eines  qualificirten  Versuches  au  steh- 


^' 
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ien  bestraft  £s  kann  aber  aach  das  vollendete  Yc 
brechen  das  schwerste  seyn.  —  VM-gl.  Htpp  a. 
O.  S.  308.  309.  Daher  ist  es  rathsam«  den  uweidt 
i,\,.-  tigen  Ausdruck  tqualificirier  Versucht  ganx  xa 
meiden. 

b)    Vesgi.  S.  68.  n.  c.   §.  69.  n.  a. 


Viertes    Capitel. 


Von  der  Theilnahme  Mehrerer  an   einem 

Verbrechen. 

§.   73.   (66.) 

I)   Von  den  Theilnehmem  im  Allgemeinen:  A)  Begriff  lad 

Arten  a). 

Theilnchmer  an    einem  J^erhrechen^ 
(complicesy  socii  in  s.  lato)  sind  alle  diejenigen^ 
welche   bei  demselben  Verbrechen  auf  eine  ver* 
schuldete  TV  eise  mitgewirkt  haben  (Tlieilnakn^j    '[ 
concursus   ad  delictum).      Wenn   sich   nun  I) 
die  Mitwirkung  der  Theilnehmer  auf  die  Htf' 
vorbringung  des  Verbrechens   bezieht ,    so  siad 
sie  entweder  Urheber^  oder  Gelaufen^     Wcnft 
sich  liin  gegen  II)   ihre  Thätigheit  nur  auf  ein   ^ 
bereits  vollbrachtes  Verbrechen  bezieht  ^  so  siou  -^ 
sie  Begünstiger.       Der    Urheber  und    der    Ce- 
hülfe  unterscheiden  sich  durch  die  vet^sehiedeM 
Richtung  ihrer  Wirksamkeit  *)  :     A)  Die  Th&- 
tigkeit   des    Urhebers    ist    auf  Hervorbringung 
des  Verbrechens  selbst  gerichtet.     B)  Der  Ge- 
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Ife  hingegen  yff\i\  nur  das  vom  Urheber 
labsichtigte  Verbrechen  durch  seine  Mitwir- 
ing  befördern  *).  ^      *       i.- 


I ', 


e)    Stube l  ^er  den  Thaibestand  der  VMnr ecken ^  'die 
Urheber    derselben   etc.     $•  19-^95.    S*  117-«,165.' 
O erste d  Grundregeln  der  Strafgesefzgeb,  §.26—30. 
Tittmann  im  N.  Archio  des  Crim'/Jl.   B.  III.    S. 
369  f.    Henke  Handb.  Th.  L'  &  IdS  /.    von.BotsV 
über  die   Tkeilnahme  An  einem  'Verbrechen*  •   Im  N* 
Archiv.  YIL  699.    1.  A.  JVf.  van  Kessenich  D.  de' 
sociis   in  crimine.    Leod.  182^.    H,   Gevers  D.   de 
sociis  deUnquentium,    Lugd.  1824.    .W,    Wolthers 
D.  de  auctaribusy  sociis  et  fautoribus'delictor.  Gron.' 
1824.      C.   Ekel  und    D.   de  concursu  ad  delictum, 
Abo   1824.      St  übel  Ober  die   TheilnaJime  mehrerer 
Personen  an  einem  Verbrechen.  Dresden  1828.     Eine- 
VTurdigiing  des  hierin  enthaltenen -YerBuches  einer 
.,   neuen  Theorie  dieser  Lehre  findet  sich  in  Bauer^ 
Anmerkungen  II.  S.  198  ff. 

b)  Ifichty  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  durch  die  Art 
ihrer  Thätigkeity  oder  durch  den  Einfluss  ihrer  Mit- 
wirknng  auf  die  Henrorbringong  des  Verbrechens. 

c)  Das  Riimische  Recht  bedroht  die  Theilnehmer  in  der 
Regel  mil  gleicksr  Strafe ,  und  uriterlcheidet  daher 
die  Begriffe,  von  Urheber,  GehüUen  und  Begünstiger 
nicht  genau.  §.  4.  /.  de  ObL  quae  ex  del.  §.  8.  9.  I 
de  yubl,  iud,  L,  3.  $.  3.  4.  D.  de  incend.  L,  l,  If. 
de  receptaior.  L.  6.  ff,  D,  de  parricid.  Klein' 
9^r od  System.  Entw.  B.  I.  §.  203  f.  Welcker 
letzte  Gründe^  S.  555.  Schröter  Handb.  §.  147  f.  — 
Das  Canonische  Recht  (C.  6.  X.  de  homic)  hingegen 
und^^ie  Carolina  (ArU  177.)  bilden  Stufen  der  Straf- 

.    Iiarlceit  der  Theilnahme. 
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§.  74.  (67.) 

B)    Allgemeine  Verschiedenheiten  der  Theilnakme  a). 

Die  Theilnahmc  ist  I)  in  Hinsieht  der 
^rt  der  Tliütigkeit  A)  entweder  negative^  d. 
li.  durch  pflichtwidrige  Unterlassung  (§.  5S.); 
B)  oder  positive^  d.  li.  durch  Begehungshand- 
lungen« .  Letztere  ist  ferner  1)  entweder 
physische^  d.  h.  durch  körperliche  Thitig- 
keit,  2)  oder  inteltccttielle  j  d.  h.  durch 
geistige  TUätigkeit.  II)  In  Kiicksicht  der  iVa- 
lur  des  in  der  Theilnahme  liegenden  Verbre- 
chens Ist  die  Theilnahme  A)  entweder  alUje" 
meine  oder  besondere j  je  nachdem  nur  der 
Gulhnujsbegriß*  des  begangenen  Verbrechens, 
oder  auch  der  BcgrÜF  der  besonderen  Arl  des 
Verbrechens  auf  die  Handlung  des  Theilneh- 
mers  passt  *);  B)  entweder  einfache  oder  qm- 
Ußcirte  Theilnahme«  Letztere  ist  in  Ansehung 
desjenigen  Theilnehfuers  vorhanden,  bei  dem 
ein  besonderes  Merkmal  eintritt  ^  welches  den 
Grund  einer  gesetzlichen^  Auszeichnung  ent- 
hält <^).  III)  In  Hinsicht  ihres  Grundes  ist 
die  Theilnahme  entweder,  verabredete  od^r  sn- 
füUig  zusmmnentreffende  4).  IV)  In  Rücksicht 
der  Zeit  ist  die  Theilnahme  entweder  vorher- 
gehende  oder  gleiclizeitige  pd^r  na^fotgoide 
(Conc.  antecedens,  concomitans.  et  suhse^piiens)» 
V)  In  Hinsicht  des  CausalzusamnienlMnges  zwi- 


Von  Verbrechen  überhaupt  115 

en  der  Thatigkeit  des  Theilnehmers  ohd 
a  Terbrecherisohcn  Erfolge  9  ist  die  *Thcil* 
ime  der  Miturheber  nnd  der  Gehülfen  ent- 
der  unmittelbare  oder  mittelbare. 

■  ■  ■  ^ 

)  Martin  Lehrb,  des  petnl.  R.  §.  72  f.  Wächter 
Lehrb,  des,  Sitra{x*A'  ^^  ^• 

)  Diese  EintheilRng  \9i  .iiicht<9  wie  meist  geschieht, 
aaf  "die  Gebülfeq  tinzq^cbräiiken. 

i)  Kor  darcb  * Blldiing  dieser- Eintheilung  und  darch 
deren  ZusamoieDsiellung  mit  der  Torhergehenden 
lässt  sich  der  bekannte  Streit   über  den  Begriff  des 

■  allgemeinen  vtti^  besondren  Gehülfen  ausgleichen. 
'^  Ueber  diesen  Streit:  v.  Feuerbach  Lehrb. 
f.  52.  K onopack  im  Archiv  dee  C.  J2.  B.  YIL  S. 
297  ff.     Werner  Handb.  des  C.  R.  §.  252—256. 

i)  Diese  Eintheilungen  (I~IIT.)  passen  auf  Miturhe- 
ber, Gehülfen  und  Begünstiger,  werden  Jedoch  zum 
Theil  durch  Anwendung  auf  diese  verschiedenen 
Arten  der  Theilniffainer  modificirt.  Z.  B.  die  intcl- 
lectuelle  Theilnahme  auf  die  Urheber  angewendet» 
gibt  den  Begriff  der  Anstiftung,  und  di#  verabre* 
dete  den  des  Complotts. 

§.   7.1;    (69.) 

'j' 

Von  den  etnxelnen  Arten  der  Theilnihmer:  A)  Urheber^ 
Miturheber :   1)  Begriff  a). 

Der  Urheber  und  der  Gehülfe  nnterschei- 
n  sieh  im  Allgemeihen  nicht  durch  die  vor- 
oedene  Art  ihrer  Mitwirkung  ^)^  sondern 
rch  ihre  verschiedene  Absicht  und  die  hier* 
neh  bestimmte  Richtung  ihrer  Wirksamkeit  ^). 
ktber  ist  derjenige,  welcher  das  Verbrechen 

8* 
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«ellwl  lieabsichtigt^  und  dessea  TbitiglBeit  i 
Herrorbringuiig^  des  Verbrechens  selbst  geric 
tet  ist  ^).  Der  Gehütfe  hiagegea  will  nur  d 
von  einem  Amderen  beabsichtigte  Veihrecb 
durch  seine  Mitwirkung  befördern^ 

m)  Uebcr  deo  BegriflT  des  ürheKen  and  dessen  tJnti 
tcheidang  tom  Gehälfen  herredit  grosse  Venchi 
denheit  der  Meinongen.  Kleinttkröd  mf»tt 
FjUw.  B.  L  f .  177.  197«  r.  Feutrkmck  Lthrk 
44.  Miiiermaier  im  N.  Archiv.  IIL  133 
Siübel  über  den  Thaibett.  §.  31  f.  Oertied  Grm 
regeln.  §.17.  Heute  Handb.  Tb.  I.  S.  186 
Martin  Lehrb.  {.  79  —  83.  -*  v.  Schirach  in! 
Archiv.  III.  415.  verwirft  die  ganze  Unterscheidnn 
—  Siübel  über  die  Theilnakme  etc.  D^geg« 
Bauer  Anmerk.  IL 'S.  203  ff.  —  Yergl.  Wächti 
Lehrb.  §.88. 

6)  #  Aach  die  Art  der  MitvFirkung  wird  swar  bei  mi 
chen  Verbrechen  verschieden  seyn.  Von  ihr  las 
sich  aber  kein  allgemeines  und  bestimmies  Merl 
mal  des  Unterschiedes  entlehnend 

e)    Bauer  Anmerk»  zum  HoHnötm  Eniw.  I.  S.  462  f. 

d)  Wenn  positive  Gesetze  gewisse  Arten  der  Gehälfe 
z.  B.  den  Hauptgehülfen ,  dem  Urheber  in  Hinsic 
der  Strafe  gleichstellen,  so  werden  diese  dadon 
nicht  zu  Urhebern. 

§.   76.   (69.) 

8}     Von  einigen  beeanderen  Arten  der  Miiurhebfr  Itis. 

a)   Anstifter. 

Anstifter  ^)  ist  derjenige ,  welcher  yorsat 
lieh  den  Willen   eines  Andern  zur  Begehui 
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s  Verbrechisns  bestimmt  hat  ^).  Diess  hann 
rch  Auftrag^  Befeldj  Drohuat/y  Bitte ^  Ce- 
rredmify  Ferheissungy  Rmtkj  so  wie  durch 
tiBätzliche  Erreguny  oder  BetuUzung  eines  Lt' 
umsy  oder  einer'  Gemüthsbeivegting  gesche- 
!n  ^.  Meist  werden  mehrere  dieser  Bestim- 
nngsgrände  vereinigt  vorkommen.  Ob  der 
ntschluss  zur  That  wwkUch  durch  die  An- 
iftong  erzeugt  worden  9  ist  aus  den  Umstän- 
m  zu  beurtheilen. 

ff)  Von  den  oben  §.  74.  bemerkten  allgemeinen  Ver« 
fchiedenheiten  der  Theilnahmc  bedürfen  nur  dieje- 
nigen einer  besonderen  Erwähnung  in  Hinsicht  der 
Urheber,  welche  hierdurch  erheblich  modificirt 
werden.  —  Die  Eintheilung  in  vorsätzliche  und 
culpose  Theilnehraer  passt  zwar  auf  die  Urheber^ 
indem  Mehrere  Mitarheber  eines  culpotsen  Verbre- 
chens seyn  können ,  nicht  aber  auf  die  BeihMtfe^  als 
welche  stets  Vorsatz  erfordert  (§.  78.). 

h)  Der  Ausdruck  Anstifter  ist  sprechender  y  als  der 
Ausdruck  inteliectueller  Urheber^  womit  Andere  den 
Anstifter  bezeichnen.  Dem  Anstifter  ist  der  Thäter, 
Vollbringer  {physische  Urheber)  entgegengesetzt. 

c)  War  der  Andere  ohnediess  schon  zur  That  entschlos- 
sen^ so  ist  nur  der  Versuch  einer  Anstiftung  vor- 
handen.  Wirklicher  Miturheber  wird  man  aber 
durch  diesen  Versuch  nicht,  wie  Wächter  Lehrb. 
Si  149.  annimmt. 

i)  Diese  verschiedenen  Arten  der  Anstiftung  veranlas- 
sen manche,  zum  Theil  streitige  Fragen  (vergl. 
Mittermaier  'im  N.  Archiv.  III.  135  f.  Wol- 
ihers  Diss.  cit.  p.  56  f.\  Dahin  gehört  vorzüglich 
auch  die  Frage  tiber  den  Umfang  der  V«rantwdrt- 
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lichkeit  des  Anitifters  für  das  begangene  Verbn- 
chen,  besonders  in  Hinsicht  der  yom  Tbäter  p- 
branchten  Mittel  and  der  überschrittenen  Grenzn, 
so  wie  über  den  Fall»  wo  der  Andere  das  Tom  Ai- 
Stifter  gewollte  Verbrechen  nicht  aasgeführt  hat 

§.  77.  (70.) 

b)  Vertrag&mäSBtge  Miturheber,    Camplott,    Bände  a). 

Complott  (socictas  delinqaendi)  ist  ein 
Vereinignntj  Mehrerer  j  ivelchc  sich  zur  gerne»' 
schafllichen  Atisführung  einen  bestimmten^  v6% 
ihnen  beschlossenen  Verbrechens  ^  gegenseitig  vet'  -^ 
pflichten^).  Das  aus  dieser  Vereioigung  ent- 
stehende Vertrauen  jedes  Theiinehmers  auf 
die  Alitwirknng^  der  übrigen  ^)^  nnd  die 
durch  die  vereinte  Kraft  derselben  erhöhte 
Gefahr  iVir  die  Rechtsordnung  bestimmt  dbn 
eigenthümliche  T^^e^en  des-  Complotts  **).  Eine 
Vereinigung  zur  Verübung  mehrerer ,  einzeln 
noch  unbestimmter  Verlirechen  einer  gewissen 
Gattung  heisst  Bande ^ 

a)  V,  Schirach  Entwickelung  der  Lehre  vwn  CwHflo^ 
Im  N.  Archiv.  I.  516  f.  C.  H,  Bus  mann  D.  4i 
eocietate  delinqaendi  sive  conjurat,   Groning.  1824« 

b)  Uebcr  die  Merkmale  dieses  Begriffes:  ß  au  er  An» 
merk.  I.  S.  481  f.  11.  S.  210  f.  Vom  Cqni|iloU  m 
der  Vertrag  des  Urhebers  mit  den  Gehülfen  zu.os^ 
terscheideii.  v.  Schirach  a.  a.  O.  S.  520.  Häupter 
des  Complotts,  Anstifter  desselben,  Rädelsführer. 

c)  Dieses  Vertrauen  bestärkt  zwar  ^en  Entschlnss,  er- 
zeugt  ihn  aber  gerade  nicht,   und  mai^  gehl  dahtff 
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zu  weiip  wean  nan  (wie  v.  Feuer btick  Lekrh.  S»47J 
•tttiimint,  dass  jeder  Theilaehner  dea  ComplotU  als 
Anstifter  des  begangenen  Verbrechens  ansusehen 
sey.    Bauer  Arimerk.  II.  S.  310  f. 

d)  Aach  das  Complott  gibt  za  mehreren  erheblichen 
Fragen  Yeraulassang ,  besonders  in  Hinsicht  der 
Fälle  9  iro  das  «Verbrechen  anterblieben,  oder  ein 
•  schwereres  verübt  worden,  oder  ein  Theilnehnier 
zn rückgetreten  ist,  oder  doch  nicht  mitgewirkt  hat 
Hannöv,  Entwurf,  Art«  70—77*  .  Bauer  Anmerk.  L 
S.  484  f. 

§.    78.  (71.) 

B)    Gehülfen. 

Ein  Gehulfe  (socius  in  ß.  str.)   ist  derje- 
ige^    welcher  die    \on    einem    Andern    bcab- 
ditigte  Verübnng  eines  Verbrechens  vorsätb' 
(h  befüi'dert  ^)^       Ausser  den  oben  (§•   74.) 
emerkten    allgemeinen   Verschiedenheiten  der 
lieilnahme^    welche    sommtlich  auch  auf  die 
dhüUe    auwciidbnr    sind,      treten    hier   noch 
»Igende  besondere  Unterscheidungen   ein.     I) 
1  Hinsicht    des    Einflusses    der    Beihülfe    ist 
er  Theilnehmer  entweder  Uattpt  -  oder   iVe- 
^agehülfe  j     je     nachdem    sein    Beistand    die 
osfuhru  ng    des     Verbrechens     erst     möglich 
uehtßy  oder  nur  erleichterte  ^).     II)  In  Rück- 
!ht    der  Verbrechen ,    worauf  sich  die   Bei- 
dfe   bezieht,    'ist   der  Gehülfe  entweder  ie- 
mmter  oder  unbestimmter  ^).     Jener  half  nur 
i  einem  einzelnen  Verbrechen  j  dieser  hinge- 
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gen  befördert  im  AUgemeuien  Veriiredieii  einer 
gewissen  Art.  III)  In  RSeksieht  der  11iäti(^ 
keit  des  Gehfilfen  ist  die  Beihfilfe  entweder  twf- 
lendet  oder  nur  vermchl  ^). 

a)  Unter  diesen  Begriff  passt  aach  die  negative 
hülfe ,    da    in    der     pflichtwidrigen    nbaichllii 

Zalassnng  eines  Verbrechens  nnstreitig  eine 
fSrderung  desselben  liegt.  A.  M.  sind  Oent 
Grundregeln  etc.  $•  29.  He  nie  Handh.  L  S.  3BL^ 
Wächter  Lehrb.  §.  91.  N.  88.  —  Ueber  den  Gm). 
nnd  die  Grenzen  der  Verbindlichkeit^  bevontebcnll 
Verbrechen  anzuzeigen  oder  zu  Yerh indem:  JLl 
6.  1>.  de  parric.  L.  9.  §.  1.  ad  L.  Com,  de  fdtr 
L.  5.  §.  6.  C.  ad  L.  lul.  Mai.  Pütt  mann  1k  A 
crimine  conniventiae  etc.  Lips.  1785.  in  oposc.  N.  & 
Stübel  über  den  Thatbest.  §.  43  f.  Kleinechfi 
eyet.  Entit,  §•  201.  v.  Feuerbach  Lehrb,  §.'48. 
Oersted  a.  a.  O.  §.  29.    Henke  Handb.  L  S.  SSL 

f 

b)  V.  Feuer  back  a.  a.  O.  §.  4i.  zahlt  den  UauptgdO^ 
fen  zu  den  Urhebern ,  und  nennt  ihn  indirect "mittel' 
baren  Urheber.  —  Dagegen  Schröter  Handb,  f. 
135.  S.  171. 

c)  Grolman  Criminalrechtsw,  {.  36.  Konopack  itt 
Archiv.  B.  VII.  S.  311. 

d)  Der  Begriff  der  Vollendung  und  des  VSreuches  ptfft 
auch  auf  die  Beihülfe.  Bauer  Anmerk.  I.  S.  517- 
518.  Hepp  a.  a.  O.  S.  266.  A.  M.  sind  v.  Feier- 
back  Revision  Th.  IL  S.  247  f.  und  Martin  leAr*. 
§.  83.  —  Nur  darf  man  die  vollendete  Beihilfe  sa 
einem  gewissen  Verbrechen  nicht  mit  dem  wAU^ 
ten  Verbrechen  selbst  verwechseln.  Attct|  lasst  sich 
die  Abstufung  des  Versuches  (§.  68.  6a)  nicht  wok> 
auf  die  Beihülfe  anwenden. 
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i 

§i  79.    (72.) 

•m 

C)    Begümtiger, 

Begünstiger  (fautor  delicti)  ist  deije- 
■ige^  welcher  nach  vollbrachtem  Verbrechen 
lern  Thäter  mit  rechtswidrigem  Vorsatze  in 
Beziehung  auf  die  begangene  Uebertretung  be- 
^rderlich  ist  ^).  I)  Die  Theilnahme  des  Be- 
l^stigers  bezieht  sich  entweder  auf  die  That, 
"Wer  auf  den  Thiiter  ^).  II)  Sie  haun  in  ;io- 
lltioer  Thätigkeit  und  in  pflichtwidrigen  Ln- 
terhmnngen  bestehen  ^). 

«)  HannÖv,  Entw.  Art.  87.  Bauer  Anmerk,  I.  S.  519  — 
524-  —  War  die  nachherige  Theilnahme  schon  vor 
Vollendung  der  That  versprochen  y  so  liegt  in  dieser 
Zusage  eine  Beiküife.  —  Martin  im  Lehrb.  §.  73. 
findet  in  der  Begünstigung  nur  ein  besonderes  Poli^ 
leiverbrechen  y  welches  daher  auch  nicht  nach  Ver- 
hiltniss  der  Strafbarkeit  des  begünstigten  Verbre- 
chens zu  strafen  sey.  Dagegen  P.  G.  0.  Art.  40. 
Wächter  Lehrb.  §.  91.  N.  89. 

V 

b)  X.  48.  §.  !•  D,.de  furtis,  L,  1.  D.  de  receptator.  — 
Bamberg.  Art.  203.  P.  (?.  0.  Art.  40.  —  Pütt- 
mann  D.  de  receplatoribus.  In  adversar.  L.  II.  — 
Von  gewer bmässiger  Begünstigung. 

c)  Ueber  den  Grund  und  die  Grenzen  der  Verbindlich- 
keit, ^^on^CTie  Verbrechen  anzuzeigem  Tittmann 
Handb.  §.  112.  Oersted  Grtmdregetn  etc.  §.  30.  — 
Sthrbter  Handb.  §.  145.     Henke  Handb.  I.  S.  282. 
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Vierter  Titel. 

f^on  der  Grösse^    oder  den  Graden  der  Sb 
barkeit  der  Verbrechen  ^). 

Einleitung. 

§.   80.   (73.) 

I)    Allgemeiner  Grundsatz  für  die  Gröeee  der  Verbrecl 

Der  Grund  der  Sirafwurdigkeit  unerlai 
ter  Handlungen  liegt  in  der  GefährliclJieU  d 
selben  für  die  Rechtsordnung  (§.  8  f.). 
gefährlieher  solche  daher  für  diesen  Zusts 
sind  9  desto  höher  ist  auch  die  Siufe  ih 
Strafbarkeit  ^).  Der  allgemeine  Grundsatz 
die  Strafbarkeit  y  oder  der  allgemeine  Jfa 
Stab  für  die  Grösse  der  Verbrechen,  best 
folglich  in  der  Stufe  ihrer  Gefährlichkeit  1 
die  Rechtsordnung  ^). 

a)    Die  Lehre  von  der  Grösse  der  Verbrechen  ist 
die  Wissenschaft  des  Strafrechts ,   so   wie  far 
Gesetzgeber  und  Richter,  von  der  grössteu  Wi 
tigkeity    und  mnss  also,    "wegen  dieser  AIlgiem< 
heil   ihres  Nutzens,  hier  ihre  Stelle  finden.    VI 
man  solche  aber  auch  blo»  auf  den  Richter  bezie! 
wollte,  so  wurde  sie  doch  nicht  (wie   bei  Feu 
bßch  im  Lehrt,  j.  102  —  125.)  ausschliesslich  in 
Capitel  von  der  Anwendung  ganz  unbestimmier  Sti 
gesetze  gehören.     Denn  seitdem  die  Praxis  und 
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Beaeren  Gesetzgebungen  die  meiste  abfolkit  be- 
stimmteii  Strofgeaetz^  verdriagt  haben ^  ist  der 
gramste.  Tb oii  der  Stra(geiiBtat> 'wenigstens  zum  Theil 
unbestimmt.  Der  Richter  »Qss  desbaib  bei  defen 
Anwendung  gleichfalls  deo  allgemeinen  Maasstab  der 
Btrafbarkeit  aushülflich  berüclcsichtigen ,  um  die 
Strafe  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  gehörig 
lujumeisen. 

b)  Der  Grad  der  Strafbarkeit ,  oder  die  Grösse  der 
Verbrechen,  wird  aach  die  relative  Strafbarkeit 
genannt.  Unter  absoluter  Strafbarkeit  Tersteht  man 
alsdann  die  Amnendbarkeit  des  Strafgesetzes ,  oder 
dad  yereinigte  Daseyn  der  Bedingungen  y  von  denen 
die  Anwendung  des  Strafgesetzes  abhängt  ($.  121.). 
Beide  Ausdrücke  sind  jedoch  zweideutig  y  indem  sie 
auch  zur  Bezeichnung  der  bedingten  und  unbeding- 
ten Strafwürdigkeit  gebraucht  werden  (§.  S8.)* 

c)  In  der  Lehre  von  der  Grösse  der  Verbrechen  zeigt 
sich  ganz  besonders  der  grosse  Einfluss  der  verschieb 
denen  StrafrecJUstheorieen y  mithin  die  Nothwendig- 
keit,  der  Strafgesetzgebung  eine  bestimmte,  klar 
aufgefassie  Theorie  zum  Grunde  zu  legen.  —  Der 
allgemeine  Grundsatz  der  GefährlichJteit  y  aus  wel- 
chem die  in  gegenwärtigem  Ti^el  aufgestellten  Sätze 
abgeleitet  sind,  lindet  sich  durch  viele  einzelne 
Bestimmungen  der  in  Deutschland  geltenden  Straf- 
gesetze gebilligt.  Zugleich  enthalten  diese  aber 
auch  manche  abweichende  Bestimmungen»  indem  sie 
bald  einem  oder  dem  andern  Erkenatnissgrunde  der 
Gefährlichkeit  ein  zu  grosses  Uebergewicht  geben» 
bald  von  subjectiven  Ansichten  ihrer  Urheber»  oder 
von  Rücksichten  aUf  besondere  Verhältnisse  gelei- 
tet werden.     £s  ist  daihef  nicht  möglich »  aus  jenen 

.'  Quellen  eine  in  allen  einzelnen  Bestimmungen  völ- 
lig übereinstimmende  Theorie  von  der  Grösse  der 
Verbrechen  abzuleiten.  Hierdurch  wird  jedoch  die 
auf  den  allgemeinen  Grundsätze  dar  Gefährlichkeit 
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beruhende  Theorie  weder  anhaltbar,  noch  nabraod 
bar,  sondern  deren  Gebrauch  nur  dahin  be9chrätik 
dass  der  Richter  dieien  Maasstab  erat  danuy  wen 
die  positiven  Gesetze  ihn  verlassen ,  und  nur  ht 
ueiif  als  deren  Analogie  nicht  entgegen  steht,  u 
wenden  darf  (§.  151.)*  Man  geht  offenbar  tntf  beide 
Seiten  zu  weit,  sowohl  wenn  man  den  Richter  gat 
unbedingt  auf  die  allgemeinen  Grands&tze  von  de 
Strafbarkeit  hinweist,  als  wenn  man  deren  Aawsa 
düng  unbedingt  verwirft. 

§.81.   (74.) 

II)    Erkenntnia/gründe  der  Grösse  der  Verbrechen* 

Das  Strafgesetz  ist  der  Ausdruck  der  Vor 
Stellung  des  Gesetzgebers  von  der  Gefährlich 
leit  einer  unerlaubten  Handlung  für  die  Aeehb 
Ordnung  (oder  von  dem  Grade  der  Strafwfir 
digkeit^^  von  der  Grösse  eines  Verbrechend") 
Bei  Würdigung  der  Gefährlichkeit  einer  Hand 
lung  ist  aber  I)  zunäclist  und  hauptsäehlicl 
auf  die  Handlung  an  sich  (auf  die  Tha()  Rück 
sieht  zu  nehmen  (objectwe  Strafharkeity  ob 
jecliver  Maasstab).  Sodann  ist  II)  auf  di 
Gefährlichkeit  des  handelnden  Subjects  (de 
Thäters)  zu  achten''  (subjectivc  Straf barkd 
subjectivcr  Maasstab  ^).  Diese  beiden  Erkcan^ 
nissgründe  der  Gefälirlichljieit,  welche  zu  sei 
verschiedenen  Ergebnissen  führen  könnei 
sind  zwar  in  der  Theorie  getrennt  darzii^tellc 
und  es  ist  auch  bei  deren  Aiiwenduug,  zunäcb 
jeder  derselben  für  sich  zu  berücksichtigen  ^^ 
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lUem  erst  fretVfe  verbunden  und  gegen  einander 
thgewogeti  ^)   geben  eine  richtige  Vorstellung 
von   dem  Grade   der  Gefährlichkeit  einer  un- 
erlaubten Handlung  ^).      Da  nun  der  Gesetz- 
geber seine  hierdurch  begründete  Vorstellung 
Ton  dem  ^rade  der  Strafbarheit  eines  Verbre- 
chens 9  .  mütdst  Androhung  eines  dieser  Vor- 
stellung angemessenen  Uebels,    im  Volke  ver- 
breiten,   und  durch  diese  Warnung  den  Ent- 
stehungsgriind/en  der  Verbrechen  entgegen  wir- 
ken soll;    so  ergibt  sich  hieraus  die  Nothwen- 
digkeit'  der''' gesetzlichen    Androhung    solcher 
Strafen 9   welche  .dem  vereinigt  anzuwendenden 
dbjectwen  und  subjectiven  Maasstabe  der  Strafe 
hmieit  entsprechen. 


a]  'Die  Erkenn tnissgründe  der  Strafbarkeit  werden  hier 
sanächst  and  hauptsächlich  für  den  Strafgesetzgeber 
aufgestellt y  weil  dieser  solche  uneingeschränkt  be- 
rücksichtigen kann y "während  dem  Richter ,  .selbst 
bei  ganz  unbestimmten  Strafgesetzen^  engere  Schran- 
ken gesetzt  sind  ({.  80.  n.  e.  §;  #1  IL). 

^  h)  Die  Ausdrücke  Quantität  und  Qualität  der  Handlang» 
jener  für  objeelive^  dieser  Hir  eubjective  Strafbarkeit 
gebraacht  (v.  Fenerbaeh  Lehrb,  §.105.)f  sind  nicht 
bezeichnend^  da  sich  jeder  dieser  Ausdrücke  auf 
beide  Arten  der  Strafbarkeit  beziehen  lässt. 

c)  £in<}  ;iolcl|«  Trennung  der  Momente  des  objectivisn 
Ufl<l  sub^^c^.ven  Maasstabes  erleichtert  nicht  nar 
deren  Aufstellung  im  Allgemeinen»  sondern  auch 
Afie  rlbMf^  Anwendung'  beider  auf  einzelne  Fälle.  — 
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Vm  Grolman  ioi.  Criminair^chUtä,  f,  7S  ff.  •lelk' 
beide,  ohne' alU  Abßonderung^  zusammen,  indem  er 
die  öbjectiven  Mbmenie  auf  da«  Subjeclive^  zuräck« 
zuffihren  sacht. 

d)  Regeln   für  die  richtige   Anwendung  beider  Ariel 
des  Maasstabes  gibt  Bauer  Warnungsth.  §.  31. 

e)  Die  WiedervergeltungeiYkeorieen    können  folgerlchtijs  \ 
nur  den  objectiven  Maasstab  gelten,  lassen.    Die  Bi*^ 
serungS"  and  die  Jhräventions iheoiie   führen   hia|e> 
gen  zu  einer  fast  ausschliesslichen  Anwendung  d«l^ 
aubjectweh     Maasstabs.       Die     Abschrechungeikeme 
kann  folgerichtig  der  objectiven  Siralbarkeil.  mrÜ' 
sofern  Einfluss  gestalten,  als  sich  aus  dersdihea  jMf 
die  grössere  subjektive  Strafbarkeit  scjiliesse«-  lafil^ 
welche  letztere  dann  solchergestalt  dto  alleinigen 
Maasstab  bildet. 


Erstes    Capitel. 
Von  der  objectiven  Strafbärbeit. 


■> 


r 


§.  82.   (76.) 


L. 


I)  ifach  der  Befickaffenh^it  des  Gegenstanffes  ^  Mn4  sipar 

A)  des  bedroheten  Rechtes, 

I)  Je  .  wi^IiUger  und  unersetzUeher  i^ 
Recht  ist,  welches  dtircli  eine  Handlung  ge* 
fährdet  edier  verletzt  wird  «),  cle^fo  strafba- 
rer ist  diese  Handlung^).  Hiernaeh  sind  di^ 
Verletzungein    ursprünglicher  Reckte   im  Allg^ 


meinen  strafbarer,     kls   die  ' VfeWtitälffintfiSik  ef 
werblicher   Rechte  ^^    .  und  un|^er  Jß^ffdu  .BffloiP 
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Bemnbung  de«  Lebeifs  die  enrte  Stelle  em, 
rauf  dann  Beschädigungen  und  Miisshandlun- 
I  der  Persöii ,  Verbrechen ,  wider  die  person- 
le    Freiheit    und    Ehrverletzungen    folgen. 

Je  mehrere  Rechte  durch  das  Verbrechen 
Tährdct  oder  verletzt  werden,  desto  straf- 
rer  ist  dieses.  III)  Je  grösser  der  aus  dem 
irhrechen  entstandene  oder  %u  b^fiirektende 
haden  ^)  ^  desto  höher  die  objective  Straft  > 
dkeit.  Hiernach  kommt  es  auch  auf  den 
mfan^  an,  in  welchem  ein  gewiises  Aei^. 
rletzt  worden  ist  ^). 

a]  Bei  Polizeiverbrechen  tritt  an  die  Stelle  deir  Wich- 
tigkeit des  verletzten  Rechtet ,  die  Grösie  des  aus 
denselben  iiir  den  rechtlichen  Zvstand  i«  b^ßrek-^ 
tenden  Scltadens.  Hierbei  sind  religiöse  BAcMclf*, 
ten  von  grossem  Einflüsse  auf  die  positiven  Gesetze. 
Noü.  77.  C.  1.  P.  G.  0.  Art.  106.  Unrichtig;  ipt  d^e 
Ansicht  y  dass  Polizeiverbrechen  überhaupt  eine  ge- 
ringere objeclive  Strafbarkeit  haben,  als  die  Rechti- 
ver brechen.    0er sied  Grundregeln  etc.  {•  31. 

i)  Nicht,  blos  die  absolute;^  sondern  auch  die  rßlaiive 
Wichtigkeit  der  Rechte,  als:  nach  Geschlecht  (z.  B. 
weibliche  Schönheit,  oder  Geschlechtsehre.  N.  Ar- 
chiv VI.  304.),  Stand,  Ruf  (P.  G.  0.  Art.  HS.  lli.), 
des  Verletzten,  so  vrie  nach  Ort  und  Zeit,  ist  zu 
berücksichtigen.  Auch  nehmen  die  Gesetze  auf  be- 
sondere Heiligkeit  des  verletzten  Gegenstandes  Rück- 
licht. P.  G.  0.  Art.  171  —  173.  JL.  Itk  C.  de  epUc, 
et  der,  Tit.  D.  de  sepulchro  vioL  L.  9.  §.  1.  D.  ad 
L  luL  pecuL  de  sacril.  Und  jeder  Staat  hat  die 
relative  Wichtigkeit  der  bedrohten  Rechte,  nach 
Hinen  eigen thümlichen  Verhältnissen  zu  beurtheile|L  -, 
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c)  P..G.  0.  Arl.   UX  113.  124,  132.  168.    Vom 

densersaUe:  Oersted  Grwtdregeln  {•  33. 

**»  ■    •        ■ 

d)  Grolman  Criminalrechtsw.   §.  62.  n.  a.      Oe 
a.  a.  6.  S.  153.    Henhe  Handb.  I.  S.  514. 

g.   85.    (76.) 

^   /)        f        B)    Der  bedroheteu  Ferton, 

'•  JFe'  mdlrere  Personen  durch  ein  V< 
eben  gefährdet  oder  verletzt  werden , 
shraf barer  ist  ^solches.  Daher ,  unter 
gleiten  Verhältnissen,  folgende  Absti 
der  ansteigenden  Strafbarkeit:  1)  Verbr 
wider  Einzelne  j  2)  wider  moralische  I 
nen  ^)5  3)  wider  eine  unbestimmte  Meng^ 
Personen  (gemeingefährliche  Verbreche 
Jky  Verbrechen  wider  den  Staat  ^). 

«)    Gilt  dieses  aach  Ton  Verbrechen  wider  das 
ihumt 

h)  Besonders  die  Verbrechen  wider  die  dffentlu 
cherKeit  \m  Staate ,  und  wider  öffentliche  Tre 
Glauben.  P.  G.  O.  Art.  111.  125.  178.  L.  28. 
D.  de  poenis, 

c)    P.  G.  0.  Art.  124.    L.  5.  C.  ad  L.  lul.  mai. 

§.   84.    (77.) 

n)   Nach  der  verbrecJierischen  Thätigkeit ,  und  2 
A)  nach  der  Art  der  Thätigkeit. 

Je  manmchfaüiger  y    unwidersteldichet 
gefährlicher    die   angewendete   Thätigkei 
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desto  grosser  die  objeethre  Strafbarlseit.  Zn 
tien  Grfinden,  welche  in  dieser  Rficksicht  di^ 
Strafbarkeit  erhöhen,  können  besonders  fol- 
gende gehören:  I)  Bewaffnung  des  Th&ters, 
bei  einem  Verbrechen ,  zu  dessen  Thatbestande 
dieses  Merkmal  nicht  erforderlich  ist  ^).  II) 
Die  Ze£C  der  Begehung  des  Verbrechens ,  wenn 
lolche  nemlich  eiqen  geringeren  Schutz  gewährt, 
u  B.  bei  Nacht  ^)  ^  zur  Zeit  gemeinsamer 
Noik  u.  8.  w.  III)  Der  Orf  der  That,  ins- 
besondere. 4^ssen  Heiligkeit  ^)  oder  Schutzlo- 
älgkeit.  .  rV)  Die  Anwendung  grosser  6e- 
teoA  ^)y  oder  besonderer  List.  V)  Die  Heim- 
tkkkeit  der  Begehung  des  Verbrechens,  und 
die  daraus  entstehende  grössere  Schwierigkeit, 
die  That  zu  verhindern,  oder  den  Thäter  zu 
entdecken  ^). 

a)  P.  G.  0.  Art  159.    L.  78.  §.  10.  D.  de  poenti. 
i)  L,  2.  X>.  de  effractoriJmi,  L.  16.  §.  4.  D.  de  paentK 
e)  P.  G.  0.  Art.  171  — 173.  $.  9.   I.  de  int.    L.  16.  §.  5. 
D.  de  poenis.  —    L.  7.  §.  8.  L.  9.  §.1.  D,  de  tnncr. 

«0  P.  G.  0.  Art.  159. 

t)  P.  G.  O.   Art.    110.   130.       Oereied   Grumdregtln, 
S.  217. 

§.   85.   (78.) 

B)  Jfach  dem  Grade  der  Aueführung  dee  Verbreehene. 

I)  Das  vollendete  Verbrechen   ist  strafba- 
Jf«'!  als  der  Versuch  desselben  Verbrechens  «). 

9 
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II)  Der  beendif/te^  Versuch  (§.  68.)  ist  sfamf- 
barcr,'  bU  der  nicht  heohcligte  ^).  III)  Der 
nicIU  heetidUfle  Versuch  (§•  69.)  ist  lim  so 
strafhar^r^  je  mehr  er  sich  der  Beendigung 
nähert  ^)« 

a)  P.  G,  0.  Art  119.  178.     »Aber  in  eynem  Fall  her- 
'  >ter  dann   in  dem  andern  angesehen  gelegenHeit  und 

fgeatalt  der  Sach.t  —    Abdeichende  Bestimmongea 
dfii  Rom,  RicktSf  nnd  zwar  thelU  bei  JVtvdtfe/i- 
eUn^  yfo  der  Yeraucb  9trafLo9  ist  (§.  70.  n.  6.),  theils 
.  bei  criminJbus  publicis  ordinariis^  wo  der  Yersoch 
in  der  Reg^l  mit  der  ordentlichen  Strafe  des  Ter- 
brechens  bedroht  ist.    I.«  14.  D,  de  ticariie.  f.  $,  L 
de  puBL  iud,    L,  1.  pr..  §•  13.    L.  3.  pr..  §.  1—4«  ü 
Micar.    L,  3.  •§.  5.  />.  de  vi  pubL    Der  Umfange  i« 
welchem  das  Römische  Recht  diese  Regel  aufstellt, 
ist  streitig.     Wächter  Lehrb.  §.86.   N.  67.    Heff 
Abh.    S.  286.  368.  —     Code  pinaL   Art.  ).    OeiUf 
reich.  Strafgenetzb.  §.  7.    Vergl.   Crqpp  1.  c.  C.  5. 
Welcher  letzte  Gründe.   S.  555.     Wächter  Likrh, 
S.  138  — 140.   •*     Dass  der   Versuch  mit  ROckskM 
auf  die  gesetzliche  Strafe  des  vollendeten  Verbrecktm 
zu  bestrafen  ist,  beweist  nicht,  dass  er  bfos  als  eil 
Milderungsgrund  zvL  betrac^hten  8ey ,  wie  MaWtft 
im  Lehrb.  §.  65.   behauptet/    Verkest  D.   de  moäo 
in  punitione  conatus  delicti  serv'attdo.    Gand.  18291 

b)  Die  Behauptung  Mancher  (z!  B.  Tittmann*s  in 
Handb.  I.  §.98.  und  Oersted's  in  den  Gnlndregeh. 
S.  163  f.),  dass  der  beendigte  F^r^ucA, eben  so  straf- 
bar sey,  als  das  vollendete  Verbrechen  ^  widerspricht 
den  allgemeinen  Grundsätzen  und  den  Yorschriftea 
der  Carolina.    Kl  ein  sehr  od  syst.  Entw.  Th.  I;  f. 

•  39*  V.  Weber  über  das  geendigte  Verbrechen  uni 
dessen  Bestrafung.  Im  N.  Archiv.  IV.  42  f.  6auef 
Anmerk.  zum  Hannöv.  Entw.  I.  S.  391  f.    Hepp  a«  •• 
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t .  Of  Si  3ia  ff«  .19\ir  dtvf  «an  diejmi^ffn  Yerbfechen, 
«1  der«*ii  V^lUndUDg:  der  Eintritt  einet'  gewissen 
Erfolges  nicht  erforderlich  ist,  nicht  mit  dem  been- 
digten. Verbuche  verwechseln.  .  Auch  bedroht  das 
Gesetz  zuweilen  ausnahmsweise  den  beendigten  Ver- 
such mit  einer  härteren  Strafe,  besonders  wenn  er 
zwar  nicht  den  zur  Vollendung  des  beabsichtigten 
Verbrechens  erforderlichen,  aber  doch  einen  andern 

'  'ichadnchen'Erföfg  gehabt  hat,  und  also  eine  ideale 
Concurrenz  eintritt,  z.  B.  JP.  G.  0.  Art.  130. 

f'  9e<i  BWirrtheilnng  der  Strafbarkeit  dei  nicht  been- 
.•!'4igt«h  Vemicfaes  astBwpr  auch  auf  die  Vrtaeke  der 
-  unterbliebenen  Beendigung    zu  achten.    'Didsi  be- 
trifft, aber  die  subjective  Strafbarkeit     Der   soge- 
nannte qnHlificirte  Versiieh  (§.  72.  nV  a)  ist  nach  den 
'>i^Begef A  tüw  der  idealen  Concurfenis^  ku  beilrtlieilen. 
■  ..  -  .       .  1 1      .  . . 

§.   86.   (79.) 

ffßch  der  .Rif^tung  der  Thätigkeii:    1 ),  Sira(be^^ 
der  Theilnahme  im  Ailgemeinen.  , 

■  ■ 

I 

Unter  den  .verschiedenen  Arte»  der  HieiK 
inic  all.  einem' :  Verbrechen  (§•  74«):-iflrt9iiini' 
gemeinen^  und .  nnter  sonst  •  gleichen  «Vi^m 
tnissen^  I)  die  positive  Theilnahme  .straf- 
•rr,'*als  Aie  hetfative^  II)  die»  untiutfgfbare 
if barer,  ,  als  die  ,  miUelhiwe;  III) y  die.  t;er- 
Weto  stpaf bärer  f  als  die  tufülHaey  lY^  di»r 
heher  ist  strafbarer,  als  Idcr  '  (CeÄa|7!?  «J, 
d  dieser,  strafbarer,   als  der  JU^fpifi^tijf er  ^). 

!,■:.,■  ■    .     .■  i      i  '»114    • 

4  .I\  G»,(f.  Art.'i77v'  Abweichend«  Bestjaimtingen  des 
MAm.  lUcbts.     Welcher  die  lei^fm  \Gx»nde.  ^tc.    S. 

9* 
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555.  Kleimchrod  tytt.  Emtw.  'Tb.  L  f.  283L 
Sehriiter  Handb.  §.  147  f.  -^  Vergl.  Stübel  iktr 
den  Tkatbestand.  f.  41. 

6)    Bauer  Anmerk,  zum  Hannöv,  Entto,  I.  S.  521  f. 

§.  87.  (80.) 

3)    Straßarkeii  der  einzelnen  Arten  der  Tk^iiiukmert 

•)  der  Miturheber, 

■ 

I)  Der  AtisÜfter  steht  mit  dem  JJIUMer 
im  AlIg;eDieinen  auf  {j^leichcr  Stufe  der  Stnf". 
barkeit  «).  II)  Die  Strafbarkeit  der  Anstiftet 
steigt  nach  der  Gefährlichkeit  der  Art  ihrer 
Einwirkung  zur  Hervorbringung  dea  Bntaehliift- 
8^s  zu  dem  Verbrechen.  III)  Der  An$tifi» 
eines  ComplotU  und  der  HadelsfiUirer  (du 
criminis)  sind  strafbarer^  ak  die  gememm 
Theänehmet}  letztere  stehen  im  Ganzen  aii 
gleicher  Stufe  der  Strafbarkeit  ^).  IV)  Die 
Mitglieder  einer  Bamle  sind ,  unter  sonst  gli- 
chen Verhältnissen  9  strafbarer  9  als  die  Theit 
nehmer  an  einem  Complott. 

a)  P.  G.  0.  ArU  107.  a.  £.  A.  M.  ist  Mittermaitr 
im  N.  Archiv.  III.  143  f.  Dagegen  Bauer  Annurk 
zum  Hannöu.  Entw,  I.  S.  471  f.  —  Mittermaitr 
Ober  die  Bestrafung  des  Matkgebert.  .Im  If.  Ar- 
chiv. YIII.  a36  f. 

b)  P.  G.  0.  Art.  148.  Wo  jedoch  das  Gesetz  keine  ab- 
solat  bestimmte  Strafe  droht,  da  ist  die  StnfbtrkelV 
eines  jeden  gemeinen  Theilnehmers  nach  seiner  be- 
sonderen Mitwirkung  zur  Ausführung  des  Yerbif^ 
chens  xu  beurtheilen. 


Von  Verbrechen  überiiaupt  133 

§.88.  (81.) 

b)    Der  Gehüifen. 

I)  Die  versuchte  Beihülfe  ist  minder  straf* 
r,  als  die  voUenäele  ^).  II)  Der  Haupige- 
ife  (§.  78.)  ist  strafbarer  9  als  der  Neben- 
hülfe  (§•  7S.  n.  d.)'y  III)  der  unhestimnUe 
thülfe  ist  9  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen, 
raf barer,  als  der  bestimmte.  IV)  Ob  der 
andere  j  oder  der  aUgememe'GehüWc  fttrafba- 
T  sey,  i;(t  davon  abhängig,  ob  die  Tlieil- 
ifame  jenes  oder  dieses  eine  qtutUficirte  Bei- 
ilfe  enthält  (§.  74.  IL).  V)  Bei  mehreren 
fkhartigen  Gehülfen  kommt  es  auf  den  gro- 
em  Einfluss  an,  welchen  die  Theilnahme 
aes  jeden  anf  die  Bewirknng  des  Verbrechens 
liabt' hat.  VI)  Die  Strafbarkeit  eines  Ge* 
dfen   wird   durch  das  Zusatnmentreffen  meh- 

Ter  dieser  Arten  der  Beihälfe  erhöht. 

-.1     ■.-.     .... 

b)  Eine  ftersprocJUne  ^  aber  nichi  gtleitUie  Beihülfa  Isl 
nach  den  Grundsätzen  von  der  Strafbarkeit  dea  Yer* 
suches  2u  beurtheilen  (§.  71«  8S.). 

§.89.  (81) 

c)    Der  BegüMtiger. 

.  I)  Die  Begünstigung  des  Verbrechens 
hst  ist  strafbarer,  als  die  der  Person  des 
mters  ^).  II)  Die  gewerbmässig  betriebene 
{üiistigung    einer    gewissen   Art    von  yer- 
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brechen  ist  strafbarer  ^),  als  die,  welcbie  sieh 

I  .  ■ 

nur  auf  ein  bestimmtes  Verbrechen  bezieht. 


'  1 


a)    Dieter  Unterschied   besieht   fleh   zugleich   aaf  üe  |liii 
Triebfeder    zur    Tba(»     mithin   auf  die    Mubjectitn 
Strafbarkeit« 

6)    Denn    hierin     liegt    ZutammeHßuti     oder   RSdfaü 

(§.  163.)» 


.   '■'.:     ■  > 


Zweites    CiipHel.  :,  ,..v.\.. 
Von  der  anbjectiyen  Strafbarkeit 


.1.1 


1 1 ; 


•■■■ 


'  §.  90.   (83.) 

Vortrinnerung» 

•  ■  1  ■     «  ■ 

Dpr  allgemeine  Maasstab   für   die    snbjjer 
ictire  Strafbarkeit   der  Verbrechen  Jbestfht  in 
4^r  Gefährlichkeit  des  Thäters  für  die  Recto« 
Ordnung  (§»  81,).     Die  wichtigato  hierao^  .h|r- 
vorgehcnde  'Abstufung  der  Strafbarkeit  beruht 
hüf   dem    Unterschiede    zwischen  '  Dolus ^  üad 
Culpa  9  in  sofern  die  Na^:iir.  eines  Y^rbrechens 
diese  Unterscheidung  übe'rhaupt  zulässt  (§•  SS.y 
Ein  vorsätzliches  f^erbrechen  ist  stets  strafbarer^ 
als  dasselbe   Verbrechen  aus  Fahrlässigkeit   be* 
ffanffen^y     Die.- Stufen  der  Strafbarkeit  4ieser 
beiden  GUttuniren    von  Verbrechen   sind  .  aber 
nach  Y^rschiedenen  Rücksichten  zu  bestimmen« 

'2/  pilff:  o.'  iht.  ikt  i.  7.  L  3.  V  2."^.  dtki^oK' 
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Erster   Abschnitt. 

1  der  «ubjectiven  Strafbarkeil  v0rMätzlick$r 

Yerbrechen* 


§.  91.    (84.) 

)    Jm  Allgemeinen:    A)   Aufitellung  de«  iiOjecHten 

Maasstabes  a). 

r 

Die  Versehmldung  eines  vonätzUehen  Ver- 
gehens beruht  auf  dem  vereinigten  Daseyn 
r  beiden  Merkmale  des  rechtswidrigen  Yor- 
zes  (§•  S6.).      Dieser  erfiordert  aber  theils 

Kenntnis^  der  Strafgesetzwid$igkeil  der 
ndlung)  theils  den  fVilfen^  solche  dennoch 
begehen.  Will  man  daher  die  Stufe  der 
rsehuldung  eines  vorsätitlichen  Thäters ,  und 
I  daraus  hfsrvörgehcndc  Gefährlichkeit  des- 
ben  richtig  beurtheilcn ,  so  muss  man  theils 
r  den  Grad  seines  Beivusstseyns  der  Straf' 
^keitj  theils  auf  den  Grad  der  Gefährlich" 
(  seines  fVillens  Rücksicht  nehmen  ^).  So 
!tet  der  Grundsatz  der  Gefährlichkeit  (§• 
'.)  auch  für  die  Beurtheilung  der  subjecti* 
1  Strafbarkeit  einen  natuirgemässen  und  si- 
^n  Maasstab  dar.  Ist  gleich  dieser  Maas- 
b  weder  in  seiner  ganzen  Allgemeinheit^ 
ch  in  allen  einzelnen ,  daraus  herfliessenden 
Igen,    durch   die   sp   verschiedenartigen   in 
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Dentechland  geltenden  Gesetze  ausdrücklich 
anerkannt  (§•  80.  n.  c«),  so  liefern  dodb  ei- 
nestheils  viele  einzelne  gesetzliche  Bestiuimnn- 
gen,  andertheils  die  Gesetzes  -  und  Rechtsana- 
logie genügende  Beweise  9  dass  er  im  Ganzea 
mit  denselben  im  Einklänge  steht.  Auch  wer- 
den die  aus  jenem  Grundsatze  abgeleiteten  Er- 
kenntnissgriinde  der  subjectiven  Strafbarkeit 
durch  Doctrin  und  Gerichtsgebrauch  mehr 
oder  weniger  gebilligt  ^). 

ä)  Mündlich  Ton  den  verschiedenen  Meinungen  über 
diesen  Gegenstand«  Yergl.  J,  B,  Müller  über  tfcii 
MaoMttab  der  Verbr,  tc.  Strafen,  Jen.  1789*  Vm  Gi9» 
big  EnttD,  eines  Maaestabee  der  gesetzlichen  Zureelh 
nung.  Dresd.  1808.  v.  Feuerbach  Revisiwu  B.  SL 
S.  199.  Lehrb.  §.  118  f.  Thibaut  Beitr.  xur  Kri- 
tik der  Feuerb.  Theorie,  S.  71  f.    v.  Groitkmn  CrU 

...  minalrechtsw,  §.  77  f.  Welcher  letzte  Gründe^  .8. 
227  f.  Tittmann  Handb.  §.  49  f.  §.  90  f.  S'ml- 
chott  V.  Verbr.  u.  Straf.  B.  I.  §•  114  f.  Oerstei 
Grundregeln.  3.  221  f.  314  f.  Henhe  Handb.  I.  |.^ 
73  f.     Wächter  Lehrb.  §.  105. 

b)  Der  von  Feuerbach  in  8.  Lehrb,  f.  117  f.  ao^CN 
stellte,  blos  Ton  der  Gefährlichkeit  der^  den^  Ver* 
breehen  zum  Grunde  liegenden  sinnlichen  Triebfeder 
entlehnte  Maasstab  stimmt  zwar  in  vielen  seiner 
Folgen  mit  den  gesetzlichen  Bestimmangen  über- 
ein  y  scheint  jedoch  theils  zu  beschränkt ,  theila  m 
sehr,  auf  physischen  Gesetzen  beruhend.  Batuer 
Warnungstheorie,  S.  174  f. 

t)  Einige  der  nachstehend  bemerkten  Grund«  einer 
grösseren  subjectiven  Strafbarkeit  erhöhen  lugleict 
di«  objective  Strafbarkeil ,   Jedoch    isMiier  fai  aüoff 
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«Bderfe  HiBsijdht;.  z.  B.  grosstr  Schaden»  fofern  er 
absichüicb  Teranucht  wurde.  Maachb  dieser  Grün- 
de beziehen  iicb  auf  daf  BewuMMttiyn  und  auf  den 
Willeh  mgteith.    Z.  B.  §.  93.  n.  6. 


.  §,   92.   (85.)  . 

B)    Nothwendigkeit  und  Gebrauch  dietes  Maatktahtt.  ' 

Die     IJnentbebrlichLeit     eines     richtigen 
Maasstabes  der  sabjectiyen  Straf  barlieit^  sowohl 
ffir  den  Gesetzgeber^  als  für  den  Richter ,  ist 
leinem   erheblichen  Zweifel   unterworfen.      I) 
Der  Ctesetzgeber  kann  zwar  bei  Zumetsang  der 
gesetzlichen  Strafe  die  Momente  der  subjecti- 
Ven  Strafbarkeit  nicht  stets  und  sämmtUch   be- 
röeksichtigen  9    indem   hierbei  auf  die  beson- 
dere Platur  der  einzelnen  Verbrechen  und  auf 
den   Unterschied    zwischen    gewöhnlichett'^  und 
ungewöhnlichen    Voraussetzungen     sehr    viel 
ankommt  ^)«      II)   Er  kann  jedoch   dem  rieh* 
terüchen  ■  Ermessen  die  Beachtung  der  in  nach- 
folgender   Darstellung    aufgeführten   Momente 
nberlaasen ,  und  zwar  A)  entweder  allgemein  ^)y 
oder  im  Einzelnen  und  bei  bestimmten  Ver- 
brechen; B)  entweder  ausdrücklich^  oder  still' 
schweigend^)}     C)   entweder    bei    bestimmten 
Stia^esetzen  9  '  als    Schär fungs^   oder    MUde* 
mngägrändey    oder  bei  ganz 9    oder  doch  zum 
Theil  unbestimmten  Strafgesetzen  9    als  Strafe 
ztsmeumufsgriinde  ^).  .. 
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«)    Wena  Henkt  ia  t.  UaHib.  B.  L  a  SOi.  Mgtt  die 

..      BeurtheilUDg  der  subjectiven  Strafbarkeit  könae  m^'j 
I    fiial«  im.  Vorauf   vom  Getetigeber^    sondern  '«insig 
Tom  Richter  geschehen ,  so  venrechfelt  et'tu^ecHm 
und  individuelle  Strafbarkeit. 

b)    Z.  B.  L.  16.  §.  1.  3.  D.  d«  i»of9»'#.    Baierieckee  Stnf- 
geeetib.  Art.  91.  92.    Hannöv.  Entw.  Art.  108.  KNU 

,e)    Yergl.  f.  149.  II.  §.  151.  II.  §.  152.  IIL 

d)  Es  ist  nicht  zu  billigen,  venu  die  Gründe  der  gröffe- 
ren  oder  geringeren  Strafbarkeit  gewöhnlich  nur  bd 
der  Lehre  von  Anwendung  ganz  beetimtUer  Stn^ 
setze,  mithin  blos  in  der  Eigenschaft  yon  Schif' 
fange "  und  Milderungegründen  dargestellt  und  be^ 
ürtheilt  Werden ,  "während  sie  doch  b^i  ganz  oder 
aum  ThlSI  unbeetimmten  Strafgesetzen  als  Stretfiah 
meeeungegrOHde  zur  Anwendung  kommen«  Vir  it 
Jener,  nicht  aber  in  dieser  Eigenschaft,  sollen  sit 
eine  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Strafe  bewir- 
ken. Daher  kommt  es ,  dass  ein  Umstand ,  wetdier, 
als  Sehärfungs  «  oder  Mildernngsgrund  >c|nditel| 
au.  verwerfen  seyn  würde,  doch  als  Strafzuiiei- 
sungsgrund  zu  berücksichtigen  ist.  Bauer  Am 
merk,  zum  HannÖv.  '^ntw,  I.  S.  562.  Aus  dieser  Ver- 
wechselung erklärt  sich  mancher  Streit  über  ein* 
•    seine  Gründe  der  subjectiven  Straf barkdt. .     ,  ,, 

§.  93.   (86.) 

II)    Im  Einzelnen  i    A)    Von  der  eubfectiven  Straßarkeit 
nach  der  Beschaffenheit  def  Bewueeteeyne. 

Ausser  dem  Normalverhältnisse  der  ge- 
ivöhnlichen  und  hinreichenden  Einsicht  ii»  die 
Strafgesetzwidrigkeit  einer  Handlung  ^  gibt  es 
auch  Zustände  eines  durch  besondere  Ursachen 
mehr  aufgeklarten ,  oder  mehr  verdankeiten  Be- 
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'wtnsfseTns,  welche  dabei'  die  Strafbarkeit  des 
Tbäters    beziehnngs weise    erhöhen,     oder  ver* 
wAidem  ^),      l)   Zu  den  Gründen  einer  jfrp« 
Meren  Klarheit  und  Bestimmtheit  des  Bewusst- 
seyns    der   Sträfbarkeit     gehören   Torzfiglich: 
A)   gute    Erziehung    und    ^Fne  'höherie/  Bil- 
dungsstufe 5  B)  ein  solcher  Beruf  ^es  Thäters^ 
welcher   ihn   mit .  der  Strafbarkeit  dieser  Art 
Ton  Verbrechen  genauer  bekannt  machte}    C) 
dne  geschehene  besondere  Belehrung  über  die 
SbafiMirkeit  des  Verbrechens ;    D)   lange  Ue- 
berlegnngy   und  E)  eine  bereits ,   wegjen  eines 
-yerbrechens  derselben  Art  9     erlitten^  Bestra- 

t  . '  ■    ■    ■ 

fimg  ^).«  ^,11)  Als  Zustände  einer ;  besclirankten, 
oder  verduttkelten  Einsicht  in  die  Strafgesetz- 
widrig^eit  der  Handlung*)  sind  hingegen  be-^ 
sonders  zu  betrachten:  A)  jugendliches  Alter  <^; 
B)  Schwäche  der' Geisteskräfte  ( Einfalt ,  Al- 
tersschwäche,  geringerer  Grad  einer  Gei- 
steskrankheit ^ )  ;  C  )  Taubstummheit  f)  j  D) 
schlechte  Erziehung  s)  j  £)  ein^  nicht  alle  un- 
mittelbare Zurechnung  ausschliessender  Grad 
der  Trunkenheit;  F)  heftige ^  jedoch  das 
Selbstbewusstseyn    nicht   gänzlich    aufhebende 

Gemiithsbewegung  ^). 

...      •  •  .  ' 

a)    Alle  diese  Gründe  kommen  auch  bei  Beurthcilung 
der  Strafbarkeit   culposer  Verbrechen   in  Betrach- 
■    tnng  (J.  99.  IV.). 
6)    Der  Ruckfait  (f.  Ii6.)  beweist  nicht  nur  eine  dmi" 
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Ein9i€ki  ia  die  StnJbarkeit  der  Hwdipft 
sondern  auch  einen  festeren  Willen  f  und  erhöht  dff* 
die  Gefährlichkeit  des  Thäters  in  beiden  Hinsicblk 

c)  Diese  Zustände  eines  verdunkelten  Bewuteteefu  der 
Strafbarkeit  lassen  zugleich  auf  einen  minder  |c- 
fäkrlichen  Willen  des  Thäiers  schUessen  (f.  95J. 

df)  Tft.  Decretal.  de  deliciie  puerorum  (V.  23.).  P.  <?• 
O.  Art.  164«  175.  179.  Ueber  die  Grenze  dieses  Za- 
standes  der  geringeren  Strafbarkeit:  Bauer  An- 
merk.  L  S.  5d3  f.     • 

,  €)    P.  G.  0.  Art.  175,  179. 

f)  Bauer  Anmerk.  IL  S.  329. 

g)  D.  h.  Mangel  einer  guten  Erwehnng,  in  sofern  -sol- 
cher die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  der  Handlnsg 
beschränkt.  —    Vergl.  §.  95.  n.  d. 

h)  Bei  Beurtheilung  des  Einflusses  dieser  Zustände  auf 
den  Grad  der  Strafbarkeit  ist  besonders  much  tsf 
den  Unterschied  z^rischen  absolut"  nnd  relaüU'^Bt^ 
würdigen  Handlungen  zu  achten  ({.  38 J.   ,.  ,'    ' 

§.  94.  (87.)      .;',: 

B)    Von  der  auhjecHven  Strafbarkeit  nach  der  GefSkrUdh 

keit  des  Willens, 

Die  Strafbarkeit  vorsätzlicher  Verbrechen 
ist  vorzüglich  nach  der  Gefährlichkeit  des^ 
dem  Verbrechen  zu  Grunde  liegenden^  rechts- 
widrigen ff^illeiis  zu  beurtheilen.  Je  stärker 
und  fester  der  auf  das  Strafbare  gerichtete 
Wille  des  Handelnden  ist,  desto  gefährlicher^ 
und  also  strafbarer ,  ist  der  Verbrecher.  Die 
ErkenntnisssTÜnde  der  Gef  ährliclikeit  des  Wil- 
lens  sind  aber  theils  allgemeine  (§.  9o.),  Iheils 
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hindere y  d«  h.  solche  die  sieh  anf  ein-  b&* 
immtes  ,  gerade  zur  BourtheHiing  Torlie- 
»de»  Verbrechen  beziehen  (§•  96.  «)•   «   ' 

b)  Diese  Unterscheidung  erleichtert  nicKt  nnrdie  Ue» 
bersicht  jener  Erkenntnissgründe ,  sondern  hat  aucfc 
Einifoss  aof  die  Beorthellang  ihrer  Kraft  ■*- 


»  -  '     •  1- 


§.   «5.   (89.) 


'i    ..i 


)  Allgemeine  Erlemtniiegründe  äe^  GifährNchMi  dit 

WülenM. 

Zu  den  allgemeinen  Griinden  ^i  aufl^.  denen 
)  Gefährlichkeit  des  Willensi  einesi  Verbre- 
ers  erkannt  vrird,  gehören:*!)  die  Bcfschaf- 
iheit  derjenigen  sinnlichen  Triebfedern^  aus 
Ichen  die  verschiedenen  Verbrechen  ihrer  Na- 

nach  zu  entspringen  pflegen  ^).  II)  Die 
'sänliehen  Eigenschaften  ^  welche  den  vor- 
idenen  Grad  der  Gefährlichkeit  des -Willens 
irtheilen  lassen.  Diese  sin4  A)  theils  alU 
xeiney  wohin  Alter ,  Geschlecht  ^) ,  Stand  ^) 
l  Lebensweise  gehören  können  j  B)  theils 
andere  Eigenschaften  des  bestimmten  Thä- 
»•     Hierzu  gehören  als  Grfinde  einer  höhe- 

Gefährlichkeit  des  Willens:  1)  böse  Er- 
rang,  d.  h.  Anleitung  zu  Verbrechen  ^); 
moralische  Verwilderung  (Stumpfheit  des 
rissens  und  des  sittlichen  Gefühls)  ,  Roh«» 
:  des  Charakters,  Niederträchtigkeit  der 
Innung«     III)  Solche  Handhingen  des  Tha^ 


tei^y  welche  yon  einer  gpra6S0l^cIl :  GefiKhiliisk- 
keit  seines  Willens  zeugen.  Dahin  g^hpiw 
besonders :.  A)  sein  .firiihertsr  schlechter ^Lebeos- 
wandel  überhaupt ')j  B)  insbesondere  von 
dem'seUüen  schon  vorher  verüble  Yerbrechen. 
vorzüglic]|.,^enijL  solche  bereits  bestraft  wprdeo 
sind  (Rückfall)  9  oder  wenn  die  Begehung  ei- 
ner gewissen  Art; .  von  Verbrechen  bei  dem 
Thätftr  zur  <  Ge^ohinheit  geworden  Ist  /)• 

a)    Verschieden    hiervon    ist    theils   diejenige   ttnn/tc^ 
*''  **''TWilW>(fA-,  -welchö'de'n  Thäter  za  diegen  bestimnUa 
iVerburtktn   antrieb ,    theils'   der   besondere  Beweg* 
grmdjund  Zfeck  desselben.    S.  $.  96.  n.  6. 

6).  I«*.6«  2>«  peiulatu».    L.  36.  §.  7.  D.  de  adulU   Lt 

jC.  maiest  ■ .  Cap^  0*  X.  de  homic,  Ueber  den  Ein- 
fluss  des  weiblichen  Gesclilechts  auf  die  Str^fbarkeit 
Kleinrehrod  nysiem,  Etitw,  Th.  1.  §.  91— W. 
Spangenberg  über  dae  rechtL  Verhäliniss  iü 
ve^bL-  Ge»chU*ip  Bezug  auf  Criminalrecht.  In  If* 
Archiy.  VI.  13S  f.  283  f.  Mende  Handb.  der  ger* 
•  ^   Merf.'b.'lV.'S.  i90  ff.     ' 

c)    P.  G,  0.  Art.  1Ö6.  114.  H9.  158  — J60.  »nach  GetlaU 
»der  Person,  Stanid  and  Wesen  der  Person.c —  Su 

.      Bbmieche  Recht  bedrohe  die  honeeiioree  (qui  is  lÜ- 
quo  honore,  in  aliquo  gradu  positi  sunt)  mit  gelinde- 
rer Strafe,  als  die  humiliores  (plebeios).    JL  12.  S*  1* 
D.  de  incend.    L.  3.  §.  2.  D,  stellion,    Z.  11.    P.  ie 
»epulcro  viol,    L,  1.  §.  3.   D.  de  abigeie.    LI  1.  {.  S> 
de  sicar.    L.  38.  §.  8.   D,  de  adult.  —     Hiervon  ili 
die  Frage  zu  unterscheiden,  ob  der  Stand  des  Yeiw. 
brechers  auf  die  Strafart  Einfluss  habe!     Wächter 
Lehrb.  des  Strafr,  S.  237  f.      Bauer  AnmerKlL 
S.300f. 


f 
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guten^  Erziehung  die  £in«icA/  in  die  SUjp^arkeit  be* 
scbrahit  '($.  93.  )>  ^6  ist  ^  doch  nicat  widetspre- 
cbendv  dUfl^die  positive  AnÜitUki^^simi^Schleciltiiitf 
und  l^^iO' daraus  eiitsprung^iie^.|lii|Bg  stit  ,V^brecl^% 
eine  grössere  Geiahrlichkeit  4€S  Willeng  begründe«. 
So  'bestimmt y  dürfte  die  £eBanptünfi;,'dass  die  Straf-* 
b^rkcit  'dorch-  «cA/ec^  En^lM'i*ieMndefH'w^¥ik 
4hi€ins<hrod  M.  ä.  P^J.  m:^>^  ttU  Id^ip  AnM^ 


)    P.  ^.  0.  Art  1S8.  160. 

)  P.  G.  0.  Art.  IM.  162.  —  A.  M.  ist  Klein%throä 
a.  a«  O,  Tb.  I.  {.  174. ,  vrelcbe^p  Verbrechen  mis  Ge» 
ftohnheii  für  mintfer  strafbar  halt. 

.  -  .  '■     ■      \  -  '  ■.         .  .  .  .  .!.•.■«  .  . 

P  I  .».■.■  ■■'«. 

§.   96.  (89.). 

.-.1   ,  ■  .     *      .  •    ■•  ..        '> 

I)    Btiondere.  l^rlenntmeegrOnde  dir  CefäkrliMeit  de» 

Willens.  :     , 

Zu  den  Gründen«  ans  welchen  die  Ge- 
brlicU&eit  des  Willens  eines  Tbätersy  in  be- 
nderer  Hinsieht  auf  ein  bestimmtes  ^  von 
n  beganfi;enes,  vorsätzliches  Verbrechen^ 
luinnt  wird ,  gehört  I)  die  ^rt  des  rechts- 
drigen  Vorsatzes  ^^  womit  er  das  Verbrechen 
g;ing.  Ein  mit  Ueberlegung  beschlossenes, 
er  ausgeführtes  Verbrechen  ist  straf  barer, 
ein,  in  heftiger  Gemüthsbewegung  began- 
[ies  ^).  II)  Die  Natur  der  sinnlichen  Trieb- 
levy  welche  den  Thäter  zu  diesem  bestimm- 
L  Verbrochen  autrieb  ^).     III)  Die  Beschaf- 
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lehheit  der  ihts$eren  ^nreizung  im  Tluit«  Je 
geringer  dTesfe  war,  desto  grosser  ist  die  Ge- 
fährlichkeit.  d^  Willens.  Durch  heftige  ii- 
«sere  Anreizungen-  hann  hing^egen  die  Stn& 
barleit,  unter  entsprechenden  Umstanden  9  ge- 
mindert ,  werden  9).  Es  gehören  dnhin  A) 
grobe  Beleidigung;  B)  Anstiftung  durch  Aih 
dere,  als:  Verführung,  Ueberredung,  Bnh 
hung,  BefehW);  C)  Armuth,  Noth «);  D)| 
unvermuthet  sich  darbietende  gute  Gelegen- 
heit/)., 

a)  P.  G.  O.  Airt.  137.  ^Impeiusi  L.  38.  §.  a  I>.  (uf  1^ 
luL  de  adult.'  L,  II.  §.  2.  P.  de  /loetu«.  »  Ist  ikr 
unbestimmte  Dolus  minder  stralbar^  aU  'der  Air 
stimmte  f 

b)  Von  dem  Unterschiede  der  Gefühle  und  GemiÜhki' 
wegungen  auf  der  einen ,  und  der  Begierdem^  NÜ^ 
gtmgen  und  Leidenschaften  auf  der  andern  Seitf 
mündlich.  Maass  über  die  Leidenschaften*  Th.  L 
M.  V,  Lenhoffeck  Darstellung  des  tnensdUidieä 
Gemüths  u.  §.  w.  2  B.  Wien  1824.  35.  Vencbie^ 
davon  ist  der  besondere  Beweggrund  and  Ztw^  dfff 
Thäters.  Oersted  Grundregeln,  S.  222  f.  Diü^ 
Prüfung  des  Bqier.  Entw,  S.  IÖ5  f.  WäeÜer 
Lehrb,  S.  236.    Vergl.  §.  128.  n.  f. 

c)  Sowohl  durch  innere  ^  als  durch  äussere  micfadst 
Reize  wird  die  Willkür  des  Handelnden  beschriikL 
Allein  nur  letztere  mindern  die  Gefahilichkeil  asi 
Strafbarkeit  des  Thäters,  während  erstere  TieUidür 
seine  Gefährlichkeit  erhöhen  (§•  97.). 

d)  Vorausgesetzt,  dass  durch  Drohung  oder  Befehl  die 
Zurechnung  nicht  ganz  ausgeschlossen  wird.  Kleinr^ 
sehr  od  syst,  Entw,  I.  §.  159. 

#)    Arg.  F.  G.  0.  Art.  166. 
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H)  MikUier  ^rvw.  f.  120.  üenMe  Haudk  l^  8.  65% 
,;    Kl€in9f:hrod  a.  a.  O.  Tb.  L  ].  166  f.  —     Ueb«r 

den  angeblichen  Einfluss  krankhafter  Irutincte  (z.  B. 
I'  '  9V<üer1dsr/  Geime  der  Schwangern  n.  dgl.)  auf 
i'  Hinderong  dei  Stralbadceit  mttadlicb.  ^  H«ff«. 
,:,  j  6aM«r  im  JNf.  Atc^iv  des  C,  Ä..B.  L  S.  602  f.  A. 
^  Henke  Abh.  aus  den^  Gebiete  der  gerichtL  Medicin» 
'■    B.'Wl.    sViUf.     Mtrtermaier    ebendas.    B.  IV. 

8.  415.    Utnke  Eandb.  I.  8.  311  f. 


.■:   ;    t 


For  i$et  X  u'n'g»  ■     • 

rV)  Die  JXatur  der  Hindernisse  j  welche 
)t  Ausf ührong  des  Verbrechens  entgegen- 
hiii'dieh;'  *  Bie^^  sind  A)  entweder  innere j  d. 
sinnliche  Triebfedern  und  Vorstellungen 
usser  der  StraAi);,.  wekfae  der  Begehung  des 
erbrechens  entgegen  wirkten  (z.  B.  das 
Irgef  fthl  bei  '  niederträchtigen  Verbrechen, 
m^  faesdiidere  Liebe  oder  Verehrung  gegen 
ik  Verletzten  «) ;  B)  öder  äussere  Hiiidernisse, 
dehe  die  Ansffifarong  des  Verbrechens  er- 
Jiwerten  y  und  deren  Besiegung .  eine  »besonr 
eve  Rraftanstrengung,  Geflissenheit  ^)9  last, 
nsdaner  ^  oder  Dreistigkeit  erforderte. .  Je 
direre^  numniehfalli^ere  ^  und  grossere  Hin- 
tmsse  besiegt  wurden  und  je  fortdauernder 
^ses  geschah^  desto- gefährlicher  ist  der  gesetsr 
drige  fViUe  des  Thäters.  V)  Die  Jirt  der 
tsführung  des  Verbrechens.  Mit  je  mehr 
sheit  oder  Grausamheit  ein  Verbrechen  ver- 

10 
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ttbt  YTordc,  und  je  grösseren .  Sckadeim  d 
Thäter  absichtlich  Tcnirsachte,  de^to  stirufh 
rer  ist  dieser  ^).  In  letzterer  HinficAtr  Wii 
daher  durch  das  Bestreben  des  Thätem^  & 
Folgen  der  That  zu  Terhindern,  so  wie  dnrA 
freiwillig  geleisteten  Schadensersatz  die  ptraf' 
barkeit  gemindert  ^)v  .  .;  . 

a)  P.  G.  0.  Art  137. 

b)  P.  G.  O.  Art.  159.  172.  174.  .Tit  D.  de  effradoi; 

c)  P.  G.  O.  Art.  160. 

^  •  * 

Zweiter  Ab$ehnitt. . 

f 

9 

Von  der  subjectiven  Strafbarkeift  cnlp.i 

Verbrechen  a). 


w 

■. » i « . ' .".    . 

§.  98.  (tt.) 

i.i   •.■'►»■•:.. 

1)    üeberhaupL 

V   !  ;-;';:ii'^  ■ 

Das  culpose  Verbrechen  ist  9'  06/ecfJa  k^ 
trachtet  ^  das  nemliche ,  welches. .  mit  Viorsrtt 
Teriibt  wird,  indem  sich  beide  nur  durdi  to 
-Grund  und  die  Art  der  Verschuldung,  niidua 
blos  suhjectiv  betrachtet,  von  einander  ttstie^ 
scheiden  ^).  Die  Straf barkelt  des  culpoien 
Verbrechens  ist  also  zwar,  objectiy  jbetraditet 
mit  Rücksicht  auf  die  Straf  barkeit  des  nemli* 
chen,  aber  vorsätzlichen  Verbrechens  zui.be 
nrtheilen.  Da  jedoch  der  fahrlassige^^Ueber 
treter  des  Strafgesetzes  nicht  den  rechtswidri 
gen  Willen  hatte y  den,  durch  seine  Hand 
lung  bewirkten  Schaden  zu  verursachen  ^  <% 
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*t  hierdurcli  die  swbjective  Str<afbarkcit  be- 
icl&tlich  ^),  und  dieser  MaaMtttb  ist  wkkUgerj 
'  der  objecüve  ^). 

b)  Heus l er  "D.  de  ratione  in  puniendis  delictis  culpa 
commisns  apud  Romanoa.   Tub.  1826. 

V  Andere  halu*n  die  Fahrlässigkeit  QOr  für  einen  Grund 
zur  Mildei-ung  der  gesetzlichen  Strafe  des  voraätz'- 
lichen  Verbrechens.  Wächter  Lehrb.  S.  219.  Al- 
lein die  Milderung  setzt  voraus,  dass  alle  gesetz* 
liebe  Merkmale  des  Begriffes  eines  Verbrechens  auf 
den  Fall  passen  (g.  137.)  und  nur  eine  Bedingung 
der  vollen  Strafbarkeit  fehlt. 

i)  Diejenigen,  welche  den  objtctiven  IMlaasstab  vorzfig* 
lieh  berücksichtigen,  halten  die  culpoaen  Verbrechen 
für  nicht  viel  weniger  strafbar,  als  die  dolosen. 
Klein$chrod  im  iV.  Archiv  des  Crim,  R.  B.  VI. 
S.  45  f.  Diejenigen  hingegen,  welche  dem  subjecti» 
ven  Maasstabe  zu  grosses  Uebergewicht  geben,  wol« 
len  eine  zu  gelinde  Bestrafung  der  Culpa.  Escher 
vier  AbhandL  S.  163.    v.  G6nner  Motive,  S.  35. 

0  Beide  Gesichtspuncte  sind  zwar  vereinigt  zu  berück- 
sichtigen ;  der  subjective  ist  aber  der  überwiegende* 
Das  gesetzliche  Maximum  der  Strafe  darf  jedoch 
nicht  zu  gering  seyn,  da  es  sehr  hohe  Stufen  der 
Strafbarkeit  cnlposer  Verbrechen  gibt.  Bauer  An» 
merk,  zu  dem  Hannöv,  Entw,  I.  S.  454 -*  461. 

§•  99,  (w.) 

[)    Mit  Rücksicht  auf  die  Arten  tmd  Grade  der  (häpa. 

I)  Die  hewussie  Culpa  ist  strafbarer ^    als 

1  unbewussle  (§.  61.).     II)  Die  höchste  Fahr- 

sigkeit  (culpa  lata)  ist  strafbarer,  als  die 
Itlere  (culpa  levis y  §•  62.).  Die  geringste 
brlassigkeit  (culpa  levissimd)^  wenn  sie  zu- 
ich  unbewusste  ist^  kann  nicht  für  strafbar 

10* 
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gelialteu  werden  a).  III)  Die  Särafbiirleeit  «1^ 
1er  jener  Arten  der  Cul{>a  sieiyty  A)  wenn 
fahrlaMigo  Handlung  schon  an  sieh  unerlmM 
war}  B)  wenn  der  Handelnde  durch  besondm 
^erhällnme  zu  vorzäglidier  Ueberlegung  und 
Sorgfalt  verpflichtet  war;  C)  wenn  derselbe 
schon  wegen  ähnlicher  Fahrlässigkeit  gestraft 
worden  ist  {Rückfall j  §.  158.)-  IV)  Tk\ 
Strafbarkeit  der  Culpa  sinkt  A)  aus  den  obet 
(§•  95.  IL)  bemerkten  Gründen  des  verdss^ 
kellen  Beunustseyns  der  Gefährlicfakmt  der 
Handlung ,  welche  hier  von  noch'  viel  grosse- 
rem  Einflüsse  sind  9  als  bei  den  TorsätzUchei 
Verbrechen  *)  j  B)  wenn  der  gesetzwidrige  E^ 
folg  nur  durch  eine  ungeivöhnliehe  Anstrea- 
gung  yerlundert  werden  konnte« 

o)    V.  Ftuerhttch  Ltkrh,    9te  Ausg.   {.  58.      Oeniti 
Grmtdrtstin.    {,  36.     Sollte  maa  sagen,  Mch  4il'j 
gtringtU  Fahrlässigkeit  sey  strafbar,  falls  der  Hit;| 
delnde  aus  besoaderea  Gründen  zu  einer  gl 
Sorgfalt  Terpliichiet  war  (vie  b.  B.  der  Antfi 
wird   violmehr  durch   diese   besondere  Pflicht  ^| 
an  sich  geringste  Culpa  dergestalt  erhöht ,   daü  lii  j 
nun  als  mittlere  su  betrachten,  und  als  solche  iinf'j 
bar  ist.    Die  bntutste  culpa  leTissinui  dürfte  M^ 
gen  nicht  für  straflos  lu  halten  seyn.  1 

h)  Das  ZusüfntHetftrefen  des  I>o/iis  und  der  Cuips  (L 
S7.)  ist  nach  den  Regeln  von  der  idealen  Goncnnöi. 
nn  beurtheilen  (§.  155.  156.).  Dass  aber  dieses  lA^ 
aammen  treffen  dtm  Hnhestifumien  DoUs  an  StnfbanJ 
keit  gloich  sey,  diess  lässt  sich  nicht  mit  Fenifi 
AacA  in  s.  Ld^b,  §.  $0.  n.  &•  a.  E.  behanptea. 


Zweites  Buch. 

ba  Strafgesetzen  und  Strafen  fiberiiaapt. 


Erster  Titel. 

yon    Slrafgesetzeu. 
§.   100.   (S3.) 

I)    Begriff  und  Natur  des  Sirafgeeetxes  a). 

Cnter  Strafgeietz  (lex  poenalü)  im 
iteren  Sinne  vcrsfeht  man  jedes  Geseilt, 
dies  Verbrechen  und  deren  Bcstrafang  be- 
ßt.  Strafgesetz  im  engern^  oder  emt- 
tten  Sinne  ist  ein  bürgerliches  Gesetz^  weU 
t  eine  Handlung  mit  Strafe  bedroht  (§•  13.). 
In  diesem  Sinne ,  worin  es  hier  genom- 
I  wird,  ist  das  Strafgesetz  stets  positives^ 
[  zwar  in  der  Regel  geschriebenes  Gesetz 
4.  n.  /*.),  unter  welcher  letzteren  Vor- 
letzung  es  daher  der  gehörigen  Yerkfindi- 
g  bedarf^).     II)  Die  in  dem  Strafgesetze 
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enthaltene  Drohung  besteht  in   der  Erhlaronjf] 

dass  das  Uebel  dem  Uebertreter  unTermei 

durch  Richterspruch   zuerkannt  und  ihm 

gemäs  zugefügt  werden  solle.     III)  Der 

des  Strafgesetzes  und  zwar  A)  in  seiner 

tung  auf  die    Unterthanen  besteht   in  Y 

tung   unerlaubter   Handlungen,     durch   Wi 

nung   Aller  9    mittelst   Androhung    eines  ^ 

Strafwürdigkeit    der    Handlung    angemesseoeüi 

Uebels  (§•  17.).     Da  diescmnach  das  Strafgif" 

setz   zunächst   auf   das  Innere  einwirken  m^ 

um  hierdurch  die  äussef^eu  Handlungen  zu  njp« 

hindern,     so   ist   es   als    fVülensyeMeb  zu  W* 

trachten  ^).       B)  In  Beziehung  auf  den  JÜaft- 

ter  ist  das  Strafgesetz  der  rechtsgültige  Bbil- 

stab  für  die  Benrtheilung  der  äusseren  Han" 

lungen.     IV)  Das  Strafgesetz  90hafflt  mdU  die 

Strafwürdigkeit  der  bedrohten  Handlung,  soa- 

dern  spricht  solche  nur  aus.     Erst  durch  ^ 

selbe   erhält  aber    die  strafwürdige   Handhn^ 

die  Natur  einer  strafgesetzwidrigen  Handhuig^ 

mithin  eines  VerbreclkenSj    und  das  angedrohte 

Uebel  die  JSulur  einer  recfUliclien  Strafe  (§«  SE2*).' 

a)  Impens  D.  de  legibus poenalibus,  Gahd,  182S.  JoM* 
D.  de  iegibui  poenalibus,   Gand.  1626. 

6)  A.  M.  ist  Schröter  im  Handb.  §.  23.  !H.  Dm^ 
Strsifgeseta^  auch  wider  denjenigen  anzoyrcüiden  §9$ 
welcher  dasselbe  erweislich  schon  vor  seiner  T<K 
kündigang  kannte,  behauptet  Oented  Grvndreg^ 
S.  277. 
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c)  JVeleker  Staat,  Recht  u.  Strafe.  S.  109  f.  198.  236. 
667.  Bimumiechee  Strafgeettzbuck  a.  §.  w.  Th.  L 
1822.  S.  41—49.  Th.  II.  1825.  S.  9.  10.  Wachtet 
Lekrb.  i.  29.    Bauer  Wamungeth.  S.  83  ff.  S.  67. 

^« 

•*  §.   101.   (94.) 

A 

9)    Verbindtmgekre^t  des  Strafgesetzee :    A)  in  Bäehiichi 

der  Personen. 

.       In  Hinsicht  der  Personen  ist  das  Sbrafge- 
lets  als  Yerbindende  Rechtsnorm  zu  betrachten 


P,  für  aUe^  durch  dasselbe  bedrohete  Unter- 
fimnen  ^)^  wozu  hier  auch  Fremde  ^  während 
jbres  Aufenthaltes  im  Lande ,  gehören  j  II) 
fiur  diey  Gerichte,  Diese  dürfen  die  Anwen- 
Auig  d^.  Gesetzes  nicht  von  ihrem  Urtheile 
Über  dessen  Zweckmässigkeit  oder  Rechtmä- 
IPgkeit  abhängig  machen  ^)j  und  daher  ^  falls 
alle  Bedingungen  der  Anwendbarkeit  des  be- 
liehenden  Strafgesetzes  vorhanden  sind^  weder 
dasselbe  unangewendct  lassen  9  noch  sich  eine 
Abweichung  von  demselben  erlauben  ^). 

c)  Martin  Lekrb.  {•  24. 

h)  Can.  8»  Dist  IV.  —  >non  licebit  iudici  de  ipeig 
(legibus)  iadicare,  sed  aeamdum  ipeae.t 

c)  Daher  keine  traneactio  pro  redimenda  vexa,  Ktein" 
echroAeyet.  Entw.  Th.  IL  §•  126.;  nnd  keine  ricA- 
teriiche  Begnadigung ,  Wächter  Lekrb.  {.  112.  N. 
S7.  —  Spangenberg  über  dae  RecJä  der  Crtmt- 
naigerichtCf  terminliche  Abbüeeung  bereite  erkannter 
Sh^en  JM  verwUligen.    Im  N.  Archiv  XIII.  366. 
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§.   102.   (95.)      .     ^ 
B)    In  Rücksichi  des  Oftei  a).  " 

I)  Als  Rechtsnorm  für  die  Sirafirk 
beschränkt  das  Strafgesetz  seine  Yerbindoi 
kraft  auf  die  Landesgerichte  ^  welche  jed 
alle  Verbrechen 9  bei  dencn^das  Besträfni 
recht  dieses  Staates  begründet  ist  (§•  4 
nach  demselben  zu  beurtheilen  haben. 
Als  fVamung  möglicher  üeberb^kÜr  bei 
sich  das  Strafgesetz  nicht  nur  üuf  die  im  j 
de\ befindlichen  Unterthanen  xirtd  Freaide,  i 
dern^  vermöge  seiner  Eigenschaft  als  Willi 
gcsetz,  auch  auf  die  Unterthanen  Ahtiänglm 
an  welche  der  ratlerländische  Straigliitelzgii 
seine  warnende  Stimme  richtete  ^  ohne  li 
durch  in  die  Hechte  des  auswärtigeii  Sta 
einzügreifen. 

«)    Bauer  Anmerk.  I.  S.  300  f.  II.  42  f. 

§.    103.    (96.) 

C)    In  Rücksichi  der  Zeit, 


I     i 


Die  Vcrbiiiduugskraft  desi  Strafgesetzes 
auf  die  Periode  seiner  Gültigkeif  beschrä 
deren  Anfang  und  Ende  das  JSeitgebiet  det 
bcn  bestimmen.  Daher  bezieht  sich  das  Sl 
gcsetz  1)  nicht  auf  solche  unerlaubte  H[and 
gen  j  welche  vor  seiner  Verkündigung  bcigai 
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■den  9  es  mögen  diese  durch  dasselbe  über- 
ipt  erst  für  strappar  ^hni^'  'oder  mit  ei- 
*   härteren  Strafe  bedrobt  werden.       Wenn 

I 

ocb  das  neue  Strafgesetz  eine  müdere  Strafe 

iht,    so  ist  es  aucb  auf  firubere  Verbrecben 

■  «•  ■ 

'.uwenden  «).  II)  Das  Strafgesetz  beziebt 
k  nicbt  auf  Handlungen ,  vrelcbe  nach  des^ 
:  Aufhebung  Yerubt  worden.  Als  gan<  oder 
ilweise  aufgehoben  ist  aber  ein  Strafgesetz 
in  dann  anzusehen  ^  wenn  und  in  wie  fem 
r  Gegenstand  desselben ,  oder  der  alleinige 
und  9  worauf  eine  Bestimmung  des  Cresetzes 
reislick  beruhete ,  gänzlich  Terschwnnden  ^), 
Br'eine  Vorschrift  desselben  ^  durch  den  Ge- 
kisgebnnicb  modificirt  (§.  4.  n.  /l),  oder 
az  ausser  Gebranch  gekommen  ist  ^).  . 

:)  Denn  dnrch  Aafhebnng  des  alteren  Strafgeselsei 
entsagt  der  Staat  den  Rechte  aof  die  durch  dessen 
Uebertretang  verwirkte  grössere  Strafe.  —  VergU 
Tittmann  Handb.  B.  I.  §.  13.  n.  t.  Schröter 
Handb,  {.  35.  Weber  i^er  die  Rückanwendung  u.  s..w. 
S.  125  f.  Wenn  dieses  nach  auf  bereits  gefUlte« 
oder  schon  zur  Vollziehang  gebrachte  Slrafurtheile 
angewendet  werden  soll,  so  bedarf  es  hierüber  ei- 
nes transitorischen  Gesetzes.  Dasselbe  gilt  in  Rück- 
sicht der  etwa  durch  das  neue  Gesetz  bestimmten 
kürzeren  Yeijähmngsfristen. 

^  Z.  B.  P.  G.  0.  Art.  109. ,  welche  die  Zauberei  mit 
der  Feuerstrafe  bedroht. 

c)  Z.  B.  viele  veraltete  Strafarten.  P.  Cr.  0.  Art.  104. 
^Wann  unser  Kaiserlich  Reclä  u.  s.  w.<  —  Auf  die 
oben  bemerkte  Weise  ist  die  zu  allgemeine  Behaup- 
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«Qiig  Anderer  (fk.  B.  Schröter  Handh.  f.  31.),.dasf 
die  Anwendbarkeit  der  Strafgesetie  stets  nach  dci 
Sitten  und  Verhältnissen  der  Gegenwart  sn  beor- 
theilen  sey^  einzuschränlLen. 

i§.  104.  (970 

HI)    Arten  der  Straf geeette. 

In  Hinsicht  ihres  Inhaltes  ist  das  Straf- 
gesetz I)  entweder  ganz  bestimmt j  d.  h.  wom 
das  Straf  übel  von  allen  Seiten  (nach  Art  uid 
Grad)  bestimmt  ist  (ahsohtt  besiimmi)}  oder 
II)  ganz  '  unbestimmt y  d.  h.  worin  die  Stn^ 
von  keiner  Seite  bestimmt,  mithin  dem  riehier- 
liehen  Ermessen  ganz  überlassen  ist  (absoU 
unbestimmt) ;  III)  4>der  theibveise  bestinmt  (reli- 
tiv  bestimmt),  d.  h*  worin  die  Strafe^nar  yoß 
einer,  oder  der  anderen  Seite  bestimmt |  afao 
die  fehlende  Bestimmung  dem  Ermessen  dcfl 
iUehters  anheim  gegeben  ist.  Dahin  gehört 
besonders  die  Androhung  alternativer  Strafen^ 
die  blosse  Bestimmung  der  Sträfarty  und  die 
Bestimmung  des  Strafgrades  durch  ein  Maxi* 
mumy  oder  ein  Minimum  y  oder  durch  Beides 
zugleich  <»). 

a)  Mündlieh  über  den  Umfang  des  richterlichen  Erm/u- 
eensy  und  die  für  dasselbe  durch  die  Strafgesetxge- 
bung  zu  bestimmenden  Grenzen.  Bauer  Anmerlu 
»um  Uannöv.  Entw.  I.  S.  260  —  70. 
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Titel. 

Von    den    Strafen. 

Erstes    Capitel.  ' 

Von  den  Strafen  im  Allgemeinen. 

§•  lOS.  (is.) 

I)    Naiur  der  Strafe. 

,  Reehtliehe  Strafe  (bärg&4icke  Strafe, 
poena  foremis)  ist  ein  vom  Staate^  %ur  fVat^ 
iMgi  Aüer  VW  unerlaubten  Handlungen  y  durch 
Gaeb  angedrofdesy  und  im  UebertreUingsfaUey 
iteft  dieses  Gesetzes  y  zuzufügendes  Uebel  (§• 
16.).  Die  in  der  gesetzlichen  Androhung  der 
Strafe  liegende  fVarnung  soll  die  Bürger  von 
Begdinng  unerlaubter  Handlungen  abhalte» 
(§.  17.)}  die  Zufügung  der  gedrohten  Strafe 
ist  eine  rechtlich  nothwendige  Folge  des  Ge- 
Mtzes  und  der  Uebertretung  (§.  18.).  Ausser 
jenem  wesentlichen  Zwecke  (Hauptzweck)  kann 
sich  der  Gesetzgeber  y  bei  der  Wahl  der  Stra- 
fen,  anch  noch  durch  Nebenzwecke  y  welche 
mittelst  deren  Vollstreckung  erreichbar  sind 
(Besserung ,  Prävention  y  Abschreckung)  y  lei- 
ten '  hissen  y  und  auch  der  Richter  kann  da, 
wo  ihm  das  Strafgesetz  die  Wahl  gestattet, 
auf  diese  Nebenzwe^^ke  Rücksicht  nehmen. 
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§.   106.   (99.) 

II)    ErfortUmiite  der  Strafet    A)  tn  Hineichi  der 

Androhung  a). 

Die  bürgerliche  Strafe ,  als  poUtisch-recht- 
liehes  Institut ,  muss  I)  dem  Hauptzwecke  des 
Strafgesetzes  entsprechen  ^  und  daher ,  dem 
Grade  nach^  der  Strafbarkeit  des  Verbrechens 
g^mäs,  und 9  der  ^rt  nach,  theils  so  tIcI 
möglich  im  Geiste  des  Verbrechens  seya,  theib 
die  .  möglichst  sichere  Vollziehung  zulassen  ^). 
II)  Sie  muss  zugleich  zur  Beförderung  iroi 
Nebenzwecken  möglichst  geeignet  seyn  ^.  17. 
n.  fr.).  Ausserdem  muss  die  Strafe  III)  «o 
gewählt  und  eingerichtet  seyn,  d^ss  sie  kernt 
andere  j  vermeidliche  Nachtheile  für  den  Stat 
nach  sich  zieht  ^).  Als  zweckwidrig  sind  Uer- 
nach  insbesondere  solbhe  Strafen  zu  betr^di* 
ten,  welche  entweder  das  menschliche  GefBbl 
-empören,  die  Yolksmeinung  und  Sitte  veiletzen, 
das  Ehrgefühl  ersticken ,  oder  den  Hang  zum 
'Müssiggange  und  die  moralische  YenVilderang 
befördern,  oder  dem  Sträfling  die*  Mittel  ei- 
Ber  rechtlichen  Subsistenz  entziehen  ^. 

a)  Besserer  D.   de  natura  poenarum,^  Wurzb.  ^1837. 
Benthani  thiorie  des  peines  etc.  äParig.  3  ^d.  183$. 

I 

1 

b)  Püttmann  de  reis  in  vitio  suo  plectendis.    In  dessen 
Adversan    L.  I.  C.  2. 

€)    V,  Grolman  Criminalrechtsw.  §.  63—- d6al 
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'  Die  geneinen  Deutschen  Strafge^etxe  enthalten  viele 
Strafen,  welche  diese  MJkMgel.Bjk  sich  tragen.  Neu- 
ere Strafgesetzbücher  yerbannen  solche  meist.  Z.  B» 
Bäier*  Strafgesetzb,    Entwutf  ftr  'Hmmovtfm 

§.  107.  (100.) 

B)    JnHinncht  der  Zufüßung  a). 

I)  Die  Zker kennung  det  Strarfe  darf 
r  durch  ein,  nach  Torgängigcr  gesctzmässi- 
r  Untersuchung.,  i9)on  diem.iEuständigen  Rich- 
•  gefälltes,  auf  ei^  Strafgj^8cte„,^i^d  anf  j^^^ 
mdigen  Beweis  gegründetes,  Vrtheil  ge- 
bhen.  II).  Di^  Vollziehung  der  Strafe 
idet  nur  Vermöge  eines  recliisgüItigeiiL  Ui^- 
eils,  und  ganz  in  Gemäsheit  diese?  ÜrtheOs 
ttt,')i     III)  Die  Strafq  darf,  als  sblch^.'Äei- 

'.|*^i ''  ■  ./...      ^     ^  ...       **  ^.r     ..,..1 

if  XJmchutdigeh  treffen  ^\  IV)  Der  Graa 
f  Oeffeniliclikeit  der  YoIlstrecKung  richtet 
üi  nach  clen  Verschiedenen  Stfatiurtf^n  ^. 


»■--.'.  • 


«)   v:  Feuerbach  Lehrb.  J.  137— 1*1, 


\- 


Ü  Dass  hingegen  die  Strafe  in  der  Zufugung  ein  uirk" 
lichei  üebel  für  diesen  Uebertreter  seyn  nttsse,  ist 
nicht  erforderlich.  Hepp  über  die  Anwendung  von 
Strafen,  die  für  den  Verbrecher  kein  Uebel  sind.  In 
dessen  Versuchen,  Abh.  V.  Martin  Lehrb,  §.  99. 
a.  E.  —  A.  M.  sind  v.  Feuerbach  a.  a.  O.  Oer- 
ited  Grundregeln,  8,  366.  Tittmann  Handb.  I. 
S.  62.  63.  I.  M,  G.  Beeecke  D,  de  homicidio  ex 
%dtae  taedio  ad  oppetendam  mortem  commisso  non 
mortie  poena ,  sed  perpetuie  carceribue  puniendo, 
Halae  1772.    (in   Plitt    Analect.   N.  4.).     (Vergl. 
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§.  140.  IL  6.)«  —     Ueber  Vollstreckmig  am  iMik- 
nami   Hepp  a.  a.  O.  S.  169  f. 

d)  L,  36.  P.  Z.  22i  C.  de  poeni$.  tptccaia  mof  ieueaä 
9auctores.€  Yergl.  L.  5.  C.  ad  L,  luL  nun,  Meh 
9t er  princ.  tur.  crtm.  §.  59. 

e)  Püttmann  über  die  öffentL  Vollatreek,  der  peinlick 
Strafen,  Leipz.  1792.  —  Von  der  ölfentlicken  Bt^ 
kanntmachung  vollzogener  Strafen. 


§.  108.  (101.) 

j 

'  III)    JEintheilimien  der  Sttafent    A)  in  Hümchi  i 

-■■■     =     ■  "•  Gr9^99e. 

■'.'''•!•        ■       .  ,-.       ■'. 

t)ie  Strafen  sind  in  Rücksicht  der  Grim 

des  Strafiibeb  entweder  leichtere  y    oder  jdb^ 
rere.      Ein    allgemeines  Merkmal   dieses  ^Dii- 
terschiedes   gibt  es  nicht,. da  von   der'l^ek- 
testen    bis    zur    schwersten  Strafe    ei^e    steb 
fortschreitende    Stufenfolge    ist.       £s    konuit 
daher  auf  landesgesetzliche  Bestimmungen  aAy 
durch  welche  auch  die  rechtlichen  Folgen  des 
Unterschiedes  in   Hinsicht  der  Gerichte  9    de^ 
Yerfalirens   und    der  Wirkungen  beider  Gat- 
tungen Yon  Strafen  festzusetzen  sind  ^);      Aof 
diesem    Eintheilüngsgrunde    beruht   auch    die 
Unterscheidung   zwischen  Capital  ^  und  Nidd' 
eapitalstrafen  ^)^     so   wie    zwischen    Ct^ünuuU* 
und    Civilstrafen    (peinliche    und    bürgerliche 
Strafen  ^),    zu  welchen  letzteren  auch  die  Po- 
lizei- und  DIscIplInarstrafen  gehören  ^)« 


Von  Str4£ges.  u.  Strafen  überhaupt.     |69 

Ilannöp^  EtUv.  J^U  8«  21. 
I    L.  2.    X.  28.  pr.  D.  d^  poenit.    L.  1Q(3.  I>.  (f^  F.  5. 

§,  2.  /.  de  publ.  iud»  -^ 

I    Attch  für  dies«  Unters^cMaiig  fehlt  cyi .  b%^  einem 

allgemeinen  Merkmal«     Müister  prfnc.  iur.  crim. 

5.  61.    V»  Feuerbach  Lßhrh  S-  136.  496.     M[artin 

Lekrb,  §.  95.      Dai  Näheri;  bienrgin  |;ehdrjt.i^  den 

Criminalprocees,  •  .    . 

)    YoQ   de;: 'Hö^u8cbel^  J^iQtkeUvQ^  in|  d/f(ipt</scA^  ,«pd 

Privatstrafen.    Yer^U  5*37.  .  Tf  4cA<<r  Xf^l^.  5^95. 

§.  109."(io2.)  '  '  ••        "   '• 


UV.  , 


B)    im  VerhmwU9  nm  Sir^gt9iU§. , 

I)  Nacli  Verschiedenl^ejt  des  Strafgeiiefzes 
.  104.)  irt  die  Strafe.  A)  entweder  ym^  he^ 
MNü  -  (absolut '  bestunmty '--^ '  ge^etslÜhe  Str. 

eminenten  Sinne  ^)'j  .ö^er  B)  00112   m^e- 

Mfflt  .  (absolut    ui4)e8tiinmt) tuiUkurliehe 

r.,  p.  arbitroHa  im  eminenten  Sinne  ^)j 
er^  C)  inim  !FAet7  bestimm f  (r^latiT  bestimkit, 
th,  relativ  gesetzlich,  oder  relativ  wUlkfir- 
ih);  II). Der  gesetzlichen . Strafe 9  ab  der 
ureh  das  Gesetz  als  Regel  bestimmten  9  und 
lier  ordentUehen  Strafe  ^)y  steht  die  ausser- 
denüiehe  entgegen  9  welche  im  Allgemeinen 
le  Abweichung  von  der  gesetzlichen-  Regel 
greift  ^)  und  zwar  A)  entweder  dem  Grade 
ch  (geschärfte  und  gemilderte)^  B)  oder 
r  Art  nach  (verwandelte  Strafe  ^). 

:)    Aach  die  vom  Richter    in   Gemlsheit    der    gesetz- 
lich gebilligtan  Grundiätae  siicrkaiuite»    arbürärt^ 
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I 

V 

io    wie   die    ans    gmetxlithen    GrÜndea    erkai 

■*''■'   aütiircHliniiiche  Strafe ,  kann  man,    weil  sie 

Gesetzen    entspricht ,    getetzliche   Strafe  -in    ei 

'  welt^W'Sinne  heth^enV    Hier  ist  'aber  nur  tob' 

'  geittzHck  ^bietiimmten ,    oder  gesetzlichen  Strafe 

'  eminenten  Stime  did'Rede.    Beides  scheint  Hipp 

"    '     iieV  j:' «.  K.  ifi^^aafgef.  Schrift.   3.  77.  Ä,   «u  \ 

wechseln. 
' '%)    l^hef^  ist  "jedbth  'de^  Richter  auf  die  Gesetze  l 
*'  '  '  «j^e^Wen; '  Ei^  darf  ^her  z.  B.  nur  anf  solche  Sti 
arten  erkennen,  die  in  dem  Lande  gebilligt  sind, 
c)    Hat  sich  bei  (mUaitimpitfB  Strafgesetzen  durch  < 
richtsgebrauch  ^eine  gewisse  Strafe  als  Regel  gel 
dety  flo^  ist/MTcfa  diese»  t&li«  crdkntUche  Strafe, 
ff)  ^Aus/serdi^m    versteht    man  .  uniet ,  ausserordfntlic 
*  '•   "  IStfAfe-  auch  Wohi'*fitch' 1>  eine  solctic^^räfirt,  v 
-    '    :olM'.alli  Re^l' nicht  in^sE»  gesetzliche  Sirafeasysi 
. « \  [  \   §<*.W>  »foadem  .fiMj-  fifr,  iewiue  i<;|//e  gedrohlt  Q« 
^  ^^  zugelassen   ist^    z.  B.  Icörperliche  Züchtigung 
Vagäbond^n;    2)'  die    sogenfihnte  äussere rdentli« 

..  (^^  ';der  jRdmttd^H  poena  extraoxd;.  0      ..     . 
\<}.,Minderwic)itjgfl^  l^intheilungen:    1)  Genuine  und  • 
.    iondere  (poen.  communee  et  propriae)  ({.  378.)« 
"'"    '  'kirchliche  und  weltliclte  ^  ^)  benannte  und  untenanji 
i    4)j»«ycAf#cJU  und  mechanische  Strafen. 


Zweites    GapiteL 

Von  den  einzelnen  Strafarten  «). 

(§.   HO.   103.) 

I)     Todesstrafen:    A)  einfache. 

Die    Todesstrafe.^)    ist    entweder  em/iie 
oder  geschärft  (qualificirt).     In  jene  Classe  g 
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^n :  1)  die  Entiiauptung  (nach  der  Carolina 
dein  Schwerte  9  in  mehreren  Ländern  mit 
a'  Beile  ^);  2)  das  Hängen  (der  Galgen, 
'  Strang);  5)  da^  Ertränken  (Säcken  ^^ 
[ehes  jedoch  ausser  Gebrauch  istj  und  4) 
\  Erscliiessen f  als  besondere  Strafe. 

)  .  l(Jeber  das  Mmiscke  Strafensystem :  Pauli  rec.  $eni, 
Lib.  Yf  ^^^*  ^7«  §.  3.  Tit.  Dig.  et  Cod.  de  poenia. 
Matthaeuf  de  crim,  Lib.  48.  tit.  19.  Rogshiri 
Ifehrb,  {•  S3 — 67.  —  lac.  Doepler  tfuatrum  poe- 
narum  etc;,  oder  Schauplatz  derer  Leibet  ^  und  i>- 
bensstrafen.  Sondershaus.  1693.  2  B.  Dorn  Com" 
menlar.  B.  I«  S.  102—138.  Kleinschrod  «yt/. 
Entw.  B.  III.  §.4—90.  B entkam  theoire  des  pei- 
nes  etc.  S.  kritische  Zeitschrift.  B.  I.  H.  3.  N.  I. 
L  //.  Carp  D.  de   relig%on%9  et  poenarum  necessitU" 

■  dine  in  legibus  et  moribus  gentium  conspicua.  Gron. 
1827.  —  Sehr  belehrend  für  die  Criminalpolitik 
ist  C.  G.  Wächter  die  Straf  arten  und  Strafanstalt 
ien  des  Königreichs  Würiemberg,   Tubing.  1832. 

»)  iDie  Literatur  des  berühmten  Streites  über  die  Recht» 
mässigkeit  der  Todesstrafe  s.  bei  Böhmer  Handb. 
der  Lit.  S.  647  ff.  Eine  Uebersicht  der  neues ten, 
besonders  Französischen  u.  Niederländischen  Schrif-. 
ten,  im  N.  Archiv  X.  346  ff.  XII.  668  f.  XIII.  304  f. 
Eine  Beurtheilung  Deutscher  Schriften  von  Abegg 
in  den  £rl.  Jahrb.  1832.  B.  n.  &  132.  B.  XIV.  S. 
229.  B.  XYll.  Sr.  52.  Ausserdem  Henke  Handb,  l. 
§.  66.  W*  G.  Schirlitz  die  Todesstrafe ^n  natur'- 
rechtlicher  und  sittl,  Beziehung,  Leipz.  1825.  Trum» 
mer  in  den  criminalistischen  Beitr.  B.  II.  H.  I.  S. 
187  f.  Grohniann  im  N,  Archiv  des  C.  R.  B.  VIII. 
S.  170  f.  C.  B.  Wins  de  supplicio  capitali  tollendo- 
Lovan.  1825.  Vergl.  N.  Archiv  des  C.  R.  B.  VIII. 
S.. 724  f.     L,  H,  Colintz  an  in  republica  bene  ordi* 

11 
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nata  potna  morti»  admiUenda  »it.  licod.  |826.,..K4* 
Justizmorde.  Ein  Votum  der  Kirche.  Leipz«  1826. 
Ch  Lucas  du  tysUme  pinhl  et  dw  aysteihi  t'eprti^ 
sif  en  giniral^  de  ia  peine  de  mort  en  partieuäm. 
k  Paris  1827.  UI  T.  übeirsetat  von  Sinnhabet. 
Darmst.  1830.  (J.  Graf  v.  Soden)  die  Todeeetraft 
Nürnb.  1831.  Richter  pWos.  Strafrecht.  S.  219  ff. 
Bauer  über  Abechaffung  der  Todesstrafe.  In  dei* 
sen  Vergleichung  des  reTidirlen  Entwurfs  für  Han- 
nover. Gott.  1831.  S.  59—95.  Auch  albgedmckt  in 
Hitziges  Annalen  Heft  XXII.  S.  476  ff. 

e)  Ueber  die  WaM  der  Todesstrafen  s.  G.  W.  Böh- 
mer im  N.  Archiv  des  C.  R.  B.  IV.  S.  56  f.  S.SiSf* 
B.  V.  S.  659.  B.  VI.  S.  65  f.  —  Vob  den  Vorzü- 
gen des  Fallbeils  öder  richtiger  Pallschwerts  f* 
Böhmer  a.  a.  O.  B.  VI.  S.,  75  f.  Bauer  Antnerh. 
mm  Uannöv.  Entw,  I.  S.  317  f.  —  Ueber  den  Streit 
wegen  der  behaupteten  Fortdauer  des  Selhstbewust' 
seyns  in  dem  abgehauenen  Kopfe  s.  Klein  im  alten 
Archiv  des  C.  R.  B.V.  St.  11.  S.  Iff.  St.lV.  S.152f. 

d)  Die  P.  G.  0.  Art.  124.  130.  131.  159.  16i  bestimffi 
das  Ertrjinken  für  weibliche  Verbrecher,  anstatt  an« 
'derer  Todesstrafen.  —  Verschieden  von  der  Römi" 
sehen  poena  cullei,  L»  9.  />.  ad^  L'..  Tomp»  de  pdf" 
ric.  §.  6.  I.  de  publ.  ivd. 


§4   111.   (104.) 

B)    Geschärfte  Todesstrafen  a). 

I)  Von  den  innerlich  geschärften  Tode^-* 
strafen  ist  jetzt  nur  noch  das  Radern  im  Gc 
brauche  ^).  II)  Die  misserlich  geschärften  To^ 
desstrafen  sind  A)  entweder  mit  einer,  de^ 
Hinrichtung  vorangehetiden  Schärfung  yec* 
bfiliden,  i¥ohin  das  Schleifen  zur  G^richsstätfafi 
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Sab  Zftngehreltfscii  ^  das  Abhanen  eiueif  Hand 
gekört;  B)  oder  mit  einer  naetifolgenden 
Scharfung  ^  als :  Legen  des  L'eiclinanis  auf  das 
Rad,  Verbrennen  desselben.  Abhauen,  einer 
Haud)  Yieribeilen  des  X^ichnamft  u.  s.  w.  ^). 

*  ■ 

a)  Geschärfte  Lebensstrafen  ^nA-Mmuchen  Bechta 
poena  cullci,  crucis»  crcmaiio,  bestiis  obiici  u.  a.  nu 

6)  Die  Carolina  gedenkt  noch  des  Yiertheilens,  des 
Pfahlens  und  .des  Lebend igverbrcnnens.  P,  G,  O. 
Art.  131. 

r)  lieber  die  ünstatthaftigkeit  der  innerlich  qualificir« 
teil  Todesstrafen,  »o  wie  aller  grausamen,  die  Qual 
des  Sträflings  vermehrenden  >  ii^^aeren  ßchärfungcn. 
—    Die  meisten  derselben  .sind  ausser  Gebrauch. 

§.  H2.  (lös.) 

II )     Leibetstraf/tn. 

Die  Korperstrafen  im  vreitcrcn  Sinne  zer« 
fidlen  I)  in  ver^Virnmelnde  Strafen  ^^^  welche 
jetlocb  mit  Recht  ausser  Gebrauch  sind;  und 
II)  in  körperliche  Züchtigungen  (poenae  corpo- 
ris afflictiTae  s.  str.);  hierzu  gehört:  A)  der 
Staupbesen  (Staupenschlag ^  fustigatio),  vfeU 
eben  der  Henker  öiTentlich  mit  Ruthen  voll* 
lieht  j  B)  der  Stockschilling  (virgindemia) ,  d» 
It-  geheime  oder  öffentliche  Züchtigung  durch 
iea  Gerichtsdiener  oder  Gefangeu^värter^  mit 
ftathen  oder  mit  dem  Stocke  vollzogen  ^).  . 

a)  Die  Carolina  nennt :  das  Abhauen  der  Hand »  Ab- 
sclmeideB  der  Finger,  der  Ohren ,  der  Zunge ^  Aus- 

11» 
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stechen  der  Augen.     P.  G.  O.  Art.  106.  107.  lOi  y. 
123.  159.  \\^ 

b)    Henke  Handb.  des  C.  R.  I.  §.  68.    v.  Zeiller  über 
die  Strafe  der  körperlichen  Züchtigung ;  In  Wagnef'9   i 
Zeiteckr.  für  Oeeterr.  RechtsgeL  TVien  1825.  N.  XI.    : 
Bauer   Amnetk.    zum    Hann9v»  Entw,  h   S«  917  f. 
Mittermaier  die  körperliche  Züchtigung  alt  Straf" 
urt.    Im  N.  Archiv  XU.  650  f. 


§.  H5.  (106.) 

III)    FreiheitBstrafen. 

Zn  den  Freiheitsstrafen  überhaupt  gebo- 
ren: I)  die  F^erweisungen  im  weiteren  Sinne j 
insbesondere  A)  ^  die  Verstriektmg  (confinatio, 
Landarrest  «)  j  6)  die  f^eitueistaig  im  engeren 
.Sinne  (relegatio^)*,  vrelehe  verschiedene  Stu- 
fen hat>  i)  in  Hinsicht  des  Gebietes,  2)  der 
Art  der  Vollstrecltung  (einfache  und  geschärfte 
Verweisung) ;  3).  iu  Rücksicht  der  Dauer  (zei- 
tige und  ewige  *))  G)  die  Deportation  ^).  II) 
Die  eigendiclien  FreihekssUrafen  (Gefängnisstra- 
fen im  weiteren  Sinne).  Hierzu  gebort:  A)  die 
Gefängnisstrafe  ün  engem  SinnCy  welche  blos 
in  negativer  Beschränkung  der  Freiheit  besteht, 
und  sowohl  das  Standesgefängniss  ^) ,  als  das 
gemeine  Ctefängniss  begreift;  B)  das  Gefang^ 
niss  mit  ZwangsarbHt  Yerhttiidtn ,  insbesondere 
1).  Arbeiten  im  Innern  der  Strafanstalten ,  wozu 
das  Arbeits  -  und  .  das  jfwMums  geboren  f ) ; 
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ö/fentUehe  Arheitntrfifen  S) ,  welche  manche 
rten  und  Stufen  zulassen  A). 

0    P.  G.  0.  ilrt.  161, 

0  Ueber  Rom.  Recht:  Wächter  Lehrb.  {.  99.  N.  14. 
Sehweppe  Rom,  Rechtsgeach,  §.  603.  604.  Span* 
genherg  über  die  Strafe  der  Verbannung  bei  den 
Rämem.    Im  N.  ArchiT  XI.  523  f. 

)  K onopack  über  die  Dauer  einer  zeitigen  Freiheiten 
etrafe.    Im  N.  Archir  XIIL  349. 

\)  Ueber  ünzweckmasf  igkeil  der  Deportation  als  Straf- 
mittel.  N.  Archiv.  XI.  703.  .van  We»t  D.  de 
poena  deportat,  Amslel.  1832.     Nl  Archiv  XIII.  454. 

)  Ueber  die  Noth wendigkeit  und  Statthaft igkeic  einer 
Verwandlung  der  ordentlichen  Freiheitsstrafen  in 
die  Festungsstrafe:  Bauer  Anmerk._  Th.  I.  S.  243  f. 
Wächter  die  Strafarien  und  Strafanstalten  a.  f.  w. 
8.  109  ff. 

)  Wächter  über  Züchthäuser  n,  s.  w.  Stattgardt  1786. 
Wagniiz  über  die  Verbess.  d.  Zuchthausgefangenen. 
Halle  1787.  Desselben  Nachrichten  über  die  merk-' 
würdigsten  Zuchh.  in  Deutschi.  Halle  1791.  1794. 
2  Th.  VOM  Arnim  Bruchstüche  über  Verbrenn  u, 
S^lrafen.  Fraakf.  u.  Leipz.  1803.  J.  Lotz  über  öf- 
fentl,  Arbeitshäuser  u.  s.  w.  Ilildb.  1810.  v.  We^ 
veld  freimüth,  Gedanken  über  die  Vei'mindernng  der 
€!riminalverbrechen.  Münch.  1810.  —  Ueber  die 
Einrichtung  der  Strafansuhen  in  OesterreicL  Im  N. 
Archiv  des  G.  R.  B.  I.  Mittermaier  über  den 
neuesten  Zustand  der  Gefängnisse  in  England  und 
Frankreich.  Im  N.  Archiv.  IV.  571  f.  Hirxei  über 
die  Zuchthäuser  und  deren  Verwandlung  in  Besse-^ 
rungshäuser.  Zürich  1826.  Hudtwalher  u.  rrum- 
mer  Criminalistische  Beiträge.  B.  I.  I.  R.  IL  Ju» 
lius  Vorlesungen  über  die  Gefängnisskunde.  Berlin 
1823i  «—     Ueber-  das  Fünitentiareystem .  Spangen» 
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berg  in  der  oben  (§.  30.  n«  a.)  angeführtcD  Sohitfj^ 
Birnbaum  Or.  de  peculiari  aetath  no9trae  ius  cn* 
minaie  reformandi  studio,    Lovan.    p.  104  8.    \eip» 
die  Beurtheilung'  vieler  neueren  Schriften  über  P^.   ' 
nitentiarien  y    Straf«   and   Besserungshäuser    Im  'S» -^ 
Archiv  XIL  152  f.  327  f.  668  f.  ^ 

^    KUinschrod  über, die  Strafen  der  öffentU  Arbeitm,  ' 
Würzb.  1789.    Vermehrt  in  dess.  Abhandl.  Th.  I.  N.  Y.  ^ 

4)  Ueber  die  tJnzweckmässigkeit  der  nach  mehrefci  ^ 
Gesetzen  (Code  p^nal.  Art,  18.  Baier.  St.G.  B.  ^ 
Art.  8.)  mit  der  Verurtheilung  zu  lebens,längl icher  '^ 
Freiheitsstrafe  verknüpften  Fiction  des  bürgerliche  ^ 
Todes  8.  Bauer  Anmerk,  lum  Hannöv,  Entu>,  I.  S.  "^ 
325  f.  —  U.  A,  Evertsi  D.  di  morie'  eiviU.  ^ 
Gron,  1822,  '  • 


§•   114.   (107.) 

IV)    Ehrsnstrafen  a). 

Die  Eiiretis trafen  im  weit)äreil  Sinne  sind 
I)  entweder  .Ehrenstrafen  ,  im  engeren  Sinney 
d.  h«  welche  nur  das  Ehrgefühl  .  hränken. 
Hierzu  gehören  A)  die  blos  besöhämenden  (de- 
müthigeiiden)  Strafen,  insbesondere  1)  der 
.Yerweiss^  2)  die  Kirchenbussie^),  5)  die  Eh- 
renerklärung^^^ die  Abbitte  und  der  Widerruf 
X§.  220,) 9  B)  die  beschimpfenden  Strafen,  wel- 
che in  öffentlicher  Ausstellung  an  den,  Straf- 
pfalü  bestehen,  und  durch  Nebenübel  ge- 
schärft werden  können.  II)  Die  entehrenden 
^trafen,  d.  h«  welche  das  Recht  auf  Ehre 
ganz  oder  theilweise  entziehen.     Hierzu  gehört. 
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I  die  Entziehm^  der  vorzüglichen  Ehre  (Stan- 
i«9  Amts-,  Hangs -9  Ordenseiire),  insbeson- 
iL4ie  Degradation,  Amtsentsetzung  ^),  Adels- 
aobung^    B)   die  Entziennng  der  gemeinen 

I  ■  _  , 

ryerehre  —  Ehrlosigkeit  ^).  —  Der  Ver- 
t  .o/er  'IShrcnrecbtc  ist  entweder  die  Folge 
tareV,  Strafen^  oder  selbsUtändige  Strafe, 
i  wird  im  letzteren  Falle  entweder  bios 
*CQ  .das  UrtheU  ausgesprochen,  oder  za- 
ieH  durch  bildliche  Handlungen,  z.  B«  das 
mdmarken,  das  Ausstellen  an  den  Scband- 
lit'li.  dgL ,  versinulicht. 


»  ,€^»  JF0  .Ei chAorn-  Einleitung  in  da*  DeutMche  Privat" 
recht.  3te  Auag.  Göiu  1829.  {,  83-90.  -r  Mitter- 
maier  Grundsätze  des  gem.  Deutecken  Privatrechte, 
4te  Ansg.    Landsb.  183 J.  {•  93—97.     Dereelbe  in 

..  de^,  criminaiiet.  Beitr.  B.  I.  S.  471  f.  C.  G.  Hüb- 
ner  über  EhrCy  Ehrlosigkeit ^  Ehrenetrafen  n.  s.  v. 
LetpB.:];dOO.    Burehardi  D.  de  infamia  ex  dieeipl, 

'  Born.  -KU.  1819.  4.  Walter  über  Ehre  und  Jnjur 
nank  Röm,'R.  ImiN.  Archiv.  IV.  108  f.  Th,  Ma^ 
retoll  über  die  bürgcrl.  Ehrcy  deren  gänil.  Entzieh, 
u.  theilweise  Schmälerung.  Girsseii  1824.  Martin 
Lehrb.  §.  89  —  91.  Wächter  die  Strafarten  dee 
Kön.  Würtemberg.  S.  215  f. 

Vcrgl.  Böhmer  Ut.  dee  C.  R.  S.  700  f. 

Von  der  Caeeaiion .  ist  verschieden  Dienetentlaieung^ 
Suspension  and  Translocation. 

Eichhorn  a.  a.'  O.  {.  88.     Mittermaier  a.  a.  O. 
§;46.  97- 
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§.   llS.   (108.) 

V)    V*rfMgen*»trifeH. 

Zu  den  VermSgensstrafen  gelioren :  I)  die 
Geldbussen  (mulctae  ^);  II)  die  ConfUcation, 
Diese  ist  A)  entweder  Confiseatioii  etitze&uv 
Sachen  oder  Rechte  (z.  B.  §•  285.),  B) 
oder  allgemeine  Vemiogensconjucation  (publica' 
tio  bonorum,  confiscatio  oinnium  bonorum  ^). 
Der  Vor  theil  aus  den  Yerinögensstrafeii  ge- 
bflrt'  in  der  Regel  den  Staatscassen^). 

a)    Oersted  Grundregeln  der  Strafge9etzfl^S^'9J2  f. 
6)    Henke  Uandb.  L  S.  484  f.  —    Die  im  Rom.  R.  ge 
gründete   (£.  1.   D.   de  bon.  damnaior,)  y    und  durcl 
spätere  Constitutionen  {Nov.  134.'  6. 13.)  nur  'SEU  Gnn 
sten  derDescendenten^' Ascendenlen  und  £hefrau  de 
Verbrecliers  aufgehobene ,    etilUchweigende  Yermö 
gensconliscatien  \    als    blosse    Folge    einer   Capital 
strafe,  ist  durch  die  P.  6.  O^ktU  216«'(vergl.  mi 
.    Art.  136.)  gemisabilligt. 
,   e)    Ueber  den  Anfattgapunci  der  Confisc^tionsstlrafe  - 
über  die  davon  cuisgenommjifßen  Güter  -^  übelr  derei 
Ausdehnung    auf   spätere   £)rwerbuQigeo    a*   Henk 
Uandb.  I.  S.  487.     Wächter  Ifhrb.  S.  183. 

.   '       ■    •  '.   ■  ■ 

Drittes    Capitel. 
Von  dem  Verbäitnisse  der  StraCarten  m  einander  ^) 

§.  116.  (m) 

I)    Allgemeine  Regel, 

Das  gegenseitige  Verhältniss  oder  dl< 
Grösse   der  verschiedenen   Straf  übel  bestimm 


■•^  ,-.  A    ji  fl/»    ^     ■<.' ..    '^ 
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üAj  öbjeetiv  betrachtet  9  I)  theils  nack  der 
Wichtigkeit  9  Uners^tdickkeit  nnd  Zakl  der 
Gütery  weicke  dorck  djie  Strafe  entzogen  oder 
giMckmalert  werilen^  II)  tkeils  durck  die  Gro- 
tte des  Schmerzes 9  WQloken^.die  Strafe  verarm 
sackt.  Subjectwe  Aücksiekten  können  daa 
Verkaltniss  sekr  verändern  ^).  Aus  jenen  Er- 
Isenntnissgriinden  lässt  sick  tkeils'  die  AbstUF- 
fimff  tkeils  die  GUiehOeUrnnj  der  Strafen  be^ 
«)• 


a)  Quistorp  Beiträge  zur  Erlauf,  verichied.  Rechttmat 
B.  n.  St.  3.  S.  1  f.  Kleimehrod  äyiU  Entw.  V. 
UL  {.  11«  f.  TititMmn  Handö.  Th.  L  §.  77  U 
Wächter  die  Straf  arten  desK.  Wiirtemberg.S.VlBlf 

h)  Die  Gesetz^eboDg  kann  mf  dergleichen  persdnliche 
Yerlialtnisse  nur  in  sofern  Rücksicht  nehmen,   als 
sie   ganse   Ciassien    Ton  Personen   betreffen,    B.  B. 
'  weibliches  Gesdiiccht,  Alter>  Stand  0.  dgl. 

c)  Es  fehlt  in  den  gemeinrechtlichen  Quellen  fast  gäns- 
lieh  an  Bestimmungen  hierüber. 

I  a 

g.  117.  (110.) 

n)  Anwendung  dieser  Regel:  A)  -Abstufung  der  Strafen  a). 

A)  Abstufung  verse/uedenartiger  Strafen: 
1)  Todesstrafe  9  2)  ewige  Frcikeitsstrafe  9  S) 
zeitige  Freikeitsstrafe,  4)  Ekrenstrafe,  S) 
Geldbusse.  B)  Abstufung  der  Strafen  von 
f^eicier  Gattung  oder  ArL  Diese  bestimmt 
sick  tkeils   nack  der  Datier^    tkeils  nack  den 
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c)    Es  iat  hier  nur  Ton  .den-  Str^farten  die  Redp,  vel 
jetU  nooh^  und  zwar  »Is  selbstständige  Strafen  > 
lieh  sind.  .    . 


>fV 


*  6)    V.  Ffuerbaeh  X^hrb.  jj  155.  lS6. 


I .i . 


:•>;•..' 


•  §!' iiö.  (irt:) 

B)    Glei^t^Uun^  der  Sirafen. 

.  .,  .  .  I)  Zwiis^hen  verschiedenartigen  Straf 
istl  jBeipie  .ifirklwBhe  Gleichstellung,  sonde 
nur  eine  ungefähre  Annäherung,  in  soft 
]nö&:lich.  als  sich  zwischen  zwei  Straf üb< 
jfwi^  z.  B.  zwUchen  ,GeId-  und  Arheitsstra 
einige  Andiogie  findet  a)..  II)  Bei.  gleu 
ikrÜgen  Strafen ,  "  z«  B  •  Zuchthaus  -  und 
fentÜchißr  ArßeitÄ's^rkfe  ,  lässt  sich  durch  i 
länfi'ere  oder  huirzere  Dayie^r.,  so  \yie  durch  i 
Nebenübel^  eiM  ßloichsteUung  bewirl&en« 


'*  .    /.  .     t 


»       ■  ■ 


'V 


a)    Landesgesetze  ^  und    Qerfchtsgebfauch    geben!   ni 

selten  positive,  aber  sehr  von  einander  abweiche 

Bestimmungen.^     2^  B.  ß^^'a^esetzb.    f.  Baiem. 

Art.  30.  34.     iV^^iUet  a.  a.  O.  S.  285  f.    Mar 

f,    .  ,.^^-6,  J.  96.  N.  10. 
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§■  119.  (iw.) 

I 

1)    Fon  cfem  JR^llftf  dtr  Antßendung, 

■  •        •  • 

Der  flichter  ist  *  verpflichtet  lind  berech- 
[ty  die  Strafgesetze  auf  Torhoinmende  Fälle 
mweaden^  und  also  diese  nach  jenen  zu 
artheilen  (§.  23.).  Die  allgemeineki  Prä- 
üen  des  in  seinem  Urtheile .  liegenden  Yer- 
nftschlusses  bestehen  I)  in  dem  Daseyn  eines 
rmfyeietzes  und  der  Kenntniss  seines  •  wäh- 
lt Sinnes  und  Umfanges.  Dahbr  gebttrt  dem 
chter  auch  die  Auslcifung  der  Strafgesetze  a)^ 
I  ein  nothwendiges  Mittel  ihrer  richtigen 
iwendong.  Und  hiervon  ist  selbst  die  atM- 
hnende  Auslegung  nicht  ausjg^jenommen  ^  als 
lebe  zeigt ,  dass  ein  Fall^  wenn  gleich  nicht 
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unter  deu  Worten,  doch  unter  dem  Si 
des  Gesetzes  begriffen  sey  ^).  II)  Die  an« 
allgemeine  Voraussetzung  des  Strafurtheils 
steht  in  dem  erwiesenen  Ulaseyn  sämmüi 
Thatunutände  j  an  welche  das  Gesetz ,  seij 
ausdrücklichen  Inhalte,  oder  seinem  wal 
Sinne  gemäs , .  die'  Strafe  gelsn^ipllt  hat. 
Richter  ist  daher  berechtigt  und  Terpflicli 
dief  fVahrheÜ  dieser  Thatumstände  zu  prü: 
und  solche  dann  mit  dem  Strafgesetze  zu  ^ 
gleichen.  Nur  bei  vorhandenem  voUständ 
Beweise  derjenigen  Thatsachen,  durch  wel 
die  Anwendbarkeif'  fles  Sti*afgesetzes  bedi 
ist,  findet  ein  Strafurtheil  statt  ^). 

•    •  ■  *    ' 

a)  Grolman  in  der  Biblioth.  für  die  peini.  Rea 
B.  I.  H.  i.  S.  51  f.  S.  Jordan  ilbir  die  Ausle^ 
der  Straf ges^zej.  I4andslu  1818.  /.  Eiouji  D.  dt 
terpretatione  in  iure  criminali.    I^ugd.  1822. 

h)    Dass  das  Strafgesetz^,  als  Norm  für 'den  l^h^ 

trachtet  (§•  15.) »    extensive  Auslegung  Bo^äsii^ 

'  Bictit  %Kk' . )>eajveifelii ,  da ,  di^er  das  Geaeta '  sei 

wahren  Sinne  und  Umfang  gemäs  anzuwenden 

Ist  jedoch  das   Strafgesetz  so   enge   gefässt, 

seine  Beziehung  auf  die  unter  den  Worten  de 

ben  nicht  begriffene  Handlung  dem  Volke  nicht 

isty    mithin  dasselbe  nicht  warnen  konnte,    so  i 

folgerichtig  die  Anwendung  des,Ges<efzes  in  so 

wegfallen,   wenn  nicht  etwa  die  Ausdehnung  de 

jtalt  zvm  offenliandigen  ■  Gericbtsgebrauche  'gel 

.den  isti'd^ss  sich  keine  entschuldbare  .üechts^un 

senheit  annehmen  lässt.  —      Dass  im  Zweifel. 

mildere  Sinn  des  Strafgesetzes  vorzuziehen  sey, 

siimmei  die  Gesetze  ausdriicklich.    L.  1&.  j.  % 
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.  J99.  f.  1.  JD.  cf«  It  Z.  L.9t  i%  D.  d€  foeniM.  C. 
49.  d€  R.  /.  M  n. 
,  1  'e)  üeber  die  ünxulSssiglceit  auaerardenilieher  Strafen 
bei  unvotikommenem  BeMreiie  y  so  wie  ,über  die 
.  Zuliiiigiichkeit  eines  vollen  künstlichen  Beweises: 
Bauer  Grunds,  des  Cr,  Processes.  $.  139.  140* 
Vergl.  j.  121.  n.  a. 

§.  120.  (113.) 

S)    Arien  der  Anwendung. 

-  Die  Anwendung  der  Strafgesetze   ist  ent- 
weder   directe^     oder    indirecte    (atialoijUcIhe). 
b  Hinsicht    der   letzteren    ist  zwischen  allge- 
tteiner  und  besonderer  Analogie  zu  unterschei- 
den.     I)   Die   besondere  oder  Gesetzesanalogie 
besteht  in  der  Anwendung  einer   bestehenden 
Sin^Mitznng  auf  eine  zwar  strafwürdige  ^    aber 
nicht  ausdrücUich  mit  Strafe  bedrohete  Hand- 
lung, wegen  völliger  Gleichheit  des  Grundes  ^). 
^;     Diese  ist  durch  die  Gesetze  gebilligt  ^),    und 
K     entspricht  auch    den    allgemeinen  Grundsätzen 
^;     (§.  23.).      II)  Die  allgemeine  oder  Uechtsana- 
logie  besteht  in  der  Anwendung  der  aus   dem 
Geiste    einer  positiven   Strafgesetzgebung  sich 
ergebenden  Grundsätze   über   die  Strafwürdig- 
leit    der    Handlungen    auf    eine,     durch    ein 
gewisses   Strafgesetz,     weder   seinen  Worten, 
y     noch   seinem    besonderen    Grunde    nach,     mit 
Strafe  bedrohete  Handlung  ^).      Diese  Rechts- 
analogie   hann    zwar   eine  Handlung   als   strafe 
würdig  y    nicht  aber  als  ein  Verbrechen  darstel- 


r 


l^^' 
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len,  und  berechtigt  daher  denr*  Richter  i 
dieselbe  als  ein  solches  zu  bestrafen ,  i 
ihm  weder  die  allgemeinen  Grundsätze  ^)  9 
besondere  Vorschriften  •  positiver  Gesetze  ^ 
so  gefährliches  Recht  einräumen. 

a)  Mit  der  GesetzeaanalogU  ist  die  extentive  Am 
des  Strafgesetzes  nicht  zu  Terwechseln  (§.  11 

h)  X.  7.  §.  3.'  D.  ad  £.  luL  mai,  9  -^  vel  ex  sc 
t legis  —  Yel  ad  exemplum  legis. c  P.  G,  O«  i 
»in  was  Sachen  (oder  derselben  gleichen)  u. 
Die  Zul&ssigkeit  der  analogischen  Anwendu 
Strafgesetzes  auf  einen  Torliegenden  Fall  v 
doch  durch  das  Daseyn  einer  entschuldbar^  1 
unkunde  ausgeschlossen  (§.  119.  n.  6.). 

r)    Die  Rechtsanalogie  dient  zwar  der  Doetrin  zo 
bildnng  des  Rechtes /so  wie  dem  Richter, 
bei  AuiUgung  der  Strafgesetze!,  als  bei  Ztai 
.der  gesetzlich 'unbestimmten  Strafe    (TergL 
151.)«    Hier  kommt  es  aber  blos  auf  die  Fr; 
ob  die  Rechtsanalogie  die  Stelle  einer  Straf, 
vertrete,  und  hinreichend  sey,  eine  Handh 
ein  Verbrechen  zu  erklären.     Nur  von  jene 
brauche  der  Rechtsanalogie  oder  von  der  Gc 
anelogie    oder  von  der  extensiven  Auslegun 
die  Texte  zu  verstehen  >   aus  welchen  man 
weisen  sucht,  dass  auch  die  Rechtsanalogie 
Strafgesetzen  gehöre.    (S.  n.  cf«  und  §•  86.  n. 

d)    V.   Feuerbach  Revision,    B.  IL    S.   11  f.    S 
Henke  Handb.  I.  §.  89.    A.  M.  ist  Oersted 
regeln,  §.  15.    Dessen  Beispiele  sich  jedoch 
Gesetzesanalogie  beziehen.    Am  wenigsten  wü 
Rechtsanalogie,  wenn   man  den  Geist  der  ve 
denartigen  gemeinrechtlichen  Quellen   darunt 
stehen  wollte,   die  Stelle  einer  Strafsatzung 
tea  können,  wenn  gleich  das  Material  dieser  i 
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iütck  die  Doctrin  iiod  Pfaxit  oiflir  su  eUem  Gte<» 
Ben  iäi  verarbeitet  vordea. 

f)  L.  14.  §.  14.  D.  de  religioais  (Xl.  7.)  »—  non  rect« 
»fäcere:  poenmk  tarnen  in  tum  ttatutam  non  esse,^ 
L.  131.  |.  1.  D.  de  V.  S.  —   ipoinii  non  irrogmtur^ 
>m'#.  yuae  guafiie  Uge  wl.  quo  aiio  iure  Mpecitüitev 
fkuic  delifcto  imponta  esL*     P.  G»  0.    Art.  104.  j;;* 
Dex    Art.  105. ,    -welcher  sagt,     »fn  wae  peinlichen 
iFälteni   die  Strafe  j^af  n\cht ,   oder  nicht  l)e8limrnt 
and  klar  festgesetst  iey»   aoUten  die  Richter  Ra^s 
güegeUf  wie   in   solchen  Fälie^:  deA  Gesetzen    »am 
fgemässigeten  geartheilt  werden    solle »c    gibt  dem 
Richter  nicht  das  Recht,   eine  unerlaubte  Handlang 
vermöge  der  Rechtsanälogie  für  ein  Verbfechen  zu 
erklären,   sondern  setzt  einen  uirkliehen  peinlichen 
Fall  vß'rauej   und  verweist  den  Richter  nur  in  Hin^ 
sieht  der  Zumeseung  der  Strafe  auf  die  Rechtsana- 
logie. -*    Ueber  die  abyreichenden  Meinqngen  An- 
derer yergl.  Jordan  a^;>,>9«  .S^ J2  f.  110  f.    Hof- 
acher  im  N.  Archiv  de»  Cri(m.,  JR.;.B«  Y*  S.  446  f. 
Wächter  Lehrb.  {.  41.  N.  94i 


Erster  Titel. 

Oft  der  jiinweudiing  der  Strafgesetze  überhoitpt. 

Erstes    Capitel. 
Bedinj^nj^n  der  Anwendtin|p« 

§.   121.   (114.) 
Vor  er  inner  ung» 

Die   Anwendbarkeit   eines   jeden   Strafge- 
»9   d.   h.  die  rechtliche  ^löglichkeit,   das- 
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selbe  auf  einen  gegebenen  Fall  anzuwendea, 
beruht  auf  zwei  allgemeinen  Bedingangen. 
Dazu  gehört  I)  das  Daseyn  einer  solchen  Hand* 
lung  j  welche  das  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  -* 
ed^  der  Thathestand  des  Verbrechens^  D) 
Getmssheit  des  Thäters.  Die  sämmtlichen  Thit» 
Sachen^  von  welchen  die  Anwendbarlseit  dei 
Sfarafgesetzes  abhängt,  .müssen  völlig  erumm 
seyn  ^).  Da  .  die  Ausmittelung  des  Thiten 
blos  zur  Lehre  vom  Criminalbeweise  gehfiri^ 
so  ist  hier  ni,ir  von  dem  Thatbestunde  zu,  hau* 
dein,  weksher  jedoch  auch  die  Znrecheubw^ 
keit  der  Handlung  umfasst  (§•  1SS5.). 

a)  Das  Daseyn  der  Bedingangen  der  Anwendbarfceil 
nennt  man  auch  die  übtolute  Straf dccrkeit  (§.  80.  a.  ij^ 
welcher  AuAdmck  jedoch  auf  NebenvoraieHuag« 
führt 

b)  Die  bekannten  Controversen  1)  über  die  Zoläsiigkeit 
eines  Strafurtheils  bei  unvollständigem  Beweise  (s.g. 
poena  extraordinaria) ,  und  2)  bei  künstlichem  Be* 
veise,,  gehören  mehr  in  die  Theorie  des  Stf^ 
processes,  als  hierher.  M.  vergl.  über  erstere  die 
durch  die  Halliische  Preisfrage  veranlassten  Schrif- 
ten von  Eisenhardt  (gekrönte  Preisschr.)»  Berglj 
Zachariä  und  Vezin  im  alten  Archiv  des  C.  X» 
B.  III.  u.  IV.  Holzschuher  ab  Harrach  D.  de 
poena  extraord,  deficiente  plena  criminis  probatumi 
neutiquam  decernendcu  Alt.  1799.  Kleinschrod 
AOL  B.  I.  N.  I.  Mittermaier  Theorie  des  Be^ 
weises  im  peinl,  Froc.  Th.  II.  S.  451  f.  —  Uekf 
die  zweite  Frage:  Bauer  Grundsätze  des  Criminal'' 
processes,  §.  140.  St  übel  über  den  Thatbestanä» 
§.  272  f. 
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Erster   Abschnitt. 

Von  dem  Thatbestande  überhaapt  a). 

'"'        il  ■  i^-.*  .»,1  »  fc     'i  1^  J 
I)    Begriff  des  Tltßtbe^tand%». , 

I)  Thatbesiand  eiMTs  pf^-^rb^^sshenw 
irpiis  deBeti)  m  thesi  od..fii  a^bstracto  üt 
r  Jkbegrilf  der  g$$et%lichm  Merkmale  emee 
rhreekeiui  '  AOle  dme  Merltinale  dind  tue^ 
itt!Ae^  Stöck  de»*yei^  <§.  123.  m 

II)  J'A4il6elfiiiii{  in  hypotheei^fA.i^ 
tereto  iet  ^^dag' wirkliehe  Dttscyn  aller  jimer 
rkmale  bei-^einer  bestimmten  Uandkmg  {dio 
bkUehkeit  de«  VerbreekeM  ^),  ^  'AtisffMokhs^ 
iMHu  Begriffe  des  ThaÜiestandes  sind'  Aeilg 
Frage  von  der  Gewissheit  des  Thatersy 
ils  diejenigen  Umstände^  welche  blos  die 
ifeti  der  Straf  barkeit  ^  mithin  nicht  das  Da- 
li des  Verbrechens  an  sich  befrefi>in.  ' 

)  C,  Ch.  Stubel  über  den  Thatbesiand  der  Verbrechen 
u.  8.  "w.  Wittenb.  1805."  '.C.  G,  Diener  deÜbaid quae^ 
dam  de  corpore  delicti  copilcu  Lips.  I80i,  X  Kit» 
fta  Beitrag  lur  Lehre  über  die  Erhebung  des  That^ 
bestdndes,   Wien  1831.  bes.  §.  1.  2. 

i)  Mändlich   Ton  den  Nebenhedetitwigen  ^'  'w6t\n  corpus 
delicti  anpassend  gebraucht  wird.    Bo^hme^^  ad  C. 
•C.  C.   Art.  <.§■.  10.'  "  •'      '     •■••  *'■•' 
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8.  lös. 

II)    Eintheilungen  de$  Thatbestandet, 

Der  Thatbestand  ist  I)  in  Rücksicht 
Natur  seiner  Erfordernisse  A)  entweder 
cUver^  d.  h.  der  Inbegriff  der  Merki 
welche  die  Handbmg  an:  sich  betreilfen, 
oder  iubjectiverj  d.  h*  der  InbegrüF  der  ] 
male  9  welche  sich  aiuf  das  handelnde  St 
beziehen^).  II).  In  Hinsicht  dar  Au 
nung  ist  der  Thatbestaud  A)  entweder  < 
meiner  j  welcher  die  aUgemem  wesend 
Erfordernisse  ii22er  Verbüccheni  begreif!:, 
öder  besonderer y,  welcher  die.  .e^j^en^ftiim 
Erfordernisse  einer  gewissen -^Lt  von 
brechen  enthält  ("  TAatbestaml  im  emui 
Sinmt^)*  Cy  Zwischejoi  beiden  stehen. ili 
memiMsAii/l^fieAeit;  Erfordernisse  melirerery  \ 
verschiedenartiger  Verbrechen. 


■'"•'■  '  '    ■  '   -  T  1 


I 

t 


a)  Wenn/Mancbe  ^le  Aufti^itt^f^ng  der  Person  de 
ters  den  subjcctiven  Thatbestand  nennen,  g* 
«tösst  diess  nicht  nur  gegen  den  Begriff  des 
bestapdes  (§.  122.)  \und,  ffegen  den  all^ei 
Sprachgebrauch,  sonderii  führt  auch  zu  IUI 
ständniss^n,  —  Was  zum  allgemeinen  subj 
Thatbestande  gehört,  ergibt  sich  aus  §.  41.  u. 

b)  1)  J^ie,,^intheilung  in  ti\^enUichen\ind.aus8er\ 
liehen  ThalJl)cstaÄd  dlVächj^erLekr:^.  §.  43.) 
richtig,    da    die    ausserwe^ntlich/cn    Stücke 
zum  Begriffe  und  Daseyn  eines  Verbrechens  g< 
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soi^ni  nur  mif 'die  Strafbesümniiii|;eii  Einflugsha* 
beo  (§*40.).  JVßjriin  lehrL.  {.29.  a.  £.  2)  Die  Ein- 
theilanj^en  ia  realen  und  personalen  (St übel  a.  a.  O« 
ff»  4.  ii.'i80>    io    irie    Iti  materialen   und   fofmalen 

■  *  ■ 

Thacbeitand,  ^«ffni^  im  Ganzen  mft.der  Unterschei- 
dung vmiBcffen  öbjectivcm  und  subjeciivem  Thaibe» 
f lande  znaammen,  fübr<^n  aber  aurKifbenvorstellungen. 


•  •  I 


§.  124.  (116.) 

tt>    "fflt)    'V9Ü  dem  üUgemeinen  Thatbeatande  tf). 

,.  w|),,2ip|Dii  iiUg^eHieioeii  Thatbestande  eineg 
loi  Verbredkeng  gehören  die  oben  (§•  40  — 
(t)^ ...beMtudebenen  mUgemem  wesenüiehen  Er^ 
pierimäeder  Verbrechen  ^)^  nemlich  A)  als 
dfjeet^  eine  Person  ^  welche  möglicher  Weise 
eriWtecken  begehen  kann  (§.  41; — 44.)*  B) 
Ine  äussere  9  gesetzwidrige  und  versclmldcte 
miJUMmg  (§.  47— .03.  ^).  U)  Gemeüudiaß- 
Ae  Methnmle  des  Thatbeslandes  mehrerer 
ken  von'  Verbrechen  und  zwar  A)  des  x^bje- 
ven  Thatbestiindes 9  sind:  1)  ein  gewisser 
)iihe§onders  geeigensehafteter  Gegetistand  (z. 
.  Kindesmord 9  Schändung,  Diob.4tähl) ,"  2) 
^e^igeudsMe  Art  der  T/täÜgkeit  (z.  fi.  Gewalt, 
lüsishangy  Entwendung) ,  3)  ein  bestimmter 
^qtg  der  Hand[luug  (z^.  B*.  Tödtung^  Raub, 
iiuidstiftung)i'9  B)  des  subjeciioen  Thatbestan-* 
s:  1)  eine  besondert  Eigenschaft  des  Thäters 
.  B.  StandesTerbrechen 9  Hausdiebstahl,  Kin- 
smord);    2)   eine  gewisse  Art  der  VerschnU 

12* 
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dting  —  nemlieh  a)  entweder  Dohis  ührrhü\ 
liei  allen  Verbrechen,  Mrelche  uicüht  aus  F; 
lässigkcit  verübt  seyn  können  (§.  35.) ,  |))  < 
Ueberlegting  (z.  B.  beim  Morde),  c)  odei^ 
Ins  in  Beziehung  auf  einen  besthnmten  Et^ 
(z.  B.  auf  Zueignung,  Ehrenkränkung,  "V 
lustbefriediguhg  ^). 

a)  Von  dem  besonderen  ThatbeMtande  der.einiUfkeri 
ten  von  Verbrechen  ( Tliatbestand  im  emiji 
SiBiie)  kann  erst  bei  diegeni  mithin  im  beJhAi 
TheiU  die  Rede  seya» 

6)  Nur  mit  Ausnahme  des  Erfordernissei  einet  heH 
ten  GegtnstandeM ,  da  sich  dieses  nicht  aiif  4^e 
brechen  bezieht  (§.  45.). 

■ 

c)  Das  blosse  Daseyn  des  allgemeinen  Tb^^beaif 
wenn  solches  auch  ohne  alle  Merkmale  des  b 
deten  l^balbestandes  vorkommen  könnte ,  \ 
nicht  hinreichen  y  um  irgend  ein  Stra%esefz 
wenden.  Der  Mangel  irgend  einea  Merkmab 
allgemeinen  Thatbestandes  hingegen  schliesst. 
Verbrechen  ausy  selbst  wenn  die  Erfordernisse 
besonderen  Thatbestandes  ^  vorhanden  waren. 
Aufstellung  eines  allgemeinen  Thatbestandes  k 
her  nicht  ohne  Nutzen. 

■       ■  *  * 

d)  Wo  beim  Daseyn  des  allgemeinen  ThaltbesU 
eins  der  gemeinschaftlichm  Erfordernisse  ge«i 
Arten  von  Verbrechen  oder  ein  Merkmal  des  l 
deien  Thatbestandes  eines  bestinimten  Verbre 
fehlty  da  ist  entweder  ein  anderes  Verbrechen^ 
nur  ein  Versuch  vorbanden«  .  ,   r  i 


■•  k 


i 

i 

I 


i 

i 
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Zweiter  Abschnitt. 

Iiibesondere  T^on  der  Zurechenbarkeit  der 

Handlang  a). 

§.  12S.  (U7.) 

I)    Begriff  der  Zurechnung  b). 

Die  äuBserUch  (objectiv)  strafgesetzwidrige 
Handlung  muss^  um  das  Strafgesetz  auf  die- 
idbe  anwenden  zu  können ,  auch  innerlich 
(sabjectiy)^  d.  h.  nach  dem  jWilien  des  Han- 
delnden,  dem  Gesetze  entgegen  seyn.  Als- 
dann.  kann  sie  demselben  zugerechnet  wer- 
den ^  und  hierauf  beruht  die  Schuld  des 
Handelnden  (f^erschuldung  y  reatusy  culpa  itn 
Vfdteren  Sinne).  Rechtliche  Zurechnung 
(imputaiio  iuris)  ist  die  Erklärung  ^  dass  eine 
tumerlich  gesetzwidrige  Thal  in  einer  gcsetz' 
vsidrigen  ff^iUensbestimmung  des  Thiilers  ilkre 
VfSMche  habe  (oder  die  Erklärung  ^  dass  die 
(dijeetiy  strafbare  That  vom  Thäter  verschul- 
det sej  ^). 

a)   Die  Zurechenbarkeit  ist  eine  Eigenschaft  der  Hand' 
•   bmg  (§.  SS.))    bezieht  sich  jedoch  auf  Eigenschaften 

■ 

und  Yerbäitnisse  der  Feison  und  setzt   insbesondere 
'  >,  S^rtckmtngsfähigkeit   der    letzteren   voraos.      Beide 
gehören  aber  znm  subjectiven  Thatbestande  (§.  123.)* 

^)  Schriften  über  die  Lehre  von  der  Zurechnung  s.  bei 
'iähmer  in  d.  Lit.  des  C.  H.  S.  805  ff.  Ausserdem 
V.  Feuerbmch  Lehrb.  Ute  Ausg.  §.  84  —  91.    Der- 
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$ted  Grundregeln.  §.  16.  S.  129 -- 136.  Heilr 
Handb.  I.  {.  46  f.  Wächter  Lehrh.  §.  66  f.  -  & 
G.  Vogel  ein  Beitrag  zur  gerichtsäritlichen  JW« 
van  der  Zureehnungsfähtgkeit,  2te  Autt,  Stendal  Iffij 

c)  Manche  nehmen  Zurechnung  auch  in  einem  «ctteraj 
Sinne  für  die  Erklärung,  das«  eine  Person  ürbekrl 
eines  Verbrechens  sey,  und  swar  1)  physische  Or>' 
Sache  (imputatip  facti,  äussere  Zurechnung);  2)  will- 
kürliche Ursache  (imputatio  iuris,  innere  Zarech« 
nung).  Andere  fügen  auch  noch  eine  Zyirächw^ 
7ur  Belohnung  oder  Strafe  hinzu  {fragmati^cke  k(r 
putation),  wornach  also  eine  dreifache  ZurechnoB^ 
nemlich  snr  That,  zur  Schuld  ^nA  znt  Strofe  n 
unterscheiden  wäre.  Allein  diie  dritte '  ist  nor  4ip 
Ergebniss  der  beiden  erst^ren,  und  die  erste  irinl 
nur  uneigentlich  Zurechnung  genannt.  Ui^T  ist  ui^ 
mer  blos  von  der  Zurechnung  zur  Schuld  (recbtliciie 
oder  .  eigentliche  Zureclmdng)  die  Rede.  «^  Zurede 
nung  zum  Dolus  und  zur  Culpa^  —     ^nmUtelkni 

und  mittelbaren 

\ 

» p  .  ■       i        .  .     . 

§.  126.  (118.) 

II)    Bedingungen  der  Zurechnung, 

Das  Strafgesetz  soll  die  Qürger  \on  dei 
Strafwfirdigkeit'  der  bedrohten  Handlang  nn- 
terricliten  ^  und  ihnen  durch  die  in  der  An? 
drohung  sinnlicher  üebel  liegende  Warnung 
einen  neuen ,  wirksamen  Beweggrund  zum  ge- 
setzmässigjen  Handeln  geben  (§•  16«  L).  Di( 
Cebertretting  des  Strafgesetzes  kann  also  den: 
Thäter  nur  dann  zugerechnet  werden  ^  wenc 
er  sich  hin$ichtlich  derselben  in  einem  solcher 
Zustand^,  befand ,     dqr   es    physisch    mSffUd 
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chte^  dass  das  Strafgesetz  auf  ihn  ciu- 
kte  und  ihn  von  der  Uebertretung  abhielt 
reclmungsfähigkeitj  ImputahüWU).  Dieser 
tand  der  Zurechnungsrähigkeit  enthält  also 
I  Bedingungen  ^    nemlich    I)    BewussUeyn 

Sirafgesetuüidrigkeitf  mitliin  der  verbre- 
rischen  Eigenschaft  der  Handlung  ^)j  ins- 
mdere  Kenntniss  des  Strafgesetzes  9  der 
nr  der  Handlung  und  der  Beziehung  jenes 

diese.  Fehlte  es  jedoch  dem  Handelnden 
*an  auf  eine  verschuldete  IVeUe^  so  wird 
i    die   Handlung  mittelbar  zugerechnet   (§. 

61.).  II)  Freiheil  des  Handelns  ^  und 
r  A)  innere'  (fViUensfreihcit  j  fVilUakr)y 
h.  die  subjccüve  3Iöglichheit  einer  Wahl 
sehen  dem  Begehen  und  Unterlassen  der 
ndlung  (Möglichkeit  der  Selbstbestim- 
ng^)}  B)  äussere^  d.  h.  die  physische 
glichkeit,  seiner  Willensbestimmung  auch 
serlich  gemäss  zu  handeln.  —  Wenn  der 
adelnde  in  einem  solchen  Zustande  das 
afgcsetz  übertreten  hat^  so  wird  ihm  diese 
bertretung  zugerechnet. 

)  Das  BewusstseyDy  dass  die  Handlung  unerlaubt 
gey»'  ist  nicht  hinreichend ,  sondern  es  ist  auch 
das  der  verbrecherischen  Eigenschaft  der  Hand- 
lung, mithin  ihrer  StrafgeeetzwidrigitHt  <,  erfor- 
derlich. Ohne  diese  Voraussetzung  würde  das  Ver- 
brechen, als  solches,  niciu  verechuidet  seyn.  A.  M. 
sind  Hofacktr  im  N.  Archir  XII.  148.  und  Jlepp 
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in  der  Verghichung  des  ursprüngl.  Hannöv*  £»(*- 
mit  dem  revidirt.  Entw.  Heidelb.  1832.  S.  18.  Leti^ 
lerer  önterscheidet  zwischen  dem  BewasstsejD,  dass 
die  Handlung  -ein  Verbrechen ,  und  dass  sie  dorek 
das  bürgerliciie  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  «€y.  jll- 
lein  beide  Begriffe  fallen  gänzlich  zasaromen,  d| 
'  nur  straf gheetzttidrige  Handlungen  Verblichen  sind 
'  (§/  20l).  Für  die  Keantniss  des  Strafgesetzes  strei- 
.'  tet  .zwar,  nach  gehöriger  Bekanntmachung  deisel« 
ben,  eine  Rechtsvermuthung,  Doch  muss  der  Staat 
auch  Sorge  tragen ,  dass  das  Volk  über  den  Inhalt 
der  Strafgesetze  noch  besonders  belehrt  werde,  um 
ein^^  g^naif^fe  Kenhcnis^i  derselben  möglichst  st 
verbreiten. 
'  b)  Nur  in  diesem  Sinne  M^ird  hier  Freiheit  genommen, 
nicht  aber  fdr  das,  Yon  Manchen  dem  Menschen  bei- 
gelegte» unbedingte  Vermögen^  sich  unabhängig  von 
•allem  Einflüsse  sinnlicher  Antriebe  selbst  zu  bestim- 
men (transcendenfale  Freiheit),  wobei  deV  Mensch 
als  reines  Vemuhftwesen  betrachtet,  mithin  von  sei- 
mer wahil«ii  Natur,'  als  eines  .vernünftig  sinnlichen 
Wesens  y  entkleidet  würde. 

§.   127.  (119.) 

III)  .  Grande  y  welche  die  Zurechnung  ausschlietsen» 

Die  Zurechnung  eines  Verbrechens  findet 
nicht  statt  9  wenn  die  eine  oder  die  andere  ih-* 
rer  beide;n  Bedingungen  (Selbstbewusstseyn 
oder  Selbstbestimmung)  fehlt.  Die  Gründe^ 
welche  die  Zurechnung  ausschliessen^  sind  also 
I)  theilsi  solche  Zustände  ^  welche  die  iM%- 
liclikeit  ib^Bewusstseyns  der  Strafbarkeit'  auf- 
heben (§.  128.  ß);  II)  theils  solche,  welche 
die  AIßgliißhkeil  der  Selbstbestimmung  oder  de$ 


\ 
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meren  freien  Handelns  aufheben  (§•  129.  ^)i 
Ke  rein  thaUäehUehe  Frag^:  über  das  wirkli« 
he  Daseyn  eines  besonderen ,  die  Zurechnungs^ 
iliigkeit  aosschliessendcn  Zustandes  ist  aus 
m  einzelnen  Umständen  eines  jeden  Falles 
I  benrtheilen  c). 

a)  Diejenigen  Grunde,  welche  das  Selbstbewutstseyn 
aafbeben,  schliessen  zugleich  die  Selbitbestimmung 
9M8f  da  diese  durch  jenes  bedingt  ist.  Wo  Jenes 
fehlt,  kann  nicht  einmal  dre  Frage  entstehen,  o|b 
der  Uebertreter  frei  oder  unfrei  gehandelt  habe. 
Hingegen  die  Willkür  des  Handelnden  kann  bei  vol- 
lem Bewuetteeyn  der  Strafgesetzwidrigkeit  aufgeho- 
ben seyn.    Bauer  Anmerkungen  IL  S.  222. 

h)  Es  können  auch  beiderlei  Gründe  .in  einetn  Fall« 
vereinigt  eintreten ;  z.  B.  bei  höchst  Betrunkenen, 
bei  Nachtwandlern,  bei  manchen  Arten  der  Geistesge- 
brechen nnd  Krankheiten;  wo  dann  entweder  schon 
jeder  der  beiden  Gründe  für  sich  die  Zurechnung 
ansschliesst ,  oder  erst  beide  in  ihrer  Verbindung 
nnd  Zusammenwirkung. 

c)  Andere  nehmen  eine  Vermuthmg  der  Zurechnung«- 
iahigkeit  an.  v.  Feuerback  Lehrb.  Ute  Ausg.  f.  86. 
t^.  Grolman  C.  R,  W.  {•  S5.  Abegg  Sjjfstem  der 
C.  R.  TV,  S.  47.  Anm.  40.  ^  Dagegen  Hepp  über 
die  Präsumtion  der  Zurechnungsfähigkeit,  In  dess. 
Versuchen  Abh.  VL 

§.  128.   (120.) 
Mangel  des  Bewusstseyns  der  Strafgesetzwidrigkeit  a). 

Zu  den  Ursachen  ,*  welche  die  Möglichkeit 
»  Bewnsstseyns  der  Strafgesetzwidrigkeit  ci- 
'r  Handlung  entweder   gänzlich,    oder   doch 
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beziehungsweise  ^)  aufheben,  gehört :  I)  juy 
Uehes  .Alter  ^  und  zwar  Kindheü  unbedingt 
Unmündigkeit  (unter  14  Jahren)  aber  i 
wenn  sich  nicht  aus  den  Umständen  die 
rechnungsfähigfceit  des'Thäters  ergibt^). 
Gänzliche  Unwissenheit  über  die  sittliche- 
schaffenheit  menschlicher  Handlungen  ii 
haupt,  welche  besonders  in  dem  Zustaüde 
liger  Wildheit^  oder  ganz  ununterrich 
Taubstummen  ^)  ihren  Grund  haben  h 
III)  Mangelhaßer  Geisteszustand^  und  zwa 
Geistesgebrechen  y  .  in  sofern  solche  zur'I 
theilung  der  Strafbarlieit  der  Handlung  v 
big  insiclken(vötiiger Blödsinn y  Stumpfsinn 
hindiseli^  Greisenalter),  B)  Geistes-  oder 
müthshrankheity  in  sofern  hierdurch  der 
nunftgebrauch  Entweder  überhaupt,  ode 
Bieziehung  auf  den  bestimmten  Gegensl 
ganz  aufgehoben  ist,  vorausgesetzt,  dasi 
That  während  des  kranken  Zustandes  bega 
worden  f).  iV)  Unverschuldete  voräbergel 
Zustände  des  überhaupt,  oder  in  Hinsicl 
ner  bestimmten  That,  gänzlich:  aufgehol 
Yemunftgebrauches,  als :  gerechte  höchste 
nmthsbewegung  i) ,  betäubender  Schre 
höchste  Tt*unkenheit  ^)y  Sdilaf*),  Schlaf 
kenheity  Nachtwandeln.  V)  Unüberwim 
Unwissenheit  oder  Irrthum  über  die  Str 
Setzwidrigkeit  der  Handlung  ^). 
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i^  P.  G.  Ö.  ArLlSÖ.  i.  9.  175.  179.  v.  Feutrbach 
Lekrb,  Ute  Ansg.  §.  90.,  dessen  gelnngene  Zinam- 
HeBfltellang  hier  im  Ganzen  beibehalten  ist 

}  Es  kommt  .bei  den  meisten .  dieser  Ursachen  (z.  B. 

'  Unmündigkeit  >  Taubst*immheit^  Blödsinn ,  Affect) 
«ehr  Yiei  auf  die  Beschaffenheit  des  Verbrechenw 
«ad  anf  die  Lidividualiiät  des  Thäters  an. 

'  L."l%  äd  L.  Com,  de  tic, 

•  X.  "SS.'!),  d^  furtis.  L.  2.  §.  19.  D.  de  vi  honor.  rapi. 
P:  G:  O.  Art.  164.  179.  ^Bösheit  erfüllt  das  Alter.t 
TTäthier  *Likrb.  $.  71.  ü.  37.  v.  Zeil l er  Ge^ 
Mchichte  eiker  heunjähri^en  Todechlägerin  und  Brand" 
MftetfHj  äKdr  fteherzlgung  derer,  die  an  dem  Dictum 
ndcitf'fesclttlten:  nüilitiastrppletaetatem;  in  Wagner't 
Zeitid^.  fir  Oesteirr.  JUcktegel.   Wien  1825.  N.  34. 

I  jR.  T.  Guyoi  D.  de  Jure  eurdo^niMtorum,  Gron. 
1824.  p.:iu.,:  (N.  Arch.  YIL  737.). 

}    R099kiri     Entwici.     S.  78  f.       Dem    Strafrichter 
kommt  es  zwar  hauptsächlich  nnr  auf  die  Frage  an, 
■  ob  diem  Angeschuldigten  durch  irgend  eine  Geistes - 
oder  Gemütbskrankheit  das  Bewusstseyn  der  Straf- 
barkeit   der    Handlung    unmöglich    gemacht     urar. 
Doch   muss  der  Richter  sich    auch  mit  der  Lehre 
Ton  den  Seelenkrankheiten  bekannt  machen.    Bauer 
Jnmerk.  lum  Hannöv.  Entw.  I.  S.  534  f.  II.  S.  218  f. 
—    Ausser  den  oben  (§.  6.  n.  f.)  bemerkten  Schrif- 
ten gehören  hierher:  J.  C.  Hoffkau.er  untersuch. 
Über  die  Krankh.  der  Seele.    3  B.   Halle  1802  f.      F. 
'€.  A.  Heinroth  Lehrb,  der  Störungen •  dee •  Seelen^ 
■    lebene,    Leipz.  1818.  2  B.    C  Cr.  H,  Neumann  die 
'Krankheiten  dee   Vorstellungevermögene.    Berl.  1822* 
Mittermaier    Pr.     diequisitio     de     alienationibua 
mentie  quatenus  ad  tu«  critninale  wpectant.    Heidelb. 
1825.      Henke  Zeitthr.   für  die    Staate armeikunde. 
Jahrg.  1827.  H.  1.  S.  191—234.     Die  Schriften  von 
Clarue^  Mare    o.  HtftiirotÄ  Jlber  die  2Uirech- 
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nangafahigkeit'  des   Mörders    Tf^oyiedK  r*'  ;  H.  !■ 
v.  Weber  Hatndbuch  der  psychischem  AtUkropd^^^W  | 
mit  vorzügL  Hücksichi    auf  daß  Praktisch^ -md  üi 
Strafrechtspflege.    Tüb,   1829.      £..  Hegnault  iä 
gerichtliche  ürtheil  der  Aerzie  ühir  ÜDeifelhape  Ai 
chische  Zustände^  bes.  die  t.  g.  Monomanie»   V 
setzt   V.  Bauerl.    Cöln.  1830.     Mende  Handk 
geridhtl.  Med.   B.  VI.  Cap.  4  f. 
g)    Unterschiede  der  Getniithsbewegung."tun4  4er 

Schaft..  —     yiel^  linsen  selbst  d^n   höchsten  G; 
des  Affectes  nur  als  Milderungsgrund  gelt^.    Es  i 

aber  zu  unterscheiden.    Der  Affect  hat  eotweder 

.  ■  •  ■  *  •  •  ■  ■        ■     '  ' 

Selbstbewusstsem  und  aUo  zugleich  die  Selbstbs*; 
Stimmung,  oder  nur  die  letztere  aufg^.hoben« 
in  jenem  Falle  s^hljes^t  er  alU  Zure^ql^qiig  iVi 
in  diesem  hingegen  mindert  er.Dur.die  Strafb«^ 
keit.  Die  Schwierigkeit  der  Anwendung  dieMf 
Unterscheidung  hebt  deren  M^ahrheit  nicht'  auf!  — 
Ueber  den  £influsr  der  AfTecte  und  LbideDSchaftci 
auf  die  Strai'barkeit  s,  v,  Schj^id'tiein>iaAeii> 
6.  B.  d.  angeiülUrten.  Schrift  S.  314  f.  » 

h)    Vergl.  §.  141  «.   n*  d. .  Mittertnaifr  im  Jf»  Ar* 
chiv.  XU.  41  f.:: 

.  f )    Clem.  UH.  de  homicidi  Q.  3.  X.  de  hi$  qui  fiHo9  occ^  ' 
der.    —      V eher   Sinnemerwirrung  ^    Fhantasmen  i»  \ 
Klfiinschrod  im  N.  Archiv.  IL  421. 
h)    Qerst ed. Grundregeln.  S,  271  f.     Wächter  Lekrk 
$..73.  N.  43.    Mos  Shirt  Entw.  d.  Grunds,  des  St.  M. 
.    St  308.  f.    Derselbe  in  welchen  Fällen  hann  sich  der 
.  Verbrecher'  mit  ünkenntniss  des  Rechts  entschuldigen. 
Im  N.  Archiv.   IX.  491  f.     Birnbaum  im.JT.  Ar- 
chiv. XL   133. f.   368  f.     Heffter  die  strafreMlick 

.V  .  l^hre  lion  ignorantia  und  error.  Im  N.  Archiv.  XIL 
130  f.  253  f.  In  Hinsicht  des  Rechtsirrthums  kommt 
es  besonders  auf  den  Unterschied  zwischen  absolut 
und  relativ  strafwürdigen  Handlungen  (§.326.)  ^ 
wie  '  vw'iAchen  ,  geschriebenetn  und  ungeschriebener» 
Rechte  an  {§.  119.  n.  6.  120.  m  6.}. 


i. 


I 
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8.  12».  (lit.) 

.fi)  •  Mangei  der  Freiheit  iUä  Handelnn  ti)i 

I)  P^  vmere  *  Freiheit,  ^([liV illcns  frcitieit, 
Villkur).  .fivArd.  durch  jMychi^ehen  Zwang  aufge- 
ben^ iMlS'ilcfr  Hamli^Iiide  A)  entweder  durch 
erlragllc/ie^Rorjßer^'  oder  ScelenifUi^lcn  zii  der 
lat,  als  dem  einzigea  Mitte),  aokhe  zu  ent- 
nen,  geiiölhigt^),  oder: B)  in  einen  Zustand 
^BWfiHigör  dringender  6e|#iAr  fureingthiz 
*ri€biicfiis  ^persönliches  Ctil\  welche  .  blos 
ech  Begejümg  „des  Yerbrechevs.  abgewendet 
pdea  konnte  9  versetzt  winrde.  Letzteres  ge- 
lah  i)  entweder  durch  Vialliche  Drohungen 
i  compulsiya)'  oder  ,2)  durch,  blossen  ,  Zu-- 
l  (Nothstand,  NotkfrU^^)\,  als :  Hungers-  c'), 
iiers*, -Wässertnöth  ^)'.  II)  Die  äussere.  Trci" 
t  des  'fiandeluclQu  kann  aufgehoben  seyn  A) 
tweder  durch  physischen,  .(mechanischen) 
rang  Ton  Seiten  eines  Andern  (vis  absolu- 
;  B)  oder  durch  Natumrsaetien^  insbe- 
iidere  bei  UnierlassHngsinerbrechen,  falb  we- 
a  u^iibiersteigUcher  äusserer  Hinde/rnisse, 
1er  w^^ff  iSf »iO^^U  der  nötlügen  Körperhr&fle 
«gebotene  Handlung  unmöglich  war. 

1 

o)  von  Weber  von  det  treiheit  d^s  Willens  und  der 
davon  abhängenden  SZuvethntuig  tu  s.  w.  Im  ^f.  Ar- 
chiv. X.  430  f. 

^)  C.  6.  X.  de  his  qnne  vi  tcorporis  cruciatus  ctc.t. 
DthiB  gehört -auch  t)ie  aus  den  Leiden  naher  An-  * 
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gehörigen  entsp^^nde  Beelenqual.  —  Nach  % 
Almendingen  v.  der  recht l»  Imputation»  S. 9lE 
•ollen  Qualen' 'die  \Ztraclmdng  nicht  «ofheMk      j 

c)  Veber  den.  U^tericbied  iwischen  Notktttmd  ^ 
ifothwehr,  »6  wie  übet  das'  angebliche  iVatibtd 
▼ergl.  §.  4S.  ii.  c.  —  v*  Zeiller  in  wileker  4 
müechüdigt  ein  NqU^oH  von  «f af ,  Z«crtfdlfiii«|!  itj 
F^rftrecA^I  in  Wagner^e  Zeiteckr.  für  Oetfer 
Rechtegelehre.  Wien  18261  N.  6.  (welcher  aber  M 
Nothstande  su  Viele«  einiüomt). 

d)  P.  Q.  O.  Art  16ß.  176. 

€)  Ob  es  eine  Wuth  ahne  VerrüchÜ^  ItnemU  Mme  4 
lire,  mania  occulta)  gibt,  durch  welche,  -bei  wir 
liebem  Temtfnftgebrauche  « '  die  '  Willkür  gäi^U 
aufgehoben  ist,  darüber  streiten  die  Oerichtrart 
Yergl.  ]^itt[^rinaier  in  frogr,  eü,  ipag.  ti  si 
Henhe  Zeitechr.  für  Staatearzneih,  J.  1817.  H. 
S.  210  ff.  J.  G.  H,  Conradi  Comm.  de  ikama  n 
delirio,  Gott.  1827.  Groos  die  Lehre  von  der  mm 
9ine  delirio.  Heidelberg  1829«  ---.  Krankhafte  Nah 
triebe  f  Geliiste  u.  dgl.  können  zwar  die  Strafbark 
mindern,  jedoch >  ausser  wenn  sie  mit  GeistesK 
T&ttung  verbunden  sind,  nich^  alle  Willkür  attfl 
heü.    S.  $•  M.  n.  f. 


(  ' 


Zweites   CapiteL   . 

■ ..  _ 
Von  den  Ursachen,  welche  diej  an  sich*' b^grÜhdel 

:  Anwendung  des  Strafgeseüiinr  cmssühllüsff^n. 


..;jI':    ■;:      '\:i'^U.ir-, 


§.  130.  (m.) 

.      .    Vorerinne'rung.- 

Wenn   in .  einem   Falle    die  Bedingung 
der  Anwendung    des    Strafgesetzes    (Cap.  1 
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reinigt  vorhanden  sind  9  so  ist  der  Richter 
(pflichtet  und  berechtigt  y  .  das  ttbcrtreteue 
'atge&ei^L  anzuwenden  (Kein  f^erhrec/^ef^i  ohne 
ftrmfung  §•  23.).'  Es  gibt  jedoch  bnondßfrß 
mde^  wodurch  die  Zuerl&eonung,  oder  Jf^e 
llstreckung    der    verwirkteii    Strafe    ausge- 

lossen  und  in  so  weit  das  Verbrechen,  als. 

"...  *       •• 

Jies,  getilgt  wird  «).  Dipse  Tilgung  ge- 
teht  1)  entweder  rechtlich  j,  durch  Begnadig. 
ig  und  Verjährung,  2)  oder. /aclt#cA  durclfs 
i  Tod  des  Verbrechers.  Die  Privmtreqf^te^ 
es  dritten  Betheiligten  werden  jedoch  durchs 
Tilgung   des  Verbrechens   nicht  aufgcho*!' 

■  t 

)  1)  Die  Grunde,  welche  nur  einen  Aufschub  der  Vail"^ 
9trechmg  bewirken,  als:  Krankheit^  Schwangerschaft 
o.  dgl.)  so  wie  2)  die  Flucht  des  Verbrechers  >  wel- 
che eine  besondere  Art  des  Verfahrens  (Contuma« 
ciaWerfahren)  und  auch  wohl  der  Vollstreckung  znr 
Folge  hat,  gehören  nicht  hierher.  3)  Durch  die 
bereits  erlittene  Strafe  ist  das  Verbrechen  in  fofem 
getilgt  9  dass  es  nicht  nochmaiU  bestraft  werden 
kann  fjnon  bis  in  idem  §.  I370*  ^)  Gänzliche  Los^ 
sprechung  tilgt  das  Verbrechen  nur  unter  der.  Vor- 
aussetzung, dass  keine  Wiederaufnahoie  der  Unter- 
snchDng.  statt  findet;  worüber  jedoch  der  Strafpro- 
cess  Auskunft  gibt. 

h)  Spangenberg  über  die  rechtl.  Wirkungen  einer  er- 
ikeilten  Abolition  in  Bezug  auf  dritte  Personen.    Im 
^     N.  Archiv.  XIU.  365. 
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:.  ■  I)    Begnadigung. 

-^'-'Die  Begnadigung  (adgratiatio)  im 
tercn  Sinne  ist  vme  von  det*  StaäUgewaÜ 
fielen  [eines   Verbrechers   gestattete   Ausi 
vom  Strafgesetze  °).       Sie   gosebicht  I)  -ent 
der  noch  vor  gefälltem  Rlehterspruclie  (Abi 
tion  ^)i     II)  oder   nach   gesprochenem  Strafll^|L 
theile  (Begnadigung  im  engeren  Sinne)  j    indea 
die    zuerkannte   Strafe    entweder    ganz,     oder 
zum  Tlicil  erlassen  oder  auch   in  eine  mildere 
Strafart  verwandelt  wird   (Mildemng  aus  Gwh 
de)^    III)  odier  nach  bereits  geschehener  Voll- 
ziehung des  Strafurtheils  (Restitution-  aus  Gna- 
de  ^).    —      Eine   Begnadigung    sollte    nur  iu 
solchen   Fällen    geschehen,     wo    sie     für  die. 
{Lechtsordnung  minder  nachtheilig,  oder  selbst 
nützlicher  ist,  als  die  strenge  Anwendung  des 
Strafgeset^.es  seyn  würde  ^. 


a)  Von  dem  Begnadigungsrechte.  D  o  mp  ierre  ^xamm 
■  yft«  droit  Je  gräce.  Lau».  1823.  TT.  G.  Bufka  D. 
de  inre  grütiae:  Gron.  1823.  Coppi&tert  D.  dt 
iure  gratiaej  Gand,  1829.  Candoite  D.  sur  ie  droit 
de  gtäce.  Gen^^e  182d.  (N.  Archiv:  XIII.  ISO'f.)*- 
Das  Recht,  ttuf  Privatstrafe  zvl' klagen y  wird  durch 
Begnadigung  nicht  aufgehoben.  Okrsled  Grund' 
regeln,  §.  72.  Die  Begnadigung  J&anq  auch  im  Ge- 
setze selbst  schon  zugesichert  8eyii>  entweder  als 
Belohnung  einer  Denunciation  (L.  5.  §.  ,7.  C.  ad  L 
luL  mai.)y  oder  als  Motiv  zum  Abstehen  von  Aofl- 
führung  oder  Vollendung  des  Verbrechens  (§.  71.  IL). 
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Bk  Abolition  if t ,  in  Hinsicht  des  Subjects  und  des 

ObjectSy    entweder    allgemeine  oder    besotidei-e;    in 

fliMichl    der  Wirkung    entweder  voUkommne  oder 

wmUkommH€^  —    Im  Rom.  Rechte  hat  abolitio  noch 

eine  andere    Bedeutung.      L.  1.    §.  8.    L.  8  — 10. 

11  18.  i>.  ad  S.  C.  TurpiiL     L.  %  3.    C.  de   aboHL 

'^€%weppe  Ri^miaehe  Rechtsgesch.  und  RecHtsalterth. 

im. 

iV   TU.  DigtMis  €t  Cod.  de  tenttntiam  ptueis  et  rettitttti», 

^  «.  Feuerbach  Lekrb,  jj.  63.  Daher  ist  es  nicht  zu 
billi^etty  wenn  die  Gesetzgebung  durch  zu  genaue 
Bestimmung  der  Strafen  die  Nothwendigkeit  häufi- 
ger Begnmdignngsan träge  selbst  herbeiführt. 


§.  132.  (lai.) 

II)   Verjdhrung:    A)   Begriff  und  Grund  a). 

Die  Strafverjä/mmg  (praescriplio  erinil- 
m)  besteht  in  Tilgung  der  rcclitlielien  Slraf- 
Aeit  eines  Verbrcchen.s  durcb  den  blossen 
ilauf  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  ^).  Der 
iorische  Grund  (Ursprung)  der  Verjährung 
gt  wohl  in  einer  Ausdehnung  der  Präscrip- 
m  der  CivilkLigen  auf» die  Anklage  ^),  und 
der  Anwendung  derselben  auf  den  Deut- 
hen  Untersuchungsprocess  ^.  Der  politische 
nmd  besteht  in  dem  Nutzen ,  und  selbst  in 
ar  Nofhwendigkeit  der  Strafverjährung  *). 
Iren  Gründen  zufolge  findet  sie  bei  allen^ 
idit   besonders    ausgenommenen    Verbrechen 

tatt  0.; 

13 
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o)    C,  Thomas iu8  T),  de  bigamiae  praescriptione* 
1685.    §•  1  —  45.     Engau   von  der  Verjähr,  inl 
Fällen,  Jen.  1733.   (6te  Aiitl.  1772.).    Have.de  \ 
acript,  p.  318  seq.    Gründler  syst,  Entw^  der 
V,  d.  Verjähr,  der  peinl,  Strafen,    Halle  17S|6. 

B,  Paysen  über  die  1  erj,  in  peinl,  Sachen»  I 
1811.  Stube l  das  Criminalver fahren  etc.fi 
§.  1315  ff.  Kleinschrod  im  N.  Archiv.  I 
A.  Ipe  ij  D.  de  praescriplione  criminum  ac  ] 
rum,  Grbn.  1826.  Fiera  D.  de  praeecir,  in 
crim,  Gand.  1829.  A'.  A,  D,  Unterholine% 
führt,  pMtwickeluHg  der  gesamniten  Verjähr^fi£i 
llr  B.  Leipz.  1828.  S.  433 -4;7. 

b)  Das  Römische  Recht  sagt:  ^accuaatio  iemporii 

^scriptione    depellitur  —   guerela    praescriptioi 
tcluditur  —  crimen  tempore  8opitnr,t 

c)  C,  D,  Erhard   D.   de'origine  praescriptionis 
num,    Lips.  1803.     v,   Feuerbach  Lehrb.  f«  ( 
Grolman    CriminalreclUsu,     §.   622.       Ipeij 

C.  111,  J.  1. 

d)  Ueber  die  Statthaftigkeit  dieser  Anwendung  6 
a.  a.  O.  §.  1418.  A.  M.  sind  Marlin  im  JU 
103.  C.  H,  Müller  D.  de  praescr,  crim^  prit 
Processus  inquisitorii  repugnante.  Jen.  1818. 

t)  Gründe  für  und  wider  die  Criminalverjahrui 
£.  J.  Hallacher  princ,  iur,  Romani  de  prae 
crimi  y  iunctis  cogitatis  nonnullis  de  abrogatim 
suadenda.  Erl.  178r<.  p.  23  svq.  S tu  bei  D. 
delictorum  poenae  praescriptione  in  foro  rede  i 
iur  nee  nef  Viub.  1793.  p.  14  s.  Oersted  i 
regeln.  §.  74.  Bauer  Anmerk,  zum  Hannöv. 
I.    S.  644. 

f)    Unverjährbare  Verbrechen  sind:   1)  das  parric 

L,  10.    D,   de  parrlcidiis,       'Eorum,   qui   par 

'  poena  teneri  possunt ,  semper  accusatio  permit 

L,  13.  P.  ad  S,  C,  Stlan,:   t  semper  accusa^re  p 
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»diar.«    Leya-er  Sp.  &15.  m.  12.     Werner  Handb. 

■    {•  292  f.    Schweppe  Römische  Rechtsgesck.  tu  Recht e^ 

'■•^eiiierih.    §.  605  a,  —      Andere    beziehen   das   Wort 

'    eemper    aof   die    geMröhnliche  20jahrige  Dauer    der 

CrÄPkillAl^^rjabning.    Matihaeue  L.48*  T.  19.  Cap. 

,   4b    N«  L  2.  —    Andere  auf  die  30jährige  Dauer  der 

CivUverjahruag.      Thibaut  über  Besitz  und    Verj. 

^.'52.     v^  Feuerbach  Lehrb,    {•  05.  68.     v.   Grol^ 

-;fn.«iit  Qriminßirechtstt.  §.  523.  —    2)  Die  Vnterschie» 

.  bu»g  einet  Kindes.  L»  19.  §.1.  ad  L.  Com,  de  (als, 

-'Accujsatio  t»uppositi  partas  nulla  temporie  praeecrip^ 

.Uipne  depellitur.i    Der  Sinn  dieser  "Worte  ist  jedoch 

sehr    bestritteii.     Unterholzner  a.  a«  O.  S.  453  f. 

3)  Die  Afostasie  LA»  C.  de  apoetatis.  -*    4)  teuere 

Strafgesetzbücher  nehmen   die  mit    Todesstrafe   be- 

drohten  Verbrechen  von  der  Verjährung  au5.    Oesterr, 

Ges.  B.  §.  210.    Ilannöv.  Entw.  Art  105. 


§.  153.   (125.) 
B)    Verjährungszeit t    l)  Dauer. 

Die  Verjähmng  dauert  I)  bei  öffentlichen 
;rbi*edieii  A)  in  der  Hegel  20  Jahre  ^).  B) 
m  dieser  Regel  machen  die  Gesetze  meh- 
re AusnaUmen.  Dazu  gehören  vorzfiglich 
e  Fleischesverbrcchen  ^  in  sofern  sie  Gegen- 
md  der  lex  lulia  de  adulteriis  coercendis 
nd^),  und  die  Zolldefraudation  <^) ,  als  wel^ 
le  beide  in  S  Jahren  verjähren«  II)  Die 
lagen  auf  Privatstrafen  dauern  th  der  Regel 
0  Jahre  ^)j  ausgenommeti  die  Prätorischen 
önalklagen  ^)j  welche  gewöhnlich  nur  1  Jahr 
anera/). 

13* 
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a)  L.  3.  D.  de  requir,  reit.  L.  12.  C,  ad  L.  C^ntW.  it 
fais.  Neuere  Strafgesetze  bcsiimmen  angefneetemrt 
Abetufungen^  besoiiderd  mit  Rücksicht  aaf  die  Gröüe 
der  gesetzlichen  Strafe.    Harihöv.  Entw.  Art«  104. 

b)  X^  39.  §.  &  D.  de  adulu  Dieses  gilt  nidift  ^on  te 
Nothzucht  L.  99.  §.  9.  eod.  und  von  der  EntfBknmg  })k 
L.  6.  §.  2.  D.  de  vi  puöi.  —  Dass  Inceat  nil  Eiie- 
bruch  verbunden  nicht  binnen  6  Jahren  verjähre,  si|;t 
L,  39.  f.  5.  D,  de  aduit,  L.  4.  D.  de  quaett.  'Ud>er 
die  Verjährung  des  Incests  herrschen  verschiedcM 
Ansichten.  Wächter  Lehrb,  §.  126.  N.  IL  &  m 
Vuterholzner  a.  a.  O.  S.  448.  —  Verjähning  der 
Sodomie.    Unterholzner  S.  451. 

e)  L.  2.  C.  de  vectig*  et  commiee,  —  Jetzt  unaowead- 
bare  Ausnahmen  enthalten  £.  13.  ad  $,  C',.Siian.f 
L.  7.  ad  L.  lul,  peculatus. 

d)  L,  3.  C  de  praescr.  30  an». 

e)  pr.  i,  de  perpet.  et  temp.  act.     Diese  Regel  leidet 

aber  wieder  manche  Ausnahmen. 

f)  So  verjährt  insbesondere  auch  bei  Injurien  die  Civil- 
pönalktage  (ex  L.  Com.)  in  30  J.,  die  Prätorische 
in  1  J.,  die  öffentliche  Anklage  in  20  J.  «-  Andere 
nehmen  an,  dASS  jede  Strafe  der  Injurien  in  eitiem 
Jahre  verjährt  sey.  Weber  iibSr  Injur,  u.  Sehmäsckr, 
Abth.  II.  §.  IB. 

§.   154.  (126.) 

2)    Lauf  der  Verjährung, 

,  I)  Die  Verjährung  bcffinnl  mit  Beendi- 
g\mg.  Aex  verbrecheriselien  Handlung  «),  und 
wird  durch  die  faciische  Unmöglichkeit  des 
gcrichtliehen  Einschroilrns  (z.  B.  weil  der 
Tliater    vor    der  Vcrurlheilung    entflohen  ist)^ 
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m  so  wenige  9  wie  durch  Naclilässig^kcit  des 
shteM,  in  ihrem  Laufe  gehemmt^).  II) 
i  Zeit  wird  in  allen  Hinsichten  natürlich 
eidmet  ^).  '  III)  Die  YerjRhmng  wird  tin- 
Wo4!!hm  durch  eine  jede  9  vridcr  den  ThSter 
4ißhtetl9y  'stmMchterliche  Handlifn«^  ^).  Mit 
lügun^  dieser  Handlung  lauft  die  Vcrjäh- 
ig*  V0n  neuem  ^).  Nach  bereits  eröfftvelcm 
\ufwrAeUe  ^ÄhAti  jedoch  keine  Verjährung 
lt.        ' 

)  L.  11*  §.  4.  D.  ad  L.  lul,  de  adult.  »a  die  criminit 
■ädnis^Lc  —  Einen  andern  Anfanspunct  behaupten 
Blanctie  bei  den  sogenannten  fortwährenden  Verbre- 
chen y  z.  B.  Bigamie.  ThomasiuM  Diss,  cii»  §.  52. 
Xla^egen  Släbel  tu  a.  O,  {;  1442,  Unierkoizner 
a.  a!  O.  ä^.,465. 

,JL  31.  1. 11.  S.  4.  D.  ad  L.  luL  de  adtUi.  L,  I.  §.  10. 
flrf,S.  C.  TurpilL  Glück  Erlänt.  der  Panä.  B.  III. 
S.  517  f. 

I  X.  31.  D.  de  adult,  v,  Feuerbach  Lehrb,  §.  66. 
V.  Groiman  Lehrb.  §.  523.  A.  M.  ist  Koch  init. 
iur.  crim.  §.'974.  —    S.  Vnterholiner  {.  311. 

I  Stubel  a.  a.  O« J.  I46f2  f.  v.  yreming:'lngeHhe$.m 
über  die  Unterbrechung  der  KVtxjUhr^ng  vt.  :B,yr.  im 
y,  Archiv  rf,  C  Ä.   Bd.  VI.  S.  288  f. 

)    Leyser  Sp.  516,  m.  7.  Stäbef  a.  a.  O.  §.  1453  f. 

§.    155.   (127,) 
III)     Tod  de%  Verbrecher»  a). 

Der  Tod  des  Verbrechers   tilgt   das  Ver- 
echcn  ^)    dergestalt,    dass  Mcder    die   ErölT- 
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nuug  eines  Strafverfahrens  ^  oder  die  Fällüi^i 
eipes  Erkenntnisses  j  noch  die  Yolltiehjang:  dM 
bereits  gefällten  Strafurtheils  statt  findet^).! 
Diese  Regel .  leidet  jedoch  eme  ^f^moinle  1^ 
in  'Hinsicht  det  f^ennögemsttafedy  Welche^  M*> 
t^r,  gewissen  gesetzlichen  B^tinrniungieh  ^ . 
iEid^.die^  Erben  übergehen;  ,11)  in  Hinaiehj^-dar 
schverstßn  Verbrechen ,  wobei,,  nach  der  ab' 
ter^n  Praxis ,  ein^  bildliche  Volktr^ckang^d^ 
Strafe  an  dem  Leichname  Yorkommt  ^).        n 


ä)  R,  A,  B,  Reddingiut  D.  de  vi  atque  efff^ifi  mortis 
(et  demenüae)  cum  in  reorum  damnafionem ,  tum  i» 
dtfmn(itorutn  poenam,    Gron.  1Q23.  -    ^  .    .  ^ 

b)  L.  11.  P.  ad  lu'juh  fAai,  »Is,  qui  ii|  r^o/ti  decedit» 
integri  Status  decedit:  extinguitur  enim  crUnen^mor' 

«  talitatet  '-;-  —  ^mortt  crimine  übertaum  L.'ilb,  b* 
de  pöenre.  T.  T.  Cod,  $4  reus  vel  accuäaibrl'  —  P* 
G.  O.  Art.  135.  '    ^ 

e).  Den  Erhen  ist  jedoch  die  verlangte  Zulassung  sur 
Yertbeidigung  A^  Verstorbenen  niciit  zOv  v^i^vagen* 

tf)    L.'30.  D,  de  actui,  - —  J.  1.  I.*  W  'perp,  et  temp.  «ä. 
*     *Zi^:  33.  -D.  dtf  Ö,  et  A.     Wächter  tehrb,  j.  ItS. 
N.  17. 

t)  Ist  jetzt  meist  ausser  Gebrauch.  —  Klein$ckroi 
syst.  Enttß.    Th.  III.  §.  92." 
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Zweiter   Titel. 

Vin  ffler   Gesetauuiwendunj^   mit  Iliieksicht    atif 

V, ,  4ki  sUersc/uedenen  Arien  der  Strafycselae. 

.,■■■-.'  • 

Erstes   CapiteL 

' '  Ydh    Anwendan^  ^'anz    bestimmter 
•  Strafjgesetze. 

f  §.   136.  (128.). 

'  Einleitung. 

Wenn  in  einem  Falle  säuuntliche  Bedin- 
gungen der  Anwendbarkeit  des  Strafgesetzes 
(§.  121  f.)  Yorhanden  sind,  so  bringt  es  die 
Natur  ganz  bestimmter  Strafgesetze  (§•  104.) 
mit  sich  9  dass  der  Richter  die  gesetzliche 
Strafe  in  det*  Regel  unverändert  anwenden 
.  miiss.  Gerechte  Gründe  können  jedoch  auch 
J  in  einem ,  unter  dem  bestimmten  Strafgesetze 
f  begriffenen  Falle ,  eine  Abweichung  von  der 
je$etzUehen  Strafe  nothig  machen  (ausset^or^ 
dmtliehe  Strafe)  y  und  zwar  I)  entweder  eine 
Abweichung  in  Hinsicht  des  gesetzlich  be- 
stimmten Strafgradvs  —  Straf anderung  «), 
welche  die  Strafmilderung  und  die  Strafschär^ 
fimg  begfreift  ^) ;  II)  oder  eine  Abweichung  in 
Hinsicht'  der  gesetzlich  bestimmten  Strafart  — - 
Strafverwandlung. 


20Q  Allgexn.  Thefl.    IlL  BueL,    f 

F.  X.   Rein  dl  Über  Schärfung  und  Milderuni 
Strafen.    Landsh.  1811. 

Die  StrafmHdening  und  Schärfnng  ist  mit  der  | 
gereo  oder  höheren  Zumeesung  einer  geietzlic 
bestimmten  Strafe  nicht  zu  verwechseln.  £b 
lind  die  Milderungt»  und  Schärfungegrilnde 
mit  den  Strafzumeseungag^ünden  zu  yerwechsi 
139.  n.  c).  A.  M.  ist  Hefp  Vertuchekhiu  \ 
Der  Richter  darf  eine  von  ihm  bereits  er 
Strafe  weder  erhöhen  noch  (ausser  dem  Falle 
Rechtsmittels)  herabietzen,  L.  45.  {.  1.  p,  de  r 
Eine  Verwandlung  derselben  findet  aber  nocl 
.  148.  I.). 


Emter   AbschuitU 

Von   der  Strafmilderang. 

**  ff 

§.   137.   (129.) 

1)    Begriff  der  Strafmilderung^ 

Strafmilderung  (mitiffatio  poenae 
das  richterliche  UrtiysUy  wodurch  die  gei 
che  Strafe  in  einem  j  in  dem  Strafe 
enthaltencfi  Fnücj  herabgesetzt  tvird^  JE 
keine. Milderung^  wenn  das  Gesetz  selbst 
gelindere  Strafe  für  etuen  gewissen  Fall 
stimmt  hat  9  indem  diese  alsdann  in  ^oferi 
gesetzliche^  ordentliche  jStrafo  bildet  «)• 
Strafmilderung  setst,  ihrem  BegriiTe  i 
voraus:  1)  dass  das  Gesetz  eine  bcsti: 
Strafe  androht  ^) ,    2)  dass   das  bestimmte 
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tz  fiberhaupt  und  «an  Bioh  a^f  den  Yorlicgen- 
in  Falt  anwendliar  ist  ^). 

0  Zi'B/P:  ^.  O.  Arti  r»i:  rer^>'mlt  Art  137.'   ' 

0  Bei  vfilHüriichen  Strafen  ist  daher  nur  von  Zamei- 
mng  einer  geringeren  Strafe,  nicht  aber  von  Milde- 
mag  die  Rede«.  Die.durchunb^sttmmte  Strafgesetze 
angedrohte  Strafe  ist  zwar  gleichfalls  in  sofern  eine 
ge9eizlichep  vreil  sie  nach  dwn  Will(e|i:  des  Gesetz- 
gebers zuerkannt  wird;  diess  ist  Jedoch  nicht  der 
.  Siasi,  in  welchem  hier  die- gefeislipkey  A  hiitlrdent- 
liche,  der  Art  und  dem  Grade  qach  im  GesetjM  bt« 
stimmte  Strafe  genommeri  wird. 

itll.    Daher  kann  von  einer  Milderung  nicht  die 
Rede  seyv,    wen«   ein  MerkmcU   det   Thätbeatand&9 
fikltf  od^r  naerwiesea  ist«     Denn  deir  Thatbestand 
betrifft   die    absolute   Strafharkeit,    die  Milderung; 
hingegen  bezieht  sich  auf  die  Relative  Straf barkeit, 
auf  welche  es  erst  dann  ankommt ,  wenn  jene  an«- 
gimaeki  Isti    Hinke  Uandh.  l.  ^  467  f.  IL  S.  103  f. 
.  Oereied  Grundregeln.   S«- 118  ff.    Hepp   Vereuche.. 
S.  253.  254.     Die   entgegengesetzte  Ansicht  Feuere- 
bach'e  ist  y   auch   mit  der  von  ihm   zuerst  in -der 
Iten  Ausgabe  s.  Lehrbuches  $•  ^*    gemachten   Be^^ 
Bchräukungy  unrichtig ,   und  die  von  ihm  (das.  n«  b,) 
angeführten  Beispiele  lassen  sammtlich  eine  andere 
Erklärung  zu. 
Amneri.    Wenn   uMferschttldete  Vebel  y   welche  der  Thä- 
ter,  in  Beziehung  auf  seine  That,  durch  die  Staats« 
behdrde  erlitten  hat,  mit  zur  Strafe  gerechnet  wer- 
den (L.  25.  D.  L.  23.  C.  de  poenis)^  und  solcherge- 
stalt beide  Uebel  verbunden  der  vollen  gesetzlichen 
Strafe  gleich  sindy   so  kann   dieses   nicht  (wie  ge- 
wöhnlich,   z.  B.  auch  von  Feuerbach   §.99.  ange- 
Bominen  wjrd)    als    eine  Strafmilderung    betrachtet 
werden.  —  .  Streitig  ist  es»   ob  die  unverschuldeten 
Leiden  auch  eine  Herabsetzung  der  Todesetrafe  be- 
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neint  von  0er sied  Grundregeln,  S.  390^1  —  Die 
verwirkte  lebenslängliche  Freiheitsstrafe  wird  6/ot 
we^^o  ganger. , Datier  ^%i  UiUer/suci^ungshafi  mcl^ 
abgekün&t« 


II 


■  |§:  158.  (130.) 

~.w  .      \  '      Uy  ^Vondem  Milderungirechie, 

•  i;v»bBei^  fiesebig^ber  'bestimmt  die  GröM^  der 
Stralie  9  '^omit  fer  eiii  gewisses  Yerjbrecheil  be- 
dit)bt9  nach .  ^Quier  Vorstellung  von  ^4^  ge^ 
wöhnlich^i^  uod^  dalver  in  ^bstracjto  Toi^^iiszu- 
hetzenden  Grinde-  der  Strafwürdigkeit  diesig»  Yer- 
brecKens  «).  Wfeton'  nun  diese  VxlrÄteilliing 
er>veisÜclx.  auf  jEiippiji  gewi^en  Merkina)!^'.  der 
Strafbarkeit  beraht,  und  *  dieses  -  Merkmal  in 
einem  besonderen  Falle  fehlt;  so  würde  der 
Riphter  das  Strafgesetz  nicht  in  dem  Sinne 
des  Gesetzgebers,  anwenden  9  wenn  er  dennoch 
die  9  durch  jenes  Merkmal  bedingte j\o\\e  ge- 
setzliche Strafe  zuerkennen  wollte  ^).  'Viel- 
mehr, ist  er  verpfllichtet  5  die  gesetzliche  Strafe 
in  dem  Verhältnisse  zu  mindern ,  /  als  die 
Strafbarkeit  vermöge  des  fehlenden  Merkmals 
herabsinkt.  Dem  Richter  gebürt  daher  das 
MUderungmrecht  ^).  , 

a)  (§•  74.)  L,  6.  JD.  de  legibus,  »Nam  ad  ea  potias  de- 
tbet  aptari  ius,  quae  et  frequenter,  et  facile,  quam 
y^uae  perraro  eveiiiiiiit.4r-  ■    •''':"i'-' 
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I)  Die  L.  1.  f.  4.  J},^ad  SC.  TurpUL  vidmprkht.den 
Miidcrongsrechte  nicht.  —  In  den  qnaestionibuf. 
waren   die   iudices  strenge  «n  die.  poena  legis  ge- 

'    biniden. '     BeBterer  D.    de   mitigatione  poenarum 
!    mris  crim.  JBom.  inier  reipubiicae  tempanu  Heidfelb» 
1807.  

c)  Indem  die  Gesetze  manche  Mil<Ur«ngsgriiDde  aos- 
diücklich  billigen,  liegt  hierin  wenigstens  eine  be- 
scfarftokte,  stillschweigende  Anerkennung  des  Mil- 
derangsrechtes,  welches  auch  die  iteelsteo  teuere«' 
di^m  JUchter  beilegea.  .  Meieipf.'j^fAc.  |.  .107.C 
Kleinechr^d  9y$t.  Entw.    B.  I.    $,.78.  176.   B.  IL 

'  1.  55  f.  §.  1(»  f.  m.  Tittmann  tiandb.  B.  I. 
i.  IH.  110.  Henke  Handh,  L  §.  83  f.  Mitter^ 
mäier  im  N.  Archiv.  IV.  S.  410  f.  -v  Die  von 
Feuerbach  §.  99.  behauptete  Beschrankung  des. 
Miiderungsrechtes  auf  sehr  wenige  Fälle,  hindert 
diegehftrige  Berücksichtigung  der  subjectiven  Straf-' 
berkeity  «nf  welche  doch  die  Feuerbach'sche  Theo- 
rie vorzüglich  hinweist.  Jene  Beschränkung  ist 
wohl  vorzüglich  durch  den,  aus  der  mangelhaften 
Beschaffenheit  der  älteren  Strafgesetze  entstandenen 
hMfigen  Missbraaeh  des  Milderurtgsrechtes  veran- 
lasst worden,  wonach  man  fast  Alles  der  religio  tic- 
dicantiutn  überliess.    S.  z.  B.  Leyeer  Sp.  645.  m.  5. 

§.  139.  (131.) 

II)  Von  den  Miiderungsgründen :    A)  im  Allgemeinen. 

per  Grand ,  auf  welchem  das  Alildcrungs- 
dit  beruht  (§•  158.) ,  bestimmt  zugleich  die 
^rMusseizung  ^  unter  welcher  die  Milderung 
ttt  findet 9  so  Vio  auch  das  Matts  derselben. 
Der  aWjemeine  Mildenniysgrtmd  besteht  in 
IDI9    in   concreto   Torhandenen  Mangel   eines 


% 
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solchen  Merkmals  der  Straf  barkeit  ^  an  welclitt 
der  Geset2gä)Cr  die  volle  gesetzliche  Strafe  in 
abstracto  erweislich  geknüpft  hat  ^). . .  Das  fek- 
Lende  Merkmal  kann  eine  allgemeine ,  nat^^ 
liehe  ^)  9  oder  eine  besondere  9  Mrillkiirliche'yo^ 
aussetznng  dei^  vollen  Strafbarkeit  enthalten. 
II)  Das  Maas  der  Strafmilderung  richtet  sick 
Qiaeh  dem  Gnade,  des  Einflusses ,  welchen  du 
£^ag^che  Merkmal  auf  dil;  Bestimmung  der  ^  ] 
f^etz^chen  Strafe  gehabt  hat.  — .  Die  aus  je-  ' 
mm  aUgem^lnen  Grunde  hervorgehenden  e«^ 
sebien  Mildertmgsgrnndc^)  beziehen  sich  ent- 
weder auf  die  geringere  öbjective^ '  oder  auf 
4ie  geringere  subjecUvje  ßtraf barkeit  ^).  Im- 
mer beruht  jedoch  die  Statthaftigkeit  eines  je- 
den dieser  Mildernngsgrüude  auf  der  oben  be- 
merkten Voraussetzung,  ,  dass  die  gesefaliche 
Strafe  als  durch  das  fehlende  Merkmal  beduyjt 
zu  betrachten  ist  ^). 

a)  Auf  diesen  allgemeinen  Milderungsgrund  führen  die 
sämmtlichcn ,  von  den  Getttzen  angegebenen,  oder 
durch  den  Gerichtsgebrauch  eingeführten,  einzelnen 
Milderungsgründe  hin.  P.  G,  O. .  Art.  6.  13.  lH* 
159  f.  175.  Klein  Comm.  (/e  arhitrio  iudicis  in  stn* 
ientia  crim,  fei'enda  iusto  et  aerjuo.   Lips.  Ii33. 

b)  V.  Grolman  CritninalrecJä^m»   §.  109.  '  ' 

c)  Die  Mildetungs gründe  sind  mit  den  Strafiumeuungt^ 
gründen  nicht  zu  verwechsein.  Da  Jene  eine  -^^' 
weichung  von  der  gesetzliclien  Strafe  begründen  sol*. 
len,     so   ist  der  Richter  bei   deren  Gi^braUch  nuhif 

•  beschränkt ,    als    bei    den     der    Zumessungsgriind^* 
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Noch  in  bdherer  Maasfe  «ilt  dUte«  yon  den  Schär^ 
pmgtgründen.  Die  Uaii^ri^cheidiing  der  Miidenin^r 
nnd  ScharfungsgrvBde  von  den  Sirafzumessungsgrün- 
den  bat  daher  allerdings  ein  erhebliches  praktisches 
Interesse,  and  es  ist  dorchan»  kein. Widerspruch, 
dass  einem  Momeote  bei  Zumessang  einer  arbitrai' 
reu  Strafe  £inflass  gestattet  ^erde ,  welchem  dieser 
bei  Zuerkennung  der  gesetzlich  bestimmten  Strafe 
M  versagen  ist 

0  Es  liegt  also  hierin  eine ,  Jedoch  eimgesehränkte  Be- 
siefaung  der,  oben  (§.  80—97.)  aber  die  relative 
Strafbarkeit  dargestellten  Grundsatze »  anf  die  An- 
wendung beitimmier  Strafgesetze. 

e)  Die  einzelnen  Milderangsursachen  passen  entweder 
auf  aiie  Verbrechern ,  oder  doch  auf  gewisse  Gattun» 
gen  derifelben,  und  man  kann  sie  in  sofern  allge^ 
meine  nennen,  im  Gegensalze  der  besonderen^  welche 
sich  nur  auf  ein  bestimaites  Verbrechen  beziehen« 
Letztere  bestehen  zum  Theil  nur  in  der  Anwen- 
dung ersterer  auf  gewisse  Arien  von  Verbrechen.  — 
Dadnrchi,  dass  ein  allgemeiner  Milderungsgrund  bei 
einer  bestimmten  Art  von  Verbrechen  ein  Vorzüge 
lichee  Gewicht  hat,  wird  derselbe  noch  hein  beeonde" 
rer  Milderungsgrund. 


§.   140.   (132.) 

B)  Einzelne,  und  zwar  1)  objective  MiidertmgegrÜnde. 

Bei  ilenjonigen  Gailiingen  von  Verbre- 
icn,  wobei  die  Grösse  der  (ieftükry  des  Sc/ia- 
VW,  oder  der  Ginvalt  einen  Hauptlieslini- 
migggnmd  der  vollen  gesetzlielien  Strafe  aus- 
geht ^  ist  iler,  in  einem  Fall  vorliandene  ge* 
«je  Grad  oder  Umfang  da'  Gefahr  ^)y     des 
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Seiiadetu  •^)y  <Mkr  der  ang6W(*iuleten  Geumlt  ^j 
als  ein  MilderUTiiirsgrudfi  att'zuseheu  ^). 

tt)    L.  28.  5.  12.   D.  rf*  poenis.    » Tnceiidiarli  cäptte 

'"*'     9tiiünthrv    qui  inccnderint  intra  oppidum 

'i^ero  casam  aut  villam  aliqüo  lenius.i    fi< 
'  neter 'Diebstahl  in  einem  unitet^ohntin  HaiitfeTCi 
u.  dergl.  —    ATff.  P.  (?.  O.  Art.  112.  127.  131 

b)    P,  G,  0.  Art.  124.  160.    Schadensersatz  \rird  von 

Praxi«  find  in  Landesgesetsen  bei  Verbrechen  vilkr! 

'  daa.Eigenthum  als  Mildcruogsgrund  gebilligt,  wobclj 

es    dann    anf  den   Umfang    des  Ersatzes   ankoomL  i 

Kleinschrod  a.  a.  O.  B.  IL  §.  87.  1 

.  c)    Z*  B.  beim  ^aube.    Meister  princr^,  222.  .. 

d)    Kleinschrod  syst.  Entw.  Tb.  IL  §.  79-^8L 

§.  141.  a.  (133.) 

2)   Subjective  Milderungsgründe :    a)  Beschränkung  der 

Einsicht» 

Die  Ton  der  geringeren  siibjeetiveil  Straf- 
karkeit  entlehnten  Mllderungsgriinde  bestehen^ 
im  Allgemeinen  9  in  den  nemlielien  Ursachen^ 
welche  9  falls  sie  im  höchsten  Grade  vorhanden 
sind,  die  Zurechnung  ausschliessen  (§.  127  f.)^ 
eben  daher  aber,  bei  geringerem  Grade  ih- 
rer Wirksamkeit ,  die  Strafbarkeit  mindern  ^)* 
Sie  zerfallen  hiernach  in  zwei  Classen:  I)  Mil* 
derungsgründe ,  welche  in  einer  besondert^ 
Erschwerung  y  oder  Beschränkung  des  JBewusst* 
seyns  der  Strafgesetzwidrigkeit  bestehen,  ei 
mag    solche   in   einem    dauernden,     oder  yot 
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ibcrgchcndent  Zustande  des  Thäters  ihren 
Grund  haben.  Hierher  gehören  die  oben  (§• 
93.  II.)  .angeführten  Gründe  der  geringeren 
Strafbarkeit,  als:  A)  jugendliches  Alter  *), 
P)  Schwäche,  der  Geisteshräfle  ^)y  C)^  Taub- 
jphmuuheit,  D)  schlechte  Erziehung ,  £.)  Trun- 
lienheit'^),  F)  entschuldbarer  That-  oder  Hechts- 
iirthum  ^). 

c)    Martin  Lehrh.   §.56.      Thibaut  Beiir.    zur  Krit. 
'■       S.  37  f.     Welcher  letzte  Gründe.  S.  560  f.    v.  Grol- 
man    Criminalrec1Usu>m    §.  112.    N.    4.       A.  M.  -  ist 
Feuerbach  D.   de  causMi^  mitigandi  ex  capite  im» 
peditae  libertatis,    leti.  1799.    De^eelben  Revision* 
\  Th.  I.  S.  150  (f.    bess.  Lehrb.  §.  100.  —    Yoo  den 

einzelnen     Mildeniugsartedien     mündlich.       Yergl. 
Wächter  Lehrb.  §.  116. 

h)  Minderjährigkeit  jedoch  nur  bei  leichteren  ^  beson- 
ders bei  culposen  Verbrechen.  ■  L.  9.  §.  5.  L.  37.  {. 
1.  D,  de  minor.  L.  l,  C.  $i  adver e,  deL  Ueffter 
im  N.  Archiv.  XII.  263.    Rosshirt  Entusick.  S.80  f. 

c)   P.  G.  0.  Art.  179. 

ä)  X.  6.  §.  7.  D.  de  re  militari.  L.  II.  §;  2.  D.  de  pne-^ 
mV.  L.  1%  pr.^D.  de  custod.  reor.  can.1  et  9.  Cau$, 
16.  quaest.  1.  R.  A.  v.  1495.  §.  1.  Meister  §.  117. 
Mittermaier  über  TAnfluss  der  Trunkenheit  auf  die 
Zurechnung  und  Strafanwendung.  Im  Jf.  Archiv. 
XII.  1  f. 

t)  Besonders  bei  Ausnahmegesetzen  und  blos  bürger» 
liehen  Verbrechen.  (§.  128.  n.  t.}. 


SOS         Allj^m.  Thei).    UI.  Bach. 

§.  1>II.  b.  (183.) 

A 

b)    Geringere  Gefähriichkeit  dee  Wiliens. 

II)  Die  andere  Ciasso  von  Mildernngs-j 
grAncleu  liezicbt  sieh  auf  die  Voraussetzui 
einer  gerhiycrm  Gefährlichkeit  des  fViüm] 
des  Yorsätzlichen  Ycrbrcekcrs.  Diese  wiifdj 
aber  erkannt  A)  aus  der  Grönse  der  äusuem 
Anreizung  zur  That.  Daher  komien  1)  grobe 
Beleidigungen  und  andere  Ursachen  heftiger 
Gemttthsbewegpangen  ^),  2)  Verführung ,  Ue- 
berredung,  Drohung,  oder  Befehl  ^),  3)  Ar- 
muth  und  Noth,  ,4)  unvcrmuthet  sich  darbie- 
tende,  gute  Gelegenheit,  und  Ö)  die  geringere 
Schlechtigkeit  oder  Bösartigkeit  des  besonde- 
ren Beweggrundes  zur  That «)  Milderungs- 
gründe  enthalten  (vergl.  §.  96.  IL).  Ausser- 
dem wird  die  geringere  Gefährlichkeit  des 
Willens  B)  aus  der  Art  der  Thätigkeit  des 
Verbrechers  erkannt.  In  dieser  Hinsicht  kann  - 
die  geringe  Geflissenheit  oder  Gewalt  ^9  so 
wie  das  ^Bestreben  des  Thäters,  grosseren 
Schaden  zu  verhüten,  einen  Milderungsgrund 
abgeben  ^). 

a)  L.  38.  §.  8.  P.  de  adulL  »cum  sii  difficillimiun,  mi- 
etum  dolorem- temper are.t  L.  4.  C.  eod,  Cicero  ii 
offic.  I.  c.  8.  In  f.  sagt:  »Leviora  sunt  quae  reft' 
Uno  alipio  motu  accidunt«  etc. 
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Auch  hier  Ut  der  Unterschied  Ewiscben  nati^rlich 
und  bürgerlich  strafwürdigen  Handlungen  (§.38.)  von 
£influ88.     L.  15.  pr.  D.  de  E.  L    L.  14.  §.  2. 

L.  2.  D.  de  receptator,  D.  de  cuatod»  reor.  L,  4.  §.  15» 
de  re  mit.  Jedoch  nur  bei  geringeren  Verbrechen 
(§.  96.  n.  6.). 

I    Arg.  P.  G.  0.  Art.  159.    v.  Feuerbach  §.  340. 

ri¥enn  Grolman  j.  112.  N.  1—3.,  Wächter  J» 
116.  a — c.  gleich  mehreren  Aelteren  auch  den  Mcm-^ 
gel  der  Vollendung  ^  die  Fahrläeeigkeit  und  die  Bei" 
hülfe  als  Milderungsgründe  betrachten  ^  Mo  wider«* 
spricht  dieses  dem  Begriffe  der  Strafmilderung,  da 
alle  diese  Fälle  nicht  unter  der  gesetzlichen  An- 
drohung der  ordentlichen  Strafe  begriffen  sind. 
Auch  geben  die  Gesetze  dafür  zum  Theil  eigne 
Strafbestimmungen.    P.  G.  0.  Art.  119.  134.  177.  178. 

§.   142.    (134.) 

iMkang.     Von  ganzlich  oder  beziehungsweise  unächten 
H  Milderung 8 gründen  a). 

Zu  den  amjehlichcn  Milderungsgriinden, 
ilche  enlivedet'  als  ganz  unäeht  anzusehen 
id^  oder  doch  nur  mittelbar  zur  ErLeniit- 
»  4Kler  Bestärkung  eines  anderen  Milderungsr 
ondes  wirken  können,  gekoren:  I)  früherer 
iter  Lebenswandel,  II)  Reue,  III)  fireiwilli- 
s  Bekenutniss,  IV)  schlechte  Erziehung 
1  Hinsicht  auf  die  Gefährlichkeit  des  Wil- 
lis betrachtet),  Y)  Unwissenheit  in  Anse- 
iBg  der. Grösse  der  gesetzlichen  Strafe,  VI) 
ewohnheit,  YII)  Verzeihung,  Entsagung, 
bdbitte  des  Verletzten,   VIII)  glücklicher  Er- 
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folg  der  That,    IX)  Gesckiclslichkeit  des  1 
tcrs  j  X)  Staud  desselben ,  XI)  Ablauf  der 
ben  Verjährungsfrist,  XII)  Hoffnung  der  ] 
serung,     XIII)    grosse  Zahl    der  Verbrec 
u.  dgl.  m. 

a)  Von  den  Quellen  der  vielen  iinächten  Milderu 
gründe.  —  Die  Prüfung  derselben  ist  dem  m\ 
liehen  Vortrage  vorbehalten.  —  Vergl.[  Quist 
Grunds,  B.  *1.  §.  102  iT.  Dorn  Commentar,  I 
§.  61  f.  Meister  princ,  §.  115  —  125.  Kit 
8  ehr  od  syst.  Entw.  Th.  I.  §.  173  fT.  Th.  II.  j.  6 
102.  Tittmann  Uandb.  Th.  1.  §.  127  ff.  Wü 
ier  Lehrb.  §.  116.  N.  75. 


Zweiter  Abschnitt 

Von   der  Strafschärfung  a). 

§.  143. 

I)    Begriff  der  Strafschärfung, 

Strafschärfung  (exusperatio  poenae) 
-diu  richterliche-  Urtheil^  wodurch  die  gesi 
liehe  Strafe  in  einem  unter  dem  Strafgesetze 
griffenen  Falle  erhöht  wird.  Es  ist  keine  Seh 
fung:  1)  wenn  das  Gesetz  selbst  die  hart 
-Strafe ,  '  >  welche  in  einem  gewissen  Falle  c 
treten  soll,  bestimmt  hat  ^),  2)  wenn  beim  i 
sammenflusse  mehrerer  Verbrechen  nur  e 
der  verwirkten;.  Strafen,  jedoch  mit  einer  1 
höhung,  zuerkannt  wird  ^),  3)  wenn  der  Rieh 
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bei   Anwendung    unbestimmter   Strafgesetze  ^ 
wegen    eines  vorbandcnen    Erscbwerungsgruii« 
L  -des  innerbalb  des  seinem  Ermessen  gestatteten 
Sipielraums,     eine    böbere    Strafe    zumisst  (§• 
136.  n.  6.). 

«)  Fr*  Ziegter  Theorie  der  Strafschärfung,  Heimst 
1806« 

h)  Aas  dergleichen  gesetzlicben  Strafbesfimmungen  lasst 
sich  daher  auch  kein  Grund  für  das  richterliche 
Schärfungsrecht  entlehnen. 

e)  Hierin  liegt  so  wenig  eine  Erhöhung  der  tom  Thä" 
ter  insgesammt  verwirkten  gesetzlichen  Strafen ,  dass 
letztere  auf  diese  Art  vielmehr  herabgesetzt  werden 
(§.  156.). 

4  Hat  das  relativ  unbestimmte  Strafgesetz  ein  Maxi« 
mum  der  Strafe  bestimmiy  s6  ist  der  Begriff  der 
Schärfang  hierbei  anwendbar« 

.  g.   144.   (136.) 

11)    Von  dem  Schärfungerechte» 

Ein  allgemeines  Recbt^  die  gesetzliche  Stra- 
fe wegen  besonders]  erhöhter  Strafbarkeit  zu 
scharfen  9  gebürt  dem  Richter  weder  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  ^),  «och  vermöge  der 
positiTcn  Quellen  des  gemeinen  Rechtes«  Nur 
wenn  und*  m  wie  fem  besondere  gesetzliche 
Bestinunungen  ^),  oder  deren  Analogie ,  es 
dem  richterlichen  Ermessen  überlassen^  die 
gesetzlich  bestimmte  Strafe  aus  einem  von  ih- 
nen gebilligten  Grunde  durch  einen  schärfen- 
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den  Zusatz^)  zu  erhöhen ,  ist  i^er  Riehtei 
hierzu  berechtigt,  und  hat  daher  nur  ein  sol- 
chergestalt beilinyteß  und  beschränktes  Schih^ 
fumjsrecht  ^). 

a)  Die  Zuerkennung  eines  schärfenden  Zusatzes  wurde 
gegen  das  allgemeine  Princip:  Keine  Strafe  ohne 
vorausgehende  gesetzliche  Androhung  (§.  23.)  versto- 
ssen,  und  das  allgemeine  Schärfungsrecht  würde  die 
Bürger    einer    unentbehrlichen    Schutzwehr    ^egea 

^        Richterwillkür  berauben. 

b)  Beispiele  solcher  Bestimmungen  finden  sich  in  I. 
16.  §.  10.  L.  28.  §.  3.  8.  D.  de  poenis.  P.  G.  0.  Art. 
124.  131.  137.  a.  £.  ~  Neuere  Landesgesetze  und 
Entwürfe  geben  zwar  dem  Richter  überhaupt  ein 
Schärfungsrecht,  beschränken  solches  jedoch  ihetls 
auf  das  Zuerkennen  jder  bei  jeder  Strafart  gebillig- 
ten schärfenden  Zusätze,  theils  durch  allgemeine 
oder  besondere  Bestimmung  der  erschwerenden  Um- 
stände, durch  deren  Dasein  die  Schärfung  bedingl 
ist.  Z.  B.  Hannöih  Entwurf  Art.  111.  n.  2.  Bauer 
Anmerk.  1.  S.  566  f. 

ff 

c)  Auf  eine  härtere  Strafart  darf  jedoch  der  Richtet 
nicht  anders  erkennen ,  als  wenn  es  ihn^  die 
Gesetze  besonders  gestatten.  Beispiele  enthalten 
die  iji  den  ^oten  zu  §.  145.  angeführten  Gese^- 
Irtellen. 

d)    Auf  diese  Art  ist  dasjenige  zu  beschränken ,  was  is 
der   ersten   Ausgabe  (§.  135.)   zu    allgemein    ausge« 
drückt  war.      Vergl.  Mari  in  Lehrh,  %»  55.      Mei" 
ster  princ,  edlt  Vi.  §.  109.   •—     Die  Meisten,    be- 
sonders die  A^elteren,  legen  dem  Richter  das  Schär- 
•    fungsrecht  Überhaupt  bei.     Unter  den  Neueren  gebö^ 
'         Jen  dahin  Kleinschrod  syst,  Entw,  B.  I.  §.  78.  176» 
B.  IL    §.  55.    108.    125.    .v.    Grolman  C.  i?,   W.  §. 
' "     "iit  5.  1131'  *Tmm'änfi'Handb:  B.  I.  §.  114.     Wel- 


•  ■  tf 
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€ker  a.  a.  O.  S.  560  f.  Henke  Handb.  B.  I.  f.  83  f. 
Manche  bestreiten  daii  Schärfungsrecht  eben  so  a//- 
gemein,  v,  Feutrbach  Lehrb.  {•  96.  Ziegler  tu 
a.  O.  8.  63  f.  S.  104  f. 

§.   14o.   (136.) 

ni)    Von  den  Schärf ungsgründen :    A)  überlmupt. 

Vermöge  jener  Beschränkung  des  Schär- 
fimgsrechtes  lassen  sieh  in  der  Regel  Aeuie 
dlgememe  Schärfwiysgrunde  aufstellen ,  son- 
dern nur  solche  besondere  ErschwerungsgriUide^ 
wegen  deren  die  Gesetze  bei  einzelnen  Arten 
mi  Verbrechen  die  Schärfung:  der  ordentlichen 
Sinfe*  verordnen  oder  gestatten.  Dahin  gehö- 
ren I)  als  bbjective  Erschwerungsgründe :  A) 
diq  Heiligkeit  des  verletzten  Gegenstandes 
oder  des  Ortes  der  That  ^) ,  B)  die  besondere 
Grosse  der  Gefahr  und  des  Schadens  ^) ,  C) 
die  zunehmende  Häufigkeit  eines  gewissen  Ver- 
brechens in  derselben  Gegend  ^).  H)  Als 
subjeetive  Erschwerungsgründe:  A)  die  beson- 
dere Liebe  oder  Verehrung,  wozu  der  Thäter 
dem  Verletzten  verpflichtet  ist  ^)  j  B)  die  be- 
sondere Geflissenheit  ^)  und  Dreistigkeit  f)^ 
womit  das  Verbrechen  ausgeführt  worden  5  C) 
der  RAckfaU  (§.  146.  g). 

fl)    P.  G.  O.  Art.  174.  L.  16.  §.  4.  D.  de  poenia.  $.  9.   I. 

de  obl.  q.  ex  del, 
h)   P.  G.  O.   Art.  124.    »grosser  Schaden,  oder  Aerger- 

vaiss.«    Art.  127.  »nach  Grösse  und  Gelegenheit  sei- 
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tner  Misshandlufig.«     Art.  132.    tnach   Gelegen! 
ides  gefährlichen  Hinlegens.t 

c)  P.  G.  0.  Art.  131.  two  aber  solch  Ucbel  oft  gesch« 
—  L,  1.  pr.  D.  de  ahigeia.  L.  16.  §.  10.  D.  de  pot 

d)  P.  G.  0.  Art.  137.    I».  28.  §.  8.   de  poenit. 
»admissa  in  patronum,  patronive  filium,  patrem,  pi 
ipinquum ,  maritum  j  uxorem ,  caeterasve  necessititl 
fdines  graviua  vindicanda  sunt\  quam  in  extraneoki 
h.  16.  §.  3.  D.  eod,   L.  7.  §.  8.  D.  de  iniur.  T.  T.A 
ad  L.  Pomp,  de  parric, 

e)  P.  G,  q.  Art.  159.  160.  a.  £.  Art.  174.    7.  T.  D.  A 

effractor, 

f)  P'  G,  O.   Art.  157.  158. 

g)  §.  138.  —  Ausserdem  werden  auch  noch  ändert 
Grunde  einer  besonders  erhöhten  Strafbarkeit  toi 
Vielen  als  Schärfungsursachen  betrachtet,  z.  B.  bt« 
sondere  Bosheit  und  Grausamkeit  des  Xhäters. 


§.   146.   (137.) 

B)    Inebeeondere  vom  Rückfalle  a). 

Ein  Rückfall  im  weiteren  Sinne  ist 
vorhanden  9  wenn  derselbe  Uehertretery  nach" 
dem  er  die  Strafe  eines  früheren  Verhrechen» 
erlitten  hatj  sich  von  neuem  eines  Verbrechens 
schuldig  macht.  Der  Rückfall  besteht  entwe- 
der in  Begehung  eines  gleichartigen  oder  eine^ 
verJcAterfenärf^e»  Verbrechens,  und  ist  hiernact 
entweder  eigentlicher  oder  uneigentlicher  Rück* 
faU^).  Dem  rückfälligen  Verbrecher  ist  zwai 
nur  die  Strafe  des  neuen  Verbrechens  zu- 
zuerkennen,   indem  .das  frühere,    bereits    ab- 
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gfebüsste  durdi  die  erlittene  Strafe  getilgt 
ist  (§•' 150.)  9  mithin  nicht  noch  einmal  mit 
(lefttrait  werden  darf  ^).  Wegen  der,  aus 
lern  Rückfalle  hervorgehenden^  grösseren  sab- 
mstwen  Siräfbarketl y  ist  jedoch  die,  dnrcli  das 
|i£iie  Verbrechen  verwirkte  gesetzliehe  Strafe.*') 
m  schärfen  *)j  und  hierbei  besonders  auf  den 
iJntersehied  zwischen  eigcnfliekem  und  uiiet- 
fj^nÜichem  Rückfalle,  auf  die  Xßhl  und  Grö^ 
Sie  der  bereits  erlittenen  Strafen,  so;  wie  auf 
die  Dauer  des  Zwischenraumes  Rücksicht  zu 
nehmen. 

a)  C.  £.  de  Wendi  de  delictis  recidivie.  Erlang.  1621. 
V.  Sckelk^ds  vom  Rückfall,  Im  N.  Archiv  II.  378. 
Gesteriing  wiefern  kann  Wiederholung  eines  Ver^ 
brechens  einen  Grund  enthalten  y  die  Strafe  zu  schär" 
fen.  Im  N.  Archiv.  V.  479  f.  Oersted  Grundre- 
geln.  S.  53.  G.  Hohbach  über  den  Rückfall.  Im  N. 
Archiv.  IX.  160.  Bauer  Anmerk,  zum  Hannöv. 
jEniw.  I.  S.  614—648.  II.  377 'ff.  Scheuerlen  Be- 
merkungen  über  dm  Rückfall.  Im  N.  Archiv.  XI. 
648  ff.  van  den  Bulcke  D.  de  relapsu  in  malefi' 
dum.  Gand.  1829. 

l)  Andere  beschränken  den  Begriff  des  Rückfalls  auf 
die  Begehung  des  nemlichen  oder  doch  eines -^Mdbi- 
artigen  Verbrechens. 

c)   Hiergegen  Verstössen  manche  neuere  Gesetzbücher, 
"welche    besondere,  sehr  harte   Rückfalls  strafen   an- 
drohen, z.  B.  Code  penal.  Art.  56.    Baier.  Str.  G.  B. 
Art  112  —  115. 

4  Bei  ganz  unbestimmten  Strafgesetzen  ist  der  Rück- 
ftU  ein  Strafzumessungsgrund. 
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e)    L,  28,  S^«  3.  I>.^  de  poenis.  » *-*  quod  si  t/a  corr«c<f  k 

»iisdem  deprehendantur,  exilio  puniendi  sunt:  ncub 

»nunquam  capite  plectendi :  scilicet  cam,  —  träcta^ 

9clementiu$y  in  eadem  temeritate  proposiü  perseve» 

traverintA     L.  3.   S*  9*  <Z>.   re  fntVt^    £#•  un.   C.  A 

^  .       9uperexactionibu8  (X.  20.)-    2^.  4.   0.   d«   ^ert?.  /ii^ 

{VL  1.).     C.  2.  X.  rf^  purgat,  canon.     C.  8.  dtf  haereL' 

tn  VI.j    »volumus  ut  rilapsum  in  haeresin  iudicari.i 

P.  G.  O.  Art.  161.    »so  beschwert  der   erste  Dieb-  ^ 

tstahl  den  andern  c    Art.  162.    R.  JP.  0.  v.  1530^  T, 

,      I,  §.  2.    S.  Hohbach  a.  a.  O.  $».4.    A.  M,  ist  Ron- 

hirt   in   der   Entw,  der   Grunde,  des  St^,  JR.   S.  44t 

Einigt  neuere  Strafgesetzbücher  erklären  den  Rück- 

.fall  für  einen  ailgemeinen  Schär  fange  gründe 


.  Dritter    Ah&okuitt. 

•     ■   '  ..       .    .  •••.•■.■'.• 

Von    der    StrafYerwandlung,         , 

§.   147.   (138.)     . 

I),    Von  dem  Verwandlanger eclUe» 

Die  Strafverwandlung  (transmutatio 
s.  peirmutatio  poenae)  besteht  in  der  Zuerken" 
tiung  eines  y  von  da*  gesetzlichen  Strafe  ^  d&f 
Art  nach^  verschiedenen t,  aber  dem  Gmde 
naeh^  gleiciien  Strafäbels.  Der  Ridder  ist  in 
der  Regel  nickt  berechtigt,  die  gesetzliche 
Strafe  zu  verwandeln  «).  Dasselbe  gilt  von 
einer  an  sich  willkürlichen ,  aber  bereits  durcl 
das  gefällte  ürtUeil  bestimmten,  Strafe  *).  Niu 
im  Falle  der  JSothwendigkeit  einer  Verwand- 
lung  der   gesetzlichen  (oder   der   zuerkannten] 
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Strafe      gebürt    -dem    Richter     das   Verwand- 
fiuigsreclit.  * 

«     ■  ■  ■  > 

o)    ▲.  M.  ist  Aoehmer  ad  Art.  105,  §.  7. 

h)  L*S*  §.,|.  L.  9.  §•  II.  I«.  27.  pr.  D.  de  poenis.  L.  15. 
C.  dt  poeniM.  L,  42.  55.  I>.  </^  re  iud.  Andere  räu- 
meik  in  4i<^«oi  Falle  dem  Richter  bei  leichteren 
Strafen  das  Yerwandlungsrecht  ein.  Quistorp 
Grunds.  §.  100.  Meister princ,  §.  HO.  n. b.  Kl e in- 
sehr  od  syst.  Entw.  Th.  IL  S.  292. 


§.    148.    (139.) 

II)     Von  den  Gründen  der  Straf oertoandlung. 

Eine  Strafv^rwandlung  ist  notinvcndig  und 
daher  statthaft.  I)  wegen  Unmögliclikeit  der 
VoUsbreekung  der  gesetzlichen  oder  zuerkann- 
ten Strafe  j  und  zwar  A)  wegen  physischer  «J, 
B)  wegen  rechtlicher  Unmöglich)&eit  dieser  YpU- 
streekung^  welche  letztere  vorzüglich  darin  ih* 
reu  Grund  haben^  kann^  dass  die  gesetzlich 
angedrohte  Strafart  ausser  Gebrauch  ist  ^). 
I  la.  allen  diesen  Fallen  muss  der  Itichter  ein 
solches  Straf  übel  wählen,  das  der  gesetzlichen 
Strafe  moyliclist  nahe  kommt.  II)  Auch  die 
Vnverembarkeit  mehrerer  ztisamnientiTffendcr 
Strafen  kann  eine  Verwandlung  nöthig  ma- 
chen (§.  iSS.). 

a)  L.  1.  §.  3.  D.  de  poenis.  L,  35.  D.  de  iniuriis,  L. 
ult.  in  F.  C.  de  sepulc.  vioL  1\  G.  0.  Art.  104. 
131.   157.  —      Dahin  gehört  lauch  der  Fall,   wenn 
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ortliche.  Yerhältnisse  die  Vollziebiiii^  nicht  gestat* 
^n.  §.  6.  J.  de  publ.  iud.  —  »secandüm  quod  regio« 
»nis  quaiitas  tulerit.  P.  G,  O.Art.  104. 
b)  v.  Grolman  §.173.  Der  Umstand^  dass  die  geseti 
liehe  Strafe  Jiir  diesen  Thäter  kein  TJebel  enthalte 
vürde,  kann  jedoch  deren  Verwandlung  nicht  rechi 
fertigen.  S.  §.  107.  n.  b,  a.  Ab  egg  Unter  auchmgi 
aus  dem  Gebiete  der  Strafrechtswisa.  Breslau  189 
N.  I.      ■  •  »         ■  ' 


Zweites    Capitel. 

Von  Änwendang   gant  unbestimmter  Strafj^esetz^ 

§.  149.  (140.) 

I)     üeberhaupt. 

Wenn  das  Gesetz  eine  iinerlan1)te  Hanc 
lung  zwar  mit  Strafe  .bedroht,  jedoch  1ved< 
Art,  noch.  Grad  des  Straf  Übels  festsetzt, '! 
ist  deren  Bestimmung  dem  richterlichen  Emu 
seh  überlassen  (poena  arhitraria).  Das  Erme 
sen  des  Richter;»  ist  jedoch  dahin  beschränk 
dass  derselbe  I)  nur  auf  gesetzlich  gebillig 
Strafarten  erkennen  darf,  und  dass  er  II)  d 
Grösse  der  Strafe  nach  demjenigen  Grade  d 
Strafwiirdifjkeit  j  welchen  das  Verbrechen 
'  der  Vorstellung  des  Gesetzgebers  gehabt  h 
ben  würde,  in  jedem  einzelnen  Falle  zuzumi 
sen  hat  ^). 

a>    If.  13.  2>.  de  poenis,     »Hodie  licet  ei,  qui  extra  ( 
»dinem  de   crimine  cognoscity  quam  vult  tententii 
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»ferre,  vel  graviorem  vel  levioretn:  iia*  tamfiB,  ut  in 
tuiroque  modo  rationem  non  ezcedai,€  .£#•  IL  pr.  eod, 
fprout  quae^e  re%  etpostulaty,  «tütaendiim  est«  ^L, 
7.  §.  3.  D.  üd  I#.  luL  repei,  >  —  puqiuntur  —  prout 
fadrHiserint,€  L.  16.  D»  de  pomis.  f.  G.  0»  Art 
105. 

§.   ISO.    (141.) 
II )    Einzelne  EntscheidtmgequeUen, 

Um  denjenigen  Grad  der  Strafwürdigkeit, 
Ichen  das  zu  bestrafende  Verbrechen  in  der 
>rstellang  des  Gesetzgebers  baben*^  mttsste, 
hörig  auszuinitteln ,  hat  der  Richter  I)  Tor 
en  Dingen  xlie  ,/inalogie  der  bcstejbenden 
rafgesetzgebung  (Gesetzesanalogie  und  Rechts- 
alogie  §.  120.  «),  in  VeH)indung  mit  dem 
viehisgebrauche  ^) ,  zu  berücksichtigen,  In 
[em  ihn  aber  diese  Erkenntnissgrüode  ver- 
isen^),  indem  sich  aus  iiinen  weder' posi- 
er noch  negative  Bestimmungen  ergeben, 
mmt  II)  der  allgemeine y  objective  und  gub- 
iwcy  Maasstab  der  Strafbarkeit  der  Verbre- 
en  (§.  80  ff.)  zur  Anwendung  ^). 

i)  P.  G.  0.  Art  105.  —  »sollen  Urtheiler  Raths  pflegen, 
»wie  in  solchen  Fällen  unsern  kaiserlichen  Rechten 
»und  dieser  unser  Ordnung  am  gemässigsten  geur- 
»theilt  werde.«  Bamberg,  Art  126.  Thibaut  Bei» 
träge  zur  Kritik  u.  s»  w.  S.  60  f.  Martin  Lehrb. 
§.  58  if.    Feuerbach  Lehrb,  Ute  Ausg.  §.  102  b. 

ft)  P,  G.  O,  Art.  101.  »sondern  auch  guter  Gewohnheit, 
oder   Erkenntnis    verständiger    Richter     befehlen c 
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'  t— >  gute  z%Uä99ige  Gewohnheiteu.^  —  Bambergntt 
Art.  125.  (§.  4.  n.  f.). 
c)  Es  ist,  selbst  mit  Hülfe  der  Doctrin  ond  der  Pratii» 
nicht  möglich  >  aus  den  höchst  TerschiedeDartige^ 
fragmentarischen  9  und  oft  sehr  willkürlichen  W 
Stimmungen  der  in  Deutschland  geltenden  Gesetn 
eine  allgemeine ,  harmonische ,  und  stets  ausreichenii 
Rechtsanalogie  (Geist  der  Strafgesetze)  aibzuleitefij 
V,  Feuerbach  Ute  Ausg.  §.  102  6.  n.  f.  Bei  einen 
Strafgesetzbucnll  welches  auf  allgemeinen  j  fest« 
Grundsätzen  beruht,  und  diese  in  einen^  allgemeineR  \ 
Theile  ausspricht,  bildet  jedoch  die  Rechtsanalogie 
eine  sichere  und  nie  versiegende  Entscheidungsqueilei 
,  d)  In  dieser  Regel  liegt  keine  blosße  Hinweisung  auf 
die  Strafpolitik  überhaupt,  oder  auf  das  besonderf 
System  derselben,  welches  sich  der  einzelne  Rieh« 
ter  gebildet  ,  haben  möchte ;  vielmehr  ist  oben 
nachgewiesen  worden »  dass  die  positiven  Rechts« 
quellen  nicht  nur  das  Princip  der  Gefährlichknt  als 
den  allgemeinen  Maasstab  |der  Strafbarkeit  aner- 
kennen, sondern  auch  die  daraus  abgeleiteten  Fol- 
gen durch  viele  einzelne  Bestimmungen  billigen 
(§.  80.  n.  c). 


Drittes    Capitcl. 
Von  Anwendung  tbeilweise  bestimmter  Strafgesetze. 

§.   131.  (142.) 

I)    Im  Allgemeinen. 

Wenn  das  Gesetz  die  Strafe  eines  gewis- 
sen   Verbrechens  nicht  von   allen   Seiten    be- 
stimmt, so  gelten  I)  hinsichtlich  dessen,   wa^ 
im  Gesetze   bestüimU  ist^    die  Regeln   von  An" 
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rendang  hestimmler  Strafgesetze  (§•  136  f.). 
l&  kann  also  in  sofern  auch  bei  Anwendung 
tieser  Art  Ton  Strafgesetzen  eine  Milderung, 
kikarfuug  und  Verwandlung  der  gesetzlichen 
Strafe  Torfcommen.  II)  In  Ansehung  desjcni«« 
gen,  was  in  dem  Gesetze  unbesthnmt  yebliebenj 
and  also  dem  richterlichen  Ermessen  überlas- 
aen  ist,  gelten  die  Regeln  von  Anwendung 
nuhstimmter  Strafgesetze  (§.  149.  150.). 

§.   152.    (143.) 

n)  Mii  Räcksichi  auf  die  einzelnen  Arten  relativ  bestimm^ 

ter  Strafgesetze. 

Das  richterlidbe  Ermessen  kann  sich  in 
fliosicht  dessen,  was  das  Strafgesetz  unbe^ 
itimml  gelassen  hat,  Torzüglich  auf  folgende 
Weisse  äussern.  I)  Wenn  das  Gesetz  zwei 
Strafen  aüematw  androht,  so  wählt  der  Rich- 
ter diejenige,  welche  in  dem  vorliegenden 
Falle,  wegen  Erreichung  nützlicher  Neben- 
zwecke, oder  wegen  Vermeidung  nachtheili- 
px  Folgen,  die  angemessenste  ist  (§•  106.). 
11)  Bestimmt  das  Gesetz  nur  die  Straf art^ 
80  hat  der  Richter  den  Grad  der  Strafe 
nach  den  allgemeinen  Gründen  der  'Straf- 
Wkeit  zu  bestimmen.  III)  Wenn  das  Ge^ 
setz  für  die  Strafe  entweder  ein  Maximum^ 
oder  ein  Mitumumy  oder  Beides  zugleich  fest- 
setzt,  so  hat  der  Richter  die  Strafe  innerhalb 


c 
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dieser  Grenzen  zuzumessen^  und  dabei  theib 
auf  die  allgemeinen  Grundsätze  von  der  Straft 
Larkeit,  theils  auf  die  besonderen  9  entweder 
aus  der  Natur  des  Verbrechens  entlehnte^ 
oder  vom  Gesetzgeber  angedeuteten  «) ,  Zvh 
messungsgriinde  Rücksicht  zu  nehmen. 

a)  Z.  B.  P.  G.  0.  Art.  160.  —  Es  ist  ein  Vorzug  Devf? 
rer  Strafgesetzbücher,  dass  sie  sowohl  die  alige- 
ineinen,  als  die  besonderen  Strafzumessungsgninde 
bestimmter  und  vollständiger  angeben.  Bauer  Äih 
merk,  zum  Uannöv,  Entw.  I.  S.  266  f. 


Dritter  TiteL 

P'on  Anwendfing  der  Strafgesetze  beim  Zusant'^ 
mentreffen  mehrerer  Verbrechen  oder  Strafen. 

§.   lo3.  (144.) 

I)    Vom  Zusammenflüsse  der  Verbrechen :_    A)  Begriff  a)^ 

Ein  Zusammenfluss  von  Verbrechern' 
(concursus  delictorumj  Conmrtenzy  Häufiing) 
ist  vorhanden  9  wenn  mehrere  ^  noch  nicht  be* 
strafte  Verbrechen  der  nemlichen  Person  der^ 
g^stalt  zusammentreffen  y  dass  darüber  von  dem^ 
selben  Gerichte  y  in  Einem  Urtheilcy  %u  erkenn 
nen  ist.  Von  dem  Zusammenflusse  mehrerer 
Verbrechen  ist  yerschieden:  I)  das  Zusam- 
mentreffen   mehrerer  gesetzlicher  Auszeiclmun" 
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eny      oder   mehrerer   Erschwerüngsgründe    bei 
Sfiu»»    Verbrechen  &).        II)    Der   ItückfaU  ^). 

III)  Das  Zusammentreffen   der    Strafen  ,  eines 
wler    mehrerer    Verbrechen    (§.   107.    1S8.). 

IV)  Diejenige  Eigenschaft  einer  und  derselben 
That,  vermöge  deren  sie  A)  zu  der  einen  und 
der  anderen  Art  von  Verbrechen  gezählt  wer- 
den kann  ^)j  so  wie  B)  wenn  solche  nach  den 
Umständen  9     etiUveder  zu    der   einen  «o</er  zu 
der   andern    Art    von    Verbrechen    gehört  *)• 
V)  Der  Fall  9    wo   das  Verbrechen  erst  durch 
die  bestimtnle  Begehutißsart  zu  diesem  Verbre- 
chen wird  f). 

o)  W,  A.  Schoepf  D.  de  concunuT delictorum  eiusque 
effectu  quoad  poenam,  Tub.  1738.  F.  C.  de  Savig^ 
ny  D.  de  concureu  delictorum  formalu  Marb.  1800. 
Kleinschrod  aystem.  Entw.  Tb.  III.  §.  101  —  110. 
C.  A,  Schroeter  D.  de  concursu  delictorum,  Lips. 
1812.  Deeeelben  Handb.  §.131  —  170.  Roeehiri 
Entwich.  S.  103  f.  Bauer  Anmerk,  ztim  Hamao. 
Entw.  I.  S.  591  f. 

i)  Z.  B.  P.  G.  0.  Art.  163.  »wo  bei  einem  Diebstahl 
imehr  dann  einerley  Beschwerung  erfunden  würden.« 

c)  (§.  146.)*  Der  Rückfall  kann  jedoch  mit  der  Concur- 
renz  zusammentreffen  (§.  257.  n.  &.). 

ii  Z.  B.  die  einem  Staatsdiener  während  der  Amtsfüh- 
rung zugefügte  Ehrenkränkung  kann  zugleich  als 
öffentliche  und  als  Privatinjurie  betrachtet  werden* 
Vergl.  P.  G.  O.   Art.  108. 

€)   Z.  B.  die  Kinderaussetzung.  §.  184  f. 
f)   S.  §.  154.  n.  a.    So  enthält  z.  B.  die  Nothzucht  nicht 
etwa  eine   ideale  Concurrenz  eines  criminis  vis  und 
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eines  stnpri,  oder  der  Mord  xogleich  eine  Koq 
Verletzung.     Anders  Terhält  es  sich  aber,   wenn 
Körperverletzung  zugleich  als  Versuch   einer  T 
lang  anzusehen  ist  (§•  68.  n.  c.  169.  187.  b.  6.). 


§.    IM.   (14S.) 

B)    Arten  äe$  Zu9ammenßuM»es. 

Die  zasammenflieftsenden  Vcilireclien  sii 
I)  entw^er  durch  eine  und  dieselbe  fiandbn 
begangen  9  welche  eine  Ueliertretung  mehrer 
Strafgesetze  9  oder  eine  tnehrfacfte  Cebertretoi 
desselben  Strafgesetzes  entliält  (ideale  y  fortna 
Concurrenz  <»)  j  II)  oder  durch  verschiedet 
llatulbingen  y  deren  jetle  eine  Ucbertretung  cd 
hält  (reale  y  materiale  Concurrenz).  Die  i 
zQsammentrefTenden  Verbrechen  enthalten  fe 
ner  A)  entweder  üebertretungen  versciueden 
Strafgesetze  (verschiedenartige  Concurrenz,  co 
cursus  heterogeneus  ^)j  B)  oder  eine  melirf 
che  Ucbertretung  des  ~  nemlichen  Strafgesetz 
(gleiciuirtige  Concurrenz  ^  concursus  homog 
neu»  9  wiederholte  Verbrechen  im  weiten 
Sinne,  del.  repctila  *).  Diese  Wiederholui 
derselben  Ucbertretung  ist  nun  1)  entwedi 
als  ein,  für  sich  bestehendes y  netfe*  Verbreche 
anzusehen  (emettertes  Verbrechen ,  wiederholt 
V.  im  engern  Sinne,  del.  reitcratum,  s.  rep 
titum  in  s.  str.);  2)  oder  nur  als  eine  Fat 
Setzung    der   nemlichen    verbrecherischen    Th. 
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srit    (^^fortgesetztes   Yerbrechcny    del.    conti- 
ilum  ')• 

S»  8*  I^  de  Obl.  !!•  ex  del.  <—  Die  von  den  A.eltereii 
für  die  idtßi^  und  reale  Conen rreii&  gebrnuchten 
Ausdrücke :,:co9C.  9iwuttaneu$  und  tucceMiou^y  be- 
zeiclHieii  bftter  eine  andere  Vertchiedenbeitt  velche 
bei  der  realen  Concarrenz  eintreten  kann.  —  Der 
Ausdruck  quaiificirlet  Verbrechen ,  für  ein  solches 
Verbrechen  gebitractit,  ntt  welfchem  ein  anderes 
ideeil  zusammentrifft,  ist  unpassend ,  und  führt  zu 
falschen  Vorstellungen.  Z.  B.  qualificirier  Versuch 
(§.  72.),   quailricirte  Nothzucht  ({.  193.^    Die  ideale 

I     Conttcrreiu    kommt    zwar   sehr   häufig    vor   (z.  B. 

\  {.  €3.);  sie  wird  aber  auch  nicht  ganz  selten  ange- 
nommen, wo  sie  nicht  ist,  nemlicb  da,  wo  eine 
Handlung  eret  durch  die  Art  der  Begehung  zu  dem 
:  Verbrechen  wird,  wie  dieses  insbesondere  bei  der 
Fälschung  (f.  293.  u.  a.)  und  bei  der  G^waitthätig-, 

.  keit  (§.  265.  n.  d.)  der  Fall  ist.  So  enthalt  z.  B. 
die  Verläumdung  nicht  etwa  ein  ZusammentreiTen 
vdn- Injurie  und  Fälschung,  da  sie  erst  durch  letx- 

,.  tere  zur  lojarie  wird.  D\t9e§  verwechselt  v.  »an 
erback  ji  292.  n.  c. 

U  Nach  V,  Feuerbach  concursus  obiectivusy  nach  r. 
Grolman  delicta  cimui/a/a,  gehäufte  Verbrechei^. 

^)  Kkch  V.  I^euerbach  concursus  euhiecüiius. 

.  .  .  '   '  ■   ' 

b)   Mittermaier  über  den  Unterschied'  zwischen  fort- 

gesetzten  und  wiederholten  Verbrechen.  Im  N.  Ar- 
chiv. B.  IL  S.  238  ff.  —  Die  gewohnliche  aus- 
•  schliessliche  Beziehung  des  Begriffes  eines  fortgC" 
';  seilten  Verbrechens ,  auf  den  Fall ,  wo  das  Verbre- 
chen an  demselben  Gegenstande  wiederholt  wurde, 
ist  viel  zu  beschränkt.  Mehrere,  aufeinander  fol- 
gende^ strafbare  Handlungen  derselben  Art  können 
nu'vernchiedenen  Gründen  als  eine  Thai  (als  ein  fort- 

15 


1 


226      .     Allgem.  TJti«il..,  ,?I,I,.:^«9»^..,.V 

gesetztes  Verbrechen)  betrachtet  werden ,,  in^ii^n|f 
neiiilich   I)  entweder  liur  als  forlschrttieHae  Ausftl^  C 
rung   eines     und    desselben    verbrecherircMH' ^ 
Schlusses  anzusehen,   oder  2)  in  Beziehung  aaf 
nentiiehe  düiternde  F<ft*Ad/M9««'b^ifctig^^^o<fep^:3) 
*al8    Bestanätheite  '  uYid   Sttif^   %^i  ütÜ   d<j/sel1 
Thal  an  beltrAchten  riridV"   T^\.''B^^'^"!im 
'kungem^m  Hmiifiv:  Jjfrftc. •f.'-S.-MW8*J-'«Ä''*''''^' 

C)   fb'n  Biätrafung'  iiiicA^iM'eniiiesiende^  TVromJ^: 

:  .    •.'    .       •:      5.1»'»/    -.Liil^üofM     /.AT   /.\ 

Der  Urheber  :ziisiiininoiifliot;sefiidi9r  V^rbre-l 
eben  bat  diejenigen  Strar^ri,Vu'i)iiiit'Jä(le»  die-l 

ser  Verbrecben  im  Eiiijf;^lji^e^^ ,  bi[;^4)^uii  ^« 
üugesammt  verwirkt  3^).h  .iDicf>iNatttis.4les:>'8traf-- 
gesetzesiiiid  des  Rtebteraftntes  i>Häfgf '"^^^ ßaher 
ibit  sich,  dass  ihm  die  smimmchen%  .von  um 
verwhMm  SU^afenver^nigtßtiwerkemi^uämd^) 
(Grand^atz  der  Zmnlfkmhirftcim^  '  i^t!t''^Hmir 
fwig^  eumulatio  poenarum* '*^y. '  ^  ^  ''    " 

.      -■     :  :•  •    '         -.        .  :•■  I     V.    •    *  ^  'i*        i      .  .      J    #ir        '^ 

a)  Es  sind  hier  zteet  /  oft  v^k-wefchs^he  l^a^j?)!  M  tren- 
nen,, iiemlich  1)  >irelcbe.  .Strafen  l|^t.t)er,ljb^(l^  ^fr* 
wirkt?  2)  wie  ist  zu  erkennen,  falls  die  verwirktes 
Strafen  unvereinbar  sihcl  t    S.  §.  158.  '•**■' 


•  i        • 


i»v  '       '^  .  \i 


6)  L.  %  jpr,  ,p.  de.  del.  pjiv.  •»JNmqtifm^  |>lara  delicti 
»con^urrentia  faciunt,  ut  u^^^8.im^um^€^B  ^eftvr:  ne- 
tque.enim  deli^tum  9)^  aliud- d^lictupi  V^iifuU  po«* 
>nain.c    i.  ?.  §.  1--.6.  ^o^d.    ^.  7.J.  5L  J>.,  .{.^  9.  C 

^   .^d^  acQusatt.  %  ^.  .1.  de  ObL  qy  ,ex.\del^  :Cvl.;X.  A 

poenis.^  MqUhfll^8  läih,  48..  Tit^  .2Q.  Cap^.^-.N.IO. 

^  U..  Jfiey,tff  3p.  57^m..Ö.   Sp,  644L  m.  a-^.t    Sfl» 


t.i 
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vig-nf   Dlf^.  cit.   .  ^f^t^HieÄ-   HanM.  {^  A9S.  -ljB3^ 


'  Dem  Gru'näsatze  'der  "Zusamröenrechnun^,  oder  uer 
Rpgul  t  ningnla  "'dilitht  ''iingutak "  'pottuu  mereniliri 
stellen  Auderq  4i«'iRlimU  |wciMK.:mM^'^^«0rM  nwt 

^^e  auf  die  (^oiicurrenz  der  Verbirecheti  bezieht,  den 


nligemeinen  Prinei)tted  v6t  Anweid^g-^dr  Straifge^ 
setze,  30  wie  den  pcBitivea.{leffctisni'<n.-ff.)  und  dei 
Strafpolitik  viderßpricbt  und  .  durch  die  Berufuiif 
auf  Art  108.  u,  163.  Jceinesve^a.  gerech t£erii^t  wird 
(§•  136.  nl  b,):  Sie  >^ird  indessen  von  vielen  Crimi* 
■allsten  («.  Bi  Meigter' princ.  §.114.))   mit  ttieh# 

oder  weniger  Aasn^nen,. behauptet  VergL  I^TcIcAt 
ter  Lehrb.    §.  123.   S.  l30  f. 

)    tie    Sttdl%kufatlg''h}^siehi  Jedoch    «£0«'*  in  %inem 
'   'Uötseh  Addirerr  iet '  vefWil-ki'eii'  Stiraien^    sondern 
■^kt  den  Sinn,   ddJis  die  mheileniefhäe  IStratc  den 
verwirkten  Strafen  intensiv  mögiichat  '^ieichiomme, 

.  ■■'         .■        ...   '•»>■     •■•.'»    i  .  ♦•  ■    ■ "  '     J  I     ,  ■•.\i.  ■■   .  ■   »» 

§.   I06.   (147.)    '"'    ' 

."    .  .      .13'.  .  .      ...■•■    ^r-.i  i       '       »i 

3)    EinMAr^&Mit^Vfi  dt§  allgtman^  GrJfm4Hiiz9M%  a). 

.  Die  Rc^l  der  Zusäinincnrcjeliniing  meL- 
rer.  yerwirkter  Strafen;  leidi«A.iiJbQr  .folgende 
nUchränlsmigcn :  I)  B^i  der'tWe»lm4^eur- 
nz  Wircf'dre  Straf b'arl;eit  duHiU  'die  Einheit 
s  EatscUiiases  und  d^r  Handlung  derge- 
dt  gemindert  ^}j  dass  die  einzelnen  gcsetzli- 
en  Strafen  nui'  init  eine^  angemessenen 
lUenmg  zuerkannt  werden  können  ^)«      II) 

15* 
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Die  förtgesebtett  Vffrbredipn  sind  nur  als  rm 
Verbrechen  zu  hetrj^chtyitii:  durch  die  ForLse- 
tzung  wird  Jf^doch  die  Strafbarkeit  erhSktf 
uod  es  ifft  solche  daher ,  .imch  Vcrschiedeiiheit 

I.  '        '         '  .,*■'.  .!  ..  .'I. 

des  Strafgesetzes  9 .  en^wfder  als  Schärfungs-, 
CMler  als  Strafzumessungsgrund  (§•  156,  n.  L) 
zu  bertickslbhtiir^n  ^1.  Ilf)  Auch  in  Hinsicht 
der  versdu€J^Cif^irtif/e^^  Cf^currewü,  unqi  der 
eniMierf^i  Verbrechen  9  ist  der  Grundsatz  der 
Zusamnienreehnting',  qhter  dem  Einflüsse  der 
von  Vielen  gebilligten .  Kegel :  poena  maior 
absorbet  ^linorem,  durch  den  Gerichlsgebrauck 
mehr  oder  Meniger  eingcitchränlit  worden  ^). 

I 

•  ■  ■     ■  ■  •  j'       ■  ■  I 

a)  Efl^iat  hier  nicht  die  Re^e  von  d«n.  aas  der  Ui- 
möglichkeit  4er  Vollslredkung  9&miDtlicher  Strafet 
entapriii^euden  £iiiachrankiiugen  der  allgemeinet 
Regel  (J.  158.),  ' 

6)  Eine  eigentliche  Autnahine  von  den  angeaieiM 
Grundsätze,  in  Hinsicht  der  idealen  Concarrenif 
lässt  sich  hingegen  nicht  behaupten.  Das  Rämiscki 
Recht  lässt  es  ausdrücklich  bei  der  Regel.  L«  9.  C. 
'iftf  MtMtMi^-' £».  5.  D.  de  qmi€Bt,  »quia  duplex«  tlri'* 
»men.i  L,  38.  D.  ad  h^  luL  de  ctdulU  tquod  hie 
»doplex  admisisum  esi.f  X.  56.  pr,  D»  de  furiii,  Di^ 
P.  G.  0,  Art  lä.  ]%det  «Inr  von  iiie'hrGrcn  Besehve- 
mngeji  .ffti^«  .Verbrechens ;  und  Art.  108L  beraht.aof 
der  eigen thiimlichen  I^atur  des  Yerbrechens  der 
gebrochen  eil  ttrphed^  -V  -andere  wollen,  hinsieht? 
lieh  der  vd^a/fn  CM  neu  rrenz ,  Zuerkennn^g  dtf' 
schwersten  Straife  mit  Schärfuyi^yuftdKwir  entwedA 
allgemein,  (Kleinschrod  «.  a«  O,  III,  §.  102^  f,},^ 
oder  nur  ii^  pali  der  idealen  Cpncurrenz  gleictiBtTr 
tigsr  Verbrechen  {v.  Feueifbach  a.  r.  Ö.  {.  IM.). " 


-I" . 
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c)  Diess  nou  bcioiid«n  vod  oi/jMtai  Verbiechen  iO€r' 
•  f«d  a.  a.  O.  8.  396»)  und  tob.  Bolchen  gelten,  wel- 
che eifben  gleichen  Gnwd  der-  Slnfhestimmong 
haben  ,  u  B.  Diebstahl  ond  BefchiMigung. 

■d)  L.  9.  D.  de  furii$.  »aji^idtia  contrertaiione.«  KieiR' 
9chrod  a.  a.  O.  I.  {.  108.  Tiiimann  Handh.  I. 
f.  ilM).  a.  K  V.  Groiman  a.  a.  O.  {.  121.  e.  v.  Fe«- 
erback  a.  a.  O.  §.  131.  Oersted  a.  a.  O.  S.  396. 
Vergl.  Wächter  a.  a.  O.  8. '255. 

c)   Meister  princ,  {.  114.    Tittmann  a.  a.  O.  Th.  L 
{.  100.    Henke  HmM.  Th.  I.  S.  521. 


§.   1Ö7.    (148.) 

n)    V^m  Ztteammentrefen  der  Strafen  t    A)  hei  dem 

nemlicken   Vierikrecken» 

Wenn  ein  und  dasselbe  ^Verbrechen  durch 
Tcnchiedene  Gesetze  mit  Strafe  bedroht  ist^ 
wi  also  bei  dcmselbrn  verschiedene  sellMilstän- 
dige  Strafen  statt  finden  kennen  a),  so  sind 
diese  znsammcntrcfl(*ndcn  Strafen  I)  entweder 
sioft  öffentliche  Strafen.  Hier  wird  nur  eine 
derselben  zuerkannt  ^).  II)  Oder  es  trelTen 
siMt  Privatstrafen  zusammen.  Hier  findet  ei« 
ne  Klage  auf  beide  statt ,  jedoch  ^  wenn  be- 
reits die  eine  gefordert  ist^  nur  in  Hinsicht 
des  Mehrbetrags  der  zweiten  Klage  <')•  III) 
Oder  es. ist  für  das  Vcri)rechen  eine  öffentliche 
und  eine  Privntatrafe  bestimmt.  Diese  finden 
leben  einander  in  der  Regel  nicht  statt  ^. 


-«>  *WMb:4l•8•^lllAfeta^Cire••tt;Hlkk•:V•rft rechen  »k  meb^ 
- '  •  /  rCfUS^V  ^frMidemiM'^evktntiändBn ,'  Strafen  bedroht^ 
:,'!  rgo  iDitsMir:so1«lie  Jrach  gehäuft  *#«rden;    Z.  BJ  P.  ff. 

A>   IS.  14i  *^:'d(f  ^OMmatt.   tn^'qnif  ob  idem  crimen  plih 
»riba»  t^ibttb'  reas  üieretlc    L«'  d.  C^  eod. 

f)   t.  3i  iVaii/pr.  .^^  41.  fi.  l.  D.  de  O.  et  A  ^^' 

D.  de  vi  bonop.  rafd.  -!•    .lieber,  den  Fall  einer  fMt' 
telbaren  Injurie  s.  §.  214. 

I  .i'T  .'.>  .ji  .;.  »t^^■.■.\^■■\     .\    ;     :   ..  .•.^■-   •    ■        '.^     . 
i/)    L.  56.  §.  Im^p,.  dA  furtie»    h*  6.  D.  if^  tWtfr.-a.  £. 

t Plane  si  actum  sit  publico  iudicio ,  dene^ndum  est 
'»privatum  y  et  similiter  ex  diverso.t  §.  10.  /.  de  tn- 
iur,  —  »vel  criminaliter  ag^re^  vel  civiliter,t  Die 
Gesetze  unterscneidcni  abcfa^ /i^^knf'artVer  und  crtmi- 
naliter  agerc.  L.  3.  D.  rf^  privat,  del,  L,  92.  p. 
"i^i  A«rA  —  •  iiifi^i  ätt-ertig;'  Vic  weit  oßiger  Sab, 
nach  Verschieäeniien'dör  Verbrechen  y  einzuschrän- 
ken se^.  6  a'^igfky  Dissert.  cit.  pag.  70  seq. 
Schröter  Handb,  {.  168.  2{ö««Atr/  Lehrb.  det 
C:-Ä.    5.49.»'1^a'cÄfrVt»  XeÄrÄ.   J.  124,'  S.  l«.'!»; 

;  §.  CQl.     fißlfitr  die  'Cotncurrenz  der  öffentlichen  nufi 

■  •-■         •       ■■       i  ■''.'■  ,.'         '         •' 

gemischten  Strafen  bei  Iigurien  s.  §.  222. 

.  •;•-.  ft  "■•'•    \ '''     r-  .  .•■/'  *    i  '...■  ■'"  1 

B)    V(nn'  Süuammtitreffett.der.'Stntfen  bei  coneHrritendeB 

fi'  Der 'oben  aufgestellte  Grundsatz  derHäti^ 
fi(A|^  sänmSrtUjQlier,  ;dürcb  die  zusammepfliesseii* ' 
deA  Yei^vechcn  Teirwirkter  Strafen  (§.^135;) 
wird  nicht  -  selten  durch  die  'Unvereinhinrkeit 
dieser  Strafen  in  seiner  Anwendung  beschränkt'^ 
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]t>t  Qim  dÜ^  Unvereinbarkeit  der  Strafen  in 
4m  physuiftchea  oder  rechtlichen  Unmöglichkeit 
ftrer  Tereinigten  YöHfttjheckunj^  besteht  ^) ,  mit- 
kia'^  'üntef 'dieser 'ybraussetzung,  der  Grund 
fks  riehte|lichen..y^rviraadlung8rechtos  eintritt 
(^.  147,  i48;),^ii«o  muss  I)  der  Richter  zu- 
tibhit '  veitenÖhten^** '  durch  '  Fct-wandUmq  der 
fmen  od^  andern  Straie.  sie  mit  einander 
vereinbar  zu  joacken^  .oder,  falW  dieses  nicht 
tngeht,  die  sammtlichen  unvereinbaren  Strafen 
ii  eine  9  ihnen  zusammen  möglichst  gleich- 
Itommende,  höhere  Strafe  verwandeln  ^).  II) 
Sollte  Beides  nicht  thunlich  seyn,  so  wird  auf 
me  def  zusammentreffenden  Strafen ,  und 
iwar  wenn  sie  ungleich  sind,  auf  die  schwer^ 
rie  erkannt,  diese  aber,  so  weit  es  möglich 
iit,  durch  einen,  die  Stelle  der  übrigen  Stra- 
fen vertretenden ,  Zusatz  gesehär/l  ^). 

a)   Oer$ted  Grundregeln.  §.  66.  S.  403— 40S. 

6)  Diess  bringen  die  allgemeinen  Grundsätze  von  An- 
wendung der  Strafgesetze  mit  sich.  Vergl.  auch  L. 
,  6.  D«  de  quaesL  L,  28.  {•  10.  D,  de  poenie.  L.  3S. 
J.  1.  ad  L.  lul.  de  adult.  1\  G.  O.  Art  104.  Zieg- 
ler  Theorie  der  Strafschärfung.  S.  102.  Titt» 
mann  Uandb.  Th.  I.  §.  100.  v.  Grolman  Crimi- 
ntdreckttw.  |.  122  —  125.  Wächter  Lehrb.  §.  124. 
S.  257.  üebcr  die  nothwendigen,  durch  das  Gesetz 
zu  bestimmenden  Modißcationcn  dieser  allgemeinen 
Regel  s.  Bauer  Amnerk,  zum  Haunöv,  Entw,  I. 
S.  6«5f. 
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c)  Andere  lassen  keine  Strafverwandlung  zu  ,  sonden 
vrotlen',  dass  in  allen  Fallen  der  t^nvereinbarke» 
der  ätrafen  auf  die  hd«h9te  derfelbeii  mit  Schlrfaäit 
erkannt  werde.  KleinMchrM  9^H.  Entw*  Tb.  HL 
§.  107  f.  V.  Feuerbach  a.  a.  O.  §.130.  132.  He^r 
ke  Handb,  I.  S.  624.  Martin  LeUL  $.  66.  Ditfci 
fuhrt  indessen  zu  der  auffaHenden  Folge  hi»!  daa 
entweder  das  eine  oder  ^^f  «ndere  Verbrechea  gnf 
unboBiraft  bleibt,  oder  dass  d^b  die  Vtrübuif 
mehrerer  Verbrechen  einen  Milderungsgrund  abgilH^ 
während  'sie  doch  vielmehr  die  Strafbarkeit  fldit 
erhöht.';  JB eurer  a.  a.  O.  &  608.  0M. 


K  ■' 
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Besonderer  Theil. 


Einleitung. 

S^   li».   «.   (IM.) 
1 )    d^genstäMe  dtM  t^ionderen  Tkeiiei. 

hesoiidere  Theil  des  Strafrechtes  ist 
r  Lehre  von  deu  eüizelnen  Gattutuien  vnd 
ien  iler  Verbrechen  gewidmet.  Er  handelt 
lier  von'  dem  Begriffe  eines  jeden  Verbrc- 
ens.  von  dessen  ThatheBlmide .  von  den  ver- 
liedenen  Arteny  und  von  der  Strafe  dcs- 
iben.  •  Bei  Bestimmung  der  Strafis  ist  nicht 
ir  än€  die  Gesetze  j  sondern  auch  den  6e- 
JUiyrbrattch  ^)  Rücksicht  zu  nehmen^  und 
,  wo  die  Zumessung  derselben  ganx,  oder 
m  Theil  9  dorn  n^hforlichen  Ermessen  Aber« 
»eh  ist,  sind  ziigleich  die  erheblichsten 
rafziimciusuiujstjribuh  anzudeuten, 

)    {.  4.  n.  f.    Vergl.  die  Vorrede  zur  ersten  Ausgabe. 
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] 


§.  139.  b.  (150.) 

2)    System  des  besonderen  Theiles» 

Bei  Anordnung  der  Gegenstände    des  be- 
sonderen Theiles  ^)  kommt  es  auf  mehrere  Ter* 
bunden.zu  b^ijitende  Momente  an^    aJ|^   tt 
leichtcmgv  der  -  .UeUenU^I  ^^  ill^ 
so  Mrie  des  Auffiudens  der  einzelnen   Verbre- 
chen,   Verfneidnng  von   Wiederholungen  joi 
SteUnng  eines  jeden  Verbrechens  unter  dieje- 
nige Gattung',    'z*f  welcher*  ed  soinrer  Torben^ 
sehenden  Natur  nach    gehört*).       Diese  vc^ 
schicdenen   RüolsftiehteDL  .lassen:    sich    bei  der 
Unterscheid^^g     S»rj^4Jip«\  v^Ye?]i?J^eldlen    widef-^ 
Einzeln^  ^) 9   vfider.das  Gemeimvesen^    und  iri-l 
der  den  Staat  ^   am.  besten  Tfereinigi:  ins  AaflJ. 
fassen.    Tcelche . Uaterscheidung , datier  hier. ml ■ 
Ganzen,  zum  Urunde  STjclccrt  ist  «)« 

a)    Eine  allgemeine^  auf  einen  bestimmtien  Eintheilang^* 

"-^»ghiorf^gestüirfe,  und  ^tHö^i^^i'Clasü^'mk^^^ 
^•\•%\iie1^^1tetU*et\en  wtlnictit'indglicbv' weib'is  vMki'i 


h 

durch 

durch  (die  VerscKiedenKeit  des  Siibjects  , 


ch   die  verschiedene.  ^r£.  ihrer  ßegebwu^t   pdi 
ch  die  Verschiedenheit  des  5^6^>'c/«  sich  ^ntei 
> i - »scli^Q«tide  viki'SlÄ^n. ^ -gSM'i'  ^BaH ef^ '■  Gf^iMlii 

.■!«•!  ^^«  pMk^^"  V'  fi^'  •  §^  :3$« '  TM^etiiifti  audÜ  ikielne. 

.    Einlhei^njgen  y  welche,  von  J^nd^fjn ^ zum  Grunik. f 

legt  verdien    (z.  ^.   Staats-  und   Privatverbrf^ch( 

Verbrechen '  und  *  Viirgehen ,    Reehisvef  brechen,  m 

Polizeiverbrechen,  bestimmte  und  unbestimmte  Yer* 

*'■  Vrechen);   einer  'strengen' 'DurdhfuhiHii^    fähig.  - 


\erg\.   Wächter  in  leiMm  X)sAr6n  Tb.  II. .  Vor- 
rede.**-*     C.   Cucui^k^  'iOkVdii  Einih^Hmkg  der 
V^rhre^hek  tie.     Im  Ni  ArchiinnfB.  K.  6.  t7  f.  a. 
i  9061  f.  uater^ehei^t  1)  RedUm^trbtkclmy'ILil^oHzH' 

..  vMrtthemyZ)  SHiai^verOrtchefi   f.    '^  ••'*   .     •'  -^ 

i)  J^ie Steife,  ^rdchie  «ineni  Veftl'f 9clteii '  ini  Sy^eme  des 
8trkfrechte's  angewieiibn'  yrird^hati  'za'^Xcfch  grossen 

/'  -Einfliuis  k^if 'fieli(lj^e';Vfütdigäng  ]ie^  Katar  dessel- 
ben: 'aiill**a\if  deü'  ^h'Ö^i^A  e^fUrätteh  der* Analogie, 
besonders  bei  den  Strafbestimmungen. 

)  Die  Verbrechen  vider  Einzelne  sind  sämmtlich 
Rechtsverbrechen  (§.  35.  I.)  und  lassen  sich  also  nach 
Verschiedenheit  des  Gegenstemdes,  d.  h.  des  Rechtes, 
"Wider  welches  sie  gerichtet  sind>  auf  eine  sehr  na- 
törliche  Weise  ordnen.  £s  ist  daher  mit  denen, 
"welche  wider  die  Person  begangen  werden,  der  An- 
fang gemacht  (Tit.  I  —  V.),  worauf  die  Verletzungen 
der  Vermögensrechte  folgen  (Tit.  VI.). 

)  Auch  diese  Unterscheidung  bildet  keine  scharf  be» 
stimmte  y  and  za  einer  strengen  Durchführung  geeig- 
nete Eintheilung.  Sie  bleibt  aber  die  brauchbarste 
für  die  Anordnung  eines  Lehrbuches  sowohl,  als 
eines  Gesetsdi>uches.  Insbesondere  ist  es  unvermeid- 
lich»  hin  und  wieder  ein  verwandtes  Verbrechen, 
wenn  es  gleich  den,  die  Ordnung  bestimmenden 
Hauptcharakter  nicht  an  sich  trägt,  in  ein  Capi- 
tel ,    wohin    es   aus  diesem  Grunde   nicht  gehören 

.  wilde,  dennoch  am  des  Gegensatzes  willen,  und 
um    verwandte  Materien    nicht    zu  zerreissen ,    mit 

-  «ufaenehmen.  ( Z.  B.  die  Entfuhrung  einer  Einwil- 
ligenden in  das  €ap.  von  den  Verbrechen  wider  die 
persönliche  Freiheit  s.  auch  $.  343.  n.  a.).  Eben 
daher  sind  aus  der  oben  gedachten  Unterscheidung 
hier  nicht  etwa  drei  besondere  Abtheilungen  ge- 
bildet worden,  sondern  die»  zu  jeder  der  drei 
Gattungen  gehörigen  ,  Arten  der  Verbrechen  in 
einzelnen  Titeln,   mit  fortlaufenden  Zahlen,  an  ein- 
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r  aiider  gereiheL.     Bautr  Anmtrk,  zu  dim  Hamvh. 
Ml    JEiUwürfe.   Iw  ,S;  2&1— 256.     Zui  Rechtreitignig  der 
.>  Sfe/fen  für  msfiche  einzelne  Vei^nchen.^  findet  f ick. 
.  .;.\vbe»:dieMI)4M  Nötbige  angedeutet.    S*.  §»  180^  n.  c 
{.  181.  n.  6.  {.  JL90.  n.  d.  §,  196.  n.  a.   f.  200.  n.  k 
.  $.  228.  n,  a.  •}.  235.  §.  266.  d.  b,  (.  273.  $.  283^  n.  fu 
^      .  J.  291.  n.  a.  j.  297.  {.  300.  n.  a.  $.  303.  n.  c.  {.  309.  ^ 
,      n.  a.    S.  Z}\f  Vj.  ß.    i*  312..  n,  ö.  {.  316.  n.  c.    {.  Zl% 
{.  351.  {.  ^9,>  c  {.  367.  n.  o^  {.  374.  n.  6. 
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Von  VerLrechcn    wider   das   Lelicn^  .. 


•         '«     '#.i 


..■      •  (     V 


Erstes  Capifel. 

f^on  ifciii  f ^erbrechen  itvr  TS(dlung* 

Erster  Abffclinilt. 
Von  der  T<Mitua§  überhaupt  a).;       ;     ,\ 

§.   160.   (|5I.) 
1)    Begriff. 

■  « 

Das  Verbrechen  der  Todtung  (crtmen 
hmicUUi)  ist  die  rechUnvidrige  Handlung  j  durch 
itfelehe  einem  änderen  Menschen  tlas  Leben  ge^ 
ymbt  worden  ^)*  —.  Der  SelhsUuord  iat^  nach 
lUgiedkein^li  Grunrlsiitzen  lH*trachtet9  Jteiiic 
IrafWttrdige'  UuncUun*^  ^i^.  22.  I;)^  und  findet 
leh  aucli  durch  die  la  Deutschland  geltenden 
emcinea  Gesetze  ^)  niclit  mit  Strafe  bedroht  ^), 
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gehört  also  tUcLt  zu  den  Verbreclien  *).  I 
soll  ein  bereits  in  Untersuchung  befiudlic 
Thäter  die,  durch  sein  Verbrechen  etwa  i 
wirkte  VemiÖgensconfiscation  nicht  mitfa 
des  Selbstmordes  vereiteln  können  f).  1 
kirchliche  Missbilligung  des  Selbstmordes  dai 
yerweigeruj|gf>e}ije^Teitf]i|c^^;]^&rdigung 
nicht  als  eine  bürgerliche  Strafe  desselben  ; 
zurf*li<ii^^.^**'»   T.Mv    II  i  i  .  )  i.li-,  >^    fi  . 

a)  Tot,  Tit.  Dig.  et  Cod.  ad  L.  CorneL  de  sicarüs.  j 
J.  de  publ,  iud.  Fr.  Dan,  Sanio'^D.observat.  ai 
Com,  de  «taaiv  Partip«  L  R<^giomont.  1827.  Ue 
die  Grenzbh  ^  'd'eV:  Äifweh  jt>arkeh^  des  Römisc 
Rechtea  -ia  dieser  Leiere  mündlich.  .Yergl.  Wä 

Birnbaum  über  die  verschiedenen  Arten  straßa 
Tödtung  und ^^iftfi  ^fifißcipipien{qs$en  in  einen  Gqttm 
begriff.    Im  N.  Archiv  XIII.  88  f.  249  f.  416  f. 

h)    Da  sidA'  AU^'ali'^'i^ten*  »(riiMrefi tödfvnien  ein  i 

gemeiner  Begriff   und    Thatbestand   aufstellen    li 

( §.  160.  161. )  9  /so  .  ^f nd^  sietf  au^h   sännntlich  in  < 

Gattungsbegriff  des  Yerbrecheni  der  Tödtung  zusi 

menzufassen.    M^Q  "wird  deshf  Ib  die  blosse  Tödti 

mit  dem   Verbrechen  der  Tödtung  eben   so  we 

VeiTwtchlieittv  vie  die  Ehrterletfettng*  m|rU0Hi  Y 

A- . '  u brechen  der  £)iryerleizung »  odei;  #q  .JFälsq^ii|{ : 

,dem  Verbr^chqn   der  Fälschung  u.  8.  w.     A.  M^ 

'•    Birnbaum  a.  «.  O.  S.  lOl  f.  .  **     '  ^ 

"c)"b^'itöinische  Recht  bedroht  nur  iei  SorM^^^ 
yerauch  de»  S<0lbstmordes  mit  Sirofe.  .£ik.6.  f»-T[ 

i  M,t  2(8.  §.  12.  ;D.  de  poenis.  L.  6.  §.  7.  D.  de.  re  m 
L.  34,  pr.  D.  de  testam,  milit.--^  »  G.  W.  Herme 
D.  de  autocKiria  et  philosophice  e^  ei  tegtb'.  röfiM 
eomiderata.  Lips.  1819.  C.  G.  Wä  ehii r'^IU^üm' 


Lffij-f.v^n  dern.,^eligtmorde.n.f^w»    Im.  N.  Arpiiji^ 
X;  72  f.  .316  f.  634  f.     y^.Falch  Beiirag  zur;  Lehre 
•      •   V^  Seibstmörde.    Im  N.  Arcfc'iy/XI.  l43  f.     Vcr^lf 
-ii  (.0.  jR#iili»-«a^  llle  Atti|!.t'{lib«I.ft.  ö.      ''     '   '  i 

-•iM';i^*'^»lW"*r!^^^'»'W.rM>?M^rhpk   abec  ndr.^ie 

yerordnan^  des  Hömisdien  R«chteBfwegen^de|:OQ.Bf 

V''''  'fiseääonl*  jifach'dem  Cä^ont«c/i<fn  äcclite  verfallt  d^r 

.  i'  fiMatilöi^WMii  den  'TW/c^mUv  'Cän.  12.  €.  it3VV- 

5.  C.  12.  X.  de  sepuU, 

e)  A^<^,  Jfl...i9i\C'\G,i ,  Jf\inkier,  Cammeiit.  de  nfbrtis.vo- 
iuntari^  ,fiohibiHone  ac  j^fiems.  h'ipe.  1776i>. 8.  G. 
W.  //(;rmp »in  Dias.  .cJt*  .Dangen:  B^thmer 
ad  Ck  !p%  C.  A^  ^33.  /.  J.  C,  Wriaherg  D. 
d^  f?  9HVf^-.y"'('''^«^''r  V^l^l^  fvyLlfOckiriatiu  Gott.  1740. 
fi*i4maaw.i/Ä;)dÄ.  TU.  II,  §.  513.1.  Ccr.  P»//- 
*  10 1  <  f ;  1^. .  de  animi:  ad  auipchiriam.p^r$nasiaM  \eiu8que 
poena.  Lips.  1821.    de  Looz  Coswaren  D,  de  vo- 

>  'i  lüntiiria  ^i^'nece:  Lült  1827. 


••■  •  'tii 


'  f)   L,  2L  ^r.  S'.  1.  %  3.  .4*  ^«  ^t  .^*  ^^  &0Nt«  e.or.  qui  ante 
stnf.  'Ü."l.'   iJ.'  eod.     fj,  46.  j.   2.   Dl   de  iur^  fiacu 
•'  '   P.G.O>kriiäS.    ■'■        ':. ■■■ 

.^),  Di«*d/Mr«  '^C<'  be^tr^ifte  den,  aus  einer  schimpüi- 
;^    '  '  ichen  Ursache   vetfilbten  S^)t>stmpT^  mit  dem  Esels- 


i 


{ 

.1 


begräbnissey  den  Versuch  des  Selbstmordes  aber  mit 

i'      -£;eßn^isif;'-^''F«fr  die  ZVdckmässigkeit  der  lÖe- 

'  'drohtafiig^eii  Selbsttnordri' mit  Verisa^ung  des  christ- 

licbett'  Bcf^rfibhisses  lifhae'rpöiHot  I^nias.  B.  III. 

H.  tk^''9epfih  d.  VtltiiicheL  Xhh.  Ylh 

■  •       ■.       .  ..     .  .     ' 

^  .  .  ..     .....4  .-  ..§.  464;-(lSJ.)    '  •; 

I  Vi'ÄUienkkiner  Thatbestand  der ,jm  k)  Erfordere 

•j^  nisse  in  IlineicJU  äei  Gegenstandes. 

^  .       Als  ^egcjuvstand  des  Verbrechens  der  Töd- 
4  tug. .  wird  jHJi  ..  lebender  y  •  des   'Staatsschatzes 

i 
I 
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theilhaftig^  Mmibh  erfordert.  Daher  kini|^ 
dieses  Verbrechen  1)  an  einer  Missgeburt  ^), 
2)  an  einem  ]Lcißh|)ajBie  f)^  sa  wie  3)  .an  d- 
neiq;. gänzlich  R^ohtlosen  (§.  41;):  ni^ht  teridit 
ürerden.  Andere  iVatiirliche  ^U  bfler*  Bilrgö^ 
liehe  ^)  YcrhliltnUse  eines  Menschen  schlicssei 

;■',■.  ■■     -V.    • *  .  .. 

aber  das  Verbreqheii  der  Tödtung  nicht  nus. 

■     ■     I        ■ 

u)  <!k  C.  S  tu  bei  iber  den  Thaibeiinnd- der  Verbr.U- 
.  sonders  in  Küektficht  der  Tödtung.  Witlenb.  IS05.  ^ 
Der  subjective  Thatbeätand  der  Todiung  überhoMfi 
hat  nichts  Besmidtresy  indem  die  Zareclienbarkeil 
zum  allgemeinen  Thatbestalfide  niler  V'erbrecbei 
(§.  63.)»  die  tödilirhc  Absicht  aber  zum  beionderef 
Thatbest«  der  vorsätzlichen  Tadtang  gehöirr. 

% 

.     K  ,.-■■■  .    ■ 

b)  L.  14.  I>.  de  statu  hom.  L.  38,  A  de  V.  S.  Dm 
die  Tödtung  eines  wirklichen  mopstri  in  dem  Fallt 
zu  strafen  acy,  wenn  sie  ohne  Torwissen  der  Obrif- 
keit  geschah  (wie  z.  B.  Quistoirp  .^runds.  I.  ^ 
217.  Tittmann  llandb,  I.  $.  143.  u.  A.  annehflneij^ 
Mgt  kein  Gesett.  —  Vreuss,  Landr,  Th.'ll.  Tit. Ü  T 
§.718.  vergl.  mit  tli.  I.  J.  18.  "  V 

c)  JEin    straßarer  yei*suqh   dtit  Tödtung;  .kanri  Jedoch 
.'auch  an  e\nef^  Leichname  begangen  .werden,  fyergl. 

§.  64.   n.  c      Ba^er  Afi^nerJk,  ^win-Ufx»nfiv.  Eniw,l 
S.  407:f«    Ä.  M.  ist  V.  FeuerbacALekrb.  f. 43.  ilC 

d)  Auch  an  demjenigen,  welcher  ohnediess  binnen  einer 
kurzen  Frist  gfrs(ovbei\  seyn  würde,  kann  das  Ver- 
brechen begangen  werden.  St  übel  a.  a.  O.  $•  ^tt> 
Henke  Handb.  11.'  S.  21. 

e)  L,  1.  §.  2.  D.  ad  L,  Com,  de  sicar.  —  Ueber  Töd- 
tung der  Sklaven  L.  11.  §.  1.  2.  D.  ad  L.  Com,  dr 
«fear.,    der  Veherläufer  L,  3.  §.  ult*  D.  eöd.^    der 
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Kotier  AutK  Gazarog  C.  dt  kaei^ei,  L  H.  Boeh" 
fm.er  L  E.  1\  L-^V.  t.  7.  --  Auch  an  einem  zmn 
Tode  Verurtheilten  kann  das  Verbrechen  der  Töd- 
lun^  begangen  werden.  A.  M.  ist  v,  Feuerbach 
9L  ■•  O.  §.  31.  n.  a.  V.  Groitnan  a.  a.  O.  §.  239. 
Dagegen  Oereted  Grundregeln.  S.  IC6.  Thibaui 
Beitr.  znr  KHtik  etc.  S.  31  f.  Von  Tödtung  feindli- 
cher Soldaten  (§.  46.),  von  der  im  Auslände  an  ei* 
nefli  Ausländer  ▼eröbten  Tödtung  ($.  44.  101.  101). 


§.   162.    (153.) 
B)    Jn  Bvcksicht  der  Handlung  und  ihre*  Erfolges, 

Zn  den  Erfordernissen  der  Handlung  g<?- 
iSrt  I)  die  Itcchtnvulriykeil  derselben  ^).  Al- 
es ^  was  diese  aussehliesst  (§.  49.),  schliesst 
mch  das  Verbrechen  der  Tödtung  aus  *).  II) 
He  Handlung  muss  tödtend  gewesen  seyn, 
!•  h.'den  erfolgten  Tod  <^)  wirklich  verursacht 
laben.  Wenn  dieses,  nach  den  Umstanden, 
k  erwiesen  anzunehmen  ist  (§.  66.),  dann 
sommt  es,  in  Hinsicht  des  ThatbesUuulesj 
lieht  auf  die  sonstige  Beschaffenheit  der  Hand- 
nmg  an,  ob  dieses  nemlich  eine  Begehnngs- 
ider  Unterlassungshandlung  (§.  5«>.),  und  ob 
!S,  im, Falle  einer  Verletzung ,  eine  unbedingt 
ider  bedingt  tödtliche  ^),  eine  allgemein  oder 
ndividuell  tödtliche,  eine  unmittelbar  oder 
iiittelbar  tödtliche^)  Verletzung  warf);  wenn 
leich  alle  diese  Verschiedenheiten  bei  Aus- 
littelang     des    ursachlichen    Zusammenhang^ 

16 
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zwischen  der  Handlung  und  dem  erfolgten 
Tode,  so  wie  in  Rücksicht  der  Ztwechnunj 
und  des  Grades  der  Sü'a f barkeil ^  yon  erhelh 
lichem  Einflüsse  seyn  können  ^)*  III)  Dil 
tödtende  Handlung   muss   verschuUlet  seyn  (| 

33.  163.)- 

a)    Diess  istz  vrar  ein  allgernehiesy  miihin  stillschweigeil 
vorauszusetzendes ,  Erfotdei niss  aller  Rechtsverbre* 
chen,  und  bedürfte  de&ihalb  hier  keiner  Erwähuu 
wenn   es   nicht   so  viele    besondere   Fälle   der  T5i 
tun^  gäbe,  in  denen  das  Merkmal  der  Rechtswidrig 
keil  oft  fehlt,  insbesondere  Nothwehr  ( §.  50.),  T< 
tung   des  Elubrechers  ( §.  231.) ,    des   Entführers  ( 
202.),    feindlicher  Soldaten  (§.  46.  n.  b.)  u.  s.  w. 
auch   n.  b.  '  Ueber  die   in  Landes^esetzen  gestatte! 
Tödtung  eines  Wilddiebes :   v,  Feuerbach   Them 
S.  166.     Henke  Handb.   I.  S.  240.  —    Abegg 
den  angeblich  straflosen   Tödtungen.     In   dessen  Vi 
tersuchungen,  Abh.  II.  S.  55  ff. 

-  b)  Von  Tödtung  eines  Einwilligenden  (§.  46.  n.  e.),  fi 
Tödtung  eines  Kindes  im  Mutterleibe ,  mitti 
Durchbohreus  des  HirnschädeU  ( Perforation) y  K 
Archiv  des  C«  R.  £.  I.  S.  513.  Martin  Lehrb,L 
115.  N.  4.  Wächter  Lehrb,  §.  162.  N.  24.  S.  lÄ 
V.  Z  ei  lief  in  W  agner*  s  Zeitschrift  für  Oeslerr^ 
Rechtsgel.  Wien  1825.  N.  38.  Mittermaierik^. 
die  Grenzen  und  Bedingungen  der  Straflosigkeit  iif 
Perforation.  Im  N.  Archiv.  VIII.  596  f.  ^fl^ 
gele  de  iure  vitae  ac  necis  quod  medico  competit 
partu.  Heidelb.  1827.  Mende  Beobacht.  u.  Bern 
aus  der  Gebw^tshülfe  u.  s.  w.  B.  V.  S.  75  f. 

c)  £rfoIgte  der  vom  Handelnden  beabsichtigte  Tod  nicbti^ 
so  ist  es  ein  Versuch  des  Verbrechens  der  TödtuBft^ 
wenn  auch  die  Versuchshandlung  an  sich  oder  antat 
den  Umständen  untauglich  war.     Vergl.  §•  71. 
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Sowohl  Aerzte,  als  Rcchtsgelehrte,  übersehen  ge- 
wöhnlich den  erheblichen  Unterschied  zwischen  ei- 
ner tbdtlichen  und  einer  tödtenden  Veiletzung. 
T&dtlich  ist  jede  Verletzung,  welche  den  Tod  zu 
bewirken  (ahig  war;  tödtend  hingegen  .diejenige, 
welche  den  Tod  wirklich  verursacht  hat.  £ine  jede 
Verletzung,  welche  tödtend  war,  musste  nothwen- 
dig  auch  tödtlich  seyn,  während  umgekehrt  nicht 
jede  tödtliche  Verletzung ,  auch  wirklich  tödlet 
oder  getödtet  bat.  Der  Unterschied  findet  sich  in 
der  That  auch  schon  in  der  Carolina  Art.  148.  be- 
rücksichtigt. 

f  "Nfotr  Biuss  die  mittelbar  tödtliche  Verletzung  die, 
den  Tod  bewirkende  Zwischenursache  selbst  her- 
vorgebracht, oder  in  Wirksamkeit  gesetzt  haben. 

Auch  die  P.  G.  O.  erfordert  keine  bestimmte  Art 
tödtlicher  Verletzungen.  Art.  146.  f entleibt. t  Art. 
147.  » der  geklagten  Streich  halb  gestorben.  <  — 
Hat  nicht  die  Verletzung,  sondern  eine  andere y  von 
deren  Urheber  unabhängige,  nnd  also  in  Rücksicht 
des  Handelnden  nur  zufällige  (vorausgehende,  gleich- 
zeitige^ oder  nachfolgende)  Ursache  den  Tod  be- 
wirkt (z.  B.  L,  30.  §.  4.  D.  ad  L,  Aquil.)^  so  ist  die 
Verletzung,  wenn  gleich  wohl  die  entfernte  Veran" 
lassung y  doch  nicht  die  Ursache  des  Todes,  mithin 
nicht  tödtend  gewesen,  und  es  ist  daher  unpassend, 
wenn  man  sie  eine  zufällig  tödtliche  Verletzung 
(laesio  per  accidens  lethalis)  nennt. 

C)  Ueber  die  £inthei]ungen  der  Verletzungen  und  de- 
ren Tödtlichkeit,  ausser  den  oben  §.  6.  n.  f.  ange- 
führten Schriften:     Gebet  im  Archiv  des  C.  R.  B. 

•  VI.  St.  4.  N.  6.  Henke  über  die  gerichtl.  medic, 
Beurtheilung  der  Tödtlichkeit  der  Verletzungen.  Im 
N.  Archiv  des  C.  R.  B.  I.  S.  445  ff .  5S4  ff .  Des- 
selben Zeit  sehr,  für  Staatsarzneik,  B.  II.  N.  XI. 
J.  /.  Kau  seh  über  die  neuen  Theorieen  des  Crim.  R. 
«.  der  gerichtl.  Medicin.   Züllichau  1818.    Hierüber: 

16* 
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Kleinachrod   im  N.  Archiv  dea  C  R,    B.  IV. 
387  IT.      Wildberg   llhapsodieen   aus   der  gerid 
Arzneiwißs.   Lcipz.  iS22.  S.  b2  ff.  —    Ucber  die 
rtchnnng   tödilicher    VeiUtzungeHy     Stelzet  im 
Art^hiv  des  C.  H.  B.  IV.  S.  217  ff.  —    5^«*«/ 
den  ThatbesL  der  Verbr.  §*.  96  -  165.     Henke  Ha 
II.   S.  27  f.    F.  K  G.  Kggeri  der  gewaltsame 
ohne   Verletzung,      Ein   Handb.   fiir  CrimiDalisteR 
gerichll.  Aerzt«.   Berlin  1832.  —    Es  U%  sehr, 
sam  y  dass  der  Richter  dem   Gerichtsarzte  die 
ihm,  zum  Zweck  der  rechtlichen  Beiirtheilaiig, 
beantwortende  Frage  bestimmt  vorlegt  und  irW 
auch  ihm  dabei  bemerkt  9  dass  er  solche  nicht 
blos    in    abstracto,    sondern  vorzüglich   mit 
sieht  auf  die  besonderen  Umstände  des  vorliegei 
Falles  zu  beantworten  habe. 

§.   163.  (154.) 

III)    Eintheilungen  der  Tödtung. 

In  Hinsicht  der  Art  der  Verschuldunj; 
ist  die  TödtuniT  entweder  vorsätzliche  oder 
fahrlässige*  Eine  vorsätzliche  Tödtung  ist  vo^ 
handen,  wenn  der  Entschluss  des  Handelnden 
auf  die  Beraubung  des  Lebens  gerichtet  war  ^)* 
War  hing<»gen  der  rechtswidrige  Entschluss 
desselben  auf  eine  Handlung  gerichtet^  welche 
zwar  ihrer  Nafur  nach,  jedoch  ohne  sein« 
iibsichl:,  den  Tod  bewirkte)  so  ist  es  ein^ 
eulpose  Tödtung  *).  Bei  Beurtheilung  der  il 
einem  Falle  vorhandenen  Art  der  VerschulduDg"; 
ist  besonders  aus/.umiiieln  und  zu  berücksieh* 
tigen    I)   die    Veraalasmmj   zu    der    tödtendea 
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[tdlung;  II)  die  Itcschfiffmheil  dieser  Hand- 
g9  insbesondere  A)  die  Natur  des  angewen- 
en  JSiiUelg  der  Tödtung,  B)  die  Weise ,  wie 
»elbe  angc4fchaffl^  und  C)  die  Art^  wie  sol- 
»8  gebraucIU  wurde  ^)j  III)  die  yatur  der 
j^ffigten  Verlelztnui  ^  in  Hinsiebt  ihres  ur- 
Miehen  Zusauimenbanges  mit  dem  erfolgten 
'de  9  wobei  vorziiglich  die  oben  (§•  162.  IL) 
merkten  Verschiedenheiten  der  tödtlichen 
Tletzungen  zu  beachten  sind  ^).  IV)  Die 
rsonUchkeit  des  Thäters.  —  Die  vorsälzli- 
?  Tödtung  ist  in  Hinsicht  der  Art  des  Vor- 
zes  1)  entweder  mit  üeberlegnng  verübt 
lord)  (§.  164. 16o.),  oder  2)  im  Affecte  be- 
ngen  (Todtschlag)  (§.  166.).  Ersterer 
in  Hinsicht  der  Strafe  entweder  einfacher^ 
er  gesetzlich  ausgezeichneter  Mord  (^.  170  f.). 


i)  Hier  kommt  die  oben  erklärte  Einthcilung  des  Do- 
lus in  bettimmteti  und  unbestimmten ,  so  vrie  dei 
letzteren  in  alternativen  und  eijentuellen  Dolus  vor- 
züglich zur  Anwendung  (§.  57.  I.).  Auch  Ui  es  hier 
besonders  nöthig,  die  anbestimmte  Idee  eines  tncfi- 
recten  Dolus  zu  beseitigen. 

h)  L,  1.  §.  3.  L,  4.  §.  1,  L.  7.  ad  L.  Com,  de  sicav. 
L,  6.  §.  7.  />.  de  off,  p'raesid,  L,  8.  L.  9.  §.  1.  L, 
XU  pr.  D.  ad  L,  Afjuil.  L.  40.  §.  1.  L,  41—43.  D, 
de  aedil,  ed,  C.  7.  8.  10.  12.  X.  de  homicid,  1\  G,  O. 
Art.  134.  136.  146.  218.  —  Bei  der  citlposen  Töd- 
tnng.  kommt  es  insbesondere  auch  auf  die  erforder- 
liche Gewiisheit  dea  Causaizusammenkunget  zwischen 
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der  Handlung  und  dem  erfolgten  Tode  an  (§.  60.  lU- 
u.  n.  a.). 

c)  L.  1.  §.  3.  ad  L,  Com,  de  sicar,     Cap.  18.   in  f.  X. 
de  homicid. 

d)  Henke  Handb,  II.  S.  38  f. 

e)  A.  M.  Egger  über  Mord  und  Todt schlag,    Landsb. 
1816. 


Zweiter   Abschnitt. 
Von  den  Gattungen  und  Arten  der  Todtnn^. 

Erste    Abtheiluny. 

Von   der  einfachen  Todtung. 

§.   164.   (155.) 

I)     Von  dem  Morde:     k)  überhaupt, 

Mord  (homicidmm  praemeditatum)  is 
eine  mit  Vorbedacht  (Ueberlegung)^  verübte 
vorsätzliche  Tödtung  ^).  Es  genügt  jedocb 
vrenn  entweder  nur  der  Entschluss  zu  der  vei 
übten  Tödtung  mit  üeberlegung  gefasst  wni 
de,  oiler  die  Amfährung  eines  im  Affecte  g( 
fasstcn  Entschlusses  mit  Ueberlegung  geschah  ^ 
Das  Daseyn  der  Ueberlegung  ist  vorzügUc 
zu  erkennen  I)  aus  dem  Vorhandenseyn  ein« 
Zweckes y  welchen  der  Thäter,  mittelst  d« 
Tödtung  9  zu  erreichen  suchte  5  II)  aus  dei 
Zwischenräume^     sowohl    zwischen    der    Th 
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Ibst,  und  deren  Vcranlassang,  als  k wischen 
m  ^Sntschiusse  und  dessen  Ausführung  j 
r)  aus  der  Art  der  Ausführung  ^).  —  Die 
^etzliehe  Strafe  des  Mordes  ist  das  Ilad  ^. 

)  Aeltere  verstehen  unter  Mord  nur  gewiae  Arten 
der  überlegten  Tödtung.  Boehmer  ad  Art.  137. 
§.  24.  Quistorp  Grunds.  §.  221.  —  v,  Feuer- 
hack  §.  213.  nennt  den  Mord  anch  quaiificirten  Todt- 
schlag,  während  doch  Todtschlag  den  Gegensatz  von 
Mord  bildeL    £ben  so  Titimann  I.  §.  156. 

>)  Es  ist  nicht  nöthig,  dass  der  Entschluss  anf  Tödtung 
einer  bestimmten  Person ,  oder  gerade  des  wirklich 
Getödteten  gerichtet  war.  ~  Ueber  den  möglichen 
Einfluss  eines  Irrthums  in  der  Person,  Henke  Handb. 
II.  S.  36  f .  C.  E.  Pfotenhauer  D.  de  delicto 
per  errorem  in  persona  commisso.  Hai.  1828. 
He  ff  t  er  im  N.  Archiv.  XII.  281  f. 

;)  V,  Feuerbach  Lehrb,  §.  218.  Henke  a.  a.  O.  U. 
S.  71. 

i)  P.  G,  0.  Art.  137.  —  »dass  ein  fürsetzlicher  muth- 
^williger  Mörder  mit  dem  Rad  —  vom  Leben  zum 
»Tod  gestruft  werden  soll.«  Die  Carolina  unter- 
scheidet hier  nicht  zwischen  dem  Geschlechte  des 
Mörders,  v.  Feuerbach  §k  224.  dehnt  den  Art. 
130.  y  welcher  beim  Giftmorde  den  weiblichen  Ver- 
brecher mit  dem  Ertränken  bedroht ,  auf  alle  Arten 
des  einfachen  Mordes  aus. 

§.   16ä.    (156.) 

B)     Von  einigen  besonderen  Arten  des  Mordes* 

In  den  Schriften  der  Strarrcchllchrer  wer- 
'n  gewisse  9    besonders    benamite  Arten    des 
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Mordes  aufgefülirt,  die  zwar  nicht  durch  här- 
tere Strafe  gesetzlieh  ausgezeichnet  sind  ^), 
jedoch  ein  eigentiiämliches  Merhnal^  welches  I 
das  Daseyn  der  Ueberlegung  beweist ,  an  sick  j 
tragen.  Dahin  gehört:  I)  der  Haubmord  (k' 
trocinium)y  d.  h.  der 9  um  einen  Raub  auszu- 
führen ,  begangene  Mord  *) ;  II)  der  Lohn- 
mord  (Banditenmord y  assassinium  ^) ,  welcher 
von  einem  dazu  gedungenen  Mörder  verübt 
worden  ^) ;  III)  der  Meuchelmord  (homkidm» 
proditorinm)  y  d.  h.  der  auf  hinterlistige  Weise 
verübte  Mord  *). 

ä)    Die    Carolina    erwähnt    dieser    Arten    des    Mordet 
'nicht  besonders.      Die  Aelteren    halten   solche  ge* 
wohnlich  für  qualificirte  Arten  des  Mordes«    YergL 
Wächter  Lekrb.  §.  170. 

b)  Die  Aelteren  verstehen  unter  Raubmord  gevöhnlicli 
einen  jeden ,  aus  Gewinnsucht  verübten  Mord.  0* 
Feuerbach  §.219.  versteht  darunter  eine  zur  Er- 
reichung sinnlicher  Verstandeszwecke  begangene 
Tödtung.  —  Das  Rom.  Recht  nennt  nicht  blos  die 
Raubmörder y  sondern  auch  die  Rauber ,  die  aggres- 
sores,  und  die  Mörder,  tatrones  und  latrocinantet» 
I'.  28.  §.  10.  15.  D.  de  poenis.  L.  5.  D.  ad  L.  Pomp» 
de  parricid,  L.  4.  C.  ad  L.  Com,  de  sicar,  —  Ist 
nach  geschehener  Ermordung  der  vorher  nicht  be- 
absichtigte  Raub  vollbracht,  so  concurriren  Mord 
und  Raub. 

c)  Ueber  den  Ursprung  des  Namens  assastinium: 
Boehmer  I.  E.  P.  L.  V.  T,  12.  §.  26.  Jos.  von 
Hammer  die  Geschichte  der  Assassinen.  Statte- 
u.  Tüb.  1818.  ^ 
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Ueber  die  Gleichheit  der  Bestrafung  des  Morddingers 
(assassinaior)  und  des  Lohnmörders  (Bandit,  assassi- 
nos)  vergl.  §.  87.    Uenke  Handb.  II.  S.  94. 

E^chenbach  Pr.  de  homicidio  proditorio,  Rost. 
1782. 

§.    166.   (157.) 

» 
n)     Von  dem  Todtschlage  «). 

Der  Todtschlag  ist  eine  in  heßiger  Ce- 
thsbewegtmg  beschlossene  und  verübte  Tod- 
\g  ^).  Es  wird  dabei  zwar  Zurechnungs- 
liigkclt)  und,  entweder  bestimmt  oder  un- 
stimmt^  auf  Tödtung  gerichtete  Absicht,  je- 
ch  Mangel  der  Ueberlegung  vorausgesetzt 
,  S7.).  Die  gesetzliche  Strafe  des  Todt- 
lilages  Ist  die  EnUiauptung  ^). 

0    In  alteren  Gesetzen  auch  Mamischlag  genannt. 

»)  Die  Carolina  begreift  zwar  unter  Todtschlag  auch 
die  calpose  Tödtung,  vrie  besonders  die  Ueberächrift 
des  Art.  138.,  verglichen  mit  Art.  149.  zeigt.  Doch 
ergibt  sich  aus  Art.  137.,  dass  darunter  vorzüglich 
die  Tödtung  aus  AfTect  verstanden  wird,  auf  welche 
dann  auch  der  neuere  Sprachgebrauch  den  Ausdruck 
Todtschlag  meist  ausschliesslich  bezieht. 

c)  P.  G.  0.  Art.  137.  —  >dass  —  ein  ander,  der  einen 
^Todtschlag  aus  Jähheit  und  Zorn  gethan  —  mit  dem 
^Schwert  vom  Leben  zum  Tode  gestraft  werden  soll.« 
Nach  der  Praxis  können  die  Gerichte,  wegen  einer 
besonders  gerechten  und  sehr  heftigen  Gemüthsbe- 
vegang,  von  der  Schwertstrafe  abweichen.  Titt' 
viann  Handb,  I.  §.  158.  S.  317.  v.  Grolman  C.  R. 
W,  §.  262.     Neuere  Gesetzbücher  und  Entvtürfe   be- 
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drohen  den  Todtschlag  mit  Freiheitsstrafe«  Oesterr 
G.  B.  §•  125.  Baier.  St.  G,  B.  Art.  151.  und  Ent» 
V.  1831.  Art.  214.  Deren  Dauer  müsste  sich  haupt- 
sächlich nach  dem  Unterschiede  zwischen  bestimm' 
ter  und  unbestimmter  tödtlicher  Absicht ,  so  yrie 
nach  der  Beschaffenheit  der  Anreizung  zum  Zorne 
richten. 


§.   167.   (158.) 

III)     Von  der  Tfieilnahme  Mehrerer  an  einer  verübten 

födtung. 

I)  Ist  eine  Tödtung  in  Folge  eines  Com.' 
plotts  verübt  worden,  so  soll  alle  Theilneli- 
mer  desselben,  welche  auf  irgend  eine  Weise 
bei  der  Ausführung  mitgewirkt  haben,  die 
Strafe  des  Hades  treffen  ^).  Wenn  hingegeu 
II)  Mehrere,  ohne  vorausgehende  f^ereintgtmg^ 
an  einer  Tödtung  Theil  genommen  haben  ^). 
so  wird,  A)  falls  nur  Einer  tödtlich  verwundel 
h^t,  dieser  allein  als  Todtschliiger  mit  den 
Schwerte  bestraft  j  die  Uebrigen  hingegen  triff! 
willkürliche  Strafe.  B)  Haben  Mehrere  den 
Entleibten  todtliche  Verletzungen  zugefügt,  sc 
soll  nur  derjenige,  welcher  ihm  die  wirkUcl 
todtende  Wunde  beigebracht  hat  «),  mit  dei 
Schwertstrafe  ^  jeder  der  Uebrigen  aber  mil 
willkürlicher  Strafe  belegt  werden;  falls  mac 
jedoch  den  Urheber  der  tödtenden  Verletzung 
nicht  kennt,  so  sollen  sämmtliche  bekannti 
Urheber  tödtlicher  Verletzungen  die   Schwert- 
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*afe  leiden^).  C)  Wenn  mehrere,  im  Ein- 
Inen  nicht  tSdÜiche  Wunden  durch  ihr  Zu^ 
mmenwii'ken  den  Tod  verursacht  haben ,  so 
t  für  alle  Urheber  derselben  die  Strafe  nach 
m  Utnständen  zuzumessen.  III)  Ausser  diesen 
allen  werden  die  Gehülfen  und  Begünstiger 
Ach  den  allgemeinen  Grundsätzen  bestraft 
§.  87  f.). 

a)  P.  G.  0.  Art.  148.  Vergl,  §.  70.  80.  St  übel  über 
den  Thatbest  f.  132.  r.  Feuerback  §.  225.  v. 
Groiman  §.  264.    Martin  §.  116.  N.  1. 

b)  P.  G.  O.  Art  148.  J.  F.  M.  Birnbaum  über  das 
von  Mehreren  begangene  Homicidium,  AVürzb.  1816. 
—    Hannöv.  Entw.  Art.  233.' 

c)  P.  Gm  O.  Art  148.  —  ^undt  man  hündt  nit  betteissHch 

^machen  y  t>on  vöelchtr  sonderlichen  Handt  und  Thatt 
t£t  gestorben  wire.t  Hierunter  verstehen  die  Mei- 
sten den  Urheber  der  ersten  töd (liehen  Verletzung 
(Koch  instit.  §.  463.  Quistorp  Grunds.  §.  233.)^ 
mehrere  Neuere  hingegen  beziehen  diese  Worte  auf 
den  Urheber  der  letzten  tödtlichen  Wunde  {o.  Feu- 
erbach $.  226.  V.  Groiman  §.  264.).  Allein  es 
kommt  darauf  an,  welche  unter  mehreren  tödtli- 
chen Wunden  die  wirklich  tödtende  gewesen  ist;  die- 
ses li^tt  sich  aber  nicht  sowohl  aus  der  Zeitfolge^ 
als  vielmehr  aus  der  Natur  der  Wunden  beurtheilen. 
Werner  Commentar»  §.  509  —  513.  Henke  llandb, 
II.  S.  90.  Auch  hier  zeigt  sich  die  Nothwendigkeit 
der  Unterscheidung  zwischen  einer  tödtlichen  und 
einer  tödtenden  Verletzung.  §.  162.  n.  d, 

d)  In  allen  den  Fällen ,  wo  der  Art.  148.  die  Urheber 
tödtlicher  Verletzungen  mit  der  Lebensstrafe  be- 
droht y  wird  man  unbestimmten  Dolus  voraussetzen 
Brässen.    A.  M.  ist  Wächter  im  Lehrb.   Th.  11.   S. 
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135.  f  welcher  diese  Bestimmungen  der  Carolina  wA 
das  Zusammentreffen  der  doiosen  Verletzung  mit 
einer  culposen  Tödtung  bezieht. 

§.   168.    (159.) 

IV)     Von  der  culposen  Tödtung, 

I)  Die  Strafe  der  rein  atlposen  Tödtung 
ist  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zuzu- 
messen, und  kann  sich,  in  Gemäshelt  dei 
oben  (§.  61.  62.  98.  99.)  bemerkten  Rücksick' 
ten,  von  gericbtlicbem  Verweise,  Geldbuss< 
oder  Gefängniss,  bis^  zu  melirjüliriger  Frei 
heitsstrafe  erstrecken  ") :  II)  Trifft  aber  di( 
cnlposc  Tödtung  mit  einer  vorsützlic/ieu  Kor 
perverletzung  zusammen  ^) ,  so  kann  die  Stra 
fe  dieser  idealen  Concurrenz  (§•  99«  u.  6.  § 
136.  I.),  nach  der  Grösse  der  beabsicfatigteu 
oder  zugefügten  Verletzung ,  und  nach  dei 
Grade  der  Fahrlässigkeit,  bis  zu  vieljährige 
Freilieitsberauhung  ansteigen. 

a)  Meister  1.  c.  §.  136.  v,  Feuerbach  ä.  a.  O.  j 
227.  Die  oben  §.  98.  n.  c.  gemachte  Bemerkung 
dass  die  vorzügliche  Berücksichtigung  des  objecti 
ven  Maasstabes  auf  eine  zu  harte  Bestrafung  de 
Culpa  führt,  gilt  vorzüglich  auch  von  der  culpose 
Tödtung.  —  Ueber  den  Fall,  wo  ein  Arzt  taus  Un 
flciss  oder  Unkunst«  Jemanden  tödiet,  F,  G,  0.  Ar 
134.  L.  132.  D,  de  R.  I.  ^Imperitia  culpae  adminu 
ratur.i  L.  8.  pr,  D.  ad  L,  AquiL  Henke  Handi 
II.  S.  76  f.  Mende  von  den  Kunst  fehlem  der  Heb 
ammeny   die  ihnen   rechtlich   als    Ter  gehungen  ange 
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rechtet  werden  körnten.  In  der  Zeit«chr.  für  Geburts- 
kiinde.  B.  V.  H.  I.  N.  1. 
0  Die  Bezeichnung  dieses  Z^sarnnienire/fens  durch  den 
Ausdruck  meiner  dutxk  culpa  dolo  determinata  ver^ 
üOien  Tödhingi  ist  unpassend,  und  führt  auf  die  fal- 
sche Ansicht,  als  ob  die  ciilpose  Tödlnng  stets  der 
Haupt^esichtspunct  der  Sttafbestimroung  sey  ($.  63.). 
Die  Aelteren  beurtheilen  diese  Concurrenz  als  eine 
aus  indtreciem  Dolus  veiübte,  mithin  vorsätzliche 
Tödtung. 

§.     1()S.    (160.) 

V)  -  Ion  dem  Versuche  der  Tödtun/r  «). 

Die  Slrale  des  Vtjrsiielies  rielik't  sich  1) 
üh  dem  Unterschiculc  zwischen  dem  Versu- 
e  eioeü  Mordes  und  eines  Toiitxchlages  ^). 
Hinsicht  beider  ist  U)  zwischen  dem  ieen- 
}ten  und  nicJU  beendigten  Versuche  zu  unter- 
leiden  und  bei  ersteren  auf  die  dadurch  etwa 
irirkte  Verletzung  zu  achten.  Triffl  der 
mdigte  Versuch  eines  Mordes  oder  Todt- 
ilages  mit  Gesundheitsverletzung  zusam- 
»1^)9  so  kann  die  Strafe  9  nach  dem  Grade 
sser  Verletzung,  bis  zu  einer,  der  Strafe 
8  volleiideten  Verbrechens  nahe  kommenden 
steigen.  Die  Strafe  des  nicht  beendigten 
ersuches  ist  nach  den  allgemeinen  Regeln 
iznmessen  ^). 

a)  Der  Versuch  der  Tödtung  gehört  zwar  nicht  zu  den 
Arten  der  Tödtung,  findet  aber  doch  hier  anhangs- 
weise die  schicklichste  Stelle. 
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b)    Auch   beim   Todt schlage  kann    ein    Versuch  vorkoi 
men.      Martin    §.   124.    n.   1.      Ilepp    Versuche  M^ 
292  1*.    A.  M.  ist  Jarcke  Haudb.  HI.  S.  347.  m 


e)    §.  .72.      Von    dem   Versuche    des   Giftmordes    8.) 
172.  II. 

d)    Abweichende   Bestimmungen  des  Römischen  Recht« 
§.  85.  n.  a.    Vergl.  Meister  im  N.  Archiv  I.  46(). 


Zweite    Ahtheilnnijl 

Von  der    gesetzlich   ausgezeichneten   Tüdloi 


kl 


h§ 


I 

■ 


§.  170.  (161.) 

Vorerinnerung, 

Die  gesetzliche  Auszeichnung'  eimger 
ten   der   Tödtung   besteht   I)    entweder  in 
drohung    derselben   mit   einer   Mrteren^  StrajIllllE 
Dahin    gehört   der  Giftmord  und  der  Mord  ttt 
Personen ,  denen  der  Thäter  besondere  ^cAftW^ 
und  Treue  schuldig  ist  «)•     II)  Oder  die  T8* 
tung  .ist   durch  eine   gelindere  Bestrafung  ai#' 
gezeichnet.     Dieses  gilt  von   dem  sogenannte» 
liindesmorde  ^). 


a)  Die  Carolina  bezieht  die,  für  diese  Arten  der  Töd- 
tung gedrohten  härteren  Strafen  nur  auf  den  Mori 
Auch  scheinen  die  Gründender  Auszeichnung  nicht 
in  voller  Maasse  auf  den  Todtschlag  zu  passen.  ^ 
Feuerbach  §.  235.  n.  a,  v.  Grolman  §.  26$> 
Martin  %.  112.  (A.  M.  ist  Salchow  v.  Verhr,y^ 
Str.  B.  IL  S.  120.>.  Sie  können  daher  beim  Todt- 
schlage  nur  als  Straf zumessungsgriinde  y  mitbin  oor 
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dann ,.   ^enn  das  Gesetz  den  Todschlag  nicht  unbe- 

diagt  mit  d«r  Todesstrafe  bedroht,    in  Betrachtung 

komiDen. 

Die  früher  übliche  Stellung,  wornacli  man  auch  den 

Raub-,    Lohn  *  und   Meuchelmord   zum   qnalificirten 

Mordie  rechnete,  ist  falsch  (§.  165.). 

^^.    171.   (162.) 
I)     Gifknord:    A)    Begriff  und  Tlmtbestand  ä). 

Der  Gdftmord  ^)  besieh t  in  vorßäizU" 
?r  TÖdtung  eines  Menschen  durch  beigebracht 
Giß  ^).  Zum  Thatbestande  gehört:  I)  Bei- 
ing^ng  wirklichen  Giftes  ^J;  II)  die  Absicht^ 
rch  das  Gift  zu  tödten  y  diese  mag  ge- 
a  eine  bestimmte  Person ,  oder  gegen  meh- 
re unbestimmte  Personen  gerichtet  seyn.  Es 
:  daher  als  culpose  Tödtung  zu  beurtheilen, 
;nn  der  Handelnde  A)  entweder  den  Stoff 
cht  als  Gift  kannte,  oder  B)  denselben  zu 
nem  andern  Zwecke ,  ohne  den  Tod  zu  wol- 
nt^  beibrachte.  Beabsichtigte  er  jedoch  in 
iesem  Falle  eine  andere  Beschädigung ,  so 
*ifflt  diese  mit  culposer  Tödtung  zusammen« 

a)  J.  F.  Ehr  mann  (praes.  Reisseissen)  D.  de  venefi- 
'  cto  doloao,  Argent.  1781.  Idem  de  venef,  culposo. 
Ibid.  1782.  Deutsch  in  Waitz  Samml,  kleiner  acad. 
Sehr,  über  gerichtl.  Arzneimss.  B.  I.  St.  I.  N.  1.  2. 
h)  Die  Tödtung  durch  Gift  kann  zwar  auch  als  Toc//- 
«cÄ/a^  verübt  werden  (Martin  Lehrb.  §.  133.  A.  M. 
ist  V.  Feuerbach  §.  222.) ?  wird  jedoch  nicht  leicht 
abi  solcher  Yorkororoen. 
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c)  Uebcr  den  schwankenden  Begritf  und  die  Arten  deii 
Giftes,    ausser  den    allgemeiuea  Scliriüen  über  ge» 
richtl.  Heilkunde:    P.  J.  Schneider  über  die  GifuJ^ 
AViirzb.    IS  15.      Orfila    iraite    des  poisons.    Vaxk 
1814.  Idl5.    2  Vol.   übers,    v.  Hermstedt,    Henh 
AbhandL  aus  der  gerichtL  Medicin.  B«  IIL  N.  1 
78  tf.     Wildberg  Wiapsod,   aus   der  gerichtL  Ä^ 
neiwiss.    N.   VIII.   S.  71   ff.       C.   F.   H.    Marx 
Lehre  von  den  Giften.   Th.  I.    Gott.  1827.  —    Ü( 
den  Rom.  Begriff  von    venenum    L,  2    $.  3.  D. 
L.  Com.  de  sie.    L.  236.   D.  de  V.  S.  —    Der  Cmi 
salzusammenhang    zwischen  dem  Geben   des  Gifl 
und  dem  darauf  erfolgten  Tode,   ist  nach  der  {. 
aufgestellten  Regel  zu  beurtheilen.    Henke  Ha»#>] 
II.  S.  97. 

d)  Hielt  der  Handelnde    den    unschädlichen  Stoff 
Gift ,  so  ist  es  Versuch  des  Giftmordes  (§.  71.  inJtj 
vrar  die  Substanz  nicht  absolut-,  sondern  nur  re/a(tf>j 
schädlich ,  so  ist  es  kein  Gift. 


l. 
ei 
fe 
L 


§.    172.    (163.) 

B)    Strafe  des  Giftmordes, 

I)  Die  gcsetzliclie  Strafe  des  voUendel^ 
Gifltiuordes  ist  für  den  männliclien  Yerbrteher 
das  liady  für  den  weiblichen  das  Ertränkenj 
oder  eine  andere  einfache  Todesstrafe.  b 
Hinsieht  Beider  ist  aber  allgemein  Schärfw^ 
vorgeschrieben,  und  also  hierdurch  der  Gift- 
mord ausgezeichnet  ^).  II)  Der  Versuch  des 
Giftmordes  ^),  falls  er  eine  Beschädigung  am 
Leibe  ^)  zur  Folge  hatte,  ist  mit  derselben  Stra* 
fe,  wie  das  vollendete  Verbrechen,  bedroht^)* 
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P.  G.  q.  Art.  130,  V.  Grolmßn  §.  273.  Wächler 
§.  169.  N.  47.  —  V.  Feuer  buch  §.  222.  zählt  den 
Giftmord  za  des  Arten  des  einfachen  Mordes.  — 
Ueber  den  historischen  und  legislativen  Grund  der 
Auszeichnung  f  und  tiber  den  Grund  der  ünterscJtei" 
düng  des  Geschlechtes  mündlich.  —  Nach  dem  12ö- 
tnisch€n  Reckte  ist  der  Giftmord  nicht  qtialificirt, 
L.  1.  §.  1.  L.  3.  pr.  §.  1.  D.  de  sicar.  L.  28.  §»  9.  D. 
de  poenis  §.  5.  J.  de  puhl.  iud, 

)  Dass  der  Art.  130.  nicht  die  blosse  vorsätzliche  Kör- 
perverletzung durch  Gift»  ohne  Voraussetzung  tödt* 
lieber  Absicht,  sondern  die  ideale  Concurrenz  eines 
Yersncbes  dei<  Giftmordes,  und  einer  durch  Gift  be- 
wirkten Gesundheitsverletznng  y  mit  der  geschärften 
Strafe  des  Rades  Ledroht,  ergibt  der  Zusammenhang. 
Boehmer  ad  Art,  130.  Wächter  Lehrb.  §.  175. 
N.  79.  Andere  beziehen  den  Art.  130.  auf  blosse 
Körperverletzungen  durch  Gift,  und  bilden  daraus 
eine  qualißcirte  Körperverletzung,  v,  Feuerbach 
§.  247  f.  V.  Grolman  §.  250.  Martin  §.  131.  132. 
N.  III. 

)  Die  Worte  des  Art.  130.  »an  Leib  —  beschädigt^ 
sind  wohl  nicht  von  einer  jeden  ^  leicht  vorüberge- 
henden Gesundheitsstörung  zu  verstehen,  v^  FeU" 
er  back  §.247.  —  Leyser  Sp.  609.  m.  15.  erfor- 
dert einen  bleibenden  Schaden  an  der  Gesundheit; 
Martin  i,  133.  eine  unheilbare  Krankheit. 

{)  Die  Praxis  nimmt  bei  Bestrafung  des  Versuches  des 
Giftmordes  auf  die  aus  der  Vergiftung  entstandene 
Gefahr y  so  wie  auf  die  Grüsse  und  Dauer  des  ver- 
ursachten Schadens  Rücksicht,  und  erkennt  nur  bei 
einem  sehr  bedeutenden  bleibenden  Schaden  auf  das 
Schwert,  in  andern  Fällen  aber  auf  vieljjihrig^  Frei- 
hieitsstrafe.  —  Boehmer  elem.  iur,  ^crim.  §.  238^ 
Quist^rp  Grunds.  §.  204.  Kleines  Amxaten  B.  IST 
K.  3*    MtisUr  1.  c.  {.  152.    v«  Grülnkan  §.  26^.  ' 

17 
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§.   173.    (164.) 

11)  Mord,  mit  Verletzung  besonderer  Pflichten:  A)  an  A«ki| 
Personen  f  oder  an  dem  eignen  Herrn. 

Zu  den,    wegen  besonderer  Pflieliten  der! 
Aclitung,  Liebe  und  Treue  gegen  den  ErnKM^r 
deten,       ausgezeichneten    Arten    des     Mordetj 
zählt   die    Carolina  ^)    zunächst    1)   den  Morfl 
•an   hohen   trefflichen   Personen  y*     ivohiu  mäi 
fremde  Landesherrn,  Mitglieder  Deutscher  Re-I 
gentenfamilien    und   Minister    rechnet  ^) ;    !) 
den  Mord  an  des  Thäters  eignem  Herrn  ^  ifot* 
unter  jede  Person    yerstanden    wird,    welcker] 
der  Thäter  zu  Diensten  und  besonderer  Treae 
verpflichtet   ist  <^).       Die   gesetzliche   Strafe  vA^ 
das  Radj  mit  Schärfimg  durch  ScMeifen  oder 
Zangenreissen. 

«)    P.  G.  O.  Art.  137.    L.  28.  §.  8.  D.  de  poenis. 

b)  Martin  §.  118.  zählt  dahin  auch  den  eignen  Landes'^ 
herrn^  'wenn  er  ohne  hochverrätherische  Absicht  ge- 
tödtet  "wurde.  Zweifelhaft  iist  es,  pb  nicht  aact 
andere  hohe  Staatsbeamten  hierher  zu  zählen  seyer» 

c)  Z.  B.  der  Brodherr,  der  Lehnsherr  n.  s.  w. 

§.   174.   (165.) 

■^      .      ■ .  • » . 

B)     Veruandtenmord  a). 

Verwandtenmord  (panncidium)  ist  eiß 
iovisiJim^JS^egatten^  oder  naiven  Verwandten^, 
begangener  Mord  ^).      Die  Grenze   der  nii/i€f 
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eirwaniltsckaft:  bedarf  einer  positiven  Bestim- 
ung;  ^)9  und  diese  findet  sich  im  Römischen 
echte  ^).  Hiernach  kann  ein  Ycrwandten- 
lord  begangen  werden  1)  zwischen  libitsver- 
Hmdten  (sejEcn  es  eheliche  oder  uneheliche  ') 
DL  der  geraden  Linie  ohne  Einschränkung,  in 
tem  Seitenlinien  aber  bis  in  den  yierten  Grad 
komischer  Berechnung;  2)  zwischen  solchen 
Sehwäyem  f)^  die  unter  einander  in  elterli- 
chem  V^i^hältnisse  gedacht  werden.  Adaptiv- 
Verwandtschaft  kommt  nur  beim  Elternmorde 
in  Betrachts).  Stets  wird  Gewissheil  der 
Verwandtschaft,  und  Kenntniss  derselben  auf 
Seiten  des  Thäters,  vorausgesetzt.  —  Die 
fesetzUcIie  Strafe  des  Yerwandtenmordes  ist 
das  Mad^  mit  äusserer  Schärfung  ^).. 

a)  Tit.  Dig.  de  L.  Fwnpei.  de  parricidiis  (48,  9.)  L- 
«lt.  C  de  hiSf  qui  parentee  vel  über,  occider,  (9,  17.) 
§.  6.  J.  de  publ.  iud.  P.  G.  0.  Art.  137.  —  I.  So- 
lorzanut  D.  de  parricidii  crimine.  In  Otto  thes. 
T.  V.  p.  996  8cq«  Th.  Wagner  de  supplicio  parri- 
cidarum.  Lips.  1735.  auch  in  Plitt  analect^  p.  310  8. 
J.  S,  F,  Boehmer  D.  de  supplicio  parricidarwn, 
Francof.  1761.  J.  G.  F.  Meister  Gesch.  der  SirdfA 
des  Verwandtenmordes  bei  den  Rönum;  in  i,  Ürth» 
«.  Gutof^ht,  S.  460  ff.  Cropp  praec,  iur.  rom,^irxa 
pun,  conatum  del.  Sect.  II.  p.  83 — 98.  /.  Fried' 
heim  D*  «fr  legibus  ex  fut^ti«  parricid.  kodie  diiu' 
die  est.   Heidelb.  181«|.  .  . 

h)  Parricidium  im  grammatischen  Sinne. 

€)  Die  P.  G.  O.    Art.  137.  sa^t :    *  an   na^ii  .  gtsipptsH 
•  Freunden*  i 

17* 
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d)    L,  1.  D.  ad  L.  Pomp,  de  parric.  L»  un.  C.  cit.    §.  % 
I,   de  pubL  iud,     v,  Fenerbach  {.  232.      v.  Grol' 
man  §.  274.  —    Manche  bestimmen  die  Grenxe  wl 
Rücksicht  auf  die  Mosaischen  £/i«««r6o/«,  Quistprj^»^ 
Grunds,    §.   287.     Einige   schliessen   die   Schf^/fO^i 
Mchaft  ganz  aus,    Martin  i,  1I8.>   Andere  M:2)rii%| 
ken  den  Verwand teamord    in  den  Seitenlinlea  äv] 
Ge$chu>itter  ein^  TU itnann  l: S»  l^  '[ 

«)  Matthaeus  de  criminibus  Lib.  48.  tit*  6.  Cap.  t 
N.  2.  Ti // ma «it  I.  §.  166.  (Vergl.  J.  175.).  A.  M, 
ist  Feuer  back  §.  233. 

■  *  » 

/)  P.  G,  0.  Art.  117.  Ueberschrift  vergl.  mit  Art  137. 
L  eye  er  Sp.  613.  m.  13. 

f 

g)  L.  23.  D,  de  adopt,  Matthaeus  1.  c*  N«  3,  Die 
Meisten  schliessen  die  Adaptiv ceruiandtechaft  gini- 
lieh  ans. 

h)  P.  ^.  0.  Art.  137.  —  Aeltere  behaupten  mancherlei 
vrillkürliche  Einschränkungen  der  ganz  allgeneia, 
bestimmten  gesetzlichen  Strafe ,  und  halten  zuA. 
Theil  selbst  noch  die  poena  culei  für  anwendbar. 
Vergl.   Wächter  §.  168.  N.  44. 

§.   173.    (166.) 
U^I)    Kittdesmord:    A)  Begrif  a). 

Rindesmord  im  eigentlichen  Sintw  (in* 
&nticiiliuin)  ist  die  von  einer  Mutter^  -  an  ih" 
rem '  unehelichen ,  netufebortten  y  lehensfähujen 
Kinde ^  mit  Vorbedacht ^  begnngetie  Tödttintj  *). 
Die  Caroliaa  stellt  den  Kindesmocd  als  eine 
besondere  Art  des  Mordes  auf,  und  bedroht 
denselben  in*  'der  Regel  mit  einer  gelinderen 
Strafe  '^)  ,'*  welches ,  Aach  der  herrscbendeil'  Ali- 


t J    .'L  * 
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t  der  Neueren  9  und  der  darauf  gegründe- 
Praxis,  theils  in  der  beabsichtigten  Ret- 
^  der  Geschlechtslebre ,  als  dem  gewökn- 
leh  und  sehr  mächtigen  Bewegg^nde  zu 
n '  Verbrechen  9  theils  in  dem  eigenthiim- 
ten  Körper-  und  Gem&thszustande  der  eben 
bundenen  Thälerin  seinen  Grund  hat  ^. 

)  Ausser  mehreren  älteren  Dissertationen  von  Wolfari^ 
KappauHj  Heimburg j  Clever^  Müller  und  Evera: 
Spängenberg  über  d»  Verbr,  des  Kindermords  u. 
d.  Aussetz.  d.  Kinder ;  im  N.  Archiv.  HI.  1  f.  359  f. 
J,  Würz  er  über  den  Kindermord.  Leipz.  1822. 
Imbert  D.  de  crimine  infantie.  Lovan.  1822.  (N. 
Archiv.  VI.  513.).  Brouckere  Gomm.  de  crimine 
infantic.  Leod.  1823.  (N.  Archiv.  Yll.  529.).  Mit- 
terinaier  Beiträge  zur  Lehre  v.  Verbrechen  rf.  Kin- 
dermords  u.  s.  w.j  im  N.  Archiv.  VU.  1  ff.  304  ff. 
493  f.  Ö24  f.  S.  P.  €ans  von  d.  Vabr.  des  Kin- 
dermordes,    Hanno v.  1824. 

^)  Durch  diesen  Begriff  unterscheidet  sich  der  Kindes^- 
mord  sowohl  vom  Kinde«morde  im  weiteren  Sinne, 
als  von  dem  Kinde stodtschlage  (§.  178.) «  und  von  der 
culposen  Tödtung  eines  Kindes. 

c)  P.  G.  O.  Art.  131.  Nicht  so  das  Römische  Recht. 
L.  1,  D.  de  parric,  L,  8.  C.  de  sicar, 

4  Ueljier  die  Geschichte  der  älteren  und  neueren  doctri- 
nellen  Ansichten,  so  wie  des  Gerichtsgebrauche^«, 
und  über  die  Entstehung  der  jetzt  gewöhnlichen 
theoretischen  und  praktischen  Ansicht  vergl.  Mit- 
termaier  a.  a«  O.  S.  1  ff«  Wächter  Lehrb.  §. 
171.  N.  55  f. 
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§.   176.   (167.) 

B)    Thatbettand  det  Kindtimordes. 

■  ■ 

I)  per  Gegenstand  des  Verbrechens  H 
A)  ein  uneheliches  «),  B)  neugeborenes  *),  C| 
lebendes  ^) ,  und  D)  lebensfähiges  Emd  ^j^: 
II)  Subject  des  Verbrechens  ist  die  Muüer^ 
des  Kindes  ^).  III)  Die  Handlung  besteht  in 
Tödtung  des  Kindes  während  f) ,  oder  nach 
der  Geburt* 

,a)    Die   Carolina   sagt  diess   zwar    nicht   ausdröcklichf 
'«      deutet  es   aber  doch   in  Art.  131.  y    vergl.  mit  Art. 
35.  y  an. 

b)  Dieses  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Griinde  der  geris- 
r    geren  Strafbarkeit  des  Kindeämordes,  nach  den  Un* 

ständen  zu  beurtheÜen.  teuere  Strafgesetze  gebet 
unzweckmässig  absolute  Zeiibestimmungen*  vZ.  B* 
darf  Baierische  G,  B,  Art.  159.  bestimm«  3  Tage  nach 
der  Geburt,  der  Entwurf  von  1831.  Art.  245.  hing^ 
gen  24  Stunden. 

c)  Das  Kind  muss  zur  Zelt  der  tödtenden  Handlung  ge- 
lebt haben.  Ueber  die  Ausmittelung  dieser  Thal« 
Sache  gibt  der  Strafprocess  und  die  gerichtliche 
Heilkunde  die  nöthige  Auskunft.  Ausser  den  oben 
§.  6.  n»  f,  bemerkten  allgemeinen  Schriften.:  Henlt 
AbhandL  aus  dem  Gebiet  der  gerichtl.  Med,  B.  I* 
JV.  1.  B.  II.  N.  3.  B.  III.  N.  1.  B.  IV.  N.  3.  Con^ 
radi  im  Ergänz,  -  Heft  der  Heidelb.  Jahrb.  von  182i 
Henke  in  der  Zeiüchr.  für  Staatearzneik,  v.  1821« 
Hft.  3.  4.  /.  Bern  dt  das  Verfahren  bei  gerichtl 
medic,  Ausmittelung  zweifelhafter  Todesarten  der  Neu* 

'  gebornen.  Wien  1826.  Mende  die  menschliche 
Frucht  y  das  Fruchtkind  und  das  Kindy  kurz  t?or,  |1» 
und  gleich  nach  der  Geburt,  Gott.  1827.  S.  114. f. 
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Nach  der  IJsualauslegung  der  Worte  des  Art.  131. 
vein  Kind  das  Leben  und  Giiedma$s  empfangen  hatc 
—  »ein  lebendig  giiednuu^ig  Kindlein.c  Qui$torp 
a.  a.  O.  §.  270.  v.  Feuerbach  §.  237.  v.  Grol- 
man  §.  27(1.  Siübel  v.  Thatbeet.  §.  102.  Mitter^ 
maier  a«  a.  O.  S*  318.  —  In  legislativer  Hinsicht 
ist  es  ratbsaniy  die  Lebensfähigkeit  nicht  zum  Merk- 
male des  Thalbestandes  zu  machen,  sondern  nur  den 
Fall  9  wo  der  Mangel  der  Lebensßhigkeit  erwiesen 
ist,  mit  einer  gelinderen  Strafe  zu  bedrohen.  Hofi- 
tiöv.  Entw.  Art.  235. 

P.  €.  O.  Art.  131.  —  » welches  Weib  ihr  Kindt  u.  s. 
w.  Auch  vermöge  der  Grunde  der  geringeren  Straf- 
barkeit. -~  Dass  die  Mutter  mit  Vorbedacht  gehan- 
dflt  haben  müsse ,  ergibt  sich  schon  aus  dem  Be- 
griffe des  Mordes  und  gehört  daher  nicht  zu  dem 
besonderen  Thatbestande  des  Kindesmordes.  Auf  die- 
ses Krforderniss  beziehen  sich  die  Worte  des  Art. 
131.  ^heimlichere  boshaftiger^  williger  Weiset  — 
^heimlich  geborent  und  des  Art.  33.  ^heimlich  ein 
t Kind  gehabt, t  Andere  folgern  aus  diesen  Worten  ein 
Sireiteres  £rforderniss  des  Thaibestandes»  nerotich 
vorhergehende  Verheimlichung  der  Schwangerschaft, 
V.  Feuerbach  Lehrb,  §.  237.  v,  Grolman  C.  M, 
W.  {.  276.  In  der  Verheimlichung  der  Schwanger- 
schaft liegt  jedoch  blos  eine  Anzeige  des  erforder- 
lichen Vorbedachtes»  Nur  letzterer  gehört  zum 
Thaibestande y  nicht  aber  jene  Anzeige  desselben. 

')   Mende  Handb.  der  gerichtl.  Med.  B.  III.  S.  688. 


§.   177.  (168.). 

C)    Strafe  des  Kindesmordes. 

Die    gesetzliche   Strafe    des    Kindcsmordcs 
t  das  Erirätiken  ^)j    an   dessen  Stelle   durch 
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I 

Gerichtsgcbraucli  die  Enthanpfung  eingefiihrt 
war^).  Zu  den  eigenthumliclien  Milderungs- 
glründen  gehört  es:  wenn  entweder  der  beson- 
dere Körper-  und  Gemüthszustand  der  Jkaam 
Entbundenen  das  Selbstbewussrtseyn  in  ungie- 
wohnlichem  Grade  schwächte  ^  oder  eine  gani. 
besonders  bedrängte  Lage  die  Selbstbestin^ 
muBg  sehr  beschränkte  ^). 

a)..  P.  Q.  0«  Art.  131.    Falls  das  Verbrechen  an  ^ioe« 

Orte   überhand  nimmt ,  sollen  auch  quaiificirte  Le« 

bensstrafen  zulässig  seyn.  —     Auf  den   Kindesiodt' 

,  schlag  ist  die  gesetzliche  Strafe  nicht  an  besiehea* 

(§.  178.  n.  c). 

4 

^)    Quistorp  Grunds.  §.  283.      Dorn  ComfnenL  I.  S. 
279. 

c)    Meister  princ.  §.  160.     Dess.  prakt.  Bemerk.  Th.  I... 
JV.  8.   Th.  II.  N.  13.      Tittmann  Handb.  I.   §.  Il% 
—    Nach  dem  neuesten  Gerichts  gebrauche  vird  nur 
noch  beim  Mangel .  aller   die  Strafbarkeit  mindern-    | 
der  Rücksichten,  oder  wegen   besonderer  Erschve- 
rungsgrunde,  z.  B.  Rückfalls ,  mithin  ausnahmsweise 
auf  die  Todesstrafe  erkannt,   und  diese  dann  doch 
gewöhnlich   im  Wege   der  Gnade  gemilder^t    In  der 
Regel  findet  Zuchthausstrafe ,  und  auch  diese  nur  in 
den  strafbareren  Fällen  auf  Lebenszeit,  statte  Neuere 
Strafgesetze  bedrohen  den  Kindesmord  in  der  Regel 
nicht  mit  Lebensstrafe.     Baier,  Str,  G,  B.  Art.  157  f. 
Uannöü.  Entw.  Art,  235.    Spangenberg  im  N.  Är^ 
chiv.  B.  Vlll.  S.  635  ff. 
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i  §.   178.   (169.) 

m  andern  Arten  der  vorsätzlichen  Kindestödtung  a), 

ifVenn  bei  Aev  'vonätzlichen  Tödtung  ei- 
lindes  alle  übrige  Merkmale  des  Kindes- 
;s  vorbanden  sind,  jedoch  eins  derselben 

so  ist  die  That  I)  entweder  ein  f^er- 
lenmordj  nemlich  A)  wenn  solche  nicht 
1er  Mutter^  sondern  von  einem  andern 
identen,  B)  nicht  an  einem  unehelic/icn^ 
cht  an  einem  neugehomen  Kinde  verübt 
;n5  II)  oder  ein  Kindestodtschlag ^  wenn 
i  dem.  J^orbedacIUe  ^)  fehlte ,  indem  der 
bloss  zur  Tödtung  erst  während  der  Ge- 

oder,  des  nachher  eingetretenen  ge- 
ichten  und  gereiften  Zustandes ,  rasch  ge- 
und  aasgeführt  wurde  ^) ;  III)  oder  ein 
leh  des  Kindesmordes  oder  Kindestodtschla- 
fiiUs  es  an  dem  Beweise  des  Lebens  oder 
Lebensfälugkeit  des  Kindes   fehlt  ^). 

In  allen  diesen  Füllen  würde  nach  v.  Feuerbach 
|.  97.  nur  ein  Miidcrangsgrund  eintreten.    (S.  §.  137. 

Hat  die  Thäterin  die  Schwangerschaft  nicht  ver- 
heimlicht,  so  fehlt  es  zwar  an  dieser  Anzeige  dee 
Vorbedachtes.  Ist  letzterer  aber  doch  erwiesen,  so 
bleibt  die  That  ein  Kindesmord j  indem  dann  kein 
Merkmal  des  Thatbestandes  fehlt.  §•  176.  n.  c. 

Martin  Lehrb.  §.  123.  a.  E.  Wächter  Lehrb.  II. 
S.  16S.  —     Henke  Handb,  II.  S.  61.    v.  Feuerbach 
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§.  97.  n.  b.  §.  240.  hält  den  Mangel  des  in  dem  Vor' 
bedachte  liegenden  Merkmale  des  Thaibefttandes  nur 
für  einen  Milderungsgrund.    Dieser  Mangel  hat  ab^j 
vielmehr  die  Folge,  dass  die  T^iat  nicht  aU  KindtikLi 
mordy   sondern   nur  als  Kindestodtschlag  anzoseheilj 
ist   (§.  137.    n.  c. ),    virelcher    nur   mit   mehrjährigeij 
Freiheitsstrafe  belegt  werden  kann. 
d)    Auch  wenn  es  erwiesen  ist ,   dass  das  Kind  iodt  gt" 
boren  war,    bleibt  es   ein  siraßarer  Versuch  (§.  71. 
III.)«    A.  M.  in  Hinsicht  aller  dieser  Fälle  ist  Gau» 
a.  a.  O.  S.  287. 


§.    179.    (170.) 
£)     Von  der  culposen  Kindestödiung.  i 

Die  culpose  Tödtung  eines  Kinde^y  \& 
welcher  im  Uebriyen  die  Merkmale  eines  Kiä«' 
desmordes  vorhanden  sind,  ist  nach  den  aft^ 
gemeinen  Grundsätzen  (§•  61.  62.  98,  99.)j 
jedoch  unter  besonderer  Berücksichfigilng  des 
eigenlhümlichen  Zustandes  der  Thäterin^-  W 
bestrafen.  Es  gehört  dahin  VorzSgtich  die 
Tödtung  des  Kindes  durch  Veranstaltung  ei^ 
ncr  hülflosen  Niederkunft  (J^.  180.),  so  wie 
durch  Unterlassung  der  pflichtmässigen  l^oi^ 
fiir  die  Erhaltung  des  neugebornen  Kindes  ')• 
Wurde  insbesondere  die  culpose  TödtuDg 
durch  Aussetzung  des  Kindes  begangen,  so 
treffen  Dolus  und  Culpa  zusammen  (§*'fö' 
187.).  j 

ä)    Z.  B.  die  unterlassene  Unterbindung  der  Nabelschnor. 
Henke  Lehrb,  der  gerichil.  Med,  §.  586.  587. 
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Zweites   Capitel. 

rt  lebensgefHirlichen  HandUinyen  in  Hücksicht 
der  Leibesfrucht  j    oder   hülfsbedürftufer 

Kinder  «). 

§.  180.  (171.) 

I)     Veranstaltung  einer  hülflosen  Niederkunft. 

Die  vorsätzliche  Veratistaltung  einer  heim," 
heny  halflosen  jSiederkunfl  ^)  kann  I)  als 
Tsnch  eines  Kindesmordes  ^  oder  als  culpose 
idtung  eines  Kindes  vorkommen  ^  und  i|st 
»daon  nach  den  Regeln  von  Bestrafung  des 
^rsuehes  und  der  Fahrlässigkeit  zu  beurthei- 
!•  II)  Ausser  diesen  beiden  Fällen  bildet 
;  ein  eignes  F'erbrec/ien^  und  nur  als  solches 
ihSrt  «ie  hierher.  Ist  nun  gleich  die  vor- 
tzliche  Veranstaltung  einer  hülflosen  Nicder- 
inflt^  blos  als  solche  betrachtet ,  in  den  ge- 
leinen  Rechtsquellen  nicht  ausdrücklich  mit 
träfe  bedroht  ^)^  so  wird  sie  doch  wegen 
lirer  unverkennbaren  Strafwürdigkeit ,  ver- 
möge der  Analogie  der  lebensgefährlichen 
landlungen  ^  insbesondere  der  Kindesausse- 
znng,  nach  dem  Gerichtsgebrauche  ^  mit  ei- 
ler  willkürlichen  Strafe  geahndet  «') ,  welche 
besonders  nach  dem  Grade  der  Geflissenheit 
Qud  der    Gefahr   zuzumessen    ist^      und    sich 
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nicht    leicht  ^ühcp    eine    halbjährige    Freiheil 
strafe  ivird  erstrecken  können. 

a)  Es  scheint  den  Fprderungen  einer  natürlichen  Oi 
nung  ata  besten  zu  entsprechen,    wenn  man  die  AI 
treibung  der  Leibesfrucht,    die  Verheimlichung  d< 
iNiederkunft    und    die   Kiudesaussetzuug    zusamm« 
stellt,    und  auf  den  Kindesmord   folgen  lässt. 
auch  die  Carolina  Art.- 131  — I;i3. 

b)  Die  blosse  Verheimlichung  der  Schitangersohaft  ii 
weder  als  Verbrechen  anzusehen,  noch  ist  es  rati 
aam,  solche  (nasser  dem  Falle,  wo  sie  noch  bei  ei« 
ner  deshalb  vorgenommenen  gerichtlichen  Untersi^ 
chung  böslich  geleugnet  wird)  mit  polizeilich«! 
Strafen  zu  bedrohen. 

-*  c)  Deshalb  behaupten  Viele,  dass  sie  nicht  als  Verbre- 
chen anzusehen  sey.  I.  C.  Wo  Itaer  de  iure  poenar, 
graviditatis  celatae  et  parturitioni$  clandeet»  dubio» 
Hai.  1800.  Bartz  im  Archiv  des  C.  JR.  B.  VI.  Su 
2.  S.  63  f.  V.  Feuerbach  §.  238.  —  Henke  Handb, 
II.  S.  109.    Martin  §.  122.  a.  £. 

iQ  Carpzov  Quaest.  XV.  Quiatorp  §.  274.  Met' 
ster  princ»  §.  161.  n.  6.  Desselben  prctkt.  Bemerk* 
B.  IL  Bem.  5.  Hagemann  prakt,  Erört,  B»  VI.: 
N.  89.  V.  Grolman  a.  a.  O.  §.  278.  —  Mittet- 
maier  über  Verheimlichung  der  Schwangerschaft 
oder  Niederkunft  Und  hälfiose  Geburt.  Im  IX,  Archir 
X.  367  f.  559  f. 

§.    181.   (172.) 
II)    Abtreibung  der  Leibesfrucht:    A)   Begriff  a)» 

Die  Abtreibung  der  Leibesfrucht 
{liimlesablreibung j  abactio  parlus ,  abortus  pro- 
curat  io)     besteht   in   der  vorsätzlichen ^     tvidef' 
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.  j      .  I  ■  ■ 

lUUehem,  Bewirkung  des  Abganges  eines  un- 
ligeny  oder  todieti  JKindes  ^).  Es  ist  also 
;;h  die  Todlung  eines  Kindes  im  Mutterleibe 
runter  begriffen  ^).  Wird  das  Verbrechen 
von  der  Schwangeren  selbst,  oder  doch 
t  ihrem  ff^illen  verübt  9  so  enthält  es  nur 
le  Verletzung  des  Embryo  9  als  eines  iver- 
nden  Menschen  5  wird  es  hingegen  II)  olme 
lt.  fViUen  der  Schwangern  begangen 9  so 
gt  darin  zugleich  eine  Verletzung  dieser. 

)  J,  H*  Boehtner  D.  de  caedi  infantum  in  utero,  Hai. 
1732.  (in  8.  Exercit.  ad  Fand.  T.  VI.  p.  373.  und  ia 
f..  tW  eQcL  proi.  Lib.  V.  Tit.  10.  §.  6*^43.).  Ck. 
JU  liieberkühn  D*  de  crimine  procurati  abortusm 
Hai.  1772.  J.  Chr.  Schroeter  von  der  Abtreibung 
der  Kinder;  in  s.  verm.  jur,  Abk.  B.  II.  S.  431. 
Spangenberg  über  das  Verbr,  der  Abir,  der  Lei" 
besfr.;  im  N.  Archiv.  II.  1  f.  173  f. 

i)  Can.  20.  C.  IL  q.  5.  Can.  8.  10.  C.  XXXIL  q.  2. 
Cap.  20.  X.  de  homdc.  P,  G.  O.  Art.  133.  Die  Ca- 
rolina  hat  zwar  unverkennbar  die  Tödtung  des  Kin- 
des im  Auge 9  Wächter  Lehrb.  II.  S.  173.  Da  in- 
degsen  das  Leben  des  Kindes  zur  Zeit  der  Thal,  so 
wie  der  Causalzusammenhang  zwischen  dieser ,  and 
dem  erfolgten  Tode  des  Kindes ,  selten,  oder  nie, 
mit  Gewissheit  auszumitteln  seyn  wird  (Henke 
Handb.  II.  S.  63.)»  »o  kommt  die  Abtreibung  haupt- 
sächlich als  lebensgefahrliche  Handlung  in  Betrach- 
tungy  und  gehört  deshalb  in  gegenwärtiges  Capitel. 
V.  Feuerbach  §.  332.  /führt  sie  unter  den  materiell 
vagen  Verbrechen  auf.  —  Abweichende  Ansichten 
und  Bestimmungen  des  Römischen  llechtee,  L,  9.  O. 
öd  L,  Falc.  L,  4.  D.  de  extraord.  crim.  L.  29.  L, 
38.  {.  5.  D.  de  poenie.    L,  8.  ad  L.  Cofy^  dt  ${€. 
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c)  Andere  bilden  hieraus  ein  eignet  Verbreehei.  TM  ^^ 
mann  Handb.  I.  §.  173.  betrachtet  die  TödtufiM  ^ 
Kindes  im  Mutterleibe  als  die  Gattnngy  qd«!  A  ^^ 
Kindesabtreibung  als  eine  Art  derselben«  1 

§.    182.   (173.) 
B )     Thatbestand  der  Abtreibung. 

Zum  Thatbestande  gehört :  I)  eine  mi 
Uchey  zur  Zeit  der  Tliat  lebende  y   Leibesfr 
als  Gegenstand  des  Verbrechens  ^).       II)  Der] 
Abgang   eines  todtcii ,   oder  doch  unreifen  Kin*  j 
des.      III)  Eine  rechtswidrige  Handlung y    wel* 
ehe  als  die  9     entweder  mechanisch  ^     oder  dy- 
namisch wirkende,     Ursache  ^)  dieses  Erfolges 
anzusehen    ist  ^).       lY)   Der  (bestimmte  oder 
unbestimmte)     rechtswidrige     Vorsatz  y      diese 
Wirkung  hervorzubringen  *'). 

a)  Die  P.  G,  0.  Art.  133.  bedroht,  zwar  auch  die  Ab- 
treibung eines  noch  nicht  lebendigen  Kindes.  Dt 
aber  dieser  Fall  unmöglich  ist ,  so  kann  beim  That- 
bestande des  Verbrechens  nur  auf  den  Fall,  yro 
dasselbe  an  einem  lebenden  Kinde  verübt  vird, 
Rticksicht  genommen  werden.  —  Die  Geschichte 
der  ungereimten  Unterscheidung  zwischen  ein^m  be- 
lebten { beseelten  f  foetus  animatus,  vivificatn^)  osd 
einem  noch  nicht  belebten  (noch  nicht  beseetlen^  foetis 
nondum  formatus  y  nondum  animatus ,  liiiuiiniatas) 
mündlich.  /.  H.  Boehmer  Diss.  cit.  §.  !I3  ifteq.  i* 
S,  F,  Boehmer  ad  C.  C.  C.  Art.  133.  C.  T. 
Walch  D.  de  genuino  fönte  diatinctionis  inier  foetm 
animat»  et  inanimat.  etc.  len.  1768.  in  dess«  oposc 
Tom.   m.       Koch    inatit.    iur.    crim.    §.481-483. 
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Spangenberg  a.  a.  O.  S.  17  f.  S.  31  f.  —  Mendt 
Handb.  der  ger.  Med.  II.  S.  323- 1.  367  f.  Henke 
Lehrbu  der  ger.  Med.  §.  97.  —  Von  der  Afterfinicht 
Mende  die  nunechl*  Frucht.  S.  9  f. 

)  In  der  P.  G.  0.  Art.  133.  "werden  die  Abtreibungen 
mittel  durch  die  Worte:  ^ durch  Bezwange  Eeeen  oder 
Trinkens  nur  im  Allgemeinen  angedeutet,  lieber 
die  Natur  und  Arten  derselben  belehrt  uns  die  ge- 
richtl.  Heilkunde.  Henke  tu  a.  O.  i.  600.  Mende 
a.  a.  O.  111.  S.  60.  66. 

)  Die  geschehene  Anwendung  abtreibender  Mittel,  und 
der  erfolgte  Abgang  eines  todten  Kindes,  enthalten 
Doch  keinen  Beweis  des  Causalverhältnisses  zwi- 
schen beiden  Thatsachen,  und  es  findet  hier,  we- 
gen der  Ungewisshcit  des  Lebens  des  Kindes,  die 
Regel  des  §.66.  keine  Anwendung.  Der  von  Span- 
genberg  a.  a.  O.  S.  174.  behaupteten  praesunUio 
iuris  et  de  iure  für  jenes  Causal verbal tniss  fehlt  ea 
an  einem  gesetzlichen  Grunde. 

l)    P.   G.   O.   Art.  133.     f  füntetzlicher    und    boehaftiger 
fWeisi.i 


§.    183.  (174.) 

C)    Strafe  der  Abtreibung. 

Die  gesetzliche  Strafe  des  vollendeten  Ver- 
echens  ist  für  den  männlichen  Verbrecher 
s  Schwert y  für  den  weiblichen  das  Ertr'dn" 
n  ^).  Da  jedoch  der  Thatbestand  des  YoUen- 
ten  Verbrechens  nicht  leicht  mit  Gewissheit 
iszumitteln  ist  (§•  182.  n.  c),  so  kann  ge- 
ihnlich  nur  der  Verstich  bestraft  werden. 
n  solcher  ist  vorhanden,  1)  wenn-  die  Frau- 
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ensperson  nicht  wirklich  schwanger ,  oder  das 
Kind  zur  Zeit*  der  Handlung  bereits  todt  war/ 
oder  ein  untaugliches  Mittel  angewendet  wurde; 
2)  wenn  das  an  sich  taugliche  Mittel  un^mrlt? 
saip  blieb,  indem  ein  lebensfähiges  Kind  zur 
Welt  kam.  Die  Strafe  des  f^crsuches  ist  nacl 
den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  bestimmen/ 
und  dabei  Yorzüglich  auf  den  Umstand  9  ob 
die  Handlung  mit  dem  Willen,  oder  ohne 
den  Willen  der  Schwangeren  geschah ,  zu  ach- 
ten. Wegen  eines  blossen  Versuches  wird 
sich  die  Strafe  nicht  über  mehrjähriges  Zucht» 
Aau«  erstrecken  können.  Ist  aber  die  Schwan« 
gere  dadurch  beschädigt  worden,  so  trifft  der 
Versuch  der  Abtreibung  mit  einer  Körperve^  ' 
letzung  zusammen,  und  finden  also  die  Re- 
geln Ton  der  idealen  Coneurrenz  ihre  Anwen- 
dung (§.  1S6.). 

a)  P.  G.  0.  Art.  133.    Vergl.  §.  173.  n.  cu 

b)  Meister  princ.  ^.UQ.     Titimann  1,  §.  llß.    Hon- 
növ.  Entw,  Art.  236.  237. 

§.    184.    (175.) 

III )    Kindessaussetzung :    A)  Begriff  a). 

Die  Kindesaussetzung  (expositio  infan** 
tis)  im  weiteren  Sinne  ist  das  Verbreche» 
der  Eltern^  welche  sich  vorsätzlich  von  einend 
noch  hülfsbeduicfligen  Kinde  trennen.     Geschieht^ 
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dlcKes  I)  in  der  (bestimmten  oder  unbestimmt 
en)    Absicht  j  das  Kind  zu  todten  ^)^    so  ist  es 
^ersuch   des  Mordes y     und,    wenn   das   Kind 
virkUch    das  Leben  verlor,     vollendeter  Mord 
f^erwandletimordy  oder  Kmdesmord)  j    wonach 
ilsp    die    Handlung    zu    beurtheilcn    ist.        II) 
Geschieht  hingegen  die  Aussetzung  ohne  tödt^ 
Uche  Absicht y    so    ist    es  Kindesaussetzung 
Im  engeren^    oder  eigentlichen  Sinne  ^)* 
EKese  besteht  also  in  dem  Verbrechen  der  El" 
lernj    welche  sich  vorsätzlich  ^  jedoch  ohne  todt' 
ticiie  Absicht  y    von  einem  noch   hülfsbedürjligen* 
Kinde  dergestalt  trennen  ^    dass  sie  sich  von  der 
Vflichty  .  für  dessen  Erhaltung  zu  sorgen  y     los-- 
machen*      Nur  von  dieser  eigentlichen  Kindes- 
aussetzung  spricht  die   Carolina  ^),     unj    von 
ihr  allein  ist  hier  die  Rede. 

fl)  Spangenher g  im  N.  Archiv  des  C.  K,  B.  III.  S* 
1  f.  S.  359  f.  —  lieber  die  Dissertationen  yon  Carp" 
20V  y  Zange  y  Heinze  und  Wolfart  s.  Wächter 
Lehrb.  II.  S.  195.  —  Römisches  Recht:  L.  4.  D,  d§ 
ügnosc.  et  alend,  Hb,  T,  T,  Cod,  de  infantibus  ex^ 
positis  (VIII.  52.).  Mittermaier  N.  Archiv.  VII. 
5.  —  Can.  9.  Dist.  87.  Cap.  un,  X.  de  infantibus  et 
languidis  expositis,  —    Martin  Lchrb,  §.  186.  N.  5. 

^)  Von  den  Anzeigen  der  (bestimmten  oder  unbestimm- 
ten) tödtlichen  Absicht. 

f)  Durch  diese  Unterscheidung  werden  zugleich  manche 
Streitigkeiten  über  den  Begriff  und  Umfang  des  Ver- 
brechens beseitigt.  Von  beiden  Arten  des  Verbre* 
chens  ist  die  Aussetzung ^  oder  bösliche  Verlassung 

18 
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oder  Ausfetzang  eines  erwachsenen  Hülflbseii  Ter- 
schieden  y  auf  welche  jedoch ,  falls  dadurch  die 
Rechtspflicht,  für  denselben  eine  bestiminte  Sorge 
zu  tragen,  verletzt  wird,  der  Art.  132.  eine  analoge 
Anwendung  findet.  Bopp  über  das  Veritr,  der  ge» 
fährlichen  Verlassung  und  Aussetzung  eines  Men* 
selben.    Im  N.  Archiv  XIII.  442  f. 

d)  P.  G.  O.  Art.  132.  Ueberschrift :  »so  ihre  Kinder, 
fum  dass  sie  der  abkommen ^i  Inhalt:  >tAr  Kinif 
fum  dass  sie  dess  abkomma  —  Die  Triebfeder  ge- 
hört nicht  in  den  Begriff  des  Verbrechens.  Diese 
kann  auch  in  der  Absicht ,  die  Geschlechtsehre  xa 
retten,  bestehen  (§.  185.  n.  </.). 


§.   18S.    (176.) 

B)    Thatbestand  der  Kindesaussetzung. 

I)  Der  Gegenstand  des  Verbrechens  ist 
ein  Imlfshedürfliges  Kind^  d.  h.  welches,  we- 
gen seines  zarten  Alters,  oder  seiner  Geistes - 
oder  Leibesbeschaffenheit,  sich  selbst  zu  hel- 
fen ausser  Stande  ist  «).  II)  Die  verbreche- 
rische Handlung  besteht  in  einer  solchen  Vet' 
lassung  des  Kindes,  wodurch  dasselbe  seinem 
Schicksale  überlassen  wird  ^),  es  mag  solches 
an  dem  Orte,  wo  es  sich  befand,  zuriickge^ 
lassen  j  oder  an  einen  andern  Ort  hingebracht 
(weggelegt,  ausgesetzt)  werden.  III)  In  Hin- 
sicht des  Subjects  ist  erforderlich,  dass  diese 
Verlassung  A)  von  einem,  zur  Erhaltung  des 
Kindes  verpflichteten  Ascendenten  ^) ,  und  zwar 
B)  freiwillig  und  absichtlich  geschah  ^). 
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i)  Cap,  uru  X.  de  infant,  et  ianguidis  expoa»  -^  Auf 
uneheliche  Kinder  ist  das  Verbrechen ,  weder  seiner 
Nator  nach,  noch  nach  der  Carolina,  beschränkt. 
Anders  Dach  der  Bambergensis  Art.  157. 

>)  Diess  Ist  wohl  der  Sinn  der  P.  G.  O.  Art.  132. »  io- 
dem  sie  von  *  gefahrlichem  Einlegern  spricht. 

:)  So  Ist  der  Art«  132. ,  welcher  nur  der  Mutter  ge*« 
denkt,  aus  X.  2.  C.  de  expoeit,  inf.  und  Cap.  un,  X. 
de  infant.  expos.  zu  ergänzen.    Martin  §.  186. 

0  Der  obige  Begriff  der  Verlassung ,  als  einer  Hand- 
lung^, wodurch  das  hüUs  bedürft  ige  Kind  seinem 
Schicksal  überlassen  wird,  yerbunden  mit  dem  Er- 
fordernisse, dass  solches  freiwillig  und  absichtlich 
geschehe,  umfasst  alle  Arten  von  Triebfedern  und 
Zwecken  y  während  jede  genauere  Bestimmung  der- 
selben den  Begriff  des  Verbrechens  zu  sehr  be- 
schränkt. 

§.    186.    (177.) 

C)    Strafe  der  Kindesaussetzung. 

Die  Strafe  der  eigentlichen  Kindesausse- 
ing  (§.  184.  II.)  ist  willkürlich  ^)y  und 
htet  sich  yorziiglich  nach  folgender  Unter- 
leidung.  I)  Ist  das  ausgesetzte  Kind  beim 
Ben  erhalten  worden,  und  auch  unbeschädigt 
blieben ,  so  findet  nur  eine  kürzere  Freiheits- 
afe statt 9  welche  sich,  nach  der  Triebfeder 
r  That,  und  nach  der  Gefährlichkeit  der 
issetzung,  von  einigen  Monaten  bis  zu  ei- 
m  Jahre  erstrecken  kann  ^).  II)  Ist  das 
nd,     in   Folge    der   Aussetzung,     beschädigt 

18* 
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worden,     oder  um   das  Leben   gekommen^ 
trifft,    falls,    in  Hinsicht  dieses  Erfolges,  di 
Bedingungen  der  strafbaren  Culpa   vorhandi 
jsind  (§.  3Q  £.    98  f«),    eine    fahrlässige  R3^ 
perverletzun^ ,  oder  Tödtung ,  mit  der  Kindefl- 

aussetzung  zusammen  (§•  63*  156.  179.) 

« 

a)  L.  %   C.   de    expot.    inf.      F.  G.  O.    Art  131  - 
Wächter  S.  200. 

b)  V.   Feuerbach   a.    a«    O.    §.  391  a.       TittmaM 
Handb.  L  §.  204. 


I 


'rx> 


Zweiter  Titel. 

Beschädigungen  und  Misshandlungen   an 

der  Person* 


Erstes  CapiteL 

Gesundheitsverletzung. 

§.  187.  (178.) 

I)    Begriff  a). 

Das  Verbrechen  der  Gesundheitsver- 
mg  besteht  in  einer  jeden  y  das  fVohlbe' 
I  eines  Andern  störenden  j  rechtswidrigen 
Uung^  in  sofern  diese  nicht  die  Natur 
bestimmten  anderen  Verbrechens  an- 
it  *).  Sie  begreift  die  Korperverletzung 
die  Verletzung  der  Geisteskräfte  ^). 

Du  Römüche  Recht  .betrachtet  die  Gesundheitsver- 
letKnngen  nicht  aU  eine  besondere  Art  von  Ver- 
brechen, sondern  tbeils  als  damnum  iniuria  datum^ 
^*  13.  jtr.  L.'  5.  S.  7.  pr.  D.  ad  L.  A^iL ,  theiis  als 
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critnen  vis ,  L,  10.  f.  1.  D.  ad  L,  Ju/.  de  vi  pM, 
theilSy  und  hauptsächlich,  als  Injurie ^  Xr.^.  pr.  {.  1« 
X.  7.  §.  2.  8.  L.  8.  L.  15.  pr.  D,  de  iniur.  §.  9.  I. 
d«  tniMr.  Wächter  a.  a.  O.  §.  174.  n.  73.  —  Jettl 
werden  sie,  der  Doctrin  und  Praxis  Bufolge,  als  ek 
eignes  öffentliches  Verbrechen  behandelt.  Quistotf 
§.  335  f.  Meister  §.  172.  v.  Grolman  §.  m 
V.  Feuerbach  §.  244.  HeniSrf  Han(/6.  il.  S.  119  t 
A.  M.  ist  Martin  {.  128. 

*  by  Itn  B.  Nothzuchty  Kindesahtreibungy  Injurie  a.  dgL  «r 
Verschieden  hiervon  ist  der  Fally  wo  die  Gesöiid-- 
heitsverletzung  mit  einem  andern  Verbrechen  m- 
sammentrifft  y  z.  B.  mit  dem  Versuche  der  Tödtnng, 
oder  mit  der  -culposen  Tödtung.  —  v.  Feuerhaek 
§.  244.  schliesst  diese  beiden  Fälle  ganz  von  des 
Begriffe  der  Gesundheitsverletzung  aus.  |g 

c)  L.  15.  />r.  D.  de  iniur.  —  Tittmann  Handb.  I.  §. 
179.  bildet  aus  der  Verletzung  der  Geisteskräfte  ein 
besonderes  Verbrechen.  Desselben  Diss.  de  de- 
lictis in  vires  mentis  humanae  commissis,  Lipsiae 
1795.  Henke  Handb,  IL  §.  109.  Dagegen  Abegg 
Untersuchungen  aus  dem  Gebiete  der  Strafrechtswist, 
N.  III.  —  Caspar  Hauser  Beispiel  eines  Verbre- 
,  chens  am  Seelenleben  des  Menschen  von  A.  v,  Feu» 
er  back,  Ansbach  1832. 

§.   188.   (179.) 

t 

ß)  Strafe  der  Oes^ndheitsver letzung :    A)  nach  aligemeinen 

•     -     • 

Verschiedenheiten, 

Die  Strafe  der  Gesundheitsverletzung  ist 
willkürlich.  Bei  deren  Zumessuns:  kommea 
zunächst  die  allgemeinen  Yerschiedenheitea 
der  .Begehung  der  Verbrechen  i|i  Betrack- 
tung  A)^    nemlich  I)  deit  Unterschied  awischen 
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rMlzUchenj  und  zwar  entweder  mit  Vorbe- 
cht^  öder  in  der  Hitze  des  Affectes  begange- 
n^  und  zwischen  culposen^)  Verletzungen; 
\  zwischen  vollendeten^  und  nur  Mmtemom" 
men  Verletzungen.  III)  Falls  Mehrere  mit- 
rkten,  hommt  es  auf  die  verschiedene  Jlrt 
r  Theilnahme  an  (§•  79  f.).  Sind  insbe- 
Didere  die  Verletzungen  in  Raufhändeln  zu- 
fügt worden  9  und  die  Urheber  der  einzel- 
n  Verletzungen  nicht  bekannt  ^  so  ist  die 
rafe  eines  jeden  Theilnehmers  nach  Beschaf- 
iheit  seiner  erwiesenen  Mitwirkung  zu  be- 
Dunen. 

;)  Die  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Arten  und  Grade 
der  Gesundheitsverletzungen  machen  es  nöthig,  hier 
auch  auf  die  allgemeinen  Momente  der  Strafbarkeit 
ausdrücklich  hinzuweisen. 

)  Henke  Handb.  IL  §.  107.  a.  E.  §.  108.  a.  E.  ^  An- 
dere  halten  die  culposen  Gesundheits Verletzungen 
nicht  für  strafbar,  weil  das  Rom.  Recht  solche  haupt- 
sächlich als  Injurien  behandelt.  l{o««Atr/  Lehrb» 
S.  418.  N.  4.  Martin  §.  128.  n.  11.  §.  132.  n.  12. 
Wächter  IL  S.  184.  —  Diesem  widerspricht  aber 
die  P.  G,  O.  Art.  134.  136.  und  deren  Analogie. 
Vergl.  L,  6.  §.  ?•  D.  de  off.  praes. 

§•  189.  (180.) 

B)    Nach  eigintMimlichen  Verschiedenheiten, 

« 

Vertnöge  der  besonderen  Natur  des  Ver- 
cdiens  der  Gesundheitsverletzung  ^     ist ,  bei 
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Zumessung  der  Strafe  Rücksicht  zu   nehn 
I)  auf  die  mehr  oder  minder   gefährliche 
der  Jiegehing   des  Verbrechens  ^    insbesom 
ob    die    Verletzung    durch    Gift   bewirkt  } 
den  ^)j     II)    auf  die    Grösse  und   Dauer 
durch  die  Verletzung  Terursachten  Gefahr 
Leiden}     III)   auf   den    Unterschied   zwis( 
vorübergehender   und   bleibender  Beschädig 
so  wie  auf  die  Grösse  der  letzteren ,  insbei 
dere    A)   ob   eine  Beschädigung    des  Korp 
oder  der  Geisteskräfte  *)  9    B)  ob  Verlust ,  1 
Unbrauchbarkeit  eines  mehr  oder  minder  iv 
tigen  Gliedes  y    C)  ob  Verlust  eines  der  hi 
ren  Sinne ^  aus  der  Verletzung  entstanden, 
wie    D)   ob    der  Verletzte    für  seinen   büri 
liehen  Beruf  untüchtig  gemacht  worden.     ^ 
allen   diesen  und  den  oben  (§.  18Q.)   bem 
ten  Rücksichten  kann    die  Strafe   der  Gesi 
heitsverletzung    von    kurzem    Gefängnisse 
zu  yieljährigem  Zuchthause  ansteigen  ^). 
besondere    ist   die   vollendete*  vorsätzliche 
fruchtbarmachung  (sterilitatis  procuratio)  di 
das  Gesetz  ^)    dem   Todtschlage    gleichgest« 
und   durch    Bedrohung    mit    der   Lebensst 
ausgezeichnet. 

a)    Die  Beschädigung  durch  Gift  ist  in   der  <ü«ro 
jedoch  nur  unter  Voraussetzung  tödtlicher  Abs 
mit   der  Strafe    des  Mordes    bedroht  §.  172. 
•  .Obae  di^e  Absicht  Ut  sie  »war  eine'  gefahiikl 
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und  d^iier  strafbarere,  aber  keine  gesetzUch  ausser 
zeichnete  Gesundheitsverietzang.  ^  Von  Liebesträri' 
ken  (poculum  amatorium)  nnd  von  medicämefitis  ad 
Cfincepti&nem:  Ij.  3.  §•  3.  jD.  luf  L,  Com,  de  ticar. 
Xf.  38w  i«  5.  !>•  de  ppenis, 

L.  15«  pr,  D.  de  iniur.  (§•  187«  n.  c.)« 

I  Meieier  $•  173.  v.  Feuerbach  §•  24S.  TitU^ 
mann  I.  §.  181.  184.  Henle  Handb.  IL  S.  124. 
Hannöv.  Entw.  Art.  243.  144. 

)  L.  3.  §.  4  L.  4.  9.  2.  L.  5.  6.  D.  ad  L.  Com.  de 
sicar.  -^  Can.  8.  9.  10.  C.  XXXIL  y.  2.  Ca/».  5.  X 
cf^  homic,  —  P.  G.  0.  Art.  133.  Die  Yorattssetzang, 
das8  die  Carolina ,  mit  dem  Kanonischen  Rechte, 
dieses  Verbrechen  als  eine  wirkliche  Tödtung  der 
noch  zu  erzeugenden  Menschen  betrachte,  jiat  die 
Folge  gehabt,  dass  die  gesetzliche  Strafe  für  unan- 
'  vendbar  gehalten  wird.  Meister  §,  167.  Krese 
ad  Art.  133.  §.  4.  v.  Grolman  $.  253.  —  Yergl. 
Wächter  II.  S.  185. 


Zweites  Capitel. 

Miisbrauch    zur    Unzucht. 
%.  190.  (181.) 

I)  Nothzucht :    A)  Begriff  a). 

Der  Nothzucht  (stuprum  violentiim) 
ucht  sich  derjenige  schuldig  y  welcher  eine  un- 
^Schollene  Frauetisperson  durch  Gewalt  zur 
hUhmg  des  unehelichen  Beischlafes  zwingt. 
rcwaltthatigleit  ^)^  Kränkung  der  Geschlechts- 
lure  <^}9  und  Misshandlung  der  Person ,  durch 
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Herabwfirdig^ng^  derselben  zu  einem  bloss 
Mittel  der  Befriedigung  thieriscber  Begien 
bestimmen  vereinigt  die  Natur  und  Strafb 
keit  dieses  Verbreebens  *').  Wird  •  doreb  i 
Beiscblaf  zugleicb  *  die  ebelicbe'  Trene*  Terlet 
öder  steben  beide  Personen  in  naber  Y 
wändiscbaft.  so  trifft  die  IVotbziacbt  mit  £1 
bmcb  oder  Blutscbande  zusammen. 

'  ä)  Leyi'er  Spec,  584.  '  Boehmer  tid  Art.  119.  Cei 
Über  Verbr.  n.  Str.  In  Vnzuchtsßlien.  Zweibr.  11 
§.  98  f.  0.  F.  Burgiah  (Praes.  Franke)  'D. 
notione  stupri  vioL  Vit.  180(11.  P.  T.  T.  Femoeli 
"D,  de  crimine  stupri  viol,   len.  1822. 

b)  Das  Rom.  R.  betrachtet  die  Nothzucht  Mos  tlß  ei 
nicht  besonders  hervorgehobeue  Art  der  vis  pnbli 
L,  3.  §.  4.  D.  ad  L.  lul,  de  vi  publ, 

c)  F.  G.  0.  Art.  119. 

d)  Hieraus  erklären  sich  die  verschiedenen  Stell 
w^elche  die  Strafrecbtslehrer  diesem  Yerbrect 
einräumen.  Die  Aelteren  und  viele  der  Neaei 
zählen  die  Nothzucht  zu  den  Fleischewerbreck 
Andere  führen  sie  als  Art  des  criminis  vis  auf 
Grolman  §.  238.  Wächter  §.  133.  N-  11). 
v.  Feuerbach  §.  2d3.. stellt  sie  mit  dem  Mensche 
raube  und  der  Entführung  zusammen,  als  Verbrech 
an  dem  Rechte  des  Bürgers  auf  freie  Verfügung  H 
seinen  Körper.  ^  Die  angemessenste  Stelle  schei 
die  zu  seyn,  welche  ihr  hier  angewiesen  ist,  ind« 
die  Misshandlung  der  Person  zugleich  die  Ehre 
kränkung  und  die  Gewaltthätigkeit  begreift,  u 
durch  die  Rubrik  »Missbrauch  zur  Unzucht«  i 
Nothzucht  und  die  Schändung  zusammengestellt  yr^ 
den,  während  letztere  doch  nicht  unter  das  crio 
vis  passen  würde. 


Beschäd.  u.  MIsshandl.  an  d.  Pepson.    ^8} 
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§.   191.   (182.) 

!B}     Thatbestand  der  Nothzucht. 

I)  Der  Cegensiand  des  Yerbreeh^ns  ist 
le  unhescholtetie  Frauensperson  ^).  An  einer 
Ire  ^)  und  an  einer  Mannsperson  ^)  kann 
ine  Nothzucht  begangen  werden.  II)  Die 
tndbmg  muss  A)  in  rechtswidriger^'  auf 
*zwingung  des  Beischlafes  gerichteter;  Ge- 
iU  bestehen  ,  es  mag  solches  physicher 
rang  (körperliche  Gewalt  ^  ^  oder  piyckicher 
jfn.  Letzterer  erfordert  jedoch  solche  Dro- 
mgen^  welche'  mit  einer  dringenden,  und 
e '  Furcht  Yor  der  Nothzüchtigung  überwie- 
laden ,  jGefiihr  verbunden  sind.  B)  Der  Bei" 
hlaf  muss  auch  wirklich ,  und  in  Folge  der 
igewendeten  Gewalt,  geschehen  seyn  ^). 

b)  P.  G,  0.  Art.  133.  »—so  Jemand  einer  unverleumde" 
ten  Ehefrauen,  Wiltwen  oder  Jungfrauen  mit  Ge- 
<^alt  —  ihr  jungfraulich  oder  fraulich  Ehr  nehme. c 
Nach  welchem  Zeitpuncte  ist  die  Eigenschaft  einer 
unbescholtenen  Frauensperson  zu  beurtheilenl  v. 
Grolmah  {.  240. 

h)  Durch  Gewalt  erzwungener  Beischlaf  mit  einer 
Hure  würde  als  crimen  vis  zu  beurtheilen  se3m. 
Henke  Handb.  II.  S.  212.  —  A.  M.  ist  Tittmann 
I.  §.  206.  In  legislativer  Hinsicht  ist  es  rathsam, 
diesen  Fall  auch  zur  Nothzucht  zu  zählen,  jedoch 
nur  mit  einer  geringeren  Strafe  zu  bedrohen.  — 
Von  dem  Ehetnanne  wird  an  der  Ehefrau  keine  Noth- 
' Zucht  begangen.  Pemoeller  Diss.  cit.  {.6.  — 
A.  M.  ist  Tittmann  L  |.  206. 
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c)  Andere  nehmen  an,  da«8  auch  eine  Frauem 
an  einem  Manne  eine  Nothzucht  mittelst  psyc 
Zwanges  begehen  könne.  Koch  §. 283.  7t / i 
I.  §.  206.  Dagegen  Quietorp  Beitr.  B.  L 
N.  3.  V.  Grolman  $.  239.  -r*  Von  gewal 
Päderastie  ($.  329.). 

d)  Ueber   die  Möglichkeit  y   durch  körperliche  < 
den  Beischlaf  zu  erzwingen,  Cella  a.  a.  O. 
Henke 'Lehrb,  der  ger.  Med.    §.  178.  179.  — 

.  als  Nothzacht  anzusehen,  wenn  der  ThaCer 
betäubende  Mittel  den  erwarteten  Widerstand  \ 
)ich  macht!  Von  Vielen  (besonders  wegen  1 
8.  D.  guod  vi)  bejaht y  Leyeer  .Sp.  684. 
Quietorp  {.  490.  Wächter  §.  134.  n.  19. 
Andern  verneint y  Meister  §.  279.  v.  Feue 
§•  264.  n.  c.  ,  Femoeller  Diss.  cit.  §.  7. 

e)  Zur  Vollendung  des  Verbrechens  genagt,  sein 
tur  nach  (§.  190.)  und  nach  der  P.  G.  0.  A 
(»ihr  jungfräulich  Ehr  nehme« X,  die  Verei 
der  Geschlechtatheile.  Boehmer  ad  Art.  111 
S trüben  Th.  III.  Bed.  24.  Henke  Handb. 
214.  17.  Grolman  §.  239.  Hannöv,  Entw.  A: 
Andere  erfordern  als  Bedingung  der  .  geset 
Strafe,  seminis  immissio,  Meister  §.  273.  v 
er  back  §.  268.  IV.  Andere  halten  wenigst« 
seminis  emissio  für  nöthig.  Tittjnann  §.  ! 
Von  den  Anzeigen  einer  verübten  Nothzuch^: 
eer  Sp.  584.  Boehtner  ad  Art.  119.  §.  7.  j 
Lehrb,  der  ger.  Med.  §.  180.  l6l.'  Üenke  Hm 
Crim.  it.  II.  206  f. 


§.   192.    (183.) 

C)    Strafe  der  Nothzucht. 

Die  gesetzliche  Strafe  der  vollendeten  ] 
zucht  ist   das  Schwert  ^)^    wobei   die  Cai 
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1er  auf  das  Zusammentreffen  der  Nothzueht 
Ehebruch  und  Blutschande ,  noch  mit  Kör- 
Terletzung  oder  Tödtung,  Rücksicht  nimmt. 
i  Praxis  knüpft  jedoch  die  Statthaftigkeit 
*  gesetzlichen  Strafe  an  den  Beweis  der  er- 
sten seminis  immissio  und  an  das  Daseyn 
es  Zusammentreffens  ^).  Ohne  diese  Vor- 
(setzungen  wird  auf  yieljährige  bis  lebens- 
gliche  schwere  Freiheitsstrafe  erkannt  ^). 
s  Strafe  des  Versuches  ist  nach  den  allge- 
inen  Grundsätzen  zuzumessen  ^)* 

)  P.  G.  0.  Art.  119.  ^  Sehon  nach  dem  alteren  Deut- 
schen Rechte.  Boehmer  ad  Art.  119.  §.9.—  Nach 
Rom.  R.  die  Strafe  der  Lex  lulia  de  vi  publica. 
L.  3.  §.4.  D,  ad  JL  luL  de  vi  fuhl.  —  Dass  die 
€enothzüch{igte  nicht  gestraft  werden  könne,  ver- 
steht sich  von  selbst.  L,  13.  f.  7.  D.  L.  20.  C.  ad 
L»  luL  de  adult, 

)  Quistorp  S*  492.  Meister  $•  278.  Salchow 
Lehrb.  §.  182.  Sielzer  Lehrb.  {.  571.  Tittmann 
Haudb.  I.  §.  210.  —  V.  feuerbach  Ute  Ausg.  §• 
269.  leugnet  diesen  Gerichtsgebrauch  gegen  das 
2^ngnis8  bewährier  Praktiker  und  die  tägliche  Er- 
fahrung. — *  Neuere  Gesetzbücher  drohen»  in  Ge- 
■iasheit  der  Praxis ,  schwere  Freiheitsstrafen  bis 
zu  10—15  Jahren.  Oeeterr.  G,  B.  §.  111  f.  Baier. 
G.  B.  Art.  187.    Hannöv.  Entw.   Art.  248. 

0  Von  vorgeblichen  besonderen  Schärfungs-  und  Mil- 
derungsgründen.  v.  Feuer  back  §.  270.  —•  Von 
den  Straf zumessunge gründen. 

4  P.  G.  O.  Art.  119.  —  Die  Carolina  sagt  zweimal, 
dass  die  gedrohten  Strafen  ^auf  Beklagung  der  Be^ 
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tnöihigteni  erkannt  werden  sollen.  F.  Zie 
D.  de  delictis  non  nisi  ad  laesi  quereiam  coeri 
Gott.  1806.  p.  33  s.     Tittmann  l.  i.  213.  n.  / 


§.   193.    (184.) 
II)    Schändung:    A)  Begriff. 

Die  Schändung  (unfreiwillige  Sc 
ehungy  stupmm  nee  voluntarium  nee  y\i 
tum)  besteht  in, dem  ohne  Gewalt  verübten 
schlafe  mit  einer  Frauensperson^  die  sich  i 
nemy  die  freie  Einwilligung  aüsschUesse 
Zustande  befand  ^).  Das  Verbrechen  1 
daher   begangen  werden  f)  an  Schlafende 

2)  an  Ohnmächtigen  9     3)  an  völlig  Betru 
nen ,  4)  an  Blödsinnigen  und  Wahnsidnigei 

3)  an  Unmündigen  <^. 

a)  Die  Aelteren  zählen  die  meisten  Fälle  der  Schal 
zur  Nöthzucht.  Die  Neueren  stellen  die  Schäi 
mit  der  Nothzucht,  fals  Arten  der  unfreiwi 
Schwächung  im  weiteren  Sinne ,  zusammen. 

b)  Auch  wenn  der  Thäter  die  Geschändete  absicl 
in  diesen  Zustand  versetzt  hat.  §.  191.  n.  d. 

c)  Ch,   G.   Schmid  Diss,  L  et  IL  de  stupro  im 

captam  commisso.    Lips.  1727.  1734. 

d)  L,  38.    §•  3.   D,   de  poen,     Nach   Manchen    ist 
Nothzucht,  nach  Anderen  sogar  Sodomie   anza 
men.    Dagegen  Pemo eller  Diss.  cit.  g.  9. 


V 
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§.   194.   (185.) 

B)    Strafe  der  Schändung, 

Die  wiUkürliche  Strafe  der  Schändung^ 
ij  wegen  der  in  diesem  Verbrechen  liegen- 
in  Missluindlung  und  Eheverletzung ,  mehr 
ich.  der  Analogie  der  Nothzucht,  wenn  gleich 
geringerem  Maasse,  als  nach  der  einfachen 
^wächung  ^) ,  zu  bestimmen  ^  und  kann  da- 
Tj  mit  Rücksicht  auf  die  Persönlichkeit  der 
^schändeten,  auf  das  Yerhältniss  des  Thä- 
rs  zu  derselben^  und  auf  die  angewendeten 
ittel  ^)^  bis  zu  mehrjähriger  Freiheitsstrafe 
isteigen  ^). 

i)  Die  Meisten  nehmen  vielmehr  auf  die  einfache  Schwä- 
chang  Rücksicht 9  und  wollen  nur,  das«  die  Schän- 
dung härter  bestraft  werde«  Da  nun  die  Schwächung 
nur  mit  massiger  Geldbusse  oder  kurzem  Gefängnisse 
gestraft  wird ,  so  würde  eine  blosse  Erhöhung  dieser 
Strafe  noch  zu  keiner  angemessenen  Bestrafung  der 
Schändung  führen. 

h)  Von  andern  *Strafzumes8ungsgründen. 

c)  Meister  §.  279.  Klein  peinL  Hecht  §.  407.  Titt- 
mcb^n  I.  §.  210  f.  —  Hannöv.  Entw.  Art.  249.  — 
Von  'Amtswegen  sollte  die  Schändung  in  der  Regel 
noch  weniger  untersucht  werden ,  als  die  Nothzucht. 
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Dritter    Titel. 

Verbrechen   wideT    die    persönlicne 

Freiheit«). 


§.  i95.  (186.) 

'Einleitung, 

Unter  der  personlichen  Freiheit  ist  liier' 
die  mllkürjiclie  Wahl  und  Veränderung  des 
Aufenthaltsortes  zu  verstehen.  Jede  wi(le^ 
rechtliehe  Aufhebung  oder  Beschränkung  dieser 
Freiheit  9  welche  nicht  ein  bestimmtes  anderes 
Verbrechen  enthält  *) ,  ist  als  Verbrechen  ta¥ 
der  die  persönliche  Freiheit  zu  betrachten  *)«. 
Genannte  Arten  dieses  Verbrechens  sind  dm 
Gefamjenhalteny*  der  Menschenrauh  und  die 
Entführung  *)• 

a)  Die  Aelteren  bilden  keine  eigne  Olasse  der  Verbre- 
chen wider  die  persönliche  Freiheit ,  sondern  hu- 
deln vom  Menschenraube  beim  Diebstahl ,  und  vf« 
der  Entführung  bei  den  Fleischesverbrechen.  Wäch^ 
ter  II.  §.  137.  140.  zählt  sie  zum  Verbrechen  der 
Gewaltthätigkeit.  —     Es  ist  indessen  nicht  zu  ver- 
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keinen»    dass  sie   tämmtlich  das  gemeinschaftliche 

Merkmal    einer  Beeinträchtigung  der    persönlicheii 

Freiheit  an  sich  tragen,  während  sie  hingegen  nicht 

immer  durch  Gewalt  verübt  werden.    Neuere  bilden 

•  daher  ein  eignes  Capitel^  aebmen  jedoch  Freiheit 

in  v^rscj^iedenen  Bedeutungen ,  und  weichen  auch  19^ 

Hinsicht  der  einzelnen  dahin  zu  zählenden  Verbre- 

.  cb^n   von   einander,  ab.      v.  Feuer  back  §.  251   f. 

Titt^ann  I.  §.  185.     DesseUen  Beiträge  zu  der 

^  Lehre  von  den  Verbrechen  wider  die  Freiheit.    Meiss. 

'['  1806.  He  nie  Handb.  11,  {.  110  t  -~  HannöVn  Entw. 
Art.  25i  — 257.    Vergi;  §.  196.  n.  6.  §.  200.  n,  b. 

)  Z.  1^.  Injurie  j  Uochverratb »  Missbrauch  der  Amts- 
gewalt 

)  Das  yon  Titt mann  I.  §.  181  anfgestellte  Verbre- 
chen der  Nöthigung  passt  nicht  unter  den  4)bigen 
iBiegriff,  und  ist  nach  den  Grundsätzen  vom  Verbre- 
chen der  Gewaltthätigkeit,  oder  der  Erpressung» 
oder  der  Selbsthülfe  zu  beuriheilcn. 


§.   i96.   (187.) 

1)'  Eintperrung  a). 

Das  Verbrechen  der  Gefangenhaltung 
Einsperrung)  besteht  in  der,  mit  reehtswi' 
igem  Vorsätze  ^) ,  wider  den  fViUen  eines 
Jenschen,  geschehenen  Innebehaltung  desselben 
t  einem  Orte^  in  sofern  solche  nicht  in  ein 
»timmtes  anderes  Verbrechen  übergeht  ^). 
as  Verbrechen  ist  vollendet  j  sobald  der 
easch  in  die  Lage  Tersetzt  ist^  welche  ihm 
eht  erlaubt,  den  Ort,  Vfo  er  sich  befand, 
[er  wohin  er  (durch  Gewalt  oder  List)  ge- 
acht  wurde ,  nach  Willkür  zu  verlassen.     Die 

19 
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j  i 


Strafe  des  Verbrechens  ist  willkärliehy  und  be- 
steht  in  einer  Freiheitsstrafe ,  welche  sicli  To^ 
züglich  nach  dem  Zwecke  ^  der  Art  und  der 
Dauer  der  Freiheitsberaubung,  so  wie*  nai 
dem   dadurch  yerursachten  Schaden  ri<;htet^ 

a)    Die  gemeinen  Gesetze  reden  nicht  ansdrücklich  ia 
der  Gefangenhaltung.    Nur  der  IL  Absch.  fOB  IStl 
Tit  IV.  §.  6.  gedenkt  deren  ganz  kor«.    Dia  Stttf* 
Würdigkeit  der  Handlung  an  sich ,    yerbun^eB  d 
der  Analogie  des  crimen  ^is  und  des  Menschei 
beSy  lassen  solche  jedoch  als  Verbrechen  betrachtOi 
Klein  peini.  Recht.   §.  199.      Tittmann  L  '{. 
Henke    Handb.    IL    §.  111.      Neuere  Gesetsbüc 
bedrohen   sie  mit   strengen   Strafen.      Preiui,  L  t 
a.  a.   O.   §«  1076  ff.      Baier.  Str.   G.  B.   Art  ÜB» 
Hannöv.  Entw.  Art.  252. 

6)    Hierdurch   wird   zugleich  die  befugte  Einspernugj 
ausgeschlossen. 

c)  Z.  B.  Entführung,  Menschenraub,  Erpressung,  b* 
jurie ,  Missbrauch  der  Amtsgewalf  u.  dgl. 

d)  Ist  der  Eingesperrte  an  seiner  Gesundheit  beschädii;! 
worden,  so  concurrirt  eine  GesundheitsverletznnSi 


,1 


§.   197.   (188.) 

II )    Menschenraub :    A)   Begriff  a).  ,  ,^ 

Den  Menschenraub  (plagium)  AcfdU^ 
derjenige^  welcher  sich  einer  Person  widerredfüj^ 
lieh  zu  dem  Ende  bemächtiget^  um  über  iäi^ 
seihe  für  seine  Zwecke  verfügeti  zu  können  ^)f^ 
in  sofern  die  Handlung  nielit  ein  bestimmtB|^ 
anderes  Verbrechen  enthält  ^),  -k 
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0  Tit.  Dig.  et  Cod,  dt  legt  Fübia  de  plagiariie»  f.  Idi 
I.  de  publ.  lud.  —  Cup,  1.  X.  de  fürt,  —r  R.  A.  T. 
1512.  Tit.  IV.  §.  6.  Landfrieden  v.  1521.  T.  VlL  §. 
8  f.  —  Leyser  «p.  624.  G.  F,  Deyling  V.  ad 
L.  Fat,  de  plagiariii*  Lips.  1745.  Tittmann  a.a< 
O.  (§.  195.  n.  a.). 

•)  Durch  die  Aufnahme  eines  der  verschiedenen  mö^^ 
liehen  Zwecke  dieses  Verbrechens  (§.  198.  III.)  in 
dessen  Begdff,    würde   dieser  zu  sehr  beschrankt' 

•  •  "Werden« 

>•  Wie  s.  B.  Entführuiig  oder  Hochverrath^'  —  Das- 
Rom.  Recht  bezieht  das  plagium  theüs  ^uf  frende 
Sklaven y  theilt  auf  Versetzung  eines  Freien  in  den 
Zustand  der  Sklaverei,  —  Sowohl  durch  4en'R..A. 
y.  I512.y  als  besonders  durch  die.  Doctrin  und  Praxis, 

hat  aber   der  Menschenraub,  an  einem  Freien  be- 

.\  .  .     .        .  • 

gangen  (von  welchem  allein  jetzt  noch  die  Rede 
seyn  kann),  eine  weit  grössere  Ausdehnung  erhal- 
ten. A.  M.  ist  Martin  {.186.  12T.  Dagegen 
Wächter  II.  S.  39. 

§.   198.   (189.) 

B)    Thatbestand  dee  Menschenraubet. 

I)  Der  Gegenstand  des  Verbrechen!^  ist 
le  Person^  welche  in  die  Bemächtigung ,  oder 
ren  Zweck,  nicht  einwilligt y  oder  einzuwilli" 
it  unfähig  ist  ^).  II)  Die  Handlung  besteht 
einer  rechtswidrigen  Bemächtigung  ^  diese 
lg  durch  Gewalt  ^) ,  durch  List ,  oder  un- 
t  dem  Vor  wände  eines  Rechtes  geschehen  ^). 
I)  Die  Absicht  des  Thäters  geht  im  AUge«' 
dnen  auf  die  Versetzung  des  Geraubten  in 
Aen  Zustand  der  Abhängigkeit  von  fremder 

19* 
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fVUlkmr.  Es  gehört  dahin  voncftglich  die  Ab- 
sicht 9  denselben  in  Sklayerei^  oder  Leibeigen- 
schaft zu  versetzen,  ihn  als  Colonisten,  oder 
zum  Zweck  der  Aussetzung ,  in  ferne  Weh- 
gegenden zu  führen  ,  ihn  zu  auswärtigen 
Schiflb-  oder  Kriegsdienst  ^)  zu  zwingen,  ilmi 
eine  andere  Art  von  Dienstbarkeit  ^  Stand  ^^ 
oder  Lebensart  ^)  9  oder  eine  Religiim  anfini- 
dringen,  oder  endlich  um  gewisse  Vordieile, 
insbesondere  ein  Losegeld,  zu  erpressen. 

fld    L.  16.  C.  ad  L.  Fab.  de  plag. 

b)  Martin  i.  126.  beschränkt  das  Yerbrechea  auf  List 
Dasegen  L.  6.  D.  eod.    Wächter  IL  S.  40. 

c)  L.  4.  D.  eod. 

d)  Plagium  nUlitare.  Nor  darf  man  das  nnbefngle  oder 
gesetzwidrige  Werben  nicht  hierher  zählen  ^  vic 
z.  B.  von  L  eye  er  Sp.  624.  m.  6  f.  geschiehL  L  A. 
lekstadt  de  illicitie  nUlitum  conquisitionüut  « 
territorio  alieno  earumque  poenis.  Wircebarg.  1738> 
(in  opasc.  T.  I.  p.  346.). 

:  e)  Z«  B.  wenn  von  Gauklern  oder  Bettlern  Kinder  eal* 
wendet  werden,  um  sie  zu  ihrem  Gewerbe  za  gt- 
branchen* 

§.  199.  (190.) 

C)    Strafe  dee  Menechenraubee. 

» 

I)  Die  Versetzung  eines  Menschen  in  des 
Zustand  der  Sklaverei  ist  mit  Todesstrafe  be- 
droht ^).  II)  Bei  den  äbrigcn  Arten  des  Meo* 
scheuraubes    ist    die   Strafe    wilUsürlieh^    uod 
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lumn  sich 9  mit  Rüdssicht  auf  die  Art,  den 
Zweck  und  die  Dauer  der  FreiheitsberauÜung, 
ip  wie  auf  die  Grö.sse  der  Gefahr  und  des 
Schadens ,  von  mehrjähriger  bis  zu  lebensläng- 
licher schwerer  Freiheitsstrafe  erstrecken  ^). 

a)  L.  1.  D.  L.  7.  6.  C.  ad  L.  Fab.  de  plag.  C.  1.  X.  de 
fürt. 

b)  Titimänn  L  §.  193.  v.  Grotman  §.  366.  v.  Feu* 
erback  {.  254.  Henke  Handb.  IL  S.  148.  — 
Freuee.  L.  A.  a.  a.  O.  $.  1083  f.  Oesterr.  G.  B.  Th. 
L  §.  76.  77.  Baier.  Str.  G.  B.  Art.  198—200.  Man- 
növ.  Entw,  Art.  254. 

§.  200.  (m.) 

ill)    EntfiArtmgt    A)  Begriff  a). 

1 
I 

Des  Verbrechens  der  Entfährung  (crim. 
raptus)  macht  sich  eine  Mannsperson  schulilig^ 
welche  sich  einer  Frauensperson  j  in  der  Ab- 
sicht eines  nicht  gesetzlich  gebilligten  GescIäedUS" 
genussesy  widcrrechtUch  bemächtiget  ^). 

a)  L.  un.  C.  de  raptu  virginnm  (9.  .13.)  L,  54.  C.  de 
episc.  et  der,  (1.  3.)  JVot?.  123.  cap.  43.  Nov.  143.  150. 
Tit.  X.  de  raptoribue  etc.  (5.  17.).  F.  G.  O.  Art, 
118.  —  Boehmer  ad  Carpz.  Q.  40.  obs.  3.  1/. 
Blümner  D.  de  raptu.  Lipg.  1788.  Tittmann  in 
den  oben  (§.  165.  n.  a.)  angef.  Beiträgen.  1.  G.  G. 
Heesel  de  crimine  raptu*.  Wirceb.  1815.  C hotin 
D.  de  crimine  raptue,  Gandae  1825.  Hepp  Ver^ 
euche.  S.  67  ff. 

b)  Die  Entführung  ist  nicht  immer  ein  Verbrechen  wi- 
der die  persönliche  Freiheit  y  enthält  aber  auch  nicht 
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immer  ein  Unzuchtwirbrechen  ^  oder  eine  Verl^«^ 
der  Fatniliengewalt.  Jene  Eigenschaft  macht  jedod, 
d^n  Hauptcharakter  des  Verbrechens  aas,  irelchä 
•ich  von  dem  Menschenraube  nur  dardi  den  beMi^ 
deren  Zweck  unterscheidet. 

§.   201.    (192.) 
B)    Thatbestand  der  Entführung. 

I)  Als  Subjeet  des  Verbrechens  wird  eine 
Mannsperson^  als  Gegenstand  eine  Fraum- 
persona) y  und  zwar^  wenn  sie  ledig  ist,  eine 
unbescholtene  Jungfrau  *),  erfordert«  II)  Die 
Uandltmg  besteht  in  widerrechtlicher  Bemäckr 
tigung  der  Person  durch  Entfernung  von  ihrem 
Aufenthaltsorte.  A)  Diese  Entfernung  kann 
durch  TVegführung  von  ihrem  Aufenthaltsorte) 
oder  durch  Zurückbehaltung  an  einem  anderen 
Orte,  wo  die  Person  der  Willkür  des  Thätcrt 
unterworfen  ist,  geschehen.  B)  Das  fVidtt' 
rechtliche  der  Bemächtigung  besteht  1)  entwe- 
der darin,  dass  diese  wider j  oder  ohne  da^ 
TViUen  der  Frauensperson,  sey  es  durch  Ge- 
walt oder  Betrug  ^),  oder  2)  darin  ^  dass  sie 
zi^ar  mit  dem  fVülen  der  Entführten,  jedock 
ohne  die  Einwilligung  ihres  Ehemannes y  oder 
Vaters  ^)  geschah.  III)  Die  Absicht  mv^ss  auf 
gesetzwidrige  BcfiHedigung  des  Gescldechtstriebes 
gerichtet  seyn.  Dahin  gehört  es  aber  aucb; 
wenn  der  Thäter  die  Ehe  mit  der  Entführtenj 
gegen  ihi^en ,  oder  ihres  ^  Vaters  Willen , .  dutA 
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^  Entführang  widerreclitlicli  zu  erzwingen 
al)siclitigt  ^)«  Dags  der  Entführer  seine  Ab- 
(lijt- ;  erreiebt  babe^  ist  zur  VoUendong  des 
Erbrechens  niebt  erforderlicH  f). 

0  Manche  nehmen  auch  eine  Entführung  eines  Mannet 
durch  eine  Frauensperson  an,  Tittmann  Handb, 
I.  §.  193«  Dagegen  die  meittett  Neueren.  Meister 
§.  281.  —  Die  Entführung  einet  lllannes  durch  ei- 
nen Mann  ist  Versuch  der  Sodomie,  womit»  bei 
fehlender  Einwilligung,  das  crimen  yis  zusammen« 
triffc.    £f.  6.  D.  ad  JL.  luL  de  vi  pubL    v.  Feuer- 

,    ba€h  §.  260. 

)  X.  Uli.  C.  dt.  tviduarum  nee  non  sanctimonialium  vir» 
tginum  — ^  virginum  honestaromc  —  »cum  virginitas 
»vel  castitas  corrupta  restitui  non  possit.c  P.  Cr.  O. 
Art.  118.  »eine  nnverleumdete  Jungfrau,  c  —  A.  M. 
ist  Tittmann  a.  a«  O. 

f  Blosse  Schmeicheleien  u.  dgl.  reichen  nicht  hin. 
V.  Feuer  buch  §.  257.  n.  a, 

)*'if.  G,  0.  Art.  118.  »wider  des  Ehemannes  oder  ehe« 
'»liehen  Vaters  Willen.f  Anders  nach  Cap.  3.  X«  de 
rqptu  virg,  -—  Nach  der  L.  vn.  cit,  und  der  Bam' 
hergensis '  Art.  143.  gehört  hierher  auch  das  Weg- 
•  fuhren  der  Nonnen^  deren  jedoch  die  Carolina  nicht 
besonders  erwähnt. 

1  Die  Wegführung  einer  einwilligenden  Tochter  zum 
Zwecke  der  Ehe,  falls  der  Vater  aus  unhaltbaren 
Gründen  den  Consens  verweigert ,  wird  w^gen  C.  6. 
7.  X.  de  raplor.  von  Manchen  nicht  als  Entführung 
betrachtet,  v^  Grolman  §.  .244.  Hes^ke  Handb, 
II.  S.  185.  Die  Wegführung  der  eignen  Braut  ist 
keine  Entführung.  —  A.  M.  ist  v.  Feuerbach  §. 
259.  wegen  der  L.  un,  C.  c»7.  »qui  saltim  sponsam 
»(«icA^Q  jper  \im  niper#ausus  sit«  —    Dagegen  L. 
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1,   C  Theqd.  de  rapi.  virgh    Can.  49.  C  37.'fMaM(.|ry 
1  —    Cän.  &  C.  36.  9.  1.    P.  G.  O.  Art  U8.  >«»• 
ithrlicker     Weiie.i       Konopack     %m,     QmUtrfi 
.K     Orund9.    f.  51X      Wächter  IL    &  3L      ffenk« 
.  JHaiu/6.  IL  S*  176. 

f)    BoeAmer  ad  C.  C.  C.  Art.  118.  §.  6. 


g.  202.  (193.) 

C)    Strafe  der  EtUfiArmg. 

.  Das  Römisclie  Reclit  •  auf  welches  die  Ca- 
rolina  hinweist^    bedroht  den  Entführer,  nnl 
dessen  Gehttlfen,  mit  der  Schtvertsirafe ,  nebst 
dem  Verluste  des  ganzen  Vermögeiis  «).     Nacl 
dem.  Crerichtsgebrai|che  findet  willkärliche  Straft 
statt  ^)  9    welche   besonders  mit  Aiicksicht  auf 
dtq  persönlichen  Verhältnisse  9   auf  den  Z^eck 
des  Entführers   und  die  angewendeten  Mittel) 
so  wie  auf  den  Umstand  9    ob  die  Entfuiuraig 
mit  oder    wider   den  Willen    der   Entführten 
geschah  9     und  ob    der  Thäter   seine  Absicht 
erreichte  ^)^  zu  bestimmen  ist^  und  sich  nicht 
über     mehrjährige     Freiheitsstrafe     erstrecken 
kann.     Die  Frauensperson,    welche  sich  vrider 
den  Willen  ihres  Vaters  entführen  lässt,   is' 
nicht  nait  Strafe  bedroht  <').     Den  Vorgesetzten 
der  Entführten  gestattet  das  Gesetz,    den  anf 
der  That  ertappten  Entführer  zu  tödten  *). 

.  ■ '  •■ .  '    ■  • 
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I  Ia  Hinsicht  der  GtWfen  fchon  nach  der  P.  G.  O. 
An.  177.  Aber  «ach  in  Hinsicht  des  Thäter$y  nnsser 
!■  Falle  des  S&asanunentreffens  anderer  Verbrechen. 
IfecA  fJM/tl.  f.  356.  Quitiorp  (.  614.  616.  Klein 
§.413.  Struken  Th.  IV.  Bed.  79.  Meitter  {.284. 
Tittmann  Handb.  I.  §.  196.  Henke  Handh.  ai. 
].  U6.  117.  —  Baier.  Str.  G.  B.  Art  203.  Uamviv. 
JEnlw.  Art.  265— 2{i7. 

I  Ist  jedoch  die  Ehe  auf  gältige  Weise  %vl  Stande  ge- 
Icommen,  so  wird  diess  als  Mindernngsgrnnd  be- 
trachtet.   Qni9torf  §•  615.    v,  Grolman  {•  246« 

)  Anders  nach  L.l.  C.  Theod,  de  erim.  rapt.^  Mei^ 
et  er  {.  284.  a.  £•  hält  auch  hier  eine  villkürliche 
Strafe  för  sutthaft. 

I  X.  MM.  C.  cit^  Hepp  Vereueke.  S.  137.  Die  P.  G.  O. 
Art.  118.  verweist  nar  in  Hinsicht  der  Strafe  auf 
das  Römische  Recht.  Es  ist  daher  sweifelhaft,  ob 
nlid  in  wie  fem  sie  auch  die  gestattete  Tödlung 
bat  billigen  wollen»  weshalb  deren  Straflosigkeit 
Muf  den  Fall'  der  Notkwekr  und  des  höcheten  Affectee 
%a  beschranken  seyn  wird.  M  ei  et  er  {•  284.  v. 
Grolman  §.  245.  Henke  a.  a.  O.  S.  191.  A.  M. 
Ul  V.  Feüerhack  §.  261.. 
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Vierter  Titel. 

V  o  u    (Ihr  V  er  1  e  t  z  u  n  g  q  o  ^)* 


Einleitiin  g. 

lieber  £hre  und  Ehrenrechte« 

«  '  •  r 

§.  203.  (194.) 

I)    Begriff  der  Ehre  b). 

Die  Ehre  im  weiteren  Sinne  besteht  m 
der  äusseren  Anerkennung  des  Werthes  eine» 
Menschen.       Da   äussere   Handlungen  Geg^en-  H 
stand  eines  Rechtes  seyn  können,  so  kann  der 
Mensch    auch    Rechte    in    Hinsicht   der    Ekre 
haben.      Worin   aber  diese  bestehen ,    und  ob" 
sie    insbesondere  bejahende,  oder  verneinende* 
Rechte    sind,    diess    hängt   von    den   verschieb 
denen  Arten  der  Ehre  ab  (§•  204  f.). 

a)  Tit,  Inst,  Dig.  et  Cod,  de  iniuriis.  Die  Carolina  haa* 
delt  blos  von  Schmähschriften  (Art.  110.),  und  dia 
übrigen  Reichsgesetze  geben  aar  einselae  Bestua- 
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miiDgep  über  Injurien«  — .  A.  D^  Wtber  über  Inju^ 
rien  und  Schmähschriften^  I  — III  Abth.  Schwerin  a. 
1/Vismar  1793-1800.  4te  Aufl.  1820.  Kleimchrod 
Grundzüge  der  Lehre  von  Injurien;  im  Archiv  dies 
C.  R.  B«  L  St.  4.  S.  1  ff.  V.  Almendingen  Grundy 
Züge  einer  neuen  Theorie  '.über  Verletzung  des  guten 
Namens  und  der  Ehre;  im  Magaz.  für  Phil.  n.  Ge- 
sch. des  Rechts.  B.  I.  St.  I.  2.  B.  IL  St.  I.  Grä^ 
velt  über  die  Theorie  der  Injurien  etc.;  im  N.  Ar^ 
chiv  des  C.  R.  B.  III.  S.  189  ff.  Walter  über  Ehre 
u.  Inj.  nach  Rom.  R, ;  im  N.  Archiv  d.  C.  R.  B.  IV* 
S.  108  ff.  S.  241  ff.  van  Ypserle  D.  de  calumnta 
et  iniuriis.  Lips.  1820.  M,  Gioja  delF  ingiuria  ete. 
II  T.  Miiao.  1821.  (N.  Archiv  des  C.  R.  B.  VIII. 
S.  716  ff.).  Zum  Bach  Ansichten  u.  Bemerk,  über 
Haupigegenst,  des  Strafr.  S.  264  f. 

)  V.  Grolman  über  Ehre  u,  guten  Namen;  in  d.  Ma- 
gaz. f.  die  Philos.  d.  R.  B.  I.  St.  1.  Desselben 
Criminalrechtsw»  §.  212  ff.  v,  Feuerbach  §,  271—^ 
274.  S.  auch  die  oben  §.  114.  n.  a.  übtf  Ehrenstra-- 
fen  angeführten  Schriften. 


§.  204.  (195.) 

II)    Arten  der  Ehre s    A)  Ehre  im  engeren  Sitme : 

1)  gemeine  Ehre, 

Die  Ehre  ist  in  Hinsicht  ihres  Grundes 
tweder  Ehre '  im  engeren  Sinne  (absolute 
ire),  oder  guter  Name  (relative  Ehre).  Er- 
re  ist  unabhängig;  yon  dem  Urtheile  Ande- 
*  und  die  blosse  Folge  einer  gewissen  Eigen- 
aft.  Dazu  gehört  I)  die  Ehre  des  Men^ 
em  als  solchen   (aligemeine  Menschenwürde, 

Diese  wird  zwar  durch  jede 


r' 
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Rechfererletzaiig  gekrinkt ;  aiclit  jcdfe  Red 
yr&rletznng  ist  aber  Injarie,  sondern  nur 
V^rletzoDg  des  Vrreekis  der  UHb€9ck$Üm 
(Qnilibet  praesomitiir  boous  et  iostns^  i 
probetor  Gontrariam).  Dieses  Unedit 
nur  das  negative  Recht  ^  die  Cnterlassniig 
eher  Handlangen  zu  fordern,  wekhe  die 
ansznsetzende  TViirdigkeit  eines  Mensehen 
kennen.  II)  Die  Ehre  des  Bürgers  (boi 
liehe  y  oder  politische  Ehre)  9  und  zwar  A 
gemeine  bürgerliche  Ehre.  Diese  beruht 
der  Eigenschaft  eines  Staatsbürgers« 
sie  jedoch  meist  mit  der  allgemeinen  Mens( 
ehre  zusammenfallt ,  so  fasst  man  beide  9  1 
dem  Ausdrucke  der  gemeinen  Ehre  9  zi 
men.  Die  gemeine  Ehre  besteht  daher  in 
Rechtsanspruche  auf  äussere  Anerkennung 
einem  jeden  Menschen  und  Bürger  9  als 
chem  9  zukommenden  Werthes  9  durch  D 
lassung  aller  9  das  Gegentheil  aussprecht 
Handlungen. 

§.   2O0.    (196.) 

2)    Besondere  Ehre  {Standesehre). 

B)  Die  besonderCy  oder  ausgezeichnete 
gerliche  Elire  9  als  ein  Recht  gedacht  9  ist  i 
eine  dem  Bürger  vom  Staate  beigelegte  ff 
bedingt*       Die   Beilegung   einer  bürgerii 
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ttrde  kann  aber  bestehen  1)  in  der  Ueber- 
g^ang  eines  SiaatsanUeg^  2)  in  der  Erhebung 
einem  9  mit  besonderen  £hretorecliten  be- 
bten Stande }  3)  in  der  Verifihang  blosser 
ichen  der  fVärde  (Titel,  I^ng?  Orden), 
ese  ^andesehre  beruht  blos  auf  der  That- 
ihe  des  Besitzes  einer  bürgerlichen  Würde. 
t  hat  verschiedene  Stufen ,  und  kann  auch 
1  Recht  auf  Anerkennung  der  zustehenden 
ürde  durch  positive  Handlungen  ertheilen. 

§.  206.  (197.) 

B)    Guter  Name» 

Der  gute  Name  (relative  Ehre)  ist  das  Er- 
bnbs  der  freien  Urt]|ieile  des  Publicums  über 
tk  Werth  eines  Menschen.  Er  besteht  in 
r  öffentlichen  Meinung ,  dass  sich  eine  Per- 
1  durch  ihre  Handlungen  der  Ehre  nicht 
würdig  gemacht  habe.  Die  Meinung  kann 
fa  nicht  nur  auf  die  gemeine  (§•  204.), 
Didern  auch  auf  die  Standesehre  (§.  205.) 
Eiehen.  Da  die  Handlungen  einer  Person 
igcnstand  der  freien  Beurtheilung  Aller  sind^ 
hat  der  Mensch  in  Hinsicht  des  guten  Na^ 
ms  nur  das  negative  Beehtj  zu  fordern  ^  dass 
iemand  fälschlich  bei  Anderen  die  Meinung 
rege ,  dass  er  sich  der|  gemeinen  ^  oder 
vt  Standesehre    unwürdig    gemacht    habe  a). 
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Der    gute   Name   unterscheidet   sieh  also  toI 
der  Ehre    im    engercu  Sinne    in.  Hinsicht  dei] 
Gimtides^  der  Dauer  und.  der  fVirkunfenk 


a)    lieber  die  Bedeutung  von   existtmatio  und  dipih 
bei  den  Römern  Walter  a.  a.  O.  S.  il6  ff.    Mari^] 
soll  a.  a.  O.  S.  7  ff.    Wächter  JI.  a  71 
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Erstes    CapiteL 

f^on  Ehrverletzungen   üb^rhnupL 

§.  207.   (198.) 
I)    Begriff  der  Ehr^rletzung. 

Das  Verbrechen  der  Ehrverletzunij 
(Injurie)  besteht  in  der^  mit  rechünvidriget^ 
VorMab&e  geschehenen  Verletzung  der  Meelde  ^ 
nes  Andern  in  Hinsicht  det*  Ehre  ^).  Enthill 
die  Injurie  eine  Verletzung  der  Rechte  adf 
die  Ehre  in  der  engeren  Bedeutung  (§•  201« 
203.),  so  ist  es  Injurie-  ita  engeren  oder  emt 
nenten  Sinne  5  wurden  hingegen  dadurch  iSü 
Rechte  in  Hinsicht  des  guten  Namens  yerUibA 
(§•  206.),  so  ist  es  Verläumdung  (§•  212.). 
Beide  können  sich  sowohl  auf  die  gemeiney. 
als  auf  die  Standesehre  beziehen. 

a)  Inturia  hat  zwar  im  Rom.  Rechte  einen  sehr  «eüe» 
Sinn  9  indem  darunter  bald  jede  Rechtswidrigkei^ 
bald  mancherlei  genannte  Arten  rechtswidriger  Utaä- 


$ 
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luDgen  verstanden  werden.  In  diesen  letzteren 
Sinne  kommt  iniuria  als  eins  der  mMAyZ/IfcAeii  Ver* 
brechen  vor.  Die  Römer  scheinen  hierbei  von  der 
Ansicht  ausgegangen  /Sii  seyn ,  ^ass  jede  vorsätz- 
liche Rechtsverletzung  (nur  mit  Ausnahme  der  Yerr 
letzung  der  Obligationenrechte,  so  wie  der  £nt- 
,  vrcndnng  Oiler.  Beschädigung  einer  Sache),  welche 
kein  besonderes  Verbrechen  ausmache,  doch,  w^egen 
der  darin  liegenden  Verletzung  der  gemeinen  Ehre 
der  Person,  als  Injurie  zu  bestrafen  scy,,  weshalb 
denn  auch  in  dergleichen  Fällen  nicht  ^te  Absic;ht 
der  Ehrenkränkung y  sondern  nur  die  absichtliche 
Nichtachtung  des  verletzten  Rechtes  erfordert  wird. 
Ro$shirt  Lehrb.  des  C.  Ä.  §.  191  ff.  v.  Feuer^ 
back  §.  275.  n.^a.  Doch  b^^ieht  sich  iniuria  in  «, 
Str.  auf  Ehrenkränkungen.  L,  1.  pr,  D,  de  ini, 
»specialiter  autem  iniuria  dicitur  contumelia.c  L,  5. 
{.1.  ad  L.  Aquil.     Wächier  iL  S.  76. 

§.  208.  (199.) 

Thaibestand  der  Ehrverletzung:    A)   Erfordernisse  |tfi 
Hinsicht  des  Gegenstandes. 

Eine  Injurie  kann  an  allen  Personen  ver« 
i^merdeny  denen  dasjenige  Recht  auf  Ehre 
teht^  ^reiches  durch  die  beleidigende  Hand- 
ig verletzt  wird  ^).  Auch  an  moralischen 
rsonen  ^),  und  an  solchen  ^  welche  die  Ehr- 
fletzifng  entweder  nicht  empfinden  können  ^), 
»  die  Handlung  nicht  als  ehrenkränkend 
Tnehmen  ^)  j  kann  eine  Injurie  begangen 
irden* 

i)    Von  ungemssen  Personen:    L.  15.  §•  9.    L,  6.  D.  de 
iniar.       Weber  l.    S.   163  ff.     Ueber  die  streitige 
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Frage,  ob  an  KAr/o^^n.  eine  Injuri«  begangen  wer- L  ] 
den  4LÖnne^  ist  mit  der  oben  (§.  114.)  bemerkten  In- 
terscheidang  zwischen  gänzlicher  Ehrlosigkeil  ond 
blosser  Entziehung  der  Standesebre  zu  ortheileD. 
Wächter  II.  S.  82.  8.  auch  Henkt  Handb.  M 
S.a45. 
6)  Mit  einer  moralischen  Person  ist  aber  ein  gewisser 
Stand  nicht  zu  verwechseln.     Weber  I.  S.  162  f. 

c)  L.  8.    §.    1—4.     L.   15.   §.  7.    li.  27.    D.  de  mvr. 
Meister  §.  181.  n.  a. 

d)  Martin  Lehrh.  §.  166.  S.  405. 


§.   209.   (200.) 

B)    Erfordemisge  in   Hitcksicht  der  Handlung:    1}  «trÜ« 


V      »n 


Die  Handlung  muss  nicht  blos  in  der 
Meinung  des  Handelnden  a),  oder  desjeni- 
gen, 'wider  welchen  sie  gerichtet  ist,  sondern 
wirklich,  sey  es  ihrer  Natur  nach,  oder  äü 
Volks  -  oder  Standesmeinung  zufolge ,  üe 
Ehre  kränken }  das  Ehrenkrankende  mag  dann 
übrigens  in  der  Handlung  an  sich,  oder  iii 
der  Form  derselben  liegen  5  sie  mag  im  AH-^  ] 
gemeinen,  oder  unter  den  besonderen  Um*^ 
ständen  ehrverletzend  seynj  sie  mag  in  einer 
Begehung  oder  Unterlassung  bestehen  ^)«  Mit 
Beendigung  der  ehrenkränkenden  ^  Handluni^ 
ist  die  Injurie  vollendet  ^).  Dass  aus  der 
Ehrverletzung  auch  ein  materieller  Sehadat 
entsprungen  sey,  ist  zum  Thatbestande  der 
Injurie  nicht  erforderlich. 
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)  Die  ehrenkränkende  Absicht  allein  kann  einer  an 
sich  durchaus  nicht  ehrenkränkenden  Hai^dlung  die 
Eigenschaft  einer  Injurie  nicht  beilegen.  Eine  saU 
che  Handlung  würde  vielmehr  als  ein  Versuch  mit 
untauglichen  Mitteln  zu  betrachten  seyn.  -;-  So 
scheint  das  beschränkt  werden  zu  müssen,  was  v. 
Feuerbach  §.  276.  von  subjectiv  injuri6sen  Hand- 
lungen sagt. 

I  Hiernach  ist  zu  beurtheilen ,  was  von  Unschicklich- 
keiten^ Unhöflichkeiten ,  Grobheiten,  Bitterkeiten,; 
Ironie  u.  dgl.  zu  halten  ist. 

I  üeber  Strafbarkeit  des  Versuches  einer  Ehrverle- 
tzung.    L.  15.  §.  10.  D.  de  intur. 

§.  210.  (201.) 

3)    ReclUswidrigkeit  der  Handlung, 

Die  ebrenlsränkende  Handlung  muss  auch 
hlmvidrig  seyn,  d.  h.  den  Rechten,  welche 
n  Gekränkten  in  Hinsicht  der  Ehre  zuste- 
a,  widersprechen  «)•  Sie  muss  also  entwe- 
*  die  Rechte  auf  die  Ehre  im  engeren  Sinne, 
>r  auf  den  guten  Namen,  und  entweder  die 
neine,  oder  die  Standesehre  t^er/e^zen.  Das 
cht  zu  einer  an  sich  ehrenkränkenden  Hand- 
ig kann  sich  aber  gründen:  1)  auf  Amts- 
;r  Bemfspflicht  ^) ;  2)  auf  das  Erziehungs  - 
i  Zfichtigungsrecht ;  3)  auf  das  Recht,  wah- 
Thatsachen  auszusagen  und  mitzutheilen  ^) ; 
auf  das  Recht  der  Urtheilsfreiheit  j  S)  auf 
s  Recht  der  Nothwehr  ^ ;  6)  auf  die  aus- 
ückliche    oder   stillschweigende   Einwilligung 

20 
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des  Gekränkten  *).  Immer  wird  aber  vors 
gesetzt  9  dass  der  Handelnde  die  Grenzen 
nes  Hechtes  nicht  überschnUen  luit^  i¥el< 
besonders  durch  die  Einkleidung  der  an 
erlaubten  Handlung  in  eine  ehrenkränki 
Form  geschehen  kann« 

a)  L,  13.  §.  I.   D.  de  iniur.   »iuris  enim   execotio 
ihabet  iniuriam.«     Henke  IL   S.  252  f. 

b)  L.  13.  §.  1.  2.  6.    L.  15.   §.  13.    L.  32.    D.  de  \ 
L.  6.  D.  de  poslul, 

c)  L.  13.  pr,  D,  de  iniur.  L,  10.  C.  eod.  —  Die 
rede  der  (objectiven)  Wahrheit  ist  nicht  wide 
ehrenkränkende  Absicht  (§.  202.),  sondern  widt 
Rechtswidrigkeit  der  ehrverletzenden  HandiuDj 
richtet,  und  findet  daher  nicht  s'tatt,  wenn  der 
delnde  aus  einem  besonderen  Grunde  die  Wal 
zu  verschweigen  verpflichtet  war,  oder  das  I 
die  Wahrheit  zu  sagen ,  auf  eine  ehrverlet 
Weise  ausübte.  ~  Weber  a.  a.  O.  I.  S.  171 
S.  194  f.  Werner  Handb.  S.  688  f.  v.  Fi 
buch  §.  289.  Martin  §.  170.  Wächter  l 
84  f.  Henke  II.  S.  313.  —  Die  einer  chrverl« 
den  Aeusserung  hinzugefügte  Bedingung,  es 
diese  eintreten  oder  nicht,  schliesst  das  Dasei 
ner  lujurie  nur  dann  aus,  wenn  man,  unter 
aussetzung  des  Eintritts  der  Bedingung,  zu  de 
renkränkenden  Aeusserung,  an  sich  und  der 
nach,  berechtigt  war.  Kl einschrod  im  Arck 
I.  St.  2.  S.  21.22.  Weber  a.  a.  O.  Abth.I.  S.i 
T,  Werner  über  bedingte  Injurien.  Giessea 
V.  Feuerbach  §.  290.  —  Ueber  die  nomi 
auctoris  v.  Grolman  im  Magaz.  S.  50  f.  Wi 
I.  S.  186  f. 
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i)  V.  Grolman  §.215.  Grävell  a.  a,  O.  S.  294.  Von 
der  gesetzlichen  £rlaubniss  nach  L.  22.  §.  3.  D.  ad 
L,  lui.  de  adutt,  Ueber  das  ius  osculationis  der 
Gogaaten.  K lenzt  in  s.  Fortsetz,  der  Zeitschr,  für 
Gesch.  des  R,  Heft  I.  Ueber  crimen  osculationis» 
Renazzi  elem.  iur.  er  im,  T.  I.  p.  210.  —^  RosS' 
hirt  Zeitschr.  H.  1.  S.  119. 

)  S.  §.  44.  Weber  I.  S.  30  f.  Grenzen  der  rechts- 
gültigen Einwilligung.  Henke  IL  S.  254  f.  F,  £• 
de  Gavere  D.  an  iniuria  volenti  facta  poenis  sii 
coercendap    Gron  1825. 

§.  211.  (m) 

C)    Erforderniss  in  Rücksicht  des  Subjects, 

Zu  dem  subjeetiTen  Tliatbestande  der  In- 
rie  gehört  es^  dass  die  Handlung  mit  dem 
jhtswidrtgen  Vor$atzey  die  Ehre  des  Andern 
kränken^  begangen  wurde  (animus  iniurian- 
y  Absicht  der  Ehrenkränkung  ^).  Der  rechts- 
drige  Vorsatz  kann  aber  I)  entweder  bestimm^ 
*,  d.  h.  gerade  zu  und  blos  auf  die  Ehrver- 
xnng  gerichteter  Dolus  ^)  seyn,  U)  oder 
nUueller  Dolus ,  welcher  in  dem  Bewusstseyn 
steht,  dass  durch  die,  zunächst  in  einer  au- 
m  Absicht  vorgenommene  Handlung  die 
Iure  des  Andern  gekränkt  wird  ^).  Von  dem 
tweise  der  ehrenkränkenden  Absicht  gelten 
ieselben  Regeln,  wie  vom  Beweise  des  Do- 
li überhaupt  ^). 

o)   Es   gibt  wohl  culpose  £hrenkränkungen ,  aber  kein 
Verbrechen  culposer  Ehrenkränkun^.    L.  3.  §.  2.   Z>. 

20» 
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h,  i,  —   »iniariam  —  potest  —  facere   nemo,  rm 
^q%d  seit  y   ae  iniuriam  facere.  €    §.  4.  eod.    L.  4.  L. 
11.  pr.    L.  44.    L.  15.  §.  32.  33.    L.  41.  pr,  D.adk 
Aquii.    L.  34.  pr.  D.  de  O.  et  A.     Weberl.  S.47(t 
S.  §.  212.  n.  a.     Manche  nehmen  auch  ein  Verbiß  | 
eben  culposer  Injurien  an.     Tittmann  II.  §.  336.-1 
So  wenigy  wie  die  blosse  Rechtswidrigkeit  der  Hand-,] 
lun^   ohne  animus    Iniuriandi    eine   Injurie  emhälti| 
eben   so  wenig   begründet  der  blosse  animus  iniwth] 
andi  eine  Injurie ,  wenn  die  ehrenkränkende  HaBirJ 
lung  nicht  rechtswidrig    ist,    »quamvis  hoc  coDto■^|J 
»liae  caussa  faciat.«     L.  13.  §.  1  et  ^»  D.  h.  t,    A.M. 
Ui  Henke  II.  S.  257.  a.  E.   S.  316. 

b)  Zum  bestimmten  Dolus  gehört  es  nicht,  dass  die 
Ehrenkränkung  des  Andern  gerade  die  Hauptabsidt 
(der  eigentliche  Zweck)  des  Handelnden  war  (§.  SU 
Es  ii^t  daher  als  bestimmter  Dolus  anzusehen,  um 
Einer  den  Andern  zu  dem  Ende  verläumdet^  um  ihtt 
das  Fortkommen  zu  erschweren.  A«  M«  ist  v.  ¥i^ 
erbach  §.  278.  .     ; 

e)    (§.  57.).     A.  M.    ist  Martin  §.   165.   ^     Diejfri^ 
gen,   welche  die  Nothwendigkeit  des  animut  ininiip 
andi    leugnen,    beschränken  dessen  BegrifiT  auf  d« 
bestimmten     Dolus.    —       Auch     hier    äussert    d 
schwankende    Kegriff    von    indirectem    Dolos   Sill^ 
nachtheiligen  Folgen.  ,  i 

d)  §.  58.  Andere  nehmen ,  wegen  der  L.  5.  C,  ii  m» 
tun,  eine  allgemeine  Vermuthung  für  den  aoiwi 
iniur.  an,  wenn  die  Handlung  objectiv  injuriös  if4 
Weber  I.  S,  69.  v.  Grolman  §.  215.  Tittmann 
II.  §.  337.  —  Ueber  Protestationen  g^gen  die  A^ 
sieht  der  Ehrenkränkung,  und  über  die  Einrede  dtf 
Scherzes  (L.  3.  §.  3.  D.  h.  t.)  s.  Weber  I.  S.  W. 
'  S.  190.  Ueber  gutgemeinte  Warnungen  Meititr 
§.180.  a.  £. 
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§.  212.   (20$.) 

HI)     Von   den  verschiedenen  Arten  der  Ehrverletzung: 
A)  Verläumdung  und  Injurie  im  engeren  Sinne. 

Nact  Verschiedenheit  der  dadurch  ver- 
(tzten  Ehre  sind  die  Injurien  entweder  Ver- 
«mdung^en,  oder  Injurien  im  engeren  Sinne* 
\  f^erläumdung  ist  die  Verletzung  des  guten 
farncns  einer  Person.  Sie  geschieht  durch 
[ittheilungen  an  Andere,  und  besteht  in  wis- 
mtlieh  falscher  ^)  Beilegung  solcher  Hand- 
mgen  oder  Eigenschaften ,  welche  den  Belei- 
igten  in  der  Meinung  des  Publicums  der  ge- 
leinen  oder  Standesehre  unwürdig  zu  machen 
^eignet  sind  ^).  II)  Injurie  im  engeren  Sinne 
t .  die  Verletzung  der  einer  Person  in  Hin- 
cht  der  Ehre  (im  engeren  Sinne)  zustehenden 
jechte.^  Sie  besteht  in  Erklärung  der  persön- 
ehen  Verachtung  des  Beleidigers  gegen  den 
eleidigten,  als  Menschen ,  als  Bürger ,  oder 
b  Besitzer  einer  besonderen,  ausgezeichneten 
ihre.  Diese  Erklärung  kann  entweder  aus- 
r&cklich ,  oder  stillschweigend  geschehen ; 
letzteres  durch  Handlungen  <^),  und  Aeusse- 
Dtngen ,  welche  den  Ausdruck  der  Verachtung 
inthalten,  und  wozu  vorzüglich  Schimpfwort^ 
md  ehrenkränkende  Vorwürfe  (welche  nicht 
£e  Natur  einer  Verläumdung  hahen)  gehören« 
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a)  L,  15.  §.  27.  P.  h.  t  —    »ad  infamiam  alicuius  fierin 
—  »ut  alium   infameti  —    Daher  schützt  di«  Eiii!^ 
rede  der   subjectiven   Wahrheit   gegen  den  Vorwwtl 
der  YerHlumdung,    falls    nicht   das  Ehrverletzciiei 
zugleich!  in  der  Form  liegt  (§.  224.  11.)^    In  sofeii 
gibt  es  also  keine  culpose  Verläumdung» 

b)  Die  Verläumdung  unterscheidet  sich  zwar  tod  der  |^ 
eigentlichen  Injurie  auch  durch  das  Mittel  der  Aas* 
führung;  allein  diess  ist  nur  eine  Folge  der  Ter« 
schiedenheit  des  Gegenstandes  ^  welche  daher  dii 
wesentliche  Merkmal  bildet«  A»  M.  ist  WächUr 
II.  S.  77.  N.  73. 

c)  V.   Feuerbach  §.  287.'    Henke  11.  §.  125.—    Za 

diesen  Handlungen  kann  in  Hinsicht  der  Standes- 
ehre auch  die  bösliche  Versagung  der  gebüreadei 
Zeichen  der  b^vor^^ugten  £hre  gehören, 

§.    215.   (204.) 

B)    Reine  und  gemischte  Ehrverletzungen, 

In  Rücksieht  der  ehrenkränkenden  HaB^ 
lung  sind  die  Injnrien  entweder  reine  oder  ff^ 
mischte.     I)  Gemischte y  oder  Realinjurien  svA 
solche  Ehrenkränkungen  ^     welche  mittelst  der 
Verletznng    eines    anderen   Hechtes    begangei 
werden  *).       Sie  können  besonders  in  Gewab* 
thätigkeit  ^    GesundheitsTerletKung ,    Einsehria* 
knng     der     persönlichen    Freiheit    (§.    196.)> 
oder  Beschädigung  des   Eigenthums   besteherii 
Iibmer   ist    aber   vorausEusetzen  ^     dass   die  ift  | 
der  Handlung   liegende   Ehrenkränkung   derel 
Haupteigenschafl    ausmacht.        II)    Reine  od<v 
ideale  Injurien  sind  diejenigen ,    welche   dura 
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M  ehrverletzende  Handlungen  verübt  werden. 
icse  sind  A)  entweder  wörtliche  (inlurlae  ver- 
les),  welche  mündliche  und  schriftliche  seyn 
•nnen ;  B)  oder  bildliche  (symbolische)  Injurien. 

k)  Auch  das  Römische  JRecht  unterscheidet  zwischen 
Injurien,  welche  »re  fiunti  und  ^verbis  fiuntyi  ver- 
bindet jedoch  mit  ersteren  einen  beschränkteren 
Begriff.    L.  1.  §.  1.  2.    L.  5.  ipr.  D.  h.  t. 


§.    214.    (205.) 

C)     Unmittelbare  und  mittelbare  Injurien. 

In  Rücksicht  ihrer  Beziehung  auf  die  be- 
digte  Person  sind  die  Ehrverletzungcn  ent- 
der  unmittelbare  9  oder  mittelbare.  I)  Die 
mittelbare  Iniurie  ist  geradezu  (direct)  ge- 
n    die    gekränkte    Person    selbst    gerichtet. 

Eine  mittelbare  Injurie  ist  es,  wenn  die 
irverleteung  zunächst  gegen  eine  andere  Per» 
1  gerichtet  ist,  mit  welcher  ein  Dritter  in 
ler. solchen  Verbindung  steht,  vermöge  de- 
I  J9ich  die  Injurie  auch  auf  ihn  bezieht, 
r. Grund  dieser  Beziehung  besteht  nun  A) 
tweder  darin  ^  dass  die  ehrcukränkendc  Hand- 
ig iihrer  Natur  nach  zugleich  für  den  Drit- 
i  beleidigend  ist,   oder  B)  blos  darin,    dass 

zunächst  beleidigte  Person  zu  dem  Drittjsn 
einem  solchen  Verhältnisse  steht,  dass  letz- 
2T   sie   zu  schützen  verpflichtet  und  berech- 
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tigt   ist  «).       Der   Begriff  dieser  letzteren 
mittelbarer    Injurien    darf    jedoch     nickt 
die  durch   das    Gesetz    bestimmten   Verhalt 
se  *)  ausgedehnt  werden  ^), 

a)  L.  1.  §.  3.   D.  h.  i.  —    »fpectaJt  enim  ad  nos  inii 
»quae  his  fit,   qui  vel   potestati  nostrae  Tel  affc 
»subiecti  sunt.«     Hier  haben  dann  beide  Betheili 
ein  unabhängiges  Klagrecht.    L.  !•  §.  S,  h.  t 

b)  §.2.    /.   de  iniur.     L.  1.    §.   3-6.    8.    L.  15.    §.Ä' 
L.  18.   §.  2.    L.  30.  §.  1.  D.  eod. 

c)  Weber  1,    S.  200  flf.     v,  Grohnan   §.222.    HenU 
II.   S.  218  f. 

g.    21Ö.    (206.) 
D)     Oejfentlich^  und  Priva^injurien. 

Die  Ehrverletzungen   las^n  sich  in  drei*!' 
Fächer  Rücksicht    in    öffentliche  und   Privatin- 
jurien  eintheilen,    woraus  dann  drei  verschie- 
dene Begriffe  der  öffentlichen  Injurie  entstehcii# 
I)  In  Rücksicht  der  ^rt  der  Begehung  ist  die- 
jenige Ehrverictzung   eine  öffentliche  ^    welche 
öffentlich  verübt  wird  «).     II)  In  Hinsicht  der 
Bedingungen    der   Statthaßigkeit    einer    Unter' 
suchung  und  Bestrafung   heisst   die  Injurie  of» 
fentlich,    welche   von  Amtswegen   zu  untersi* 
cheu  und  zu  strafen  ist  ^).     III)  In  Ansehanf 
der   beleidigten  Person  wird   diejenige    Injuiil 
eine  öffentliche   genannt,    w^elche  einer  öffent^ 
liehen   Behörde   als  solcher  zugefügt    wird^)* 
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erza  genügt  es  jedoch  nickt,  dass  blios  das 
lividuum,  welches  ein  gewisses  Staatsiunt 
kleidet  9  wenn  gleich  in  Beziehung  auf  diese 
^enschaft ,  beleidigt  wird  ^) ;  sondern  die. 
rverletzung  muss  zugleich  die  ideale  Per- 
I  des  Staatsdieners ^  und  also  das  Staatsamt 
bst,  treffen  *). 

)  L.  7.  §.  8.  D.  h,  t,  —  »ludis  et  in  conspectu«  — 
»atrocior  e^l  iBimria,  quae  in  coospectu  fiat.i  <— 
Diese  Bedeutung  bezieht  sich  also  auf  die  Unter-» 
Scheidung  zwischen  schweren  und   leichten  Injurien. 

)  §.  217.  II.  Richtiger:  Injurie  als  Privat-  und  als 
öffentliches  Verbrechen,  oder  Civil-  u.  Criminal- 
Injurie.    Martin  §.  171.  • 

)    Dieses   ist  jetzt  der  eminente  Sinn  einer  öffentlichen 

Injurie. 
)    Hierin  liegt  nur  eine  strafbarere  Verletzung  der  6f- 

vorztigten  Standesehre,   (§.  205.). 
)     Weber  III.  S.  190  flF.     Tittmann  II.   §.  354. 

§.    216.   (207.) 

£)    Schwere  und  leichte  Injurien. 

Die  Injurien  sind  in  Hinsicht  der  Grösse 
r  Ehrrerletzung  entweder  schwere  oder  leichte 
iuriae  atroces  —  leves  <*).  Eine  scharfe 
enzbestimmung  zwischen  beiden  ist^  nach 
r  Natur  der  Sache  ^  im  Allgemeinen  nicht 
»glieh.  Es  kommt  dabei ,  ausser  den  bisher 
lierkten  Verschiedenheiten  (§.  212  f.),  vor- 
l^lich   auch   1)  auf  die  persönlichen   Verhalt^ 
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nüse  ^)V    2)   auf  Zeit  und  Ort  ^)j     so  wie 
auf  den 9    durch    die  Injurie   dem  Beleidi 
zugefüg^n    Schaden    an.       Als   eine,  scliwi 
Injurie  ist 9     in  ersterer  Rücksicht^    auch 
jenige   Ehrverlolzung    zu    bctracliteu^     wi 
einer   gesetzlieh  gebilligten  Ktrclie^    jnit 
ohne  Beziehung  auf  die  Gegenstände  ihrer 
ligiösen  Verehrung,    oder  einem  liirci 
-während  der  Ausübung  seines  Amtes  zugefi^ 
wird  ^). 

a)  L.  7.  §.  .7.  8.  D,  de  iniur.  v.  Grolman  i,^ 
Walter  a.  a.  O.  S.  109.    Henke  II.  §.  127. 

6)  L.  7.  §.  8.,  L.  9.  L.  17.  §.  3.  D.  eod.  Insbesondere 
Injurien  gegen  Ascendenten  verübt ,  X#.  1.  j.  2.  i 
JD.  de  obseq.  praesU  (37.  15.).  L.  4.  C.  de  patr,  f(A> 
(8.  47.).  Martin  §.  179.  —  Nach  vielen  Landes- 
gesetzen ist  diese  Art  von  Injurien  durch  harte 
Strafen  ausgezeichnet. 

c)  L.  7.  §.  8.  D.    §.  9.  I.  de  iniur, 

d)  Nov,  123.  Cap.  31.  Auch  schon  nach  der  Analogie 
der  öffentlichen  Injurien.  ^  Es  ist  hier  übrigens 
nicht  von  der  Blasphemie ,  sondern  von  einer  wirk» 
liehen  Injurie  die  Rede.  v.  Feuerbach  §.  303.  bf* 
trachtet  die  Blasphemie  allgemein  als  Injurie  gegei 
die  Kirche  (§.  317.). 

8.  217.  (208.) 

lY)    Strafe  der  Ehrverletzungen  s    A)    Statihaftigkeit  (if 
Bestrafung:    1)  besondere  Bedingungen  derselben, 

I)  Die  Ekrverletzungen  iverden,  in  sofeit 
sie  reine  llechtsverbrechen  sind ,    nur  auf  Fern 
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^en  des  Beiheiligten  in  UntersucLung  gezo- 
1  und  bestraft  a).  II)  Hat  hingegen  die 
jnrie  zugleich  die  Eigenschaft  eines  Polizei* 
ifreehensj  so  findet  eine  richterliche  Ein» 
ireitung  von  Amlsw)sgen  statt  *),  Dahin  ge- 
ren  vorzüglich  die  öffentlichen,  so  wie  die 
t  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  verübten 
jurien,  und  die  Schmähschriften  ^). 

)  Weber  IL  S.  82.  Meister  §.  184.  v.  Grolman 
§.224.  tu  Feuerbach  §.292.  Tittmann  IL  §. 
360.  Wächter  II.  S.  104  f.  —  A.  M.  ist  z.  B. 
Leyser  Sp.  452.  m.  5. 

I.  Der  Fall ,  wo  die  Injurie  in  ein  anderes  öffentliches 
Verbrechen  übergeht,  oder  wo  ein  anderes  Verbre- 
chen mit  ihr  zusammenirifTt ,  gehört  nicht  hierher. 
A«  M.  ist  V,  Feuerbach  §.  292. 

I  Nach  Landesgeselzen  werden  auch  die  an  Ascenden" 
ten  begangenen  Injurien  von  Amtswegen  untersucht 
(§.  216.  D.  bX 

%.   218.   (209.) 

Besondere  Gründe  y  welche  das  Recht ,  auf  Bestrafung 
anzutragen  j  ausschliessen. 

In  sofern  eine  Ehrverletzung  blos  die  Na- 
•  eines  Privatverbrechens  hat  (§•  217.), 
det  aus  folgenden  Gründen  keine  Klage, 
thin  auch  keine  Bestrafung  statt.  I)  We- 
1  Compensation ,  im  Falle  wechselseitiger, 
ichartiger  Injurien  ^)}  H)  wegen  ll^torsionj 
s.ofern   nicht  die  Grenzen  einer  rechtmässig 
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gen  Vcrtlieidigung  überschritten  sind^);   1 
wegen   geschehener  Verzeihmig  von  Seiten  i 
Beleidigten  ^)}     IV)  wenn  der  Beleidigte^ 
erfolgter    Einlassung   des   Beleidigers   auf 
Klage,  gestorben  ist  ^). 

a)    Cap.  7.  X.  de  adult,    L,  10.  §.  2.  D.  de  compens, 
154.  D.  de  R,  L    L.  36.  de  dolo  malo, 

h)     Weber  IL   S.  51  ff.     Henke  II.    S.  323.  —    J 
n'6v.  Entw.  Art.  271. 

c)  L.  17.  §.  6.    I*.  11.   §.  1.  1>.    §.  12.  /.  de  iniur, 

auch  die  nach  angestellter  Klage  geschehene  I> 
gung  oder  Vergleich  diese  Wirkung]  Tittm 
II.  §.  360.  a.  E. 

d)  L.  13.    L,  28.  D.  A.  /. .—    Ueber  die  Verjähmn 
§.  133.  n.  f. 

§.  219.  (210.) 

B)    Arten  der  Strafe:    1)  Privatstrafe, 

Die  Strafen  der  Injurien  sind  entw( 
reine  Privat  - ,  oder  rein  öffentliche  - ,  c 
gemischte  Strafen.  Die  PrivatsU'afc  ^)  bes 
in  einer  Geldsumme  ^  welche  der  Beleid 
mittelst  der  Würderungsklage  (actio  iniü 
rum  aestimatoria  *)  einfordert.  Der  Bei 
dieser  Strafe  wird  zwar  von  dem  Kläger  '• 
geschlagen  9  ist  jedoch  der  richterlichen 
mässigung  unterworfen  c). 

a)    L,  7.  §.  6.  D,  de  iniur.  —  »posse  hodie  de  omni 
tiaria,  sed  et  de  atroci  eiviliter  agi.c    §.  1(K  Er 
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0  TheiU  praeioria  §»  7.  /.  A.  t.y  theils  civilis  ^  ex  }^. 
Corn.  de  iniur.  L,  5.  pr,  D>  h.  t,  —  Diese  Straf-' 
klage  ist  nicht  zu  venvechseln  mit  der  Klage  auf 
Schadensersatz  ex  L.  Aquil.  L,  5.  §.  1.  -L.  24.  §.  17* 
D.  öd  Li  AqiUL  Gens  l  er  Ar  chic  für  civiL  I^rux. 
B.  I.   S.  147  ff. 

r)  Manche  neuere  Landes^e^ejlze  haben  die  Würde- 
rungsklage  ganz  .abgeschätzt.  Preuss.  L,  R,  Th.  L 
Tit.  11.  S.  389.  T-    llannöv.  Kntw,  Art.  269. 


§.  220.  (211.) 

2)     Gemischte   Strafen, 

Die  durch  Gerichtsgehrauch  eingeführten, 
nischien  (oder^  relativ -öffentlichen)  Strafen, 
h .  theils  öffentlichen ,  theils  Privatstrafen  0), 
!;tehen  überhaupt  in  gewissen  Erklärungen, 
lehe  der  Beleidiger  gegen  den  Beleidigten 
i^olegen  i^evttrtheilt  wird.  Es  gehört  dahin 
die  Ehrenerklärting  (honoris  declaratio),  d. 
die  Versicherung,  dass  man  nicht  die  Ab« 
bt  gehabt  habe,  den  Andern  zu  beleidigen 5 

.die  Abbitte  (deprecatio),  d.  h.  die  Erklä- 
lg,  dass  man  es  bereue,  die  Ehre  des  An« 
ni  gekränkt  zu  haben,  und  ihn  deshalb  um 
rzeihnng  bitte }  III)  der  fViderruf  (recan- 
10,  palinodia),  d.  h.  die  Erklärung  des  Be- 
ugers, dass  er  die  Ehre  des  Andern  durch 
Wahrheiten  gekränkt  habe.       Die  Form  die- 

Erklärungen  pflegt  durch  das  Erkenntniss 
timmt   zu    werden  ^)*       Der    Gebrawh  der 
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drei  Strafarten  richtet  sieh  nach   der  besonde- 
ren Natur  der  zugefügten  Injurie  ^). 


fjj 


re 


«i 


a),  V,  Grolman  §.  227.  v,  Feuerback  §.293.  Ai- 
dere  halten  diese  Strafen  für  reine  PrivatttrupL 
Weber  II.  §.  14.  Die  Eigenschaft  der  Privatstn« 
fe  ist  indessen  die  vorherrschende.  Landesgeselifi 
'  '  zahlen  sie  alle  drei ,  oder  doch  die  Abbitte  ui 
den  Widerruf,  als  zugleich  öffentlitche  Straf« 
auf. 

b)  Weber  II.  S.  3&   III.  S.  98.'^    Ueber  unsutihaftej 
Formen  v.  Grolman  §,  227«  L  , 

c)  V.  Feuerbach  §.  296. 

§.  221.   (212.)   ' 

3)    Oe ff  entliehe  Strafe. 

V 

Die  rem  öffentliche  Strafe  «)  der  Ehnw*] 
letzung  ist  der  richterlichen  Bestimmting  iibm 
lassen  ^).  Als  Strafzumessungsgründe  sind  ät 
oben  (§.  216.)  bei  der  Unterscheidung  .z 
sehen  leichten  und  schweren  Injurien  angege* 
benen  Rücksichten  zu  betrachten^  wdckei 
ausserdem  noch  der  Umstand,,  ob  die  ebrev* 
kränkende  Handlung  mit  Vorbedacht^  odar  k 
einer  Gemüthsbewegung  begangen  wurde ,  lu# 
zuzufügen  ist.  Hiernach  kann  sich  die  Straft 
der  Ehrverletzung  von  kurzem  GefängidMi 
oder  geringer  Geldbusse ,  bis  ^h  mehrmonil^ 
liebem  Gefängnisse ,  oder  betiächtlicher  Gdd* 
strafe  ^  und  bei  vorzüglich  groben  Ehrrerletziui' 
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ij  insbesondere  bei  Veriäumdungen  und 
»ben  öffentlichen  Injurien  ^  so  wie  Jbeim 
samraentreffen  mehrerer  Erschwerungsgrün- 
y  selbst  auf^  eine  schwerere  und  längere 
siheitsstrafe  erstrecken  ^). 

)  Wegen  einer  jeden  Injurie  kann  auf  öffentliche  Strafe 
geklagt  werden.  §.  10.  /.  de  iniur.  » In  summa 
»sciendum  est,  de  omni  iniuria  eum,  (]ui  passus  est, 
»posse  vel  criminaliter  agere^.  vel  civiliter.c  We^ 
her  II.  S.  75. 

I    L.  45.    L.  17.  §.  3.    L.  35.  D.  h  t. 

I  Meister  l.  HA»  v,  Grolman  §.  226.  ,.«;.  wF^u^r- 
bach  §.  297.  Tittmann  II.  §.  357  ff.  Martin 
§.  173.  Henke  II.  S.  298.  T^euss.  L.  R.  a.  a,  O. 
].  S76  ff.  Oesterr.  G.  B.  Th.  I.  §.  188.  Th.  II.  §. 
234  f.  Baier.  G.  B.  Art.  284  ff.  Hannöv.  Entw. 
Art.  265.  268. 


§.  222.  (213.) 

Von  dem  Zusammentreffen  der  verschiedenen  Strafarten. 

I)  Das  Zusammentreffen  der  reinen  Pri- 
strafe  mit  der  rein  öffentlichen  Strafe  ^  be- 
kndet  blos  .ein  fVahlreeht  des  Beleidigten, 
Icher  daher  nicht  auf  beide  verbunden  kla- 
I  kann  a).  II)  Dasselbe  gilt  von  dem 
sammentreffen  der  reinen  Privatstrafe  mit 
•  gemischten  Strafe  ^).  III)  Auch  die  ^e- 
ehten  Strafen  treffen  init  rein  öffentlicher 
afe,  nach  allgemeinen  Grundsätzen ,  nur 
Uweise   zusammen  j     nach   dem  Gerichtsge- 
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brauche   findet  jedoch  eine  Verbindmig 
Strafarten  statt  ^). 

a)  If,  6.   D.  de  inim\     »Plane  si  actum  sit  publico  ij 
»dicio,  denegandum  est  privatum,   similiter  ex 
werso.«     §.  10.  7.  eod, 

b)  V.  Feuerbach  §.  293.     Weber  IL  S.  116  f.    W 
die  gemischten  Strafen  wirklich  reine  Prmtsl 
so  würde  eine  Verbindung  derselben  mit  der  di 
die  astimatorische  Klage  eingeforderten  Strafe 
finden  (§.  157.  IL).  •/ 

e)     Weber  IL   S.  87.     Eine  Verbindung   beider  yü 
am  wenigsten  zu  rechtfertigen  seyn,  wenn  man 
gemischten  Strafen  für  reine- I'riTatStrafen  hält.' 
n.  fl.  • 

d)    Meister  §.  184.^    Ti'ttmann  IL    §.  360.  L  A.  «.j 
Feuerbach '§:  293:    v.  Grolman  *§.  227.    Dieser 
Gerichtsgcbraüch  ist  wohl  vorzüglich  durch  den,  ob- 
gleich nicht  verkündigten,  Reichsschluss  v.  19.  SepL 
1668.     {Gerstlacher   Handb,  IX.  S.  1221.)  vcra-| 
lasst  worden,  r  A.  M.  sind  Wächter  §.  167.  n.  99.  c. 
Martin   §.  169.    n.  1.  —      Landesgesetze  billige i 
nicht    selten    diese     Verbindung.       Hannöv^  -Eidkl 
Art.  269.  ^ 


Zweites   Capit^L 

Insbesondere  von  dem  Pasquille  «j. 
§.  225.   (214.) 

I)     Vom  Pasquille  überhaupt  6). 

Pasquill  im  tueiteren  Sinne  ist  ««* 
jerfe,     durch   öffentlich   verbreitete  Scimfl  oMf 
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Uiehe  Dargtelinng  geschehene  Ehrverlctzung  ^). 
I  kann  durch  alle  Arten  bleibentler  Zei* 
*n ,  und  öffentlicher  Verhreitwig  begangen 
rden.  VoUctidel  wird  das  Verbrechen 
rch  Beendigung  derjenigen  Handlung,  wel- 
e  die  Offenkundigkeil  bewirken  sollte*  Die 
ieünalune  kann  sich  theils  auf .  die  Verfer- 
|iug  der  Schrillt  odei  des  Bildwerks  ^)j 
»ils  auf  ^erejd  Verbreitung  beziehen.  Wer^ 
q|i  okne  Einverständniss  •  mit  dem  Urheber^ 
ft  Pasquill  weiter  verbreitet  9  Ht  4em  ÜJche«» 
r  gleichgestellt  *). 


• .  I 


()  Zu  den  gesetzlich  ausgeuidmeten  Injurien  sählea 
Andere,  ausser  dem  Pasquille,  noch  1)  die  Blasphe» 
miej    V.   Feuerbach  §.   303.,   welche  jedoch  keine 

•'  Injurie  enthält.  2)  Die  Injorien  ^gen  Ascendenten,*' 
so  \fie  gegen  Staats-  und  KircftenbeJtdrden f  weichi^ 
jedioch  vielmehr  zu  den  schweren  Injurien  gehören. 

^  L.  5.  §•  9.  10.  11.  D.  de  iniur.  L.  un.  C.  de  famos, 
Hb!  (L.  1.  4.  7.' 9.  C.  Th,  de  iniur.).  —  Can.'  1-3. 
Cau§.  V.  q.'l.  —    Ä;  P.  0.  v.  1548.  Tit.  84.  v.  1577. 

.  .   Tit.  35.    Gersiiacker  Handb.  Th.  IX.  S.  1169  f.  — 
Leyser  Sp.  552.    ^.  C.  Stockmann  D.  de ,fßnvosis 
libellis.  Lips.  179$.     Dess.  D.  famosi  Hb.,  utrinn  in 
xivit.'fertndi'Mt.   Lips.  1800.     Weber  l.  S.  213  ff.» 
ÜMtle  1L:§.  126. 

c)  Abl.eituDg   des   ^fameps    fPasquilit    Stryk   U.  M.  Pii 
Lib.  47.   Tit.  10.  §.  41. 

d)  Ueber.  Y/efantwortlichkeit;  4er  IXrucker,  Veileger, 
Herausgeber,  Buchhändler  u.  s.  w.  Gittfi&rher 
a.,a.|0.  "^    Ver^l..  J^undfft^gsbeschluss  vom  20.  Sejrt. 
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«)    L.  wu    C.  de  fam.  Hb.    R.  P.  O.  vom  1577.   Tif.  IS. 
§.  5. 

§.    224.    (215.) 

II)    Arten  dee  Paequills:    A)  Schmähschrift  a). 

Schmähschrift  (libellas  famosus)  ist 
ein^  mit  dem  Namen  seines  Urhebers  nkkl  ht 
%eichnetes  ^)  Pasquill  ^) ,  tvQrin  Jemand  ena 
peinlichen  (öffentlichen)  Verbrechens  ^)  beseht' 
diget  wird.  Die  P.  G.  O.  bedroht  den  Or^ 
heller  einer  Schmähäc^hriflt,  I)  wenn  die  Ab-' 
schuldigung  verläunulerisch  befunden  wird,  mit 
der  Strafe  desselben  Verbrechens ,  dessen  er 
den  Andern  fälschlich  beschuldiget  hat  (poens 
talionis)}  II)  falls  hingegen  die  Anschuldigung 
entweder  wirklich  gegründet  ist/^,  oder  dock 
von  dem  Thäter  dafür  gehalleti  wurde  ^),  mit 
willkürlicher  Strafe.  Nach  deni  Gerichtsge 
brauche  tritt  auch  in  jenem  Falle  willhiirhcle 
Strafe,  ein ,,,  welche  sich,  mit  lüichsicht  au 
die  Schwere  des  vorgeworfenen  -  Verbreeheai 
und  nach  den  all&:emeinen  •  die  Straf bärkeit 
der  Injurien  bestinunenden  Gjründen  j(§«,221*)9 
bis   zu  mehrjähriger  Freiheitsstrafti  elw^Mekes 

kftnn^);  '  '"•    >.' '^ 

•  .        ... 

,a)    VvLt  voB  dieser  Art  des  Pasquüls  r^ei  die'lV  G.C' 
Art.  110.  * 

h)  *  Dieses  erfordern  di^  Wortd  xM  der  Gruhd  des  Ge- 
setzes.   Manche  hätten'  es  dttfth  dlö  R.  P.  Ö:i>}  1577. 
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Tit.  35.  §.  3.  für  abgeändert,    Tittmann  II.  {.  367« 
—     Dagegen  v,  Feuer baeh  §.  300.  n.  d. 

)  Die  P.  G,  0.  nennt  zwar  nur  die  ^ Schmähschrift.* 
Die  Analogie  erfordert  aber  deren  Ausdehnung  auf 
bildliche  Darstellungen ,  welche  die  Anschuldigung 
versiniflich^n  und  sie  dadurch  noch  anschaulicher 
macl^en  können.  Man  denke  z.  B.  an  delicta  car- 
nis.  — ^    A.  M.  ist  v.  Feuer  back  §.  300.  n.  6. 

If)  P.  G.  O.  Art.  110.  'dass  der  Geschmähte  an  seinem 
»Leib  y  Lebön  oder  Ehren  peinlich  gestraft  werden 
»möchte.« 

)     ^Der  Ausrufer  der  Schmach,  t 

)  Denn  mit  der  Talion  ist  nur  der  tboshaftige  Läste^ 
frert  bedroht« 

)  Meister  §.  85.  v.  Grolman  §.  228.  Vom  Ver- 
brennen der  Schmähschriften  Quistorp  §.  315. 

§.   22.1.    (216.) 

ß)    Paiquill  im  engeren  Sinne, 

Pasquill  im  engeren  Sinne  ist  jedes 
squiU  (§•  223«),  welches  keine  Anschuldi- 
ig  eines  begangenen  peinlichen  Verbrechens 
hälL  Dass  sich  der  Urheber  nicht  genannt 
^e^  ist  eben  daher  nicht  erforderlich.  Das 
renlsränkende    des    Pasquills     kann    blos    in 

•  Form,  oder  zugleich  in  dem  Inhalte  des- 
ben  liegen  ^) ,  und  im  letzteren  Falle  eine 
rläumdung,  oder  eine  eigentliche  Injurie 
halten.    —      Die    Strafe  des  Urhebers   und 

*  Verbreiter  des  Pasquills  ist  willkiirli^iy 
l  jedoch  besonders  ernstlich  scyn  *). 

21* 
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a)  Die  Einrede  der  Wahrheit  ist  unzulä.-sigy  weil  schon 
die  Form  ehrenkrankend  ist  ($.  210.*.  A.  M.  k 
Martin  §.  176.  S.  436.,  weil  die  P.  G.  0.  Art.  IIU. 
solche  nur  bei  der  Schmähschrift  ausschlicsse,  ood 
■wegen  Can,  1.  C.  F.  q,  1. 

b)  R.  P.  0.  von  1577.  Tit.  35.  §.  4.  —  Die  im  Röb. 
Rechte  angedrohte  Intestabilität  (L.  18.  i.  \.  D.^ 
teit.  fac.  posi.  L,  5.  f.  9.  D.  de  iniur.  L.  21.  pr.  D. 
de  test.)  ist  ausser  Gebrauch,  v,  Grolman  §.328. 
Tittmann  IL  §.  369.  A.  M.  ist  Martin  §.177. 
S.  440. 


'  j 


Fünfter  Titel. 

oh  Verletzung   der    Fainilieiirccht^» 


Erstes   Capitel. 

/  ow   l-nlerdriichmg  und  Anmaaitgmky  des 

Familienslandcs. 


§•  22ß.   (217.) 

I)     Unterdrückung  de$  Familienstandes  a). 

Die  bösliche  Vulerdmekumj  des  Familien-' 
ndes  kann  grscliclien  I)  durch  Wcgfiili- 
^g  oder  Verlassung  rines  Kindes,  welches 
gen  seines  zarten  Ailprs  ausser  Stande  ist, 
er  seine  Alisüiinniung  Auskunft  zu  geben, 
eses  Verbrechen  unterscheidet  sich  durch 
nen  I>esonderen  Zweck  sowohl  von  der  Kiii- 
saussetzung,  als  von  dem  Menschenraube. 
►  Durch  Vernichtung  der  Beweise  der  wah- 
1  Abstammung  einer  andern  Person,  oder 
iTch  das  falsche  Vorgeben  einer  gewissen 
bstammung    derselben.         Beide    Verbrechen 
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«ind  jedoch ,  bei  dem  Mangel  besonderer  Straf- 
bestimmungen  ^) ,  nach  den  Grundsätzen  von 
dem  Verbrechen  der  Fälschung  zu  bestrafen. 

o)    Henke  Handb.   Th.  IL  S.  373. 

b)    Entwurf  des  $tr.  G.  B.  für  Baiern,   Art  281.    Hon- 
nüv.  Etitw.  Art.  25S. 


§•    227.   (^8.).  I 

II)     Anmaassung  des  Familienstandes, 

Die  Anmaassung  des  Familienstandes  in 
einer  fremden  Familie  geschieht  I)  entweder 
so,  dass  Jemand  sich  seihst  fälschlich  für  eia 
Familienglied  ausgil)t;  II)  oder  durch  Unkt' 
Schiebung  eines  Kindes  ^  um  demselben  die 
Rechte  der  Kindschaft  in  der  Familie  zu  ve^ 
schaffen  «).  Geschieht  letztere  durch  Ve^ 
wechselung  des  Kindes  mit  einem  andern ,  so 
trifft  die  Anmaassung  mit  der  Unterdrückung 
des  Familienstandes  zusammen.  Auch  diese 
beiden  Verbrechen  sind  nach  den  Grundsätzen 
von  der  Fälschung  zu  strafen  ^). 

a)  Nur  von  dieser  Art  der  Verletzung  des  Familienstan- 
des reden  die  Gesetze  ausdrücklich.  L,  19.  §.  1.  I" 
30.  §.  !•  D,  L.  1.  C.  ad  L,  Com.  de  fals.  JV.  C. 
Lynaker  D.  de  partu  supposito,  len.  1690.  B.  0. 
Struv  de  partu  supposito  et  custodia  corporis  femi^ 
narum  illustr,  len.  1732.  Quistorp  §.414.  AbegS 
von  Unterschiebung  eines  Kindes,  Im  N.  Archit  XI« 
5S8  ff. 
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Neuere  Strafgesetze  heben  diese  Verletzungen  des 
Familiensiandes  mehr  hervor,  und  zeichnen  fiie  durch 
strengere  Strafen  ans.  Hierdurch  \rird  es  sich  recht- 
fertigen, dass  solche  auch  hier,  als  durch  ihren 
Gegenstand  ubd  Zweck  besonders  bezeichnete,  und 
daher  benannte  Arten  von  Verbrechen  aufgestellt 
werden.  Vergl.  Preuss,  L.  R,  a.  a.  O.  §.  1436  f. 
Baier.  G.  B.  Art.  282.    Hannöv.  Entw.  Art.  258.  259. 


Zweites  Capitel. 

/  o«  Verlelzunq  der  ehelichen  Tretie  •). 

§.  228.  (219.) 

I)     Vom  Ehebruche :    A)  Begriff  b). 

Der  Ehebruch  (aclulterium  ^)  besteht  in 
\em^  \  tnit  wissentlicher  Verletzung  der  eheli- 
m  Treue  begangenen ,  ausserehelichen  Bei- 
\lafe  ^).  Des  Verbrechens  macht  sich  nicht 
r  die  Ehefrau y  oder  der  Ehemann  ^)y  son- 
ra  auch  die  ledige  Person  f)  schuldig  ^  wel- 
2.  sich  mit  jener  9  oder  mit  diesem  fleisch- 
li  vermischt.  Doppelter  Ehebruch  (adult. 
plicatum)  ist  es,  wenn  jeder  der  beiden 
leile  Ehegatte  ist. 

:]  Der  Ehebruch  ist  theils  Rechtsverbrechen,  indem  er 
das  Hecht  des  unschuldigen  Gatten  (ein  Personen- 
recht)  verletzt,  theils  Polizeiverbrechen,  Diese  ge- 
mischte Natur  desselben  (§.  35.)  erlaubt  nicht,  den 
Ehebruch  zu  den  Unzuchtsverbrechen  oder^  mit 
Anderen,  zu  den  strafbaren  Vertragsverletzungen 
zu  stellen. 
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h)  Tit.  Dig.  ad  I.  luliam  de  adalt  eoerc.  (48^  S.)  Tit. 
Cod.  ad  L.  lui,  de  adulL  et  stufro  (9>  9.)  §.  4.  J.  de 
puhL  iud.  Nov.  117,  e.  8,  Nov.  134.  c.  10.  P.  G.  0. 
Art.  120.  —  /o.  Gut/.  Hoffmann  ad  L.  luL  dt 
adulL  coerc,  libr,  Hug,  Frcf.  ad  Y.  n32.  (auch  ii 
Fellenberg  iurispr.  antiq.  T.  I.  p.  107  seq.).  Klein* 
sehr  od  Beiträge  zur  Lehre  vom  Eheb'ruch;  in  i. 
Abh,  aus  dem  peinL  R^  Th.  II.  S.  2<3.  Henhe  Frag* 
mtnte  über  den  Ehebruch;  in  s,  criminalist,  Vert, 
Berlin  18:)7.  N.  II.  H.  L.  Thilo  de  crimine  add- 
terii  eiusque  poena,  Lips.  1620.  —  Wächter  Lehrb, 
des  Strafrechts.  Thi  II.  S.  411—454. 

«)  Verschiedene  Bedeutungen  des  Ausdrucks  adulterium 
im  Rom.  R.  L.  6.  §.  1.  L.  34.  §.  1.  L.  7.  jw.  L. 
11.  §.  1.  D.  arf  L.  lut.  de  aduU,    L.  101.  D.  de  V.  S. 

d)  Die  Härte  der  ^a*8ctzlich(>n  Strafe  des  Ehebruchs, 
die  Verschiedenheit  der  Rom.  und  Deutschen  An« 
sichten  von  den  Rechten  der  Ehegatten,  und  die 
Unbestimmtheit  der  Gesetze  erzeugten  viele  Streit- 
fragen  und  eine  reiche  Casuistiky  >yodurch  die  Lehre 
vom  Ehebruche  einen  Umfang  und  eine  Wichtigkeit 
erhielt,  welche  sie  jetzt  nicht  mehr  hat  (§.  231.\ 

#)  Can.  4.  C.  32.  g.  4.  Can.  19.  20.  23.  C.  32.  q.  4. 
P.  G.  0.  Art.  120.  ->  Andets  nach  Römischem 
Rechte,  welches  nur  deih  £hemanne  das  ius  thori 
gibt.  L.  4.  L.  6.  §.  1.  L.  14.  §.  1.  L.  34.  §.  1.  D. 
fi.  t.  §.  1.  I.  de  publ.  iud.  Nov.  134.  C  10.  —  Da- 
her auch  nur  die  Mannspersonen  y  welche  mit  frem* 
den  Ehefrauen  Unzucht  treiben,  sacrilegi  nnptiarum 
(L,  30.  §.  1.  C,  h.  t.)  und  iemeratores  alienarum  w- 
ptiarum  (§.  4.  /,  de  publ,  iud.)  genannt  werden. 

f)  Das  Gegentheil  behauptet  u.  A.  Tittmann  IL  §• 
575.  Allein  die  ledige  Person  bricht  doch  die 
fremde  Ehe  (s.  n.  e.).  Nach  Rom.  R.  gilt  diess  aber 
nur  von  der  ledigen  Mannsperson  {L.  2.  5.  6.  §•  ^• 
D.  h.  f.). 
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§.  229.   (220.) 

B)     Thatbestand  des  Ehebruchs, 

.         '■  ^ 

Zum  Thatbestande  des  Ehebruchs  gehört 
ciae  bestehetidc  rccJitsgültige  Ehe*  Es  l;anu 
0  kein  Ehebruch  heg;angen  werden,  wenn 
die  Ehe  noch  nicht  eiiKjvgaiigcn  ^)^  B)  oder 
htig  ^)y  oder  C)  gänzlich  wieder  aufgelöst 
Lebt  aber  der  Thäter  in  einer  gültigen 
le,  so  schlfesst  die  Einwilligung  des  andern 
legatten  das  Verbrechen  nicht  aus  ^).  •  II) 
luerehelfcher  Beischlaf^).  III)  Hechiswi- 
igcr  Vorsidz  ^)^  welcher  hier  in  dem  blossen 
ivmsstseyn  des  Schuldigen  besteht,  dass  er 
irch  den  Beischlaf  die  eheliche  Treue  ver- 
tze* 

a)  Nach  Rom.  R.  kann  auch  von  und  mit  eines  Andern 
Braut  Ehebruch  begangen  werden.  L,  13.  §.  3.  8. 
D.  h.  t.  Wächter  IL  S.  408  f.  Die  P.  G,  O.  Art. 
120.  beschränkt  denselben  auf  den  Beischlaf  mit  ei- 
nes Andern  Eheweib  oder  Eliemann. 

i)   Auch  wenn  die  Ehefrau  nur   eine  uxor  iniusta  war, 
d.  h.   in  einer  >lfach   dem   ius   gentium  gültigen  Ehe 
lebte.    L.  13.  §.  1.  Z>.  h,  t,  >-    Im  Falle  einer  Puta- 
tivehe kann  wenigstens  der  Versuch  eines  Ehebruchs 
^  begangen  werden. 

c)  Yergl.  §.  49.  —  Die  Frage:  ob  von  und  mit  einer 
Ehefrau,  welche  als  Hure  lebt,  nach  Rom.  R  ein 
Ehebruch  begangen  werden  konnte!  ist  wegen  des 
anscheinenden  Widerspruchs  zwischen  L,  13.  ,$.  2« 
D.  h.  t,  un^  L.  22.  C.  sod.   (L.  29.  C.  eod.)  sehr  be- 
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Stritten.    Es  gibt  darüber  zehn  verschiedene  Melnu* 
gen    {Wächter  IL    S»  4171.),    ^welche    daher  all 
Beispiel   zur  Erläuterung  der  oben  §.  228.  n.  d,  ge- 
machten Bemerkung  dienen   können.  —    S.  auch  v. 
Feuer bach  §.  376.  d.  d, 

d)  Nach  der  Natur  des  Verbrechens  des  Ehebruchs  ge- 
nügt die  M^irklich  erfolgte  Yereinigang  der  G^ 
schlechtstheile  zu  dessen  Vollendung.  Boehmex 
ad  Art.  120.  §.  5.  Henite  a.  a.  O.  §.  163.  Martin 
§.  293.  vergl.  mit  §.  277.  a.  £.  Andere  erfördern  «e- 
minls  immi$sio(Qiit«/ or;)  §.  4561.  Xi^y^«r  Sp. 581. 
m.  44.).  Andere  wenigstens  seminis  emissio.  Titt" 
mann  II.  §.  576.  vergl.  mit  §,  565. 

.e)  L.  12.  L.  43.  D.  A.  /.  »adulterium  sine  dolo  mah 
noW  commiltitur.« ' —  Andere  nehmen  wegen  Nov. 
117.  C.  11.  i^velut  adalteri  puniantur«)  aach  eis 
Verbrechen  des  culposen  Ehebruchs  an,  und  nenoei 
es  zum  Theil  quasi  adulterium.  Meister  §.  153« 
Tittmann  It.  §.  377.  Dagegen  Henke  a.  a.  0.  S. 
171.     V,  Feuerbach  ^.  217, 


\-    • 


§.  230.  (221.) 

C)    Strafe  des  Ehebruchs:    1)  besondere  Bedingung  ihrer 

Statthaftigkeit  • 

I)  Eine  Untersuchung  und  Bestrafung  des 
Ehebruchs  lindet  in  der  Regel  nicht  von  AmU' 
wegen ^  sondern  nur  auf  eine,  von  Seiten  des 
beleidigten  Ehegatten  erhobene  Klage  statt  •^). 
II)  Wenn  jedoch  ein  Ehegatte  den  andern  ve^ 
lässt^  und  mit  einer  andern  leichtfertigen 
Person  in  öffeMlichem  Ehebruche  zusammen 
wohnt  9    so  soll  9     wegen  des  hierdurch  verur- 
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ichten    öfTeutlichen  Aergernisses,    die   Obrig- 
it  von  Amtswegen  einschreiten  ^)« 

:)    P.   G,  0.  Art.   120.  —     »so  ein  Ehemann  einen  An- 
dern —  peinlich  beklagt t  u.  s.  w.  —  »so  ein  Eheweib 

ihren  Mann beklagen  will.«     Bambergens.  Art. 

145.  §.  3.  Meister  §.  '^56.  v.  Feuerbach  §.  382. 
Andere  halten  diess  nur  für  enunciative  Worte. 
Boehmer  ad  Art.  120.  §.  18.  Linde  in  wie  fem 
kann  der  Ehebruch  von  Amtswegen  unter sucJä  und  be» 
straft  werden?  im  N,  Archiv.  VII.  282  f.  —  Nach 
dem  neueren  Rom.  R.  war  nur  dem  Ehemanne  und 
gewissen  nahen  Blutsfreunden  der  Ehebrecherin  die 
Anklage  gestattet.  L.  30.  C.  h,  t,  —  Yergl.  L,  11, 
§.  10.    L.  26.  pr,  D.  h.  t. 

(    R.  F.  0.  von  1577.   Tit.  26.  §.  % 


§•    251.    (222.) 

2)    Beschaffenheit  der  Strafe,    . 

I)  Die  gesetzliche  Strafe  «)  des  Ehebruchs 
,  A)  wenn  der  beleidigte  Theil  geklagt  hat, 
selbe,  welche  das  Römische  Recht  im  Falle 
i  eigentlichen  Ehebruchs  droht  ^) ,  indem 
Carolina  ausdrücklich  darauf  hinweist  <^), 
1  hierdurch  diese  Strafe  auch  auf  den,  von 
ten  des  Ehemannes  begangenen  Ehebruch 
»dehnt  ^).  R)  Der  Fall,  für  welchen  die 
P.  O.  eine  von  Amtswegen  vorzunehmende 
ndung  vorschreibt,  ist  mit  willkürlicher 
afe  bedroht  ').  II)  Nach  dem  Gerichtsge^ 
uchef)   findet,     auch   wenn    der  beleidigte 
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Elicgatte  Magt^  willkürliche  Strafe  statt,  ifel- 
che  mit  Iliicksicht  auf  don  Unterschied  zwi- 
schen doppeltem  und  einfachem  Ehehruche,  zwi- 
schen dem  Verheirathelen  und  dem  ledigem 
Theile,  und  zwischen  dem  Ehemamie  und  der 
Ehefrau  j  in  Gefängnissstrafe  von  einem  bis 
zu   sechs   Monaten,  besLchon  kann  S). 

a)  E,  F,  Hanpt  de  poena  adult,  ex  L.  lul,  de  addL 
cotrc.  Lips.  1797.  J.  F,J,  Sommer  über  die  reich" 
gesetzt,  Strafe  des  Ehebruchs.  In  dess.  rechtswUs. 
Abhandl.  Giess.  1818.  S.  218  f:  Burchardi  über 
die  Strafe  des  EJiehruchs  nach  Riimischem  Recht  und 
der  peinL  F.  G.  0,    Im  N.  Archiv.  VII.  212  f. 

6)  Die  Nov.  131.  Cap.  10.  bedroht  den  Ehebrecher  mit 
der  Schwertätrale,  A\e  F.hebrecherin  mit  Ruthenzuch- 
tigung  und  Vcrätoüsiing  iii.s  Kloster^  aus  welchem  sie 
der  £hemanii  binnen  zwei  Jahren  zurücknehmen  darf. 
Zugleich  sind  in  der  iVov.  117.  €.  9.  and  in  der 
Nov.  131.  C.  10.  noch  Vermögensstrafen  gedroht, 
welche  Bestimmungen  das  Kanonische  Recht  wieder- 
holt. C  4.  X.  de  donat,  inter  vir.  et  ux,  —  Ge- 
schichte der  Römischen  Geielzgebung.  S.  tach 
Wächter  IL  §.  213. 

c)  F.  G.  O.  Art.  120.  »—  sollen  nach  Sage  unsrer  Vor- 

V fahren  und  unsern  kaiserlichen  Rechten  gestraft  wer- 
9 den.«  —  Andere  finden  hierin  eine  Berufung  aaf 
das  Deutsche  Recht«  Dagegen  Koch  instit.  iur. 
crimin,  §.  310.  N.  3. 

d)  Martin  §.  294.  N.  3.  4.  Burchardi  a.  a.  0.  S. 
231  f, 

e)  V.  Fe,uerbach  $.  379.  381.  hält  dafür,  dass  die  Straf- 
bestimmungen  der  Carolina  durch  die  R,  F,  0.  vob 
1548.  und  1577.  aufgehoben  6i*yen.  Diese  R  P.  Ord- 
nungen  reden   aber,    so  wie  auch   schon  die  v.  J< 
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1530,  nur  von  einem  besonderen  Falle,  und  bczwc-* 
cken  hauptsächlich  die  Bestimmung  der  Staiihaftig- 
kcit  eines  yon  Amiswegen  einzuleitenden  Verfahrens 
und  einer  polizeilichen  Ahndung  des  öiTentlichen 
Scandals.  J.  F.  J,  Sommer  a.  k.  O.  S.  224  f. 
Henke  a.  a.  O,  S.  161  f.  Burchardi  a.  a.  O.  S. 
232  f.  Martin  §.  291  —  293.  Wächter  11.  S. 
440  f. 

)  Um  die  harte  gesetzliche  Strafe  zu  umgehen,  wur- 
de eine  grosse  Zahl  unhaltbarer  Milderung s gründe 
aufgestellt.  Leyser  Sp.  576.  —  Püttmann  de 
CfiusMie  nonnull»  adult,  poenam  mit  ig,  spurtie,  Lips. 
1776.     Koch  1.  c.    §.  3J7  sq.     v.  Feuerbach  §.  381. 

—  Von  dem  Einflüsse  der  Verzeihung  des  beleidig- 
ten Gatten  auf  die  Strafbestimmung  Tittmann  If. 
§.  581.  —  Schon  die  ältere  Praxis  vrich  von  den 
gesetzlichen  Strafen  ab.  Boehmer  ad  Carpz.  Q. 
S3.  observ.  1.  Koch  1.  c.  $.  311.  Qui$torp  §. 
459.  und  viele  Landesgesetze  gaben  andere  Strafbe- 
fltimmifngen.  -  Die  zum  Vortheile  des  beleidigten 
£begatten  im  R.  Rechte  bestimmten  Vermögen89tra'' 
fen  sind  noch  jetzt  als  anwendbar  zu  betrachten. 
J.  //.  Boehmer  Erercitt.  ad  Fand,  T.  IV.  p.  801 
sq.  A.  M.  ist  Kleinschrod  a.  a.  O.  §.  18  f.  Da- 
gegen V.  Grolman  in  d.  Biblioth.  S.  233. 

)  Meister  §.  256.  v,  Grolman  §.  386.  v.  Feuir^ 
bach  §.  380.  —  Ih-euss.  L,  R,  a.  a.  O.  §.1062. 
Oesterr,  G.  B,  über  schw,  Pol,  Vebertr,  §.  247.  Baier. 
G.  B.  Art.  401  —  403.    Hannöv,  Entw,  Art  260^262. 

—  Ucber  ideale  Concurrenx  des  Ehebruchs  mit  an- 
dern Verbrechen. 

Inm.  Die  Bestimipungen  des  Rom.  R.  über  die  er- 
laubte Tödtung  de$  Ehebrecherg  und  der  Ehebrecherin 
(L.  20-24.  3.  D.  L.  4.  C.  h.  t.  L.  Pirmez  D.  de 
marito  fori  violati  vindice  ex  iure  Romano.  Lovan 
1822.)  sind  durch  die  P,  G,  O.  Art.  142,  150.  yergl! 
mit  d.  Bamhergens,   Art.  145,  167.  dahin  abgej^jidert. 
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dass  die  Tödtung ,  zwar  ohne  die  im  R.  R.  enthal- 1  d< 
ten(»n  Einscln anklingen,  jedoch  unter  der  Vorauj«  1  b< 
Setzung,  da-iis  sie  im  Affecte  geschehen  ist,  siraüos  1  E 
bleibt.  Wächter  II.  S.  450  f.  —  A.  M.  ist»!  n 
Feuerbach  §.  383.  |  1 

§.    232.    (223.) 
II)     Von  der  Bigamie:    A)   Begriff  a). 

Das  Verbrechen  der  Bigamie  (Doppel- 
ehe^ mehrfache  Ehe)  besteht  in  dem^  nutteht 
yollziehung  einer  neuen  Ehe^  begangenen  Eher 
bruche.  Es  liegt  darin  ^  ausser  der.YerietzQng 
der  ehelichen  Treue,  zugleich  ein  Missbraueh 
der  Form  der  Ehe  ^)  und  ein  Betrug  «^).  Auch 
die  ledige  Person  j  welche  weis^ ,  dass  durch 
die  Handlung  eine  bestehende  Ehe  gebrochen 
wird ,  macht  sich  des  Verbrechens  schuldig  **). 

a)  '5C."  Thomasiu$  D.  de  crimine  higamiae  et  de  tngam, 

'     '    praescr.  Lips.  1685.   rec.  Hai.  1749.      A,  F.  Schott 

D.  de  poena  bigam,  ordin.  Lips.  1771.    /.  JB,  Eichen' 

bach   D.   de  poena  btgamiae,    Rost.   1787.      Gönne 

'  m  SchotVs  Jurist.  Wochenbl.  B.  I.  S.513  f.    v,  Grol- 

man  über  die  Strafe  der  Bigamie;  in  dess.  Biblioth. 

..  •     B.  I.  St.  1«    PI  de  Kok  de  bigamia  et  de  poenis  W- 

-..      gamiaey  cum  ex  iure  civilis  tum  ex  iure  Fris,  Gron* 

1803. 

-b)  Da  die  biirgerlichefl  Gesetze  nur  die  einfache  Ehe 
gestatten,  so  macbit  isich  auch  derjenige  der  Big[ft- 
anie  schuldig,  dessen  Religion  die  mehrfache  £be 
erlaubt.    I».  7.  C.  de  lüdaeis  (I.  9.). 

• 

c)    F.'  G.   O.    Art.  121.    f  beträglicher    Weii.t      Ander« 
beulet   Koch  §.  321.    9chol.   diese  Worte.  —    Hat 
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der  bereits  Verheirathete  den  andern  Theil  durch 
betrübliche  Vorspiegelung  des  ledigen  Standes  zur 
Eingehung  der  Ehe  bewogen ,  so  concurrirt  auch 
noch  in  dieser  Hinsicht  ein  Betrugt  Bamberg,  Art. 
146.;  zugleich  aber  eine  schwere  Realinjurie, 

0  Vergl.  §.  228.  n.  f.  —  A.  M.  ist  u.  A.  Quistorp 
§.  467. 

§.    253.    (224.) 

B)     Thatbestand  der  Bigamie, 

.Zum  Tliatbestande  der  Bigamie  gehören 
sämmtliche   Merkmale    des    Ehebruchs     (§• 

9.),      insbesondere    das    Bewusslseyn    einer 

»tehenden  früheren  rechtsgültigen  Ehe  ^)* 
Die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  ^)    in    der 

»etzlichen   Form  ^)    und    deren   Vollziehung 

pch  Beischlaf  ^. 

)  P.  G.  O.  Art.  121.  tbetrüglicher  Weis ,  mit  Wineri 
jund  WiUen,€  -^  Bezieht  sich  dieses  blos  auf  die 
gesetzliche  Strafe  1  —  Es  gibt  wenigstens,  im  Falle 
eines  auf  Fahrlässigkeit  beruhenden  Irrthums  über 
die  Fortdauer  der  Ehe,  solche  Grade  dejr  Culpa^ 
welche  verpönt  zu  werden  verdienen.  Meister 
§.  263.    Hannöv.  Entw.  Art.  263.  I. 

1  Wie  würde  die  gleichzeitige  Eingehung  einer  Dop- 
pelehe zu  beurtheilen  seynl  Konopack  zu  Qut-* 
8torp*a  Grunds.  §.  466.  Note  f. 

)    P.  G.  O.    'in  Gestalt  der  heiligen  Ehe.c 

)  In  Art.  121.  wird  die  Bigamie  aasdrücklich  ein  Ehe^ 
brück  genannt.  Die  blosse  Eingehung  der  Ehe,  so 
wie  alle  dieselbe  vorbereitende  Handlungen,  sind 
nur  als  Versuch  der  Bigamie  anzusehea«    «•   Grol* 
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ma 71  §.  367.  Martin  §.  296.  A.  M.  ist  u.  a.  Titl- 
mann  §.591.  —  Ist  es  vollendete  Bigamie,  vrenn 
die  neue  Ehe  schon  aus  anderen  Gründen  nichtig 
ist! 

§.    254.    (225.) 

C)    Strafe  der  Bigamie. 

Die  in  der  Carolina  enthaltene  Bestlni" 
mung,  dass  die  Bigamie  nicht  weniger  pein- 
lich, als  der  Ehebruch  bestraft  werden  solle, 
beruht  auf  der  damals  verbreiteten  ") ,  *  irrigen 
Vorstellung,  als  ob  das  Rom.  Recht  die  Biga- 
mie nur  mit  der  Strafe  des  stupri  bedrohe  *). 
Nach  jener  Bestininiung  besteht  also  die  J^ 
setzliche  Strafe  der  Bigamie  in  der  gesetzlichen 
Strafe  des  Ehebruchs  (§.  251.  I.).  Weil  in- 
dessen die  letztere  l)eim  Ehebruche  ausser  Ge- 
brauch gekommen  ist  (§.  251.  IL),  so  hat 
diess  auch  auf  die  Bestrafung  der  BigaDiie 
den  Einfluss  gehabt,  dass  nicht  mehr  auf  To- 
desstrafe, sondern  auf  willkürliche  Strafe  er- 
kannt wird  <^),  welche  jedoch  beträchtlich  hö- 
her, als  die  Strafe  des  Ehebruchs  seyn  muss, 
und  sich  in  Hinsicht  des  schon  verheirathet 
gewesenen  Theiles ,  besonders  falls  er  den 
andern  betrogen  hat,  bis  zu  mehrjährigem 
Zuehthause  erstrecken  kann  ^). 


a)    Bamberg  Art.  146.    P.  G,  0.  Art.  121.  —    »und  wie- 
wohl die  kaiserlichen  Rechte  auf  solche  Uebelth^^ 
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keine  Straf  am  Leben  setzen.«    «.  Grolman  Bibliotk, 
a.  a.  O.    V,  Feuerbach  §.  387« 

I    Das  Rom.  R.    bestrafte    die  Bigamie   als   Ehebruch 
und   beziehungsweise  als  stuprum.     L.  18.    C.  ad  L, 
lul.  de  adult,     L.  7.    C.  de  repnd.      Nov.  117.  C  11.        | 
de  Kok  1.  c.  Sect.  II.  3.  ,  Wächter  II.  S.  456  f. 

I  Quistorp  §,  471.  Meister  §.  262.  v.  Grolman 
§.  390.     Tittmann  II.  §.  583. 

)  Preuss.  L,  R.  a.  a.  O.  §.  1066  f.  Oesterr.  G.  B.  J. 
186.  187.  Baier.  G.  B.  Art.  297.  298.  Hannöv.  Entw: 
Art.  263. 


22 
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Sechster  Titel. 

Von    den    Verbrechen    wider    die   Ve^ 

mögensrechte. 


Allgemeine  Einleitung. 
§.  25t5.  a. 

I)     Gattungen  und  Arten  dieser  Verbrechen. 

Die  manniclifaltigen  Arten  der  wider 
Vermögen     Einzelner    gerichteten    Verbrechen 
treiTen    sämnitlich    im    Gegenstände   zusammen^ 
vereinigen    sich    also    durch    dieses    allgemeine 
Merlsmal    zu    einer   HuupUjathmg    und    müssen 
folglich,     bei  einer  vom  Gegenstande  entlehn- 
ten Abtheilung  der  Rechtsverbrechen  (§.  lo9. 
n.  c.)  in  einen  Titel  unter  gleicher  Ueberschriß   ' 
zusammengestellt    werden  ^).        Die    zu    dieser    i 
Gattung    gehörigen   Verbrechen   unterscheiden 
sich   aber    wesentlich    durch    die    verschiedene 
liegehwigsart  (durch  die  Fonn ,    oder  As^s  Mit- 
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l  der  Beeinträchligung  der  Vermögensrechte)- 
e  werden  nemlich  begangen  I)  entweder  durch 
ntwetidung^  d.  h.  widerrechtliche  Besitzer-* 
•eifung  einer  in  der  Inhabung  eines  Andern 
,'findlichen  fremden  beweglichen  Sache,  um 
ch  solche  zuzueignen  *) ,  diese  geschieht  aber 
)  ohne  Gewalt  gegen  die  Person  des  Inha- 
irs  —  Diebsfahl  (Cap.  f.),  oder  B)  mittelst 
cwalt  —  Raub  (Cap.  2.),  II)  durch  bös- 
clie  Zuriickbehaltting  und  Aneignung  einer 
emden  Sache  —  Unterschlagung  (Cap;  3.), 
[I)  mittelst  widerrechtlicher  Nöthigung  dcg< 
Ddern  zur  nichtgewolUen  Einraiunting  ei- 
es  unerlaubten  Vortheils  —  Erpressung 
]ap.  4.),  IV)  durch  Verhehlung  oder  Eni* 
ellung  der  fVahrheit  -—  Fälschung  und  jBe- 
ug  (Cap.  «>•),  oder  endlich  V)  durch  Bc" 
hddigung  fremder  Sachen  —  Damnum  iniuria 
itum  (Cap.  6.).  Alle  diese  Verbrechen  er- 
rdem  rechtswidrigen  Vorsatz  ^). 

a)  Diese  Zusammenstellung  gewährt  zugleich  den  Vor- 
theils dass  sowohl  die  generische  Einheit  als  dicj 
specifische  Verschiedenheit  mehr  hervortreten.  •«* 
Eine  andere  Classification  findet  sich  bei  Erhard 
(jR.  Günther)  D.  de  furti  notione  accuratius  äefini" ^ 
endo.  Lips.  1^06.  p.  183  s*  und  bei  Tittmann 
Handb.  II.  §.  377. 

i)  Die  Entwendung  bildet  kein  eignes  Verbrechen j  son- 
dern ist  nur  eine  Begehungsart  mehrerer  Verbrechen* 
Manche  Neuere  stellen    ein  eignes   Verbrfchen  dtr 

22* 


340  Besonderer  TlieiL     Tit.  VI. 

Entwendung  auf,  und  nehmen  solches  1)  im  ueüettal 
^inne  für  das  Römische  Furtum  Xv.  Feuerbach  §.{ 
312.  313.);  2)  im  engeren  Sinne  für  eine  GattuBgii 
weiche  den  Diebstahl  und  den  Raub  als  Arten  to^j 
greift  (V,  Feuerbach  §.  314' ff.  5a/cAoto  §.  I8l{ 
292.  Martin  §.  141  ff.);  3)  im  engsten  Sinne  ^\ 
Diebstahl  (Martin  §.145.).  Diess  ist  jedoch  iri^ 
der  den  gemeinen  und  gesetzlichen  Sprachgebraady  i 
M^onach  die  Entwendnng  nur  eine  Art  der  £egebin|l 
verschiedener  Verbrechen  bezeichnet,  und  führt  aock 
zu  Verwirrung  der  Begriffe.  Wächter  Ih  S.266ff'| 
Vergl.  Birnbaum  im  N.  Archiv.  XIII.  97  ff. - 
Klien  S.  154.  bezeichnet  diese  drei  Begriffe  der 
Entwendung  durch  die  Ausdrücke:  uneigentlicket 
Diebstahl ,  eigentlicher  Diebstahl  im  weiteren  Sinne» 
und  eigentlicher  Diebstahl  im  engeren'  Sinne, 
c)  Hiervon  macht  auch  die  Beschädigung  keine  Auf- 
nahme (§.  2dl.). 

8.  233.  b. 

o 

2)    Allgemeine  Rücksichten  der  objectiven  Straßarkeit 

derselben  o). 

I)  Bei  sämmtltchen  Verbrechen  wider  die 
Verinögensreclite  kommt  es  auf-  die  Grosse 
des  dadurcli  verursachten  Schadens  an.  Diese 
bihlet  jedoch  den  Hauptgesichtspunct  nur  bei 
denjenigen  Arien,  wo  die  Weise  ihrer  Bege- 
hung keine  überwiegende  Bücksicht  der  Straf- 
barkeit darbietet  ^).  Sodann  ist  II)  die  gro- 
ssere oder  geringere  Gefährlichkeit  der  ver- 
schiedenen Begehungsarien  zu  beachten ,  wobei 
es  hauptsächlich  auf  die  Wichtigkeit  desjeni- 
gen Rechtes  ankommt,  welches  durch  das  Mit- 
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1  der  Beeinträchtigung  der  Vcnnögensrechte 
nächst  (Verletzt  wird.  In  dieser  Hinsicht 
,  unter  sotist  gleichen  Verhältnissen^  A)  wenn 
in  die  verschiedenen  Arten  dieser  Gattung 
\ter  einander  vergleicht ,  der  Rauh  das  straf- 
rste  Verbrechen  der  ganzen  (lattung;  die 
teignung  fremden  Gutes  ist  strafbarer,  als 
e  Beschädigung^  und  unter  den  Arten  der  er- 
»ren  ist  der  Diebsüihl  di(»  strafbarste.  B) 
;i  jeder  einzelnen  Art  für  sich  betrachtet 
•mmt  es  auf  die  in  dem  Falle  vorhandene 
?hr  oder  minder  gefährliche  Weise  an,  in 
dcher  das  besondere  Begehungsmitlei  des 
Erbrechens  gebraucht  wurde  ^). 

i)  Es  ist  hier  nur  die  Rede:  1)  von  der  ohjectiven 
Strafbarkeit.  Der  Einfluss  der  die  subjective  Straf- 
barkeit  bestimmenden  Momente  ergibt  sich  aus  den 
allgemeinen  Regeln  (§.  91  f.);  2)  von  denjenigen  oh- 
jectiven Rücksichten,  welche  bei  dieser  Gattung 
"von  Verbrechen  besonders  in  Betracht  kommen. 
Die  allgemeinen  Rücksichten ,  z.  B.  der  Gemeinge- 
Jahrlichkeit,  der  gewcMbmässigen  Betreibung  u.  a.  w.» 
werden  hier  vorausgesetzt. 

»)  Wie  E.  B.  bei  einfachen  Diebstählen  und  Betrüge» 
reien.  —  Vcrgl.  Tittmann  I,  §.  379.  ^'o  daher 
das  Mittel  gefährlicher  ist  als  der  Zu>eck  (die  Ver- 
Inögen^beeinträchtigung),  da  hat  die  Grösse  dea 
Schadens  nur  einen  untergeordneten  Einfluss.- 

%)    Z.  B.  grössere  Gewalt,  List  «.  s.  w. 
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Erstes    Capitel. 

Jf^on    ilem    Diebstahle. 


Einleitung. 
Ueber  das  Römische  Furtum  a). 

§.    236.    (226.) 

1)    Begriff  b). 

Das  Römische  Furtum  hat  einen  sebr 
atisgedehnten  Begriff  ^)  und  zwar  I)  in  Hinsicht 
des  Gegenstandes.  Es  begreift  in  dieser  Hin- 
sicht tlrei  Gattungen :  A)  Das  furtum  rei  ipsius 
f Sachentwendung)  ^  d.  h.  die  widerrechtliche 
W^egnahme  einer  fremden  bcMeglichen  im  Be- 
sitze eines  Andern  befindlichen  Sache  um  sich 
solche  zuzueignen ;  B)  das  furtum  usus  (Ge- 
brauchsanmassung)j  d.  h.  die  rechtswidrige  An- 
massung  oder  Ausdehnung  des  blossen  Ge- 
brauchs einer  fremden  Sache  ^)  j  C)  das  furtum 
possessionis  s\  suae  rei  ^Besitzentziehung)  ^  d.  h. 
die  vom  Eigenthümer  oder  Civilbesitzer  selbst 
geschehene  Entziehung  des  Naturalbesitzes,  wor- 
in sich  der  Andere  rechtlicher  Weise  befand  ^). 
II)  in  ßücksicht  der  Handlmig,  Diese  be- 
zeichnet das  Römische  Recht  als  eine  contre- 
etatio  fraudulosa  f)  ^  d.  h.  eine  unbefugte, 
nicht  gewaltsame  Handlung,  wodurch  man  sich. 
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me  oder  wider  den  Willen  des  Berechtigten, 
Qen  jener  Vermögensvortheile  zueignet.  Hier- 
ich konnte  insbesondere  das  Furtum  rei  ip- 
US  nicht  nur  durch  Entwendung,  Unterschla- 
ing  und  bösliche  Veräusserung  einer  fremden 
iche,  sondern  auch  durch  wissentliche  Annahme 
ner  Nichtschuld  und  unbefugte  Eincassirung 
ner  fremden  Forderung  begangen  werden  ^), 

b)  Gaiiinstit.  Comm.  III.  §.183  —  209.  Tit:  Dig.  et 
Cod.  de  furtis,  Tit,  Inst,  de  ohlig.  rjuae  ex  del. 
Eide  Zusammenstellung  der  einzelnen  das  Futtum 
betreffenden  Stellen  findet  sich  bei  Klien  vom 
Diebstahl.  S.  53  —  82.  115.  —  T.  I.  Reinharth  D. 
de  diversa  furti  secundum  ius  civile  et  germanicum 
idea.  Erf.  1729.  Rosshirt  über  den  Begriff  des  Rom, 
Furtum  u.  des  Deutschen  Diebstahls ;  im  N.  Archiv 
d.  C.  R.  B.  III.  S.  73  ff.  Desselben  Lehrbuch. 
§.  166  f.  Wächter  IL  §.  188.  G.  G.  A.  van  Im- 
hoff  de  furtis  ad  XII.  tabulas  et  institutiones  ,  cum. 
Galt  tum  lusL  Groning.  1821.  Henr.  Luden  ü.  de 
furti  notione  secundum  ius  Ronianum.    len.  1831. 

)    L,  1.   §.  3.   D.  de  furtis    '»Furtum  est  contrectatio  rei 
»fraudolosa  lucri  faciendi  gralia,  vel  ipsius  rei,    vel 
>etiam  usus  eius    possessionisve.c     §.  1.   /.  de  oblig,^ 
quae  ex  del. 

I    Daher  hat   das   Furtum   auch   die   Eigenschaft   eines 
aushülfiichen  Verbrechens. 

)    §.  6.  7.   I.   de   obL   quae   ex  del.    L.  40.  48.  §.  4.     I*. 
&A.  pr.  §.  1.    L.  76.  pr.     L.  82.  pr.  D.  h.  t. 

)    L.  19.   §.  5.  6.     L.  20.   pr.   §.  1.     L.  53.    §.  4.    L.  15. 
§.  1.  2.     L.  59.  D.  de  fürt.    L.  36.  pr.  de  pign,  act. 

)    Hierdurch    unterscheidet    sich   das    furtum   von   der 
rapintty  als  welche  zwar  auch  eine  contrectatio  do- 
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losa,  aber  nicht  fraiidulosay   sondern  violenter  (acUll^ 
voraussetzt  (§.  240.  n.  6.).  1^^* 

m)    L.  1.  §.  2.    L.  33.    L.  43.  §.  1.    L.  62.    §.  7.   L.ei.*  ^*^' 
pr.  D.  h.  U  —    L.  73.  D.    L.  6.  16.  C.  Ä.  f.  —    L.43. 
l»r.   §.  L    L.  44.    §.1.    L.  65.  §.  3.    L.  80.  §.  5-7. 


^  §•    237.    (226.) 

II)    Strafe. 

Das  Furtum  war  an  sieb  ein  Privatver- 
brechen.  Die  Privatstrafe ,  welche  mit  der 
Diebstahlsklage  eingefordert  wurde,  bestand, 
je  nachdem  es  ein  furtum  manifestum^  oder 
ncc  manifeatum  war,  in  dem  vierfachen^  oder 
doppellen  Betrage  des  Werths  des  gestohle- 
nen Gutes  ^).  Die  späterhin  aufgekommene 
öffentliche  Strafe  des  Diebstahls  überhau[^ 
concurrirte  in  der  Regel  wahlweise  mit  der 
Privatstrafe  *),  und  nur  bei  manchen  Arten 
des  Furtum,  welche  zum  Theil  als  besondere 
Verbrechen  betrachtet  wurden  (§.  2o8.),  halle 
blos  die ,  für  sie  besonders  angedrohte ,  öffent- 
liche Bestrafung  statt  ^). 

a)  |.  5.  19.  I.  de  0.  q,  ex  deL  Der  Grund  der  härteren 
Bestrafung  des  furti  manifesti  ist  sehr  streitig  und 
ungewiss.  v,  Feuerbach  §.  326.  n.  6.  Wach' 
ter  S.  279.  Hepp  Versuche.  Abh.  IV.  S.  HO  f- 
Luden  1.  c.  §.  4.    (Vergl.  §.  232.). 

b)  L.  3.  D.  de  priv.  del.    L.  92.  D.  7».  /.   vel  'criminaU' 

ter,  vel  civilifer  («.  pecuniariter  s.  pecuniarie)  a^ere* 
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Im  älteren  Rechte  kommen  mehrere  veraltete  Ein- 
theilungen  und  Arten  dei  Diebstühls  vor,  als:  tur- 
tum conceptuniy  f.  oblatum,  f.  prohibitumy  L  non  ex» 
hilf it um,  jj.  3.  4.  /.  de  oblig,  q.  ex  del. 


Erster   Abschnitt« 

Von  dem  Diebstahle  überhaupt  o). 

%.    258.    (227.) 

I)    Begriff  des  Diebstahls, 

Diebstahl  im  deutschrechtlichen  Sinne  ^) 
dicy  ohne  den  f feilten  des  Inhabers  y  je* 
ch  nicht  mittelst  Getvalt  gegen  dessen  Person^ 
whe/iene  Entwendung  einer  fremden  beiveg* 
hen  Sache  j  in  iler  Absicht ^  sich  solche  wi' 
rrechtlich  zuzueignen  ^). 

i)  Kleinschrod  über  den  Begriffe  das  Vesen  und  die 
Bestrafung  des  Diebstahls;  in  s.  Abhandl.  aus  dem 
peinL  R.  B.  II.  S.  63  tl.  (Vergl.  Allg.  Lit.  Z.  1800. 
St.  43.  V,  Groiman  Biblioth.  B.  I.  S.  198  f.).  Carl 
Klien  Revision  der  Grundsätze  über  das  Verbrechen 
des  Diebstahls  u.  s.  w.  Ir  Th.  IVordh.  1806.  5a/- 
chow  syst.  Entwickelung  des  Ve>br,  der  Entsendung. 
Ert.  1^06.  CA.  D.  Erhard  de  furti  notione,  per 
leges  cnnstitutUy  accuratius  constitnenda.  Lips.  1806. 
—  JF.  Cropp  der  Diebstahl  nach  dem  älteren  Rechte 
der  freien  Städte  Hamburg  j  Lübeck  m.  Bremen,  In 
den  criminalist.  Beiträgen.  B*.  11.  S.  1.  2.  Rein" 
hold  Schmid  D.  de  furto  secund,  LL,  antiguiss, 
ßermanor.  P.  I.   len.  1829. 
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b)  Die  Abweichungen  des  Deutschen    Strafrechtes  voi 
dem  Römischen,    in  Hinsicht  des  Diebstahls,  gräa- 
den  sich  theiis  auf  ausdrückliche  Bestimmungen  der] 
Deutschen  Gesetze,    theiis  auf  den  Geist  derselben, 
Klien  a.  a.  O.    S.  151  ff. 

c)  Nach  Martin  §.  145.    ^Verbrechen   der  Entwendm§\ 

»m  engeren  Sinne  ^i    nach   Klien   S.  154.    feigentli' 
icher  Diebstahl  im  engeren  Sinne  €  (§.  235.  a.  n.  6.). 

§.    239.    (228.) 

II)     Thatbestand  des  Diebstahls:    A)  Erfordernisse  in  Ei»' 

sieht  des  Gegenstandes. 

Die  Sache  5  als  Gegenstand  des  Dieb- 
stahls ,  muss  I)  eine  körperliche  ^) }  II)  bewej- 
liehe  ^)y  III)  fremde  und  IV)  in  der  Inhabtmj 
eines  Andern  bclliidliche  Sache  seyn  ^). 

a)  Die  Gebrauchs anmassung  und  die  Besttzentziekung 
sind  vom  deutschrechtlichen  Begriffe  des  Diebstahls 
ausgeschlossen,  \vonach  solcher  jetzt  blos  als  Ver- 
letzung des  Eigenthums  zu  betrachten  ist.  Strafbar 
sind  jene  Handlungen  jetzt,  wenn  sie  die  Merkmale 
eines  andern  Verbrechens  y  insbesondere  der  FM* 
schung  oder  der  Gewalt,  an  sich  tragen,  wie  sol- 
ches meist  der  Fall  seyn  wird,  v,  Feuerbach  §. 
314.  V,  Grolman  §.  178.  n.  a.  Nach  Tittmann 
II.  §.  404.  und  Martin  §.  140.  141.  n.  9.  gehört  das 
fürt,  possess,  noch  jetzt  zum  Diebstahle.  Dagegen 
Wächter  S.  283.  —  Klien  a.  a.  O.  S.  179.  zählt 
das  fürt,  usus  zum  uneigentlichen  Diebstahle. 

6)  L.  25.  pr.  D.  h.  L  —  L.  25.  §.  2.  L.  26.  §.  1.  L.  52. 
§.  8.  L,  57.  D.  h.  t.  —  Arg.  Art.  157.  158.  d.  P.  G. 
O.    V.  Grolman  §.  206. 

c)  Auf  die  Beschaffenheit  der  Inhabung  kommt  es  nicht 
an.  L.  10.  11.  12.  pr.  §.  1.  2.  L.  14.  §.  2.  3.  L.Tß. 
§.  1.  I>.  Ä.  i,  —    Von  verlornen  Sachen  (§.  264.  n.  *•)• 
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§.  240.  (229.) 

B)    Erfordernisse  in  Rücksicht  der  Handlung, 

Die  äussere  Handlung  des  Verbrechens 
jteht  in  Entwendtmy  der  Sache  ^)^  d.  h. 
einer  solchen  Handlung^  wodurch  die  Sa- 
2  der  Inhabung  eines  Andern  entzogen  und 
r  Handelnde  in  den  Naturalbesitz  gesetzt 
rd  (Besitzergreifung^  Bemächtigung).  Die 
a  Seiten  des  Besitzers  einer  fremden  Sache 
schehene  widerreclitliche  Zueignung  dersel- 
A  ist  kein  Diebstahl,  sondern  Unterschlag 
ig  (§.  263  f.).  Jene  Besitzergreilung  muss 
ir  I)  rechtswidrig  ,  und  eigenmächtig  ^  mithin 
ier,  oder  ohne  den  fj'illen  des  Inhabers, 
loch  II)  nicht  mittelst  Gewalt  gegen  dessen 
rson^  geschehen  seyn,  indem  sonst  die 
udlung  einen  Baub  enthalten  würde  *). 
t  erfolgter  Besitzergreifung  ist  der  Dieb- 
hl  vollendet  ^). 

)  Die  Handlung  des  Verbrechens  besteht  nicht  in  der 
Zueignung  y  indem  die  Wegnahme  der  Sache  erst 
durc{i  die  Absicht  des  Handelnden  die  Eigens^chaft 
der  Zueignung  erhält,  mithin  dieses  Erlorderniss 
hauptsächlich  zum  subjectiven  Thaibeätande  gehört. 

)  Das  Rom.  Recht  nennt  zwar  den  Raub  zuweilen  auch 
furtum,  so  wie  den  Räuber  für  improbior ,  L,  48. 
§.  7.  L,  80.  §.  3.  D.  h,  t.  L,  2.  §.  10.  D.  de  vi  bo- 
nor.  rapt,  L,  14.  §.  12.  D.  quod  metus  caus,  pr.  I,  de 
M  hon,  rapt»  ^   und  gab  Auch   beim  Raube  die  Dieb- 
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Stahlsklage.  Doch  unterscheidet  es  schon  beide  Ver- 
brechen, indem  es  zum  Diebstahle  eine  fraiidulm 
conirectatio,  zum  Raube  aber  Gewalt  erfordert,  fr. 
J.  de  vi  bonor,  rapt.  a.  £.  L,  9.  C.  de  fürt,  lfm 
134.  C.  13.  Vergl.  v,  Savigny  Gesch.  des  Ritu 
Rechts,  III.  716.  Viel  wichtiger  ist  aber  der  Unte^ 
schied  zwischen  Diebstahl  und  Raub  nach  det 
Deutschen  Strafrechte. 
c)  Dafür  spricht  die  ^^atur  der  Sache ,  und  das,  hierii 
durch  die  Carolina  nicht  abgeänderte ,  Rom.  RedH 
L.  21.  pr.  §.  8.  10.  L.  22.  D.  h,  t.  Klien  a.  a.  0. 
S.  241  ff.  Wächter  II.  S.  285  ff.  —  Manche  Ael- 
tere  halten  schon  das  blosse  diebische  Angreifender 
Sache  {contrectatio)  für  Vollendung  des  Diebstahls 
{Clasen  ad  Art.  157.  N.  2.).  Andere  erforflern  die 
Wegbringung  von  dem  Orte  {ablatio) y  und  zwar 
Manche  blos,  dass  die  Sache  weggetragen  worden 
{Tittmann  II.  §.  496.),  Andere  sogar,  dass  der 
Dieb  solche  in  seinen  Geicahrsatii  gebracht  habe 
{Pütt mann  eletn.  iur.  crim,  §.  423.).  —  JL.  W. 
Beck  de  vera  fnrti  consummati  notione,  Lips.  181Ö. 
Henke  Handb.  IL  S.  405.  v.  Ketelhodt  de  cox- 
summatione  delictoriim,    Gott.  1826.   p.  48  —  65. 

§.    241.     (230.) 

C)    Erforder.:f  s  in  Hinsicht  des  Subjects» 

In  Rücksicht  des  Tkäters  gehört  es  zam 
Wesen  des  DIebst<ilils,  dass  die  ^bsidU  des 
Entwendenden  auf  die  ivissentlich  rechünvidrijf 
Zueignung  der  fremden  Sache  gerichtet  isi^)* 
Durch  diese  Bestimmung  der  Absieht  werden 
1)  auf  der  einen  Seite  alle  andere  Arten  von 
Entwendungen  ausgeschlossen  ^)  ^  2)  auf  der 
andern   Seite  sind   darunter  alle  Verschieden- 
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iten  der  Beweggründe  und  Zwecke  des  Die- 
s  begriffen  <^).  Da  die  gedachte  Absicht  zum 
grilTe,  mithin  zu  den  wesentlichen  Stücken 
ises  Verbrechens  gehört,  so  gibt  es  keinen 
Iposen  Diebstahl  <').  Wahrer  Nothstand 
fcAte  Uungersnolh)  schliesst  zwar  jene  Ab- 
ht  nicht  aus  9  gestattet  jedoch  die  Zurech« 
ng  derselben  nicht  (§.  129.  I.  B.),  und 
wirkt  aus  diesem  Grunde  Straflosigkeit  ^). 

i)  Der  Römische  Ausdruck  animus  lucri  faciendi  (§.  1. 
1.  de^O,  guae  ex  del,  L.  1.  §.  3.  D.  h.  /.),  welcher 
sich  auf  die  mannichfaltigen  Arten  der  Römischen 
CoDtreciatio  bezieht,  so  wie  die  Ausdrücke  *ge» 
jwinnsüchtige  Absicht y  Habsucht,  Absicht  eines  Qe- 
^rtinnSi^  bezeichnen  die  erforderliche  diebische  Ab- 
sicht (dre  Diebesgesinnung)  nicht  genau ,  und  föhren 
auf  Nebenideen.  Andere  Gesetzstellen  sagen  furan" 
di  caussa ,  fnrandi  animo  ,  furti  faciendi  caussa  u. 
g.  w.  —  Hepp  über  den  animus  lucri  faciendi  bei 
der  Entw»    In  dess.  Versuchen.  Abb.  VIII. 

I  Z.  B.  Absicht  der  Selbsthülfe,  der  Gebrauchsan- 
massung  u.  s.  \\,    Klien  S.  293  f. 

Z.  B.  die  vom  Diebe  bezweckten  '  verschjedenen 
Arten  von  Yortheilen  aus  der  Sache,  und  die  beab- 
sichtigten Verfügungen  über  dieselbe. 

L.  46.  §.  7.  D.  h.  f.  —  »is  solus  für  est,  qui  attre- 
ictavit,  quod  invito  domino  se  facere  scivit.t  §.  7. 
I.  Ä.  ^  —  V,  Feuer b ach  l,  320.  hält  einen  cuipo^ 
sen  Diebstahl  für  philosophisch  denkbar. 

P.  G.  0.  Art.  166.  Cap.  3.  X.  de  furtis.  v.  Feuer» 
back  §.  321. 
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§.  242.  (231.) 

III )    Eintheilungen  des  Diebstahls :     A )    Einfacher  und 

qimlificirter  Diebstahl, 

In  Hinsicht  der  Strafe  Ist  der  Diebstahl 
entweder  einfacher^  oder  gesetzlich  avsgezekh' 
neter  (qualificirter).  Die  Auszeichnung  (Qua- 
lification)  des  letzteren  besteht  aber  I)  entwe- 
der in  einer,  wegen  eines  hesowders  beschwe- 
renden Umstandes,  auch  oline  Rüchsicht  auf 
den  Werth  des  Entwendeten ,  angedrohten 
härteren  Strafe  ((jualifeirter  Diebstahl  im  enge- 
ren  Sinne  (§.  59.).  Der  Grund  dieser  Aus- 
zeichnung liegt  nun  A)  in  der  Art  der  Aus- 
führung —  gefährlicher  Diebstahl  (§.  249  f.), 
B)  in  der  Beschairenhcit  des  Gegenstandes  — 
Kirchendiebstahl  (§.  2oo.)^  C)  in  dem  Rück- 
falle —  dritter  Diebstahl  (g.  2o7.).  II)  Oder 
die  gesetzliehe  Auszeichnung  besteht  dario, 
dass  ein  Diebstahl  nicht  von  Amtswesren  un- 
tersucht  wird  oder  doch  nicht  mit  einer  öffent" 
liehen  Strafe  bedroht  ist  ^).  Hierzu  gehört: 
A)  der  Familiendiebstahl  ^  d.  h.  Diebstahl  un- 
ter Ehegatten  oder  nahen  Blutsverwandten  ^). 
Dieser  soll  nur  auf  Klage  des  Bestohlenen, 
dann  aber  nach  dem  gemeinen  Rechte  ^)  be- 
straft werden.  B)  Der,*  bei  Tag^  an  essbaren 
Garten'  oder  Feld  fruchten  ^  ohne  grossen  Scha- 
den, begangene  Diebstahl,  welcher  blos  bür- 
gerlich gestraft  werden  soll  ^). 
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0  Der  Ausdruck  privilegirter  Diebstahl  führt  auf  Ne* 
benideen.  —  Da  diese  Art  der  ausgezeichneten 
Diebstähle  keinen  Stoff  zu  einer  ausführlicheren 
Abhandlung  im  zweiten  Abschnitte  darbietet,  so  ist 
ihnen  schon  hier  eine  Stelle  angewiesen  worden. 
Der  Holzdiebstahl  (Art.  168.)  und  der  Fischdiebstahl 
(Art.  169.)  sollen  gleich  andern  Diebstählen  bestraft 
werden.  Das  unerlaubte  Fischen  (Art.  169.)  ist  kein 
Diebstahl.  Ueber  Bestrafung  des  Holzdiebstahls  und 
der  Forstfrevel  geben  Landesgesetze  besondere  Be- 
stimmungen. 

)  P.  G,  O.  Art.  165.  Es  ist  streitig,  von  welchen  Per- 
sonen dieser  Artikel  zu  verstehen  sey.  Wächter 
II.  S.  324  ff.  Konopack  Beiträge  zur  Auslegung 
des  165.  Art.  der  P.  G.  0.  Im  N.  Archiv.  VI.  264. 
—  Die  von  einem  Miterben  begangene  Entwendung 
aus  der  Erbschaft  hat  blos  privatrechtliche  Folgen. 
X.  3.  C  fam,  her  eise.  (III.  36.)-  —  Liegt  der  wahre 
Grund  der  Straflosigkeit  darin,  dass  die  accusatio 
expilatae  hereditatis  nur  aushälflich  statt  fand  (L.  3. 
cit.  in  f.  L.  6.  G.  de  crim.  expil.  hered.),  so  fällt 
jetzt,  mit  diesem  Grunde,  auch  die  darauf  ruhende 
Straflosigkeit  hinweg.  Klien  S.  391.  Martin  §. 
147.  N.  8. 

)  Da  das  Rom.  Recht,  auf  welches  die  Carolina  hin- 
weist, in  dergleichen  Fällen  die  Diebstahlsklage 
ausschliesst  (§•  12.  I.  K  t  L.  16.  17.  pr.  D.  h.  U 
L.  25.  D.  4e  act.  rer.  amot.) y  so  hält  v.  Feuer'» 
buch  §.  351.  eine  Bestrafung  des  Familiendiebstahls 
für  unstatthaft.  Die  Praxis  lässt  mit  Recht  eine 
gelindere  öffentliche  Strafe  zu.  Quistorp  Bei* 
träge.   S.  481.     Meister^.  213. 

\)  P.  G.  O.  Art.  167.  Hierin  liegt  keine  blosse  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  Art.  157. ,  wie 
'Klien  S.  363.  annimmt. 
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§.    243.    (232.) 


o. 

De 


B^    Offener  und  heimlicher  DiebstahL  i  ^ 

1  eil 

In  Hinsicht  (1er  näclisten  Folge  der  That, 
ist   diesi»ll)e    entweder  ein    offener   (öffenllichcrj 
luindhafl€r)j  oder  ein  heimlicher  Diebstahl.    Gia 
offener  Diebstahl  ist  es,   wenn  der  Dieb  auf  der 
That    ertappt   oder    doch    mit   der    gestohlenen 
Sache,   bevor  er  diese  an  den  Bestimmungsort 
Irachte,  entweder  wirtlich  ergriffen,  oder  auf 
eine,    öffentliches  Aufsehen   errcgent^!;   Weise 
verfolgt  wird  ^).      Es   liegt   in  dieser  Eiothei- 
lung  eine  Aufnahme  und  Erweiterung  der  Rö« 
mischen  Unterscheidung  zwischen  furtum  mani- 
festum   und  nee  manifestum  ^).       Der    Grmi 
der  höheren  Strafbarkeit  des  offenen  Diebstahb 
scheint  nicht  in  dem  blos  zufälligen  Umstände 
der  Betretung,    sondern,    wie   auch  schon  der 
JVame  andeutet,    in  der  dabei  gewöhnlich  vo^ 
handenen,  besonderen    Dreistigkeit   desjenigen 
Diebes    zu   liegen  ^),    welcher    unter    solchen 
Umständen    stahl,     die     eine    E^ttappung   oder 
augenblickliche  Verfolgung  erwarten  iiessen  ^ 

a)  L,  2  —  7.  D,  h,  t  §.  3.  I.  de  ohlig.  guae  €x  id. 
v.  Schir  ach  über  das  furtum  manifestum  und  im 
handhaften  Diebstahl.  Im  N.  Archiv.  X.  36  f.  JP.  ft 
O.  Art.  157.  158.  161.  —  Die  Handhaftigkeit  komat 
auch  bei  andern  Verbrechen  vor,  und  hat  Beiie- 
hung  auf  den  Beweis.     Sachs,  Sp.  B.  II.  Art  31. 
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,    B*.  m.  Art.  35.    Ktien  S.  347.    v.  Schirach  a.  a. 
O.   S.  42. 

^)  Der  Fall  der  Verfolgung  'gehörte  auch  schon  zum 
f.  manifestuin.  L.  7.  §.  2.  eod.  Konopack  im  Ar» 
thiv  des  C.  R.  B.  VII.  S.  290. 

tJ)  r.  Grolman  §.  184.  v.  Feuerbach  §.  326.  —  An- 
dere, finden  den  Grund  in  dem  öffentlich  gegebenen 
Aergernisse.  Klien  a.  a.  O.  S,  349.  Die  Worte 
des  Art.  158.  »so  beschwert  ihn  die  gemelt  Aufruhr 
»und  Berächtigung  die  That«  enthalten  jedoch  nicht 
die  Angabe  des  Grundes  der  hierin  liegenden  höhe- 
ren Strafbarkeit.  —  Noch  einen  andern  Grund  gibt 
Mariin  §.  150.  an. 

f)  'Nur  unter  Voraussetzung  einer  solchen  Keckheit  be- 
rücksichtigt daher  auch  jetzt  noch  die  Praxis  diesen 
Unterschied ,  "jährend  solcher  übrigens  im  Allge- 
meinen nicht' mehr  beachtet  wird.    Klien  S.  353. 

inpu  Die  Eintheilung  in  kleinen  und  grossen  Dieb- 
stahl bezieht  die  Carolina  nur  auf  den  einfachen 
Diebstahl.    Art.  160. 


§.   244.   (233.) 
IV)    Strafe  des  Diebstahls. 

Die  gesetzlicÜen  StrafbestiitiinuDgeii  be« 
hen  sich  auf  die  verschiedenen  Arten  des 
elystahls  (§.  242.).  Nur  in  wenigen  Fällen 
)ht  das  Gesetz  absolut  bestimmte  Strafen, 
d  auch  diese  sind  meist  ausser  Gebrauch, 
ter  den  allgemeinen  Strafzumessungsgründen 
82  f.  §.  140  f.)  finden  sich  mehrere, 
Iche  bei  Anwendung  der,  zum  Theil  un- 
timmten,    Strafgesetze  über   den  Diebstahl, 

23 


3S4    Besonderer  Theil.    Tit.  VI.  Cap.  I. 

r 

besonders  in  Betracht  kommen.      I)  Beim  e 
fachen    Diebstahle  ^)    ist    zu    berüelssichtlge 

A)  die    Grösse    der    entwendeten    Swnnie 

B)  der  Grad  der  Schädlichkeit  für  den  '. 
stohlenen,  ob  insbesondere  derselbe  gs 
oder  zum  Theil  entschädigt  worden  *),  i 
ob  er,  in  Folge  des  Diebstahls ,  noch  an( 
Nachtheile  erlitten  hat  ^) ;  C)  die  beson( 
Dreistigkeit^  womit  der  Diebstxihl  verübt  i 
den  (§.  243.);  D)  die  persönlichen  Eigenst 
ten  des  Diebes ,  in  sofern  sich  daraus  enl 
der  d?e  Verbesserlichheit,  oder  eine  gros 
Verdorbenheit  desselben  abnehmen .  lässl 
II)  Bei  den  ausgezeichneten  Diebstählen 
Rücksicht  zu  nehmen  A)  auf  den  hoh( 
oder  geringeren  Grad^  in  welchem  der^ 
Auszeichnung  begründende ,  besondere  1 
stand  vorhanden  ist;  B)  auf  das  Zusamt 
treffen  f)  mehrerer  Auszeichnungsgründe  S) 

a)  Kleinschrod  über  den  Matustab  der  Straft 
einfachen  Diebstahls,    Im  N.  Archiv.  VI.  683. 

b)  Von  dem  Einflüsse  der  Unbekann tschaft  des  Di 
mit  dem  Werthe  des  gestohlenen  Gutes ,  insb« 
dere  bei  Bestrafung  des  Versuches >  Klien  S. 
S.  333. 

c)  Arg.  Art.  160.  der  P.  G.  0.    Die  Praxis   dehnt 

sen  Strafzumessuugsgrund  auf  alle  Arten  des  1^ 
densersatzes  aus,  und  erhöht  dessen  Gewicht 
A.  Hommel  de  mitiganda  furti  poena  ob  restii 
nem  rei  ablatae.  Lips.  1737.    Boehmer  ad  Art 
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{.  9.      Meister  {«  210.      Quistorp    S*   379.  3d3. 
Tittmann  II.   §.  396  f.     v.   Feuerbach  §.  329.  a. 
~  Martin  §.  152. 

)  Trifft  mit  dem  Diebstahle  ein  damnum  iniuria  datum 
zusammen y  so  kommen  die  Regeln  von  der  (idealen 
oder  realen)  Concurrenz  zur  Anwendung. 

I  Diese  Strafzumessungsgi  ünde  stellt  die  Carolina  zwar 
meist  nur  beim  grossen  Diebstahle  auf  (Art.  168. 
vergl.  158.);  sie  passen  aber  auch  auf  den  kleinen. 
V.  Grolman  §.  195.  Sind  sie  auch  auf  die  qualifi^ 
cirten  Diebstähle  anwendbar  1  —  Hannöv,  Entw. 
\xu  298-300.      ^ 

I  Die  Vorschrift  des  Art.  163. ,  dass  im  Falle  eines 
Zusammentreffens  nur  der  wichtigste  Auszeichnungs^ 
grund  berücksichtigt  werden  solle,  bezieht  sich  auf 
die  harten  gesetzlichen  Strafen  der  qualificirten 
Diebstähle,  und  wird  daher  in  der  Praxis  nicht 
mehr  beachtet.    Hannöv.  Entw,  Art.  292. 

)  Unter  den  Particulargesetzen  verdient  hier  bemerkt 
zu  werden  das  K.  Baierische  Gesetz  wider  den  Dieb'» 
stahl  V.  26.  März  1816.    (N.  Archiv.  VIII.  1  ff.). 

Inm.  Von  der  Nothwehr  gegen  einen,  entweder  bei 
Tag,  oder  bei  Nacht,  ertappten  Dieb.  L.  64.  §.  2. 
D,  h.  t,  L,  9.  D.  ad  L.  Com,  de  sicar.  P,  G,  0. 
Art.  160.  Vergl.  5.  45  —  47.  v.  Feuerbach  llt« 
Ausg.  §.  322.  C.  A.  C annemann  D.  Jte  fürt»  no« 
c/tirno.    Gron.  1825. 
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Zweiter   Abschnitt. 


G 


Von  den  einzelnen  Arten  des  Diebstahls.      |   ^ 


Erste    Abtheilung. 
Einfacher    Diebstahl. 


I:    Q 

t 


§.  24S.  (m) 

I)    Kleiner,  und  zwar  A)  erster  Diebstahl. 

Der  einfache  (gemeine)  DieLstaU  ist  in 
Hinsicht  des  Werths  der  gestohlenen  Sache 
entweder  grosser  oder  kleiner.  Ein  kleiMt 
Diebstahl  (furtum  parvum)  ist  derjenige, 
dessen  Gegenstand  den  Werth  von  fünf  Gul- 
den (Ducaten)  nicIU  erreicld  (§.  247.). 
lOie  Carolina  unterscheidet  beim  ersten  kleinen 
Diebstahle  zwischen  offenem  und  heimliche 
Diebstahle,  und  bedroht  beide  mit  Strafen,  wel- 
che meist  ausser  Gebrauch  sind  ^) ,  und  an 
deren  Stelle  jetzt  Gefängnissstrafe  tritt  *),  de- 
ren Dauer  nach  den  oben.  (§.  244.)  angege- 
benen Rücksichten  zu  bestimmen  ist. 

a)  P.  G,  0.  Art.  157.  158.  1)  Strafe  des  heimlichen 
Diebstahls:  Privatstrafe  des  Doppelten,  und  Geld« 
busse,  oder,  im  Falle  des  Unvermögens^  Gefangniss 
(»etlich  Zeit  lang«).  2)  Strafe  des  öffentlichen  Dieb- 
stahls: der  Pranger  mit  Kuthcnzüchtigung  und  Lan- 
desverweisung.   Falls  jedoch  der  Dieb  für  verbesser- 
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lieh  und  minder  yerdorben  zu  achten  y  Privatstrafc 
des  Yierfachen^  od^r,  falls  er  unvermögend  ist« 
Gefängniss.  —  Wenn  eine  Strafart  ausser  Gebrauch 
ist  9  so  musste  zwar  auf  eine  andere  Strafe  gleichet^ 
Grades  erkannt  werden.  Bei  der  Härte  der  älterei\ 
Strafgesetze  hat  aber  die  Praxis  meist  mit  der  Strafe 
art  auch  den  Strafgrad  geändert. 

I  Quistorp  §•  360.  Meister  §.  211.  v.  Grotman 
§.  195.  —  Preuss.  Verordn,  vom  26.  Febr.  1799. 
Oesterr.  G.  B.  §•  157.    Hannöv,  Entw.   Art,  283. 


§.   246.    (235.) 

£)    Zweiter  Diebstahl, 

Wenn  der  zweite  kleine  Diebstahl  I)  mit 
m  ersten  noch  nicht  bestrailen  zusammen^* 
fiy  so  finden  die  Regeln  von  Bestrafung 
sammenfliessender  Verbrechen  (§.  1S3.  136.) 
*e  Anwendung.  Ist  nun  der  zweite  Dieb« 
hl  A)  ein  fortgesetzter  (§i  lo4.  n.  d.')j  so 
rd,  da  die  einzelnen  Entwendungen  nur  als 
^  Verbrechen  zu  betrachten  sind,  deren  Be- 
g  zusammetigerechnety  und  daher,  je  nach^ 
tn  der  Gesammtwerth  die  Summe  eines  klei- 
n,  oder  eines  grossen  Diebstahls  ausmacht, 
r  fortgesetzte  Diebstahl  als  ein  kleiner  (§• 
5.),  oder  als  ein  grosser  (§.  247  f.)  1;;»- 
aflt.  B)  Ist  aber  der  zweite  Diebstahl  ein 
'derholter  (§.  154.),  so  findet,  da  jeder 
'   beiden  Diebstähle    ein    für  sich  bestehen- 

Verbrechen   bildet^     eine   Zusammenrech- 
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Dung  des  Wcrtlics  beider  Entwendungen  nicil 
statt  ^)  9  und  es  sind  diese  folglich  ^  wenn  auch 
ihr  Betrag  fünf  Gülden  ausmacht ,  nielit  als 
ein  grosser  Diebstahl  zu  bestrafen^  sondern 
es  ist  auf  die  durch  beide  kleine  Diebstähle 
verwirkten  Strafen  zu  erkennen  (§.  läo.).  U) 
Wenn  hingegen  der  zweite  kleine  Diebstahl 
einen  Itückfall  enthält,  so  hat,  nach  ausdrück- 
licher Vorschrift  der  Carolina ,  die  hierin  lie- 
gende Erschwerung  die  Folge,  dass  der  Werth 
des  zweiten  mit  dem  des  ersten ,  bereits 
bestraften  Diebstahls  ztisammengerechnet  wer- 
den, und,  falls  solcher  die  Summe  von  fünf 
Gülden  beträgt,  die  Strafe  des  grossen  Dieb- 
stahls eintreten,  ohne  diese  Voraussetzung 
aber,  selbst  wenn  der  Diebstahl  kein  öifent- 
Uc}ier  ist,  die  LandesTcrweisung ,  nach  vorgän- 
giger  Ausstellung  an  den  Pranger,  oder  lebeni« 
wierige  Verstrickung  statt  finden  soll  *),  an 
deren  Stelle  aber  jetzt  eine  schwerere  frei* 
heitss träfe  tritt  ^). 

a)  Die  gemeine  Meinung  ^  welche  annimmt,  dass  Intit 
eine  Zusammenrechnung  statt  finde,  und  {dass  alio 
die  blosse  Wiederholung  als  eine  sehr  erhebliche 
Erschwerung  anzusehen  sey,  beruht  auf  der  Vo^ 
aussetzung,  dass  der  Art.  161.  nicht  vom  RücltfalUf 
sondern  vom  Zusammenflusse  rede.  Das  Gegentheil 
ergibt  sich  aber  aus  einer  Vergleich^ung  des  Art. 
161.  mit  dem  Art.  162.,  welcher,  aus  sehr  uberzefl- 
genden   Gründen,    vom  Rückfalle  za  verstehen  i>t 
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(§«  2517.)y  und  daher  die  Annahme  rechtfertigt,  dftS9 
auch  der  Art.  161.  davon  spreche.  Ohnedies«  ist, 
im  Zweifel  y  diese  mildere  Ansicht  vorzuziehen* 
Hommel  D.  de  furto  magno.  §.  11.  Wächter  U. 
S.  310  f.  G.  Uohbach  über  den  Rückfall;  im  N. 
Archiv.  IX.  S.  120  f. 

}  P.  p,  O,  Art.  161.  Man  könnte  daher  auch  schon 
den  zweiten  Diebstahl,  unter  der  Voraussetzung  ei- 
nes Rückfalles,  zu  den  gualificirten  Diebstählen  recli- 
nen.  Da  indessen  schon  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen die  Strafbarkeit  durch  den  Ruckfall  sehr  er- 
höht wird,  so  lässt  sich  auch  die  gewöhnliche 
Stellung  desselben  zu  den  einfachen  Diebstählen 
rechtfertigen. 

)  Vergl.  §.  137.  Meister  §.  211.  Tittmann  II. 
$.  430. 

§.  2>17.    (236.) 

11)    Grosser  Diebstahl:    A)    Thatbestand  desselben  a). 

Ein  grosser  Diebslald  (furtum  niagnum) 
Yorhaaden,  wenn  der  Wertli  der  gestob- 
en Saehe  wenigstens  fünf  Gülden  (sölidos) 
räg^.  Unter  Gülden  werden,  nach  der 
lalauslegung^  Duöaten  verstanden,  I)  Die 
^echnunfi  des  Werthes  geschieht  mit  Rück- 
it  auf  den  wahren ,  gemeinen  Preis,  wel- 
n  die  Saehe  zur  Zeit  und  am  Orte  der 
twendung  hatte,  ohne  Beachtung  des  sonst 
h  daraus  für  den  Bestohlenen  mittelbar 
standcnen  Schadens  ^).  II)  Zur  Ausmitte' 
y  dieses  Werthes  gehört  die  Schätzung 
ch  vereidete  Sachverständige  ^),       Die  von 
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dem    Bestohlenen    selbst     geschehene   eiillic 
Würderung  ist  nicht  als  hinreichender  Bewt 
anzusehen  ^).        Beim    fortgesetzten   Diebsta 
wird    der   Betrag    aller    einzelner   Entwendi»] 
gen     zusammengerechnet.        Bei     wiederhol 
Diebstählen    findet    diese    Zusammenrechnm 
nicht  statt  9    \Tohl  aber  wenn  der  zweite  Dieb-j 
stahl  einen  liückfall  enthält  ^). 

a)    Eng  au  D.   de  furto   magno,    Icn.  1745.     Hommtl 
D.  de  furto  magno  eiusque  poena.   Lips.  1747. 

6)    Xr.  50.  pr,  D.  de  furtis, 

c)  Klien  de  pretio  verum  furto  ablatarum.rite  contli' 
tuendo.  Viteb.  1798.     Tittmann  11.  §.  381—391. 

d)  Aus  L.  9.  C.  unde  vi.  und  P.  G,  O,  Art.  208.  lässt 
sich  die  Statthaftigkeit  dieser  eidlichen  Schätzung 
nicht  ableiten.  Die  Praxis  lässt  solche  jedoch  ma- 
hülflich  und  mit  der  nöthigcn  Vorsicht  zu. 

t)  §.  246.  Gilt  dieses  nicht  auch  vom  dritten  Dieb- 
Stahle  y  seitdem  die  gesetzliche  Todesstrafe  ausser 
Gebrauch  ist! 

§.    248.    (237.) 

B)    Strafe  des  grossen  Diebstahls. 

Der  grosse  Diebstahl  soll,  dem  Gesetze  zu- 
folge «),  mit  einer  Strafe  an  Leib  und  Le- 
ben  belegt 9  und  diese  Strafe  nach  den  oben 
(§.  244.  I.)  bemerkten  Rücksichten  1)  der 
OefTentlichkeit ,  2)  der  Grösse  und  5)  dtf 
Schädlichkeit  des  Diebstahls,  so  wie  4)  dei 
Verbesserlichkeit ,  oder  Verdorbenheit  des  Die 
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zug^einessen  werden  *).  Wenn  aber  auch 
i    diese   Rücksichten  auf  einen  hohen   Grad 

Strafbarkeit  hinweisen ,  so  wird  dennoch^ 
;h  der  heutigen  Praxis  ^  nicht  auf  Lebens» 
üfe^  sondern  auf  mehrjährige  Zuchthaus- 
ir öffentliche  Arbeitsstrafe  erkannt  ^)^ 

)    P.  G.  0.  Art.  160. 

)  Kein  Artikel  der  Carolina  gibt  die  Strafzumessnngs- 
gründe  so  genau  an.  —  >Und  in  solchen  Fällen 
»muss  man  ansehen  den  Werth  des  Diebstahls,  auch 
>ob  der  Dieb  darob  berüchtigt  oder  tetreten  sey. 
»Mehr  soll  ermessen  werden ,  der  Stand  und  das 
1  Wesen  der  Person  (vergl.  Art.  158.),  welche  ge- 
vstohlen  hat^  und  wie  schädlich  dem  Beschädigten 
ider  Diebstahl  seyn  mag.«  Konopack  über  die 
Momente  der  Strafbarkeit  des  grossen  Diebstahls;  im 
Archiv  des  C.  R.  B.  V.  St.  II.  IV.  6. 

)  Meister  §.  210.  v.  Grolman  §.  184.  Tittmann 
U.  l  425. 

Zweite   Ahtheilung. 

Gesetzlich  ausgezeichnete  Diebs  tähle  a). 

§.   249.    (238.) 

I)     Gefährlicher  Diebstahl:    A)   überhaupt. 

Ein  gefährlicher  Diebstahl  ist  im  Allge- 
incn  djerjeriige,  wobei  der  Dieb,  durch  die 
i  der  lie(jehwig  ^  eine  besondere  Gefährlich- 
t  des  fVillens  (§.  96.  97,)  zu  erkennen 
\t  ^).      Diese  Gefährlichkeit  äussert  sich  I) 
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entweder  durcli  Besiegtin^  g;rosser  Hindernissefl  ^ 
mittelst  EinbiiMclui  und  Einsteigens^  II)  o' 
durch  die  vor  der  Entwendung  geschehene 
Bewaffhuny  des  Di^ebes  ^).  Ausser  der  bei 
diesen  Arten  des  Diebstahls  hauptsächlich  \o^ 
handenen  grösseren  suhjecliven  Gefährlichkeit^ 
sind  sie  zugleich ,  mich  objectiv  betrachte^ 
als  gefährlichere  Diebstähle  anzusehen  (§.  84.)« 


a)  Die  Benennung  gefährlicher  Diebstähle  wird  ge- 
wöhnlich auf  die  dabei  zugleich  eintretentle  obje- 
ctive  Gefährlichkeit^  und  ai«(o  nicht  auf  das  Haupt- 
moment ihrer  Strafbarkeit  bezogen.  (Vesgl.  n.  &.). 
Manche  bezeichnen  die  drei  Arten  des  gefährlichct 
Diebstahls  mit  den  Ausdrücken :  verwegener^  gt' 
waltsamer  und  bewaffneter  Diebstahl. 

b)  Dass  die  Carolina  den  Ausdruck  ^gefährlicher  Dieb- 

f stahl«  nicht  sowohl  auf  die  objective  Gefahr ,  all 
vielmehr  auf  einen  besonders  hohen  Grad  des  rechts- 
widrigen Vorsatzes,  mithin  auf  die  subjective  Qt- 
fahrlichkeit,  bezieht,  diess  ergibt  sich  theils  aus  an- 
deren Stellen  derselben  (Art.  40.  77.  88.  111.  US- 
US. 123.  126.  168.  170.  177.),  theils  aus  den  Lateini- 
schen Uebcrsetzungen  dieser  Stellen  (furta  malitio' 
8a)y  theils  aus  dem  Gegensatze  »ungefährlich,«  vo* 
durch  sie  die  Fahrlässigkeit  bezeichnet.  —  Konih 
pack  im  Archiv  des  C.  JR.  B.  V.  St.  I.  S.  144  f. 
Martin  §.  153.     Wächter  IL  S.  298  f. 

c)  Andere  suchen  den  Grund  der  Auszeichnung  bei  al- 
len drei  Arten  des  gefährlichen  Diebstahls  In  einer 
Gefahr  für  die  Person  des  Bestohlenen ,.  und  erfor- 
dern daher  stets  ein  bewohntes  Gebäude  {v.  Gr^l' 
man  §.  188.  und  in  der  Biblioth.  B.  l.  St.  2.  S.  45 U 
Andere  halten  den  Diebstahl  mittelst  Einsteigens 
und    Einbruchs    wegen    subjectiver    Gefährlichkeiti 
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'  den  bewaffneten  Diebstahl  aber  wegen  objectiver. 
Gefährlichkeit  für  qualificirt.  {v,  Feuerbach  §. 
.334.  and  in  der  Biblioth.  B.  II.  St.  1.  K  2.).  Die 
Bestimmang  des  wahren  Grundes  der  Auszeichnung 
hat  Einfluss  auf  den  Thatbestand  der  Arten  des  g€r 
lährlichen  Diebstahls,  so  wie  auf  die  Strafzumessung. 

§.  280.  (m) 

B)    Einzelne  Arten  des  gefährlichen  Diebstahls:    1)   Dieb^ 

stahl  durch  Einsteigen, 

Der  Diebstahl  durch  Einsteigen  erfordert 
ein  der  Entwendung  vorausgehendes  Einsteigen 
m  ein  Gebäude.  Auf  die  Beschaffenheit  des 
Gebäudes^  auf  den  Umstand ^  ob  es  bewohnt 
öder  unbewohnt  ist,  so  wie  auf  die  verschie- 
denen Arten  des  Einsteigens,  kommt  es,  in 
Hinsicht  des  Thatbestandes j  nicht  an  ^) ,  wenn 
gleich  diese  Verschiedenheiten  auf  die  Zumes^ 
iung  der  Strafe  von  Einfluss  scyn  können. 

a)    lieber  die  abweichenden  Ansichten  Anderer  Klien 
a.  a.  Q.   S.'  416.  420  f.    v.  Feuerbach  §.  336. 

§.  231.    (240.) 

2)    Diebstahl  durch  Einbinich, 

Zum  Thatbestande  des  Diebstahls  durch 
'Einbruch  gehört  eine  mittelst  vorausgehender 
ewaltsamer  Eröffnung  eines  Gebäudes  verübte 
Entwendung.  1)  Als  Gegenstand  der  Gewalt 
irird    ein    (bewohntes    oder  unbewohntes)    Ge- 
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bände  vorausgesetzt.  Das  Aufbrechen  irgend 
eines  anderen  Behältnisses  ist  nicht  hinm- 
chend  «).  2)  Es  muss  eine  geivaltsame  £rojf- 
nung  des  Gebäudes ^  als  Mittel  der  Gelangung 
in  dasselbe,  geschehen  seyn  *).  Andere  Ar- 
ten der  Eröffnung,  so  wie  das,  nach  verübter 
Entwendung  geschehene  Ausbrechen,  gehörea 
nicht  hierher. 

a)  P,  G,  0.  Art.  159.  »—so  ein  Dieb  —  Jemand  —  ii 
»seine  Behausung  oder  Behaltung  bricht  oder  steigti 
—  V.  Grolman  Biblioth.  B.  II.  St,  1.  S.  57  f. 
Klien  a.  a.  O.  S.  413  f. 

b)  Ueber  die  von  Vielen,  wegen  mancher  Arten  einer 
geringeren  Gewalt  behaupteten  Ausnahmen  v,  Feu- 
erbach in  d.  Biblioth,   B.  IL  St.  1.  S.  112. 

§.  2S2.   (241.) 

3)    Diebstahl  mit  Waffen  a). 

Zu  dem  bewafFneten  Diebstahle  gehört 
eine,,  vor  der  Entwendung  geschehei^e,  Be- 
waffiiung  des  Diebes  *).  Diese  erfordert  aber, 
ihrem  Begriffe  und  dem  Grunde  der  Auszeich- 
nung geniäs,  1)  fVaJfen  im  weiteren  Sinne^ 
d.  h.  solche  Werkzeuge,  mit  welchen  gefäh^ 
liehe  Verletzungen  zugefügt  werden  können  ^). 
'  2)  Die  Absicht  des  Diebes ,  von  den  Waffen, 
nöthigen  Falls,  Gebrauch  zu  machen  ^).  Dass 
der  ertappte  Dieb  die  Waffen  wirklich  ge- 
braucht habe  5  ist  nicht  erforderlich  ^). 
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)    Stelxer  €.  de  furibui  armati§.  HaI.  1793. 

)  P.  G.  O.  Art;.  459.  —  »mit  Waffen  —  zum  Stehlen 
^eingehti.  —  vDiebstahl  der  mit  Waffen  geschieht,*  — 
Genüj^t  die  Ergreifung  der  Waffen  an  dem  Orte  der 
That!  Bejaht  von  Kreas  ad  Art.  159.  §.  2.  Koch 
inst.  §.  94.  —    Verneint  von  Leyser  Sp.  536.  m.  13. 

)  L.  9.  L,  11.  §,  1.  P.  ad  L.  luL  de  vi  publ,  L.  3«  $. 
2.  p,  de  vi  emu  -  Klien  S.  427.    < 

')  Diess  folgt  aus  dem  Grunde  der  Auszeichnung  ($. 
249.),  und  aus  den  Worten  des  Art.  159.  »—  mit 
Waffen,  damit  er  Jemand,  der  ihm  Widerstand  tbofe 
anrollte,  verletzen  möchte.«  Klien  a.  a.  O.  S.  411.  --7 
A.  M.  ist  V.  Feuerbach  §•  337. 

)  Die  Gründe  der  Yermuthung  für  die  Absicht^  die 
Waffen  zu  gebrauchen ,  sind  aus  den  Umständen  zu 
entlehnen.  Klien  S.^  462.  Henke  Handb,  11.  S. 
437.  —  V.  Grolman  l.  192.  nimmt  eine  ailgemfiine 
Yermuthung  für  diese  Absicht  an. 


§.   233.    (242.) 

C)     Vollendung  des  gefährlichen  Diebstahls. 

Zur  Vollendung  des  gefährlichen  Dieb** 
hls  genügt  nicht  das  geschehene  Einsteigen, 
ibrechen,  oder  Eingehen  mit  Waffen ,  son- 
*n  es  muss  auch  die  Entwendung  vollbracht 
n^)j  indem  das  Gesetz  jene  Umstände  nur 
Erschwerungen  des  Diebstahls  betrachtet  ^). 

I  Klien  a.  a.  O.  S.  434.  v,  Feuerbach  §.  341. 
Martin  §.  154.  —  Die  Stufen  des  Versuches  sind 
Bach  den  oben  aufgestellten  Begriffen  su  beurtbeilen. 
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b)    Die.BestimvnuDi;-  der  L.  1.  pr.  ad  L.  Com.  de  «tc- 
»Lege   Cornelia   —   tenetur,    qui    fiirli   caussa  coli 
>telo  ambulaveriu  Mt  durch  die  P.  G.  0.  Artll&l 
abgeändert. 


§.   2o4.   (243.) 
D )    Strafe  des  gefährlichen  Diebstahli. 

Das  Gesetz  bedroht  den  gefährlielieii 
Diebstahl  mit  Lebensstrafe  ^  oder  schwerer  Im' 
hesstraf ey  und  überlässt  es  dem  Ermessen  des 
Richters  9  die  Strafe  innerhalb  dieser  GreD- 
zen  zu  bestimmen  ^).  Nach  der  Praxis  wild 
in  der  Regel  auf  mehr  -  bis  vieljährige 
Zuchthaus-  oder  öffentliche  Arbeitsstrafe ^  hin- 
gegen auf  die  Todesstrafe  nur  wegen  des  Zu- 
sammentreffens mehrerer  grosser  Erschwerun- 
gen, oder  einer  Körperverletzung,  erkannt^). 
Rei  Zumessung  der  Strafe  ist  vorzüglich  da^ 
auf  Rücksicht  zu  nehmen,  in  welchem  Grade 
der  besondere  Grund  der  gesetzlichen  Aus- 
zeichnung (§.  249.)  in  dem  Falle  vorhanden 
war  ^). 

a)  Der  wahre  Sinn  der  P.  G.  0.  Art.  159.  (vergl.  mit 
Bamhergens,  Art.  185.)  ist  sehr  bestritten.  KU^^ 
S,  417  f. 

h)  Meister  §.  7ß9.  v.  Grolman  §,  19S.  Tittmann 
IL   §.  467. 

•      ■  . 

c)    V.  Feuerbaeh  §.  339.  340. 
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§.   2S5.   (244.) 

II)    Kirclundiebstahl :    A)  Begriff. 

liirchendiebstaJU  (Kirchcuraul)  ^  sacrile- 
im  im  engeren  Sinne  ^)  ist  derjenige  Dieb- 
lil,  ^veleher  an  Sachen  oder  Orten  die  zum 
»ttesdienste  bestimmt  sind ,  verübt  wird  ^). 
r  allgemeine  Grund  ^)  der  Auszeichnung 
iteht  in  der  besonderen  Heiligkeit  der  Sache, 
er  des  Ortes/  aus  welcher  eine  grössere 
jective  und  subjective  Strafbarheit  hervor- 
lit«  Die  letztere  erfordert ,  dass  dem  Diebe 
t  Heiligkeit  der  Sache ,  oder  des  Ortes  be- 
ont  war. 

)  P.  G.  0.  Art  171  —  175.  —  /.  H.  Boehmer  tut 
eccL  prot.  L.  V.  tit  17.  §.  2—127.  (sind  die  unter 
dem  Namen  v.  J.  S.  F,  Boehmer  erschienenen  drei 
Dissertatt.  de  variis  sacrilegii  spec.  ex  mente  iuris 
civilis  und  D.  II.  ex  mente  iuris  canon,  Hai.  1724. 
26.  27.).  P.  J.  Heister  Erläut,  des  171.  und  174. 
Art.  der  P.  G.  0.   in  8.  Jurist.  Abhandl.  Halle  1783. 

)  Unbestimmte  Bedeutung  von  Sacrileginm  im  Rüm. 
Rechte.  L.  3.  C.  de  crim,  sacril.  L,  10.  C.  de  episc, 
et  der. 

)  Can.  21.  §.  2.  Caus.  17.  q.  4.  P.  G.  O.  Art.  171.  — 
Rom.  Begriff  des  sacrilegii  als  Art  des  furti:  L.  4. 
5.  6*  pr.  L.  9.  §.1.  ad  L.  lul.  peciUatus  et  de  sa» 
cril.  Tit.  Cod.  de  crimine  sacril. 

f)  Besonderer  Grund  der  Auszeichnung  des  an  der  Tlfon- 
stranz  verübten  Diebstahls.  —  Innere  und  äussere 
Heiligkeit.  -—    Heilige  und  geweihte  Sachen. 
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§.   2o6.  (245.) 

B)    Strafe  de»  Kirchendiebstahh, 

IMe  Carolina  bedroht  die  Entwendung 
einer  9  die  geweihte  Hostie  enthaltenden  üfo«^ 
stranz  mit  der  Strafe  des  Feuers^  den  Diclh 
stahl  mit  Einbruch  ^  oder  Einsteigen  in  einen 
keiligen  Ort,  so  wie  die  Entwendung  tob 
goldnen,  oder  silbernen  Gefässen  mit  Todei* 
strafe;  die  übrigen  Arten  des  Kirchendieb- 
Stahls  mit  der  geschärften  Strafe  des  welfli- 
chen  Diebstahls  ^.  Die  Feuerstrafe  und  die 
unbedingte  Anwendung  der  Todesstrafe  sind 
jedoch  längst  ausser  Gebrauch  *). 

a)  P.  G.  0.  Art.  171—175.  Koch  insttU  §  226  leq. 
V,  Feuerhach  §.  345.  346.  —  Die  Beziehung  der 
harten  gesetzlichen  Strafen  auf  eigen  tli  um  liehe  An« 
sichten  der  katholischen  Kirche  würde  einen  prote- 
stantischen Gerichtshof  nicht  abhalten  dürfen,  anf 
die^e  Strafen  gegen  einen  katholischen  Verbrecher 
zu  erkennen. 

6)  Kress  ad  Art.  174.  §.  2.  Boehmer  ad  eund,  Art^ 
§.  3.  Quistorp  §.  389.  Meister^,  020.  v.  Feu- 
er back  §.  347.  Tit  tviann  II.  §.  442.  Preuss.  L. Ä. 
..  a.  a.  O.  §.  1156.  Preuss.  Verordn,  v.  26.  Febr.  1799. 
§.  14.  —  In  dem  neuen  Französischen  Sacrilegieo- 
gesetze  v.  J.  1824.^  welches  des  finstersten  Zeitalters 
würdig  wärc^  hatte  man jj die  alte  Barbarei  wieder 
aufleben  lassen.  Im  J.  1831.  wurde  dasselbe  gro- 
ssentheils  wieder  aufgehoben. 
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§.   257.   (246.) 
III)    Dritter  Diebttahl  a). 

Wenn  derselbe  Thäter  drei  Diebstahle 
jliangen  hat,  so  ist  entweder  ein  Zusammen- 
tt,  oder  ein  Rückfall  yorhanden.  I)  Im 
[le  eines  Zusammenflusses  kommen  die  Gmnd- 
se  Ton  Bestrafung  coneurrirender,  gleichar« 
Vt  Verbrechen  (§,  1^.  156.),  insbesondere 
i  fortgesetzten,  oder  wiederholten  Verbre- 
n,  zur  Anwendung  (§.  246.  L).  II)  Ent- 
t  hingegen  der  dritte  Diebstahl  einen  Rück' 
ly  indem  der  Dieb  bereits  die  gesetzlichen 
afen  (§.  245.  246.)  des  ersten  und  des 
;iten  Diebstahls  fruchtlos  erlitten  hatte  ^  so 
dieser  dritte  Diehstald  ^)  durch  die  Carolina 
gestalt  ausgezeichnet,   dass  der  Thäter,  als 

unTerbesserlicher  Dieb,  -  blos  wegen  des 
^kfalls,  mit  dem  Tode^  und  zwar  der  Mann 
telst  des  Stranges,  das  Weib  mittelst  des 
issers ,  bestraft  werden  soll  ^)«  Auf  die 
lesstrafe  wird  jedoch,  nach  der  Praxisy 
^en  der  in  dem  Rückfalle  allein  liegenden 
izeichnung  nicht  mehr  erkannt  ^),    und  da- 

mehr  auf  die  allgemeinen  Grundsätze  vom 
iJ&falle  geachtet  (§.  146.). 

P.  G.  O,  Art.  162.  ^  Konopack  über  den  dritten 
Diebstahl;  im  Archiv  d.  C.  R  B.  V.  St.  3.  8.  119  f. 
B.  VIL  S.  146  f.  268  f. 

34 
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b)  Hierunter  ist  auch  der  vierte  Diebstahl  u.  s.  v.  n 
verstehen,  weil  jetzt  der  dritte  nicht  mehr  mit  dei 
Tode  bestraft  wird.  Hat  derselbe  Dieb,  nachdei 
er  zweimal  bestraft  worden,  mehrere,  noch  unbe- 
strafte Diebstähle  begangen ,  so  treffen  Rückfall  vA 
Concurrenz  zusammen.  ; 

c)  Der  in  der  Unverbesserlichkeit  des  Diebes  liegeidi' 
Grund  einer  solchen  Auszeichnung,  di6  Bestimnu"!/ 
gen  der  alten  Germanischen  Gesetze  R*  Sckmii 
de  furto  sec,  LL,  antiquiss.  Germ,  Cap.  IL  §.  4.  ui 
das  wichtige  Zeugniss  Damhouder*s  in  s.  pra£ 
rer.  crim,  Cap.  110.  N.  28  f. ,  wonach  nur  der  SwcP 
mal  fruchtlos  bestrafte  Dieb  für  famosus  (*ni^ 
fverleumdter  Diebt )  genannt  und  mit  dem  Tode  b*' 
straft  wurde,  rechtfertigen  die,  auch  durch  da 
Gerichtsgebrauch  gebilligte,  Beziehung  des  Art  162.1 
auf  den  Rückfall.  K onopack  a.  ioL.  O.  B.  YIL  &i 
148  f.  159  f.  268  f.  v.  Grolman^  197.  TTaeAUrl 
II.  §.  193.  G.  Hohbach  über  den  Rückfall;  imK.I 
Archiv.  IX.  120  f.  Meister  §.  212.  —  A.  M.  ist  |, 
u.  A.  V.  Feuerbach  Ute  Ausg.  §.  332.  Gester» 
ding  im  N.  Archiv  d.  C.  R,  B.V.  S.  488.  Marti* 
§.  149. 

d)  Eine  so  auffallende  Entfernung  von  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  Bestrafung  des  Rückfalls  konnte 
sich  gegen  die  Doctrin  und  Praxis  um  so  weniger 
behaupten,  da  Überhaupt  die  harten  gesetzlichen 
Strafen  des  Diebstahls  ausser  Gebrauch  kamen. " 
Meistet  §.  212.     Tittmann  II.  §.  430.  431. 

§.   2S8.    (247.) 

IV)     Von  einigen  im  Römischen  Rechte ,   oder  durch  !««• 
desgesetze  ausgezeichneten  Arten  des  DiebstaMss    A)  ow*  1 
gezeichnete  Diebstähle  des  Rö7n,  Rechts  a). 

Im  Römischen  RecUte   kommen   m^brere 
besonders    benannte    Diebstähle    vor ,     yrelclie 
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:weder  als  durch  öffentiiche  Strafe  ausre- 
chnete Arten  von  furtum  anzusehen  sind, 
;r  eig^e  Verbrechen  bildeten  (^extraordina*' 
erimina  ^).  Dahin  gehören  die  Verbre- 
nn der  expilatores  ^  effractores  ^) ,  saccula^ 
^)  y  halnearii  ^) ,  directarii  ^) ,  das  furtum 
I;  ff^affeti  f)j  das  furtum  nocinrnumi)^ 
\  crimen  abigeaius  ^)  ^  peculatas  *) ,  expilu'^ 
'  hereditaiis  ^)  y  und  die  sepulcri  violatio  ^), 
lehe  Verbrechen  jetzt  nach  den  Regeln 
n  Diebstahle  bestraft  werden. 

I    Luden  de  furti  notione  nee.  ins  Rom,  §.  18  —  31. 

I     Tit.  D,  de  effractoribus  et  expilator.  (47.  18.). 

I-  L.  7.  D,  de  extraord»  crim,  <47.  11.). 

)    L.  1.  D.  de  furib,  balnear.  (47.  17.). 

I  Ir.  7.  D.  de  extraord.  crim.  L,  1.  §.2.  D.  de  effrü" 
ctor.  —  Unter  den  verschiedenen  Hypothesen  üher 
den  Begriff  des  Directariats  (Ir.  W,  A,  Fernice 
D.  de  furum  genere  quod  vulgo  directariorum  nomine 
circumfertun  Gott  1821.  F.  C.  Dieck  über  den 
Ihrectariat  der  Römer.  In  dess.  hist.  Versuchen  u. 
s.  w.  Halle  1822.  N.  IL)  hat  die,  welche  darunter 
den  Diebstahl  mittelst  Eindringen»  in  fremde  TVohn" 
gebäude  versteht,  das  Meiste  für  sich.  Cropp 
praec,  iur.  Rom.  circa  pun.  conat,  del.  Sect.  II.  p. 
145  sq.     Wächter  IL  S.  332  f. 

)    I#,  1.  pr.  cid  L.  Com.  de  sie.    L.  L  D.  de  für.  baln, 

)  L.  1.  D.  de  furib,  balnear.  G.  A.  C annemann  D. 
de  furto  nocturna.    Gron.  1825.    Cap.  IL  §.  3. 

)    Tit.  Dig.  de  abigeis.  (47.  14.).  ^ 

)  Tit.  Dig.  ad  L.  lul.  peculatus.  (48.  13.).  L.  un.  C. 
•  de  erim.  pecul.  (9.  28.). 

►    Tit.  Dig.  expilatae  hereditatis.  (47.  19.). 

)    Tit.  Dig.  et  Cod.  de  eepulcro  i)iolato.  (47.  12.  9.19.). 

24* 
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§.   2o9.    (248.) 

B)    Ausgezeichnete  Diebstähle  des  Deutschen  Partiadaf» 

rechtes. 

Zu  den  Diebstählen^    welche  durchfiele) 
oder  doch    durch  mehrere  Landesgesetze  aus- 
gezeichnet sind,     und  deshalb  auch   hier  be* 
merkt  zu  werden  verdienen^    gehören:    I) 
Uausdiebstahl  <<)  5    II)  manche  Arten  des  JPeU- 
JUebstahls  j       insbesondere     an    Ackergeratkei 
Bleichstücken  9    Bienen  u.  dgl.j     III)  der  8(h 
genannte    Wilddiehstahl  ^)  ^     IV)    der  Pftrit\ 
diebstahl  <^) i    V)  der  Diebstahl  zur  Zeä  gemdj* 
ner  Gefahr^    als  bei  Feuer-  und  WassemcfA 
u.  dgl.  m. 


.  -  L 


u)  C  A.  Günther  de  furiö  dömeiticb.  Lipsiae  17tt 
Meister  §.  214.  Jenull  über  den  Vnterscided  m- 
sehen  Hausdiebstahl  und  Vetiintreüung ;  in  Pratih 
bevera  Materialien  für  Gesetzk.  BIllI.  8^205.^ 
Anders  nach  Rom.  Rechte.  L.  1I.'§.  1.  D.  de  poem 
L.  89.  D.  de  fürt  ^  üeber  den  Diebstahl  in  Resi- 
denzen C.  F.  Erbe  über  den  Uofdiebstahl.  Frank- 
furt 1775. 

h)  Kleinschrod  vom  Wilddiebstahl,  dessen  Gesf^Ue^ 
Strafe  und  Gerichts  stände,  £rl.  1790..  und  ein  Ifad- 
trag  hierzu  in  dessen  AbhandL  aus  dem  peinh  R^^ 
te.  Th.  II.  N.  li.  Klien  a^  a.  O.  S.  193  f.  »• 
Feuerbach  Themis.  Landsh.  1812.  N.  III.  VolU 
grßff  Abh,  aus  dein  Gebiete  des  Crim,"  und  Staats- 
rechts.  Marb.  1822.   N.  1.     Wächter  IL  L  200. 

c)    G.  L.  Boehmer  D.  de  abigeatu.  et  ^furto  eqmrm; 
.in  Elect.  iur.  civ,  t.  III.  N.  21. 


•  -• 
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Zweites  Capitel.  (Tit  7.) 

f^on  dem  Raube  ')• 

§.  260.  (249.) 

I)    Begriff  de»  Raubes  b). 

Rauh  (rapina,  robbaria  ^)  ist  die^  mit" 
4  Gewalt  gegen  die  Person  des  BesilzerSy 
übte  Entwendung  ^).  Durch  diesen  Begriff 
terscheidet  sieh  der  Raub  von  dem  gewalt- 
aen  und  bewaffneten  Diebstahle  ^  von  dem 
sammenflosse  des  Diebstahls  mit  nachher 
übter  Gewaltthätigkeit  9  und  von  dem  Raub- 

I  Der  Raab  würde  im  System  des  Strafrechtes  zwar 
auch  bei  dea  Verbrechen  wider  die  Pereon  ^  insbe- 
sondere  im  Titel  von  den  Misshandlungen  der  Per- 
son (Tit.  IL),  oder  bei  den  Verbrechen  wider  die 
öffentliche  Sicherheit  ^  eine  schickliche  Stelle  finden» 
wie  ihn  denn  auch  die  P.  G.  0.  gleich  auf  die 
Brandstiftung  folgen  lässt.  Da  indessen  zum  Raube 
der  ganze  Thatbestand  des  Diebstahls  erforderlich 
isty  so  erhält  er,  methodisch  betrachtet,  hier  eine 
angemessene  Stelle. 

P.  G.  O.  Art.  126.  —  Mehrere  Dissertatt.  über  den 
Raub  s.  bei  Blümner  Lit.  d.  C.  R.  §.  111.  Päti^ 
mann  de  crim»  robbariae;  ins^Advers,  L. II.  Cap.24. 
Ebeling  D.  de  genuina  rapinae  notione.  Suer.  1797. 
Klien  vwn  Diebstald,  S.  446  f. 
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c)  Grassatio  ist  nur  eine  Art  des  Raubes  (L.  28.  l-  ^^  |  ^ 
16.  D»  de  'poen,)y  und  depraedatio  bezog  sich  auf  diel 
Räubereien  bei  Befehdnngen.  I 

d)  Ueber  den  Rom.  Begriff  des  Raubes  s.  §.  229.  nfl^^^ 
Vergi.  Matthaeus  de  critn.  L.  47.  Tit.  2.  C.l.  5 1.|  ^^ 
Ros Shirt  Lehrb,  d,  C.  JR.   S.  271.  1 

fi 

§.  261.  (m) 

II)     Thatbestand  des  Raubes. 

Zum  Thatbestande  des.  Raubes  gebörea 
I)  sämmtlicbe  Erfordernisse  des  DiebstahU  ^§. 
5839  f.)v  wonach  also  auch  die  Vollendung 
des  Raubes  zu  beurtbeilen  ist  ;  ausserdem 
aber  II)  Gewalt  gegen  die  Person  des  Inba- 
bers  «) ,  als  Mittel  der  Entwendung  *).  Die- 
ses kann  nicht  nur  physischer  Zwang  (^ 
absoluta  s.  ablativa),  sondern  auch  psychischer 
Zwang  (vis  compulsiva)  seyn,  wenn  nur  in 
letzterem  Falle  ein  zur  Besiegung  des  Willens 
hinreichendes  üebel  angedroht  wurde«),  und 
der  Bedrohte  die  alsbaldige  Vollziehung  der 
Drohung  befürchten  musste  ^)«  i 


a)  Unmittelbar  auf  die  Saelie  selbst  gerichtete  Gevalt 
begründet  keinen  Raub.  Klein  Grunds*  des  peini 
Rechts.  §..455.    Klien  S.  450. 

h)  Erst  nach  geschehener  Entwendung  ausgeübte  Ge- 
Mraltthätigkeit  enthält  eben  so  wenig  einen  Raab, 
als  vorhergehende,  nicht  auf  die  Entwendung  gC' 
richtete  Gewalt. 
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'^*j  •  «)    V.  Feuerbach  §.  355—357.    KUen  S.  418;    Afar- 
(  '  tin  §,  162.  —    Miuac  iuris  begründen  eine  Erpre$' 

l  9ung  (§.  266.).  ^    Ueber  gewaltsamen  Tausch, 

^^  ^)  Viele  erfordern  zum  Thatbestande  des  Raubes  auch 
noch  9  dass  die  Gcwahthäügkeit  keine  (vorsätzliche) 
Tödtung  bewirkte,  v.  Feuerbach  §.353.  Martin 
§.  162.  —  Allein,  im  Falle  einer  Tödtung,  concur- 
rirt  vielmehr  der  Raub  mit  Mord,  Todtschlag,  oder 
culposer  Tödtung.  —     Wächter  S.  344. 


§.  262.  (251.) 

III)    Strafe  des  Raubes  a). 

I)    Das  Hömüche  Recht   betrachtet   den 
fiaub,    gleich  dem  furtum,    iu  der  Regel  nur 
als  ein  Privatverbrechen ,     in  so   fern   er  sich 
nicht  zum  crimen  vis  publicae  eignet  ^) ,    oder 
von     grassatorcs     ( ausgetretenen     Wegelage- 
rern)   verübt   wird.       Letztere   sollen ,     wenn 
sie  Personen  mit  Waffen  anfallen,    am  Leben 
gestraft  werden  <^).      II)  Die  Carolina  bezieht 
sich   zwar  auf  das  Römische  Recht,    bestimmt 
aber,   dsLSS  jeder  Räuber  (d.  h.  ohne  die,  vor 
dem  Landfrieden  übliche,  Unterscheidung  zwi- 
schen    erlaubtem    und    unerlaubtem    Raube), 
mit  dem  Schwerte ^    oder   wie  sonst  an  jedem 
Orte  herkömmlich  sey,    jedoch  am  Leben  ge- 
straft werden  solle  ^).      Wegen  der  sehr  ver- 
schiedenen   Stufen    der  Strafbarkeit,     welche, 
besonders  in  Hinsicht  der  Art  und  der  Folgen 
der    angewendeten    Gewalt    beim   Raube    vor- 
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kom.'aen^  erkennt  die  Praxis  nur  bei  yorhan- 
denem  höheren  Grade  der  Strafbatkeit  auf  die 
Todesstrafe,  ohne  diese  Voraussetzung  aber 
auf  vieljährlge ,  bis  lebenslängliche  öffentliche 
Arbeitsstrafe  ^). 

a)  ^  Leyser  Sp.  639.  v.  Grolman  über  die  Strafe  det 
Raubes;  in  8.  Biblioih.  B.  I.  St.  1.  S.  96  f.  und  ins. 
Lehrb,  §.  236.  Konopack  Beitr,  zur  Lehre  vm 
Raube;  im  N.  Archiv.  Y.  147.  Hurlebusch  Bei- 
träge xur  Civ.  u.  Cr.  Gesitzg,  H.  I.  S.  9  f.^ 

h)    L,  3.  §.  2.  5.   D.  ad  L.  lul.  de  vi  publ.  % 

e)    L,  28.  §.  10.  I>.  de  poenis  (vergL  §.  16.  eod.). 

d)  P,  G,  0.  Art.  126.  »Item  ein  jeder  boshaftiger  äbe^ 
»wundencr -Räuber  9  soll  nach  vermöge  unscer  Yot' 
ifahren,  und  unsrer  gemeinen  Kaiserlichen  Rec^< 
»ten,  mit  dem  Schwert  y  oder  wie  an  jedem  Ort  ii 
»diesen  Fällen  mit  guter  Gewohnheit  Herkommeii 
»ist,  doch  am  Leben  gestraft  werden.«  ^  Uebei 
den  Umfang  dieser  Strafbestimmung  und  den  Gmfid 
der  Berufung  auf  das  Rom.  R.  herrschen  verschie- 
dene Meinungen.    S.  bes.  v.  Grolman  a.  au  0. 

e)  Boehmer  ad  Art.  126.  §.  8.  Quietorp  §.  402. 
Meister  §.  222.  Tittmann  II.  §.  484.  —  Preu$$. 
L.  R.  a.  a.  O.  §.  1189  —  1192.  Oesterr.  G.  B,  {. 
170  —  174.  Baier.  G.  B.  Art.  239.  Hannos,  Entt». 
Art.  323  --  329. 
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Drittes   Capitel. 

f^on    der    Unterschlagung, 

§.  2G3. 

1)    Begriff  und  NcUur  der  Unterschlagung, 

Uu terschlagung  (^Feruntreuung ,  inter- 
rsio)  ist  die^  von  dem  Inhaber  einer  fremden 
wegltchen  Sache  vorsätzlich  geschehene^  Wider" 
chllwhe  Zueignung  derselben  «).  Sie  kommt 
it  dem  Diebstahle  in  Hinsicht  des  Qegenstan- 
9  und  Zweckes  überein,  unterscheidet  sieh  je- 
€h  von  demselben  in  Ansehung  des  Mittels^ 
dem  sie  nicht  durch  Entwendung,  sondern 
irch  Täuschung  oder  Untreue  geschieht,  wor- 
sie,  dem  Betrüge  ähnlich  ist.  Hierna4;h 
Idet  sie  also  ein  eignes  Verbrechen  *).  Die 
Aterschlagung  kann  als  gemeines  und  als 
intsverbrechen  (§.  581  f.)  \orkommen.  Hier 
t  nur  von   dem  ersteren  die  Rede. 

» 

a)  Nach  Röpiischem  Rechte  gehört  zwar  die  interver- 
sio  zum  furtum  (rei  ipsius)  L.  33.  D.  h.  t,  L.  29.  pr» 
D.  X.  3.  C.  depoSt  Doch  gedenkt  es  deren  als  ei- 
ner besonderen  Art^  das  furtum  zu  begehen.  L.  65. 
§.  1.  I>.  de  administr.  tut,  »tutores  —  non  tarn  invito 
>do(nino  contrectare  videntur,  quam  perfide  agere.t 
L,  1.  §.  22.  D,  de  tut.  rat,  distr,  ttutorem,  qui  inter* 
*cepit  pecuniam  tutelarem.c 


\ 
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b)  Zwischen  DiebstaJU  und  Unterschlagung  ist  ein,  ii-; 
der  Natur  der  Sache  gegründeter  wesenllicher  Vn- 
terschiedy  den  auch  sowohl  der  gemeine  als  der 
rechtliche  Sprachgebrauch  anerkennt,  welcher  die 
sich;  entsprechenden  Ausdrücke  ^ Entwendung  und 
tDiebstahlt  den  gleichfalls  correspondirenden  £e- 
Zeichnungen  der  ^Unterschlagung  und  Verunirevmi^ 
entgegensetzt.  Schon  die  altdeutschen  Gesetze  bi* 
drohen  die  interversio  s.  suppr^ssio  mit  viel  geliB* 
deren  Strafen,  als  das  furtum.  R,  Schtnid  de  fwH 
sec.  LL.  antiquiss,  Germ,  €.  I.  §.  8«  Auch  die  ntät- 
leren  Deutschen  Rcchtsquellen  unterscheiden  zwi- 
schen Diebstahl  und  Raub  (»dieblichen  oder  nah»' 
fliehen  aus  des  Andern  Gewehre  bringen^ )  auf  dff 
einen,  und  dieblichem  Behalten  aufi  der  andern  Sei* | 
te,  und  bestrafen  letzteres  weit  gelinder.  SacJu,St*\ 
B.  II.  Art.  29.  B.  III.  Art.  22.  Cropp  in  den  oi 
minalist.  Beitr,  B.  II.  S.  13.  f.  S.  308  f.  Die  P.  (^ 
O.  spricht  in  der  ganzen  Reihefolge  der  Art.  157^ 
169.  vom  Stehlen  immer  nur  in  Beziehung  auf  £b/- 
tcendungeny  und  sagt  dann  erst  im  Art.  170.  von  der 
Unterschlagung  blos,  dass  sie  einem  Diebstahle  gleid 
zu  strafen  sey. —  Für  diese,  auch  in  die  Praxis  aii4 
in  die  neuere  Strafgesetzgebung  übergegangene  Ab- 
sicht,  wonach  die  Unterschlagung  ein,  eignes  Ver- 
brechen  bildet,  sind  u.  A.  Leyser  Sp.  537.  m.  16  <• 
Kress  ad  Art.  170.  Koch  §.  175.  Meister  §. 
200.  Erhard  de  furti  nottone  etc.  p.  59  s.  v, 
Grolman  §.  207.  Klien  a.  a.  O.  S.  117.  156  f. 
Ders.  im  N.  Archiv.  I..  219.  Henke  Handh.  IL 
§.  149.  Martin  §.  141.  —  Straf ges.  für  Baiemi 
Art.  229  f.  Entwurf  für  Würtemberg.  Art.  250  f. 
Entw,  f,  Hannover,  Cap.  XI.  —  Andere  zählen  die 
Unterschlagung  noch  jetzt  zum  Diebstahle,  BoeJh 
mer  ad  Art.  170.  §.  2.  K l eins  ehr  o  d  Abh,  B.  ft 
S.  98  f.  Salchow  II.  S.  276.  v,  Feuerbach  i' 
315.  Hepp  Ist  Unterschlagung  DiebstaJU f  In  ^ 
Versuchen,  Abh.  I. 
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§.   264. 

ill)     Thatbestand  der  Unterschlagung. 

I)  Der  Gegenstand  des  Verbrechens  ist 
e  bewegliehe 9  fremde,  in  der  Inhabung  den 
üters  befindliche  Saclie  ^).  Auf  die  recht- 
le  Natur  dieser  Inhabung,  so  wie  auf  die 
ty  wie  er  zu  derselben  gelangt  ist,  kommt 
in  Hinsicht  des  Thatbestandes  nicht  an  ^). 
ist  wird  ihm  jedoch  die  Sache  von  dem 
l^nthümer  anvertraut  worden  seyn  ^),  II) 
r  Inhaber  muss  die  Absicht  haben,  sich  die 
mde  Sache  widerrechtlich  zuzueignen  (§• 
1 J).  Diese  Absicht  ^)  muss  III)  durch  eine 
n  Inhaber  in  Hinsicht  der  Sache  vorgenom- 
ne,  äussere  Handlung  deutlich  erkläTt  wor- 
1  seyn  ^).  Erst  mit  dieser  Handlung  wird 
t  Unterschlagung  volletidet. 

)  Die  blos  factisclie  Frage:  ob  sich  die  Sache  wirk" 
lieh  in  der  Detention  des  Thäters  (z.  B.  der  Dienst- 
boten,  Drescher,  c|es  Finders  u.  s.  v.)  berand,  ist 
nach  den  civilrechtlichen  Begriffen  und  Grundsätzen 
zu  beurtheilen. 

•)  Also  gehört  hierher  auch  die  Unterschlagung  ziifäl^ 
Hg  in  die  Detention  des  Thäters  gekommener  Ge- 
genstände, z.  B.  zugelaufener,  zugeflossener,  gefun- 
dener Sachen.  Der  s.  g.  Funddiebstahl  ist  daher, 
wenn  die  Sache  wirklich  verloren  war,  gleichfalls 
als  Unterschlagung  zu  betrachten.  Klien  a.  a.  O. 
S.  182  f.      Der%.   im  ü.  Archiv  I.  219.      Pfeiffer 
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Prakt.  Ausführungen  B.  II.  Nam.  16.  —     A.  BL  il 

V,  Feuerbach  §.  315.  n.  6. 

c)  li.  B.   dem  Depositar,  Commodatar,  Vormand)  Clffl 
rator,  Boten,  Frachtfahrer,  Schiffer  u.  s.  w. 

d)  Die  blosse  Absicht  macht  kein  Verbrechen  aas  % 
42.)-  Auch  finden  hierin  die  Bestimmungen  des  Rö* 
mischen  Rechtes  Anwendung,  nach  welcheu  siei 
eine  contrectatio  erforderlich  ist. 

e)  Zu  dergleichen  Handlungen  gehören  vorzäglich  soI*! 
che  Verfügungen  über  die  Sache,    welche  nur  depl 
Eigenthümer  zustehen.    Das  Verheimlichen  oder  ift* 
leugnen  der  Inhabung  genügt  aber  nur  dann,  weBl 
es  ^intercipiendi  caussttyt    *intervertendi  caustui  ff^\ 
schiebt.    L.  1.  §.  2.    L.  67.  pr,  I>.  de  furtisy  woha 
auch  der  Fall  gehört,   wenn  eine,   dem  Inhaber  b^j 
kannte,     besondere    Verpflichtimg    zur    Anzeige  derK 
Inhabung  vorhanden  war.     Ohne  diese  Voraassetzang 
ist  aber  der  Finder  einer  Sache,  welcher  bieg  nicbtll 
gethan    hat,    um  den  £igenihümer  ausfindig  za  Wi- 
chen, noch  nicht  der  Unterschlagung  schuldigi        L 


§.  263. 

III)     Strafe  der  Unterschlagung. 

Die  Unterscklagujig  ist  im  AUg^emeinen 
nach  der  Analogie  des  Diebstahls  ^)  und  des 
Betruges  j  jedoch  wejjen  der  geringeren  obje- 
ctiven  ^)  und  subjectiveii  ^)  Strafbarkeit,  in 
der  Regel,  und  unter  sonst  gleichen  Verhält- 
nissen, etwas  gelinder  zu  bestrafen*').  Ab 
ein  Erschwerungsgrtmd  ist  es  jedoch  zu  be- 
trachten,  wenn  die  Unterschlagung  entweder 
luit    V^erletzung     besonderer     Berufspflichten^ 


^ 
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:r  eines  nothwendigen  Vertrauens  verbun- 
I  war,  oder  mittelst  einer  schon  an  sich 
sifbaren  Fälschung  verübt  wurde  *). 

)  Auf, die  Strafe  des  Diebstahls  weist  auch  die  P.  6. 
O.  Art.  170.  jedoch  nur  in  Rucksicht  der  Unter- 
schlagung (oder  anderer  Veruntreuung)  deponirter 
Sachen  hin. 

)■  Theils  weil  sich  der  Eigenthümer  gegen  Unterschla- 
gung leichter  sichern  kann,  theils  weil  der  be- 
kannte Inhaber  die  leichtere  Entdeckung  fürchten 
masSy  theils  weil  oft  schon  die  Civilklage  auf  Zu- 
rtckgabe  der   Sache    oder    Schadensersatz    hinrel- 

'    cli«iid  ist«. 

r)    Weil  derjenige,  welcher    fremde -Sachen    aus  der 

Gewahrsajpne  des  Eigenthümers  wegnimmt,  mehr  Ge« 

/Ehrlichkeit    des  Willens    und    grössere  '^hätigkeit 
zeigt. 

1)  Quittorp  §.  417.  Strube  IL  Bed.  107.  Meister 
§.  213.  K2ien  a.  a.  O.  S.  45.  Henke  Handb.  II. 
§.  149.  V.  Zeiller  jährl.  Beiträge.  I.  S.  168. 
Wächter  §.  198.  S.  341.  -^  .  A.  M.  ifk  v.  Soden 
Geist  der  peinl.  Ges.  §.  120.  310.  Gerstlacher 
Handb.  der  T.  Reichsges.  Th.  XI.  S.  2857.  Hepp 
«•  a.  O.  S.  25» 

r)  Hier  ist  Concurrenz  der  Unterschlagung  and  Fäl« 
schung.^     . 
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Viertes  Capitel.  |   d 

F^on   der  Erpressung  ^). 


i 
e  r 
^  1 


§.  266.   (271.) 

I)    Begriff  und  Natur  der  Erpreseung  Ö), 

Erpressung  (concnssio)  ist  die  Abmlhi' 
gung  eines  F^orlheib  von  einem  Andern  durch 
Bedrohung  desselben  mit  dem  Missbrauche  eine» 
wirklichen^  oder  dem  Gebrauche  eines  vorgespie* 
gellen  Rechtes  ^  in  sofern  solche  nicht  ein  ie- 
sjfimmtes  anderes  VerbrecJicn  ent/Mlt^).  Das 
Eigenthümliche  der  Begekungsart  ^)  dieses  ye^ 
brechens  bestebt  darin,  dass  der  Bedrohete 
dureb  die  widerrecbtiieb  in  ibm  erre2:te  Furcht 
Vor  einem  anscbäinend  recbtiichen  Nacbtheil 
bestimmt  wird,  dem  l)rohenden  einen  Vor- 
theil  einzuräumen.  Die  Erpressung  kann  als 
gemeines  und  als  Amtsverbrechen  ( §•  378. ) 
befi:ang:en  werden.  Hier  ist  nur.  von  ersterem 
die  Rede. 

a)  Tit,  Dig,  de  concussione  (47,  13.).  I>.  f.  8.  D.  qupd 
metus  causaa.  L,  11.  12.  C.  de  hie  quae  vi  (2y  20.). 
—  Tittmann  Th.  II.  §.  241.  494.  v.  Grolman 
§.  300.  V.  Feuerbach  §.  430.  479.  a.  Wächter 
§.  144. 

6)  In  einer  vom  Gegenstände  entlehnten  Classification 
der  Rechtsverbrechen  gehört  die  Erpressung  In  dta 
Titel  von   den  Verbrechen  v^ider    die  Yermögeni- 
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rechte  (vergl.   $.  267.  IL).     Von  dem  mittelst  com- 
puUiver  Gewalt  verübten  Rauhe   anterscheidet.  sich 

die  Erpressung   theils  durch  die  Art  der  Drohung, 
theils  dadurch ,  dass  sie  keine  Entwendung  enthält. 

>  L.  1.  §.  1.   L.  8.  D.  de  calumniat,  L,  2.  D.  de  concus. 

>  Hiemach  würde  also  in  einer  von  der  Begehungaart 
'  der  Verbrechen  entlehnten  Classification  die  Er- 
pressung zu  den  Gewaltthätigkeiien  und  nicht  zu  der 
Fälschung  gehören ,  da  letztere ,  wenn  sie  gleich 
dabei  vorkommen  kann,  nicht  wesentlich  ist,  und 
da  selbst  dann  die  Furcht  vor  dem  Gebrauche  des 
vorgespiegelten  Rechtes  es  ist,  welche  den  Yer-r 
letzten  zur  Gewährung  des  Vortheils  bestimmte, 
darauf  gehen  auch  die  gesetzlichen  Ausdrücke:  tper 
vpotentiam  extortae  eunt,  illicite  exiortunty  meiu  c^m'^ 
'»pellere^  metu  illato  accipere^  vereriy  timeret  a%  ••  v»  ^ 
Xf.  12*  C.  de  hie  quae  vi  etc.  L^  8.  de  calumn.  L^ 
7.  8.  D.  quod  metus  c.  —  Quistorp  §.169.  Klein 
§.  194.  Klien  im  N.  Archiv.  I.  223.  Martin  §. 
198.  Wächter  §.  144.  —  Andei^e  zählen  die  Con- 
cussion  zu  den  Fälschungen,  Tittmann,  v,  Feu" 
erbach,  v.  Grolman  a.  d.  a.  O. 

§.  267. 

II)    Thatbeitand,    .      . 

Zum  Thatbestande  der  Erpressung^  gehört 
die  Erregung  der  Furcht  in  einem  Andern 
r  dem  ihm  nachtheiligen  Gebrauche  eines 
rldichen  oder  vorgespiegelten  Rechtes  ^). 
e  zu  dem  Ende  geschehene  Drohung  braucht 
3ht  gerade  auf  einen  bestimmten  Nachtheil 
richtet  zu  seyn,  sondern  kann  auch  in  all- 
meinen Ausdrücken   und  selbst  stillschwei- 


i 
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gend  geschehen  9  indem  man  eine  Forderuug 
unter  solchen  Umständen  macht ,  welche  vo^ 
aussetzen  lassen ,  dass  der  Andere .  derselbea 
aus  jener  Furcht  genügen  werde.  II)  Rechts- 
widriger Vorsatz^  d.  h.  die  Absicht 9  den  Aq-U 
dem  durch  Erregung  der  Furcht  zur  Gewali< 
rung  eines  uhcrlaubten  Yortheils  zu  hestiin 
men.  Gewöhnlich  wii;d  dieses  ein  Fermi»  qj 
getisvorilieil  seyn  ^) ,  .  doch  Jkann  solcher  andi 
in  gewissen,  dem  Drohenden  nützlichen  Bege- 
Ijungs-  oder  Unterlassungshandlungcn  beste- 
hen ^).  III)  f^Virkliche  ErUmgtmg  des  be- 
zweckten  Vortheils  ^).  Erst  hierdurch  wird 
das  ^Verbrechen  vollendet  *). 


_a)  Das  Baierische  Sfrafgesetzb,  Art.  241.  nimmt  aach 
thatliche  Mis^andlungen  und  Bedrohungen  auf  Leib 
und  Leben  in  den  Betriff  der  Erpressung  auf,  vfo- 
durch  dieser  sehr  erweitert  und  der  Unterschied 
zwischen  concussio  und  crimen  vis  verwischt  wird. 

b)  Die  Gesetze  reden  meist  von  pecunia. 

t 

c)  L,  8.  §.  L  D,  guod  irietus  c.  L,  un,  C.  st  quacungue 
praedit  poiest.  (5,  7.).  Meister  §.  23a  Wächter 
.a.  a.  O.  S.  49.    A.  M.  sind  Quistorp  §.193.    Mar» 

tin  §.  198.  N.  e.  .  V 

«    .  ■   *     '• 

d)  Bezieht  sich  nur  auf  den  zunächst  bezweckten  Vor- 

theil,   nicht  abcrauf  die  weitereti  davon- enrartetei 
Vortheils.        V; 


\. 


t)    'L;  L  h,  t.   ^ablatum  restitui.c    L,  2.  eod.    tpecanitB 
.  ■  i  *accepit,t^     L.  8.  D.  quod  met,  c,  9dedit*i 
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§.  268. 

III)    Strafe  der  Erpressung. 

Die  willkürliche  Strafe  dieses  Verbrechens 
'Stimmt  sich  besonders  nach  der  Beschaffen- 
dt  der  Drohung  ^) ,  nach  der  Natur  und 
rosse  des  erpressten  Vortheils  und  nach  der 
rafbarkeit  der  etwa  dabei  vorgefallenen 
ilschüng.  Hiernach  kann  sie  sich  von  Ge« 
ngniss  bis  zu  Zuchthaus  erstrecken. 

Dt)     L.  2«  D,  de  €onai9i* 


Fünftes  Capitel. 

f^on   der   Fälschung   und  dem  Betrüge. 

Einleitung« 

§.   269.    (252.) 
I)    Veber  die  Rechte  in  Hinsicht  der  Wahrheit, 

I)  Jedem  3Ienschen  gebürt  ein  negatives 
lecht  auf  Wahrheit  y  indem  er  berechtiget 
\ij  die  Unterlassung  solcher  Entstellungen 
ier  Wahrheit  zu  fordern,  durch  welche  seine 
lachte  gefährdet  oder  verletzt  werden  *).  II) 
£in  positives  Recht,  PVahrheit  zu  fordern^ 
entspringt   nur    aus    besonderen  JUeehtsverhält' 

25 
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ntssetij     welche    zur  Wahrhaftigkeit  ver 
ten,    und  zwar  A)  aus  öffentlichen  Verhältnis- 
sen.      Dahin    gehört:     1)    das   Verhältoiss  des 
Staates   zu  seinen  Beamten^  von   denen  er  m 
allen,   ihr  Amt  betreffenden  Sachen  Wahrhaf- 
tigkeit zu   verlangen,    das  Recht   hat}    2)  das 
Verhältniss  des  Staates  zu  seinen  Bürgern  übe^ 
haupt,    als   von  welchen  derselbe   iu  allen  öf- 
fentlichen  Beziehungen   Wahrheit   zu  fordera 
befugt  ist  j  insbesondere  bei  gerichtlichen  Aus- 
sagj^n,     als     Zeugen,      oder    Sachverständige, 
bei  gesetzlich  zur  Pflicht  gemachten  Anzeigen) 
bei  Erklärungen   in  Rücksicht   des  öffentUchen 
Einkommens   u.   dgl.      B)  Auch   aus  besonde- 
ren Privatverh'aÜnissen  kann  ein  Anspruch  auf 
Wahrhaftigkeit   entspringen.       Es   gehört  da- 
hin im  Allgemeinen   das  gegenseitige  Verhält- 
niss  vertragschliessender  Theile  ^),    in  sofern 
hier  die  Gesetze  an  die  Verletzung  der  Wahr- 
heit rechtliche  Folgen  knüpfen  «?).     Nach  dem 
Grunde  der  Rechte  in  Hinsicht  der  Wahrheit, 
bestimmen    sich    zugleich    deren    Umfang  und 
Grenzen. 


a)  TitU  Dig.  et  Cod.  de  L.  Com.  de  fals.  und  steUiona- 
tU8.  §.  7.  I.  de  publ.  iud.  —  Tit.  X.  de  crim.  falsi, 
—  P.  G.  0.  Art.  68.  107.  111  —  114.  R.'FoL  0. 
V.  1577.  Tit.  16.  24.  34.  —  F.  C.  Harpprecht  d 
tit.  Fand,  et  Cod.  de  crtmine  stellion.  Tut.  1708.  4. 
Leyser  Sp.  614  —  617.  /.  T.  Seger  (resp.  A.  W. 
Deutschlaender)  D.  de  crim.  stellion.    Lips.  1770.  4. 
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I.  C.  Francke  D.  de  iudicio  falsi  eiusque  in  viridis 
catione  Itinittbus.  Vit^b.  1799.  Kleinschrod  über 
den  Begriff  u,  die  Erford,  des  V*  der  Verfälschung; 
im  Archiv  d.  C.  R.  B.  II.  St.  1.  S.  113  f.  Klien 
Beiträge  zur  Theorie  über  das  V.  des  Betrugs  w.  der 
Fälschung;  im  ]V.  Archiv  d.  C.  R.  B.  I.  S.  124  f. 
S.  218  f.  J.  A.  Krug  er  Beiträge  zur  Lehre  des 
Verbr.  des  Betrugs.  Landsh.  1818.  C  Cucumus 
Pr.  über  das  Verbr.  des  Betrugs,  Würzb.  1820. 
Ders,  über  den  Unterschied  zwischen  Fälschung  und 
Betrug.  Im  N.  Archiv.  X.  513  f.  681  f.  Bus  mann 
D.  de  falso,  Gron.  1821.  van  der  Velden  D.  de 
critnine  falsi.  Utr'echt  1824.  Hoepfner  D.  de  cri* 
mint  falsi.   Llps.  1S29. 

I  Klien  a.  a.  O.  S.  138.  Diess  ist  in  der  That  kein 
selbstständiges  Recht  auf  Wahrheit,  sondern  nar 
ein  Ausfluss  des  allgemeinen  Rechtes»  die  Unter- 
lassung rechtsverletzender  Handlungen  zu  fordern, 
bezogen  auf  die  Wahrheitsentstellung  als  Art  der 
Rechtsverletzung. 

I  Klien  a.  a.  O.  S.  156  f.  Henhe  III.  S.  9.  —  Hin'» 
gegen  das  Verhältniss  zwischen  den  Parteien  in  ei-* 
.  nem  Rechtsstreite  gehört  nicht  hierher.  Das  blosse 
Ableugnen  wird  weder  im  Civilprocesse,  wo  es  ja  in 
der  Regel  als  ein  erlaubtes  Schutzmittel  betrachtet 
wirdy  und  nur  ausnahmsweise  privatrechtliche  Nach- 
theile bewirkt  (§.  26.  I.  de  act.)  y  noch  im  Strafpro- 
cesse  für  (eine  Rechtsverletzung  gehalten.  Eben 
daher  ist  der  Untersuchungsrichter  nicht  berechti- 
gety  den  Angeschuldigten  durch  Zwangsmittel  zum 
Bekenntnisse  zu  nöthigen. 

0  Diese  negativen  und  positiven  Rechte  (I.  II.)  durch 
einen  allgemeinen  Ausdruck  zusammengefasst,  nennt 
man  das  Recht  auf  Wahrheit ^  oder  besser  di«  Rechte 
in  Hinsicht  der  Wahrheit, 


26 
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§.  270. 

II)     Römisches  Recht  über  falsum  und  stelHonahu, 


136 

Uh 

0. 

Das  Römische  Recht  unterscheidet  faUmt  ** 
und    stellionattis    als    ganz    \erschiedene  Vet- 
brechen^     ohne    jedoch  deren  VerschiedenkitL  1 
durch  ein  allgemeines  Merkmal   genau  zu  be« 
stimmen.      I)   Crimen  falsi  iiSt  vorsahlkk^ 
durch   Gesetz    mit   Strafe    bedrohte    F^erletsmf] 
des  Rechts  auf  JVahrheit.       Die  Lex  Corneltt| 
de    falsis   betraf  nur   die  Fälschungen  in  Hin- 
sicht auf  Testamente  und  Münzen  (daher  auckj 
lex   testamentaria   und   lex   nummaria).      Spä- 
terhin   wurde    die    Lex   Cornelia ,      besonders! 
durch  Senatusconsulte  und  Constitutionen  ^  auf] 
mancherlei     andere   Fälschungen     ausgedehnt, 
welche  auch    quasi   falsa    genannt    wurden  ^). 
II)  Stellionatus ,  als  extraordinarium  crimen  ^)} 
umfässte     theils     alle     durch    Entstellung  der! 
Wahrheit   verursachte    Vermögensbeeinträchti- 
gungen ^)^     theils    jede    arglistige     Besebädi- 
gung  ^).       Für    beide    Gattungen    bildete  der 
Stelliohat  ein  aushiilflliches  Verbrechen  f)  nnd 
begriff  als   solches    in  jener   Beziehung ,    ab 
worin    er   allein    hierher    gehört,      alle  durch 
rechtswidrige  Täuschung   bewirkte  Benachtheili' 
gungen  s). 


a)    Matthaeus  de  criminibus  ad  Lib^  48«   Tlt  7.  c.  !• 
ad  Lib.  47.  Tit.  13.      Kleinschrod  a.  a.  0.  S. 
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136  f.  Cucumus  a.  a.  O.  S.  90  f.  Rosshirt 
Lehrb.  §.  222  f.     Wächter  §.  178.  —    Da  die  P.  G. 

0.  Art.  107—115.  nur  von  einigen  Hauptarten  der 
Fälschung  handelt,  so  bildet  das  Römische  Recht 
und  dessen  Analogie,  innerhalb  der  gehörigen  Gren- 
zen gebraucht,  eine  unentbehrliche  Quelle. 

I  L,  1.  §!  13.  D.  h.  t,  —  Von  den  falsis  und  quasi 
falsis  handeln  Tit,  Dig,  de  L.  Cornelia  de  falsis  et 
de  SC,  Libon.  (48. 10.)  und  mehrere  Titel  des  Codex 
(Lib.  9.  Tit.  22—25.)  §.  7.  J.  de  pubL  iud, 

Tit,  Dig.  stellionatus  (47.  20.).  Im  Einzelnen  ist  das 
Rom.  R.  bei  Trennung  der  Arten  des  Stellionates 
und  der  Fälschung  eben  so  wenig  genau,  als  bei 
Absonderung  des  Diebstahls  von  der  Fälschung,  so 
-wie  der  vis  publica  und  der  yis  privata  etc.  Z.  B. 
Ij.  21.  de  fals^  verglichen  mit  L.  3.  §.1.  D.  und  L, 

1.  C.  stell.  Ueber  die  einzelnen  Arten  des  Stellio- 
nats:  Cremani  de  iure  crim.  L.  II.  c.  7.  §.  7  i. 
X>ie  actio  stellionatus  gehörte  weder  zu  den  pabli- 
cis  iudiciis  noch  zu  den  privatis  actionibus.  L,  I«  2. 
stell.    Cucumus  a.  a.  O.  S.  125. 

)  Beispiele  in  L,  3.  §.1.  stell.  L,  2.  4.  C.  eod.  Der 
Zusatz  »welche  nicht  zu  den  falsis  und  quasi  falsis 
»gehörten«  ist  unrichtig. 

)  L.  3.  cit.  —  »quod  enim  in  privatis  iudiciis  est  de 
fdolo  actio  y  hoc  in  criminibus  stellionatus  persecu« 
9tio.<     Cucumus  im  Archiv.  X.  684. 

-)  L.  3.  §.  1.  cit.  —  »Ubicunque  igitur  titulus  crimi- 
>nis  deficit,  illic  stellionatus  objiciemus.  —  Et,  ut 
vgeneraliter  dixerim ,  deficiente  titulo  criminis ,  hoc 
»crimen  locum  habet,  nee  est  opus  species  enume- 
»rare.c  —  Abweichende  Ansichten  Anderer  über  den 
Unterschied  zwischen  falsum  und  stellionatus. 
Leyser  Sp.  557.  m.  1  —  3.  hält  dafür,  dass  der  Un- 
terschied im  neueren  Rechte  verschwunden  sey. 
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j)  In  Hinsicht  der  Strafe  ist  zwischen  falsum  and  Slel- 
lionat  der  Unterschied,  dass  für  letzteren  ein  ge- 
ringeres Maximum  der  arbiträren  Strafe  bestimmt 
war,  L,  3.  §.  2.  cit,  Ht,y  und  dass  derselbe  nicht 
immer  infamirte,  -L.  2.  eod,  vergl.  mit  L,  13.  j«  S. 
de  his  qui  not.  inf.     Wächter  §.  1^.  n.  8. 


§•  27  J . 

III)     Wahrheitsverietzung  ah  eignes  Verbrechen, 

Die    vorsätzliche  9    auf  Täuschung.  Ande- 
rer ahzweckende  Verletzung  der  Wahrheit  ist, 
an  sich  betrachtet ,  gleich  der  Gewaltthätigkeil, 
nur  eine  Begehunysart  mannichfaltiger  Verbre- 
chen ö).     Oft  bildet  sie  jedoch  ein  eignes  Fer- 
brechen  unter   dem  Namen   der  Fälschung  und 
des  Betruges  j    als  welche   beide  Beuennungen 
in   einem    se/ir  iveiten   Sinne  oft    gleichbedeu 
tend  gebraucht  werden ,     im  engeren  Sinne  je-  • 
doch    zwei    sehr   verschiedene  ,     wenn    gleich 
verwandte   Verbrechen    bezeichnen.      I)   Fil' 
schung  (crimen  falsi)  ist  die  vorsätzliche  Ver- 
letzung des   dem  Andern  zukommenden  Rech- 
tes auf  Wahrheit  (§.  273  f.).      II)  Betm^ 
ist  die  durch  rechtswidrige  Täuschung  bewirkte 
Benachtheiligung  eines  Anderen  (§.  278  f.  *). 

a)L  ,So   können    z.  B,   Tödtung,    Gesundheitsverletzung) 

.    i    .  Injurien,    Menschenraub,    Entführung,    Verletzung 

des  Familienstandes,  Erpressung,  Vei^brechen  widec 

öffentliche  Treue   und   Glauben,  Amtsverbrechen  o. 

s.  w.  durch  WahrheUevf^let^ung  verübt  werden.    Wo 
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solche  jedoch  nur  als  Begehungsart  (Form,  Mittel) 
eines  anderen  Verbrechens  vorkommt,  da  ist  des- 
halb nicht  etwa  eine  ideale  Concurrenz  eines  Ver- 
brechens der  Fälschung  und  des  durch  diese  be- 
gangenen anderen  Verbrechens  anzunehmen  ^  z.  B. 
bei  der  Verläurodung  (§.  154.  n.  a.). 

b)  Von  beiden  unterscheidet  sich  die  Treulosigkeit, 
oder  der  Treubruch,  d.  h.  die  bösliche  Verletzung 
der  besonderen  Treue,  zu  welcher  Jemand  recht- 
lich verpflichtet  ist,  indem  diese  nicht  allgemein 
und  wesentlich  eine  Verletzung  der  Wahrheit  er- 
fordert Wächter  §.  178.  n.  91.  Henke  III.  S.  5. 
S.  70  f. 

§.  272. 

IV)     Unterschied  zwischen  Fälschung  und  Betrug  a). 

Nicht  nur  der  Sprachgebrauch  uoterschei- 
l  Fälschung  und  Betrug  ^)^  sondern  beide 
id  auch  ihrer  Natur  nach  ^)  sehr  verschie- 
a  und  zwar  I)  in  Hinsicht  des  Gegenstan- 
9.  A)  Die  Fälschung  verletzt  das  Recht  auf 
ahrheit  (als  nächsten  Gegenstand)  und  ge- 
[irdet  oder  verletzt  andere  Rechte  (als  mit- 
baren Gegenstand)  5  B)  der  Betrtig  hinge- 
\k  enthält  eine  unmittelbare  Verletzung  der 
rmögensrechte  Anderer.  Hieraus  ergibt 
h  H)  der  verschiedene  Grund  der  Straf* 
rdigkeit  beider.  Dieser  besteht  nemlich  A) 
der  Fälschung  in  der,  aus  einer  Verletzung 
I  Rechtes  auf  Wahrheit ,  entspringenden 
fahr  einer  schädlichen  Täuschung ,    t^eleke 


N 


%  . 
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daher  durch  die  Strafdrohung  abgewendet  we^  w  ^ 
den  soll.       B)  Die  Strafwürdigkeit   des  Betnr 
ges    liegt    aber    in    der    durch    wirkliche  Tän-lßB 
schung    verursachten  Beschädigung.     Hiernach 
lassen   sich  dann    ferner  III)    diejenigen  falle  Vkc 
bestimmen,     worin    die    eine    und    die   andere 
Wahrheitsverlelzung  als  f  ^erbrechen  anzusehett 
ßind.      A)  Die  FulscJmug  ist  wir  dann  Verbrc-  JT« 
chen,     wenn    das    eben    angegebene    Merkmal 
der    Strafwürdigkeit    eintritt,     indem    Andere 
durch    die    rechtswidrige    Wahrheitsverletzung 
einer  Täuschung   und    daraus   zu  besorgendea 
Beschädigung  ausgesetzt  worden  ^).      ISwr  ge- 
gen dergleichen,  die  Rechtsordnung  gefährden- 
de  Verletzungen    des    Rechtes    auf  Wahrheit 
ist   dieses   durch    Strafgesetze    geschützt ,   und 
die  Fälschung  ist  also  nur  in  sofern  ein  Ver- 
brechen, als  sie  durch  Gesetze  und  deren  Ana- 
logie mit  Strafe   bedroht  ist*     B)  D^r  jBefrujf 
hingegen  bildet  ^    vermöge  des  Grundes  seiner 
Strafwürdigkeit,    stets  ein  Verbrechen,   da  er 
immer  eine  erfolgte    rechtswidrige  Benachthei- 
ligung des  Andern  voraussetzt  ^).     Ausserdem 
findet  sich  zwischen  beiden  IV)  auch  noch  ein 
Unterschied  in  Hinsicht  der  verletzten  Person* 
A)    Die   Fälschung   verletzt    denjenigen,    dem 
das  Reßl\t   auf  Wahrheit   gebürt.       Diess  ist 
aber  nicht  :im)fner  gerade  der,    auf  dessen  Be- 
ftefafidigimg  die  Fälschung  abk weckt  ^     als  w\r 
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her  oft  durcli  die  Unwahrheit  nicht  getäuscht 
rerden  soll  oder  auch  nicht  kann,  sondern 
ann  auch  ein  Dritter  seyn  (wie  z.  B.  bei  ei- 
ern vor  dem  Strafrichter  wider  einen  ün- 
^fauldigen  abgelegten  falschen  Zeugnisse). 
k)  Durch  den  Betrvg  hingegen  wird  immer 
er  Getäuschte  beschädigt.  Endlich  sind  beide 
'^erbrechen  V)  in  Hinsicht  des  Momentes  der 
Vollendung  y erschieden.  A)  Die  Fälschung 
»t  vollendet,  sobald  das  Recht  auf  Wahrheit 
erletzt  und  hierdurch  ein  Anderer  der  Täu- 
chung  und  Beschädigung  ausgesetzt  worden 
§.  274.)  5  während  dagegen  B)  der  Bettmg 
rst  dann  vollendet  ist,  wenn  der  bezweckte 
materielle  Nachtheil  bewirkt,  oder  der  beab- 
ichtigte  Gewinn  erlangt  worden  ist  (§.  278.). 

a)  J.  T.  Werner  Handb,  des  peinl.  R.  §.  705.  Klien 
a.  a.  O.  S.  133.  Cucumus  im  N.  Archiv  X.  S.  31  ff. 
681  ff.  versuchte  zuerst  eine,  auf  die  Analogie  des 
Römischen  falsi  und  Stellionates  gegründete  Unter- 
scheidung zwischen  Fälschung  und  Betrug.  —  Die 
unterlassene  Unterscheidung  zwischen  diesen  beiden 
Verbrechen  erzeugt  manche  Streitfragen;  z.  B.  ob 
die  Fälschung  einen  materiellen  Schaden  erfordere, 
ob  alle  Fälschungen  strafgesetzwidrige  seyen,  und 
über  den  Moment  der  Yollegdung. 
6)  Gegen  die  von  Feuerbach  §.  415.  blos  auf  den 
Wortsinn  gegründete  Unterscheidung  zwischen  Fäl- 
schung und  Betrug,  beide  im  engereu  Sinne  s.  Cm- 
cumu«  a.  a.  O.  S.  515. 
c)  Der  blosse  Umstand,  dass  die  Deutschen  Reichsge- 
•etze  zwischen  Fälschung  und  Betrug  den  Worten 
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nach  nicht  unterscheiden ,  durfte  zur  Widerlegung 
dieses  in  der  Sache  selbst  gegründeten  und  rechtlich 
wirksamen  Unterschiedes  um  so  weniger  genügen, 
da  derselbe  der  Unterscheidung  zwischen  crimen 
falsi  und  stcllionatus  (in  sofern  letzteres  sich  auf 
Wahrheitsverletzungen  beziieht)  wenigstens  im  Gan-  k 
zen  entspricht  und  das  Rom.  R.  in  Hinsicht  der 
unter  dem  Stell ionate  begriffenen  Betrügereien  jetzt 
noch  anwendbar  ist.  Martin  §.  197.  Auch  bedient  f\ 
sich  das  R.  R.  beim  Stellionate  des  dem  Deutschen 
j Betrüger eient  entsprechenden  Ausdrucks  ^fraudes^i 
L,  4.  C.  stell. :  das  Französische  Recht  unterschei- 
det faux  von  escroquerie  y  jodoch  in  einem  anderen 
Sinne  (Code  penal  A.  401  ~  405.). 

d)  Ueber  das  Merkmal  zur  Bestimmung  des  Umfangt 
des  Verbrechens  der  Fälschung  sind  die  Meinungen 
sehr  verschieden.  Kleinschrod  a.  a.  O.  §.3.  Cm- 
cumus  a.  a.  O.  S.  34  f.  Meister  1.  c.  §.  224.  22S. 
Martin  a.  a.  O.  §.189.  n.III.  Henke  III.  S.lOff. 
Auch  hierbei  zeigt  sich  der  grosse  Einfluss  der  un- 
terlassenen Untei Scheidung  zwischen  Fälschung  und 
Betrug. 

e)  .Diess  bringt  auch  die  Allgemeinheit  der  Bestimmun- 

gen des  Römischen  Rechtes  über  Stellionat.  und  die 
Zusammenstellung  der  accusatio  stellionatus  mit  der 

I 

actio  de  dolo  mit  sich» 

§.   273. 

V)    Stellung  heider  Verbrechen  im  Systeme, 

In  einer  vom  Gegenstande  der  Verbre- 
chen entlehnten  Anordnung  derselben,  bietet 
die  richtige  Stellung  des  Betruges  und  der 
Fälschung  9  weil  solche  keinen  allgemein  be- 
stimmten  und    begrenzten  Gegenstand    haben^ 
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besondere   Schwierigkeit    dar  «).       Ihre   Natur 
erlaubt  nicht,  allen  Arten  derselben  den  nem" 
liehen  Platz  im  Systeme   anzuweisen  ^).      Man 
muss   bei   deren  Stellung   I)  zunächst   diejeni- 
gen Arten,   welche  eine  besondere^  ihre  Straf- 
barkeit erhöhende  Hauptcigenschaß  haben,  ver- 
möge  deren  sie   zu  einer  hierdurch   bedingten 
(schwereren)   Classe  *von  Verbrechen   geeignet 
sind,    in  diese  verweisen  ^).     Dahin  gehören: 
A)  die  Fälschung  in  Amtshandlungen,  welche 
2u  den  Verbrechen  der  Staatsdiener  zu  zählen 
sind   (Tit.  13.)}     B)    die   Fälschung  in  Hin- 
sicht des  Familienstandes  (§•  226.  227.);     C) 
die    gemeingefährlichen   Fälschungen    und    Be- 
trügereien,     welche    wider    öffentliche    Treue 
und    Glauben    verübt    werden    (falsa    publica 
Tit.  8.).       II)    Die,     nach  Ausschliessung    der 
bisher  genannten  übrig  bleibenden  Wahrheits- 
verletzungen  lassen  sich  nun,     wenigstens  ih- 
rer gewöhnlichen  Natur  nach^  in  eine  bestimmte 
Classe  .einordnen.     A)  Die  Fälschung ^  als  selbst- 
ständiges Verbrechen,     verletzt   zwar  zunächst 
das    Recht   auf  Wahrheit,     und    würde    also, 
gleich  der  Ehrverletzuug,  ihrem  nächsten  Ge- 
genstande   nach,     eine    besondercL  Abtheilung 
bilden   müssen,      welcher   nach    letzterer   eine 
Stelle   angewiesen    werden    könnte.       Ihr   mit- 
telbarer  Gegenstand    kann  allerdings  sehr  ver- 
schieden seyn.       Meist  wird  solcher  jedoch  in 


c) 
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Vermögensrechten    bestehen     (da    die   Gefälir- 
düng  oder  Verletzung   sonstiger  Rechte  durcl 
Fälschung  gewöhnlich  ein  anderes  Verbrechen 
bildet  §.  271.    n.  a.)^     weshalb    sie  dann  in 
gegenwärtigem  Titel,  worin  die  Vermögensbe* 
einträchtigungen   nach    den   Yerschiedencn  Ar* 
ten    der    Begehung    zusammengestellt    werden 
(§.    2oo.),     eine    angemessene    Stelle    findet. 
Letzteres    gilt   aber  B)  noch  in  höherem  Maa« 
sse  von  dem  Beb'uge^     als  welcher  wohl  stets 
gegen    die  Vermögensrechte  Anderer  gerichtet 
ist.       Eben   daher   bringt   es    sclion    die  aner- 
kannte    nothwendige     Zusammenstellung    des 
Betruges  und  der  Fälschung  mit  sich,    beiden 
hier  einen  Platz  anzuweisen. 

a)  Von  einer  solchen  Anordnung  bleiben  natü,rlich  die- 
jenigen besonderen  Verbrechen  ausgeschlosseO) 
welche  durch  Fälschung  verübt  werden  können  ond 
bei  denen  also  die  Verletzung  der  Wahrheit  Dsr  I 
das  Mittel  der  Verletzung  anderer  Rechte  ist  (§. 
271.  n.  a.>.  Dasselbe  gilt  von  der  idealen  Concar- 
renz  einer  Fälschung  mit  einem  anderen  Verbrechen, 
z.  B.  mit  Unterschlagung ,  Erpressung ,  Bigamie 
u.  s.  w. 

h)  Die  Meisten  verbinden  sämmtliche  Gattungen  und 
Arten  der  Fälschung  und  des  Betruges  mit  einander 
und  weisen  der  ganzen  Lehre  sehr  YerschiedeiM 
Stellen  an.  Z.  'B,.  Meister  lässt  sie  auf  den  Dieb* 
stahl  und  Raub  folgen,  v.  F euer b ach  TÖihXi  sie  n 
den  formell  vagen  Verbrechen^  diese  Bezeicbnoog 
passt  aber  theils  nicht  auf  den  Behiig  (§.  278.}t 
theils  nicht  auf  die  Fälschung  als  eignes  Verbrecken 
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({•  274.)  y  da  beide  einen  allgemein  bestimmbaren 
Thalbestand  haben ,  sondern  nur  auf  die  Wahrheits- 
Yerletzung  als  blosse  Begehungsart  mannichfaltiger 
Verbrechen.  Martin  stellt  die  Fälschung,  in 
Verbindung  mit  der  Brandstiftung  und  der  Kindes- 
aussetzung, zu  den  Verbrechen  von  einer  schwan" 
kenden  Beschaffenheit, 

e)  Doch  wird  bei  allen  diesen  hier  ausgeschlossenen 
Arten  die  ailgcfaieine  Natur  der  Fälschung ,  §.  274. 
275.,  vorausgesetzt.  * 


Erster   Abschnitt. 


Von    der    Fälschung:. 


§.  274. 

I)    Begriff  und  Thatbestand. 

Fälschung  ist  eine  mit  Strafe  bedrO' 
hete  ^)  y  vorsätzliche ,  rechtswidrige  Verletzung 
des  dein  Anderen  zukommenden  Hechtes  auf 
fVahrheit  ^)^  I)  der  nächste  Gegenstand^  als 
i?elcher  allein  im  Allgemeinen  bestimmt  ist^ 
besteht  in  dem  Rechte  auf  Wahrheit  (§.  269.). 
Der  mittelbare  Gegenstand,  auf  dessen  Ver- 
letzung die  gewollte  Täuschung  abzweckt,  so 
wie  die  Folgen  der  Wahrheitsverletzung  lassen 
sieh  in  abstracto  nicht  erschöpfend  bestim- 
men ^)  und  gehören  nicht  zum  allgemeinen 
Thatbestande  des  Verbrechens  der  Fälschung. 
II)  Die  Uandlung  muss  A)  in  einer  Verletzung 
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der  f Wahrheit  bestehen  ^).      Diese  ist  aber  1) 
in   Hinsicht    der   Art    der   Begehung   entweder 
negativ  j      d.    h.     Unterdrückung    einer   wahren 
Thatsache  (Vorenthaltung  der  W^ahrheit) ,  oder 
positiv^     d.    h.    Vorspiegelung    einer  unwaLren 
Thatsache  *)•       2)    In  Hinsicht   des   Umfanges 
ist  es    entweder   eine    gänzliche  Unterdrückung 
der    VTahrheit    oder   Vorspiegelung     der    Un- 
wahrheit (Fälschung)   oder   nur   eine   theilwek 
(^Verfälschung^      Entstellung    der    Wahrheit). 
B)  Die  Handlung   muss   rechtswidrig  seyn,   d. 
h.   eine  Verletzung  der  Rechte  in  Hinsicht  der 
Wahrheit  enthalten  (§.  269.).      III)  Zum  suh- 
jectiven   Thatbestande   gehört   der  rechtswidruje 
Vorsatz^  andere  zu  täuschen  f).     Auf  die  wei- 
tere   Absicht    des   Fälschers    kommt    es    beim 
Thatbestande  nicht  an,    sondern  diess  hat  nur 
Einfluss  auf  den  Grad  der  Strafbarkeit.      £ia 
eulposes  Verbrechen    der   Fälschung    gibt    es 
nicht  ^). 

ä)  Durch  Gesetz  oder  vermöge  Gesetzesanalogie  (§. 
272.  n.  d,). 

h)  Des  negativen  Merkmals,  dass  die  Wahrheitsverle- 
tzung kein  anderes  bestimmtes  Verbrechen  enthalte, 
bedarf  es  nach  dem  oben  §.  271.  Gesagten  hier  nicht 
weiter. 

c)  Doch  besteht  der  mittelbare  Gegenstand  gewöhnlich 
in  Vermögensrechten  (§.  273.  II.). 

d)  Cucumus  in  d.  a.  Progr.  §.  7.  8.  setzt  das  Wesen 
der  Fälschung  in  die  Vergewaltigung  des  ErkewA^ 
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nissvei^nögens  durch  äusserlich  existirende  falsche 
Gründe  y  als  eine  Art  psychischen  Zwanges.  Vergl. 
Wächter  S.  215  f. 

)  Cap,  1.  X.  de  crim,  falsi,  yüterque  reus  est,  et  qui 
tveritatem  occultat^  et  qui  tnendacium  dicit.«  L,  16. 
§•  2.  1>.  de  faU,  'celare,  subripere^  delere,  t 

)  L,  9.  §.  3.  D,  h,  t.  *8cien8  dolo  malo,i  Eben  so  §.  7. 
/.  de  puhL  iud.  L.  1.  pr.  L.  2.  3.  D.  h,  L  —  P.  G. 
O,  Art.  113.  114.  »böslicher  und  gefährlicher  Weiss.c 
Art.  115.  »fürsätzlicher  und  gefährlic&er  Weiss.c 

)  L.  31.  in  f,  h.  t,  L,  5.  6.  C.  de  his  qui  sibi  adscr. 
(9.  23.).  Martin  §.  189.  Kruger  a.  a.  O.  S.  10  ff. 
Eine  culpose  Fälschung  kann  nur  als  Begehungsart 
eines  andern  culposen  Verbrechens ^  nicht  aber  als 
crimen  falsi  gedacht  werden.  Anmerh  z.  Baier,  St, 
G,  B,  II.  S.  229.  Andere  nehmen  auch  ein  Verbre^ 
chen  der  culposen  Fälschung  tin  y  wolches  Manche 
quasi  falsum  nennen.  Leyser  Sp.  615.  m.  5. 
Boehmer  ad  art.  112.  §.  1.  v,  Grolman  §.  291. 
Klien  a,  a.  O.  S.  134.  S.  244  f.  Henke  III.  S. 
25  u.  34. 


§.    27S.    (255.) 

II)     Vollendung  der  Fälschung  a). 

Die  Fälscliung  ist  vollendet  y  sobald  die 
^htswidrige  ^  auf  Täuschung  abzweckende 
iudlung  beendigt,  d.  h.  von  dem  Handeln- 
a  Alles  gescbeben  ist,  was  zur  Bewirkung 
?  beabsichtigten  Täuschung  durch  diese 
indlung  Yon  seiner  Seite  nöthig  war.  Diese 
Stimmung  fliesst  aus  dem  Begriffe  der  Fäl- 
lung,    indem  nun  das  Recht  auf  Wahrheit 
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verletzt,  und  der  Verlcl/te  nunmehr  derTütt-l 
schung  sammt  der  daraus  entspringenden  Ge-I  ^g, 
fahr  für  andere  Rechte  ausgesetzt,  hierdurch I  s. 
aber  demselben  eine  ideale  Verletzung  zuge-l  ^ 
fügt  ist  ^).  Dass  ]iingegen  die  beabsichtigte 
Täuschung  gelungen,  oder  dass  ans  der  erfolg' 
ten.  Täuschung  ein  materiaier  Schaden  ent- 
sprungen sey,  ist  zur  Vollendung  nicht  e^ 
forderlich.  Die  richtige  Anwendung  jenes  all- 
gemeinen Merkmals  der  Vollendung  auf  die  Y' 
einzelnen  Arten  von  Fälschungen  ^) ,«  ist  Sache 
der  ürtheilskraft  ^). 

a)  de  Ketelhodt  Comm.  de  consummatione  delictorvn. 
Gott.  18&6.  §.  20.  Wächter  S.  220  ff.  Cucumui 
IS.  Archiv.  X.  516.  685. 

h)    L.  2.  L.  6.  pr.  L.  9.  §.  3.    L.  16.  §.  1.  2.  L.  23.  A 

de  falsis. 

c)  Manche  verlangen  zu  viel^  indem  sie  entweder  die 
w^irklich  erfolgte  Täuschung  (Salchow  Handb,  §. 
356.  I.)  oder  gar  einen  verursachten  materiellen 
Schaden  erfordern  {Meister  §.  225.  Kleinschroi 
a.  a.  O.  §.  9.).  Beides  widerspricht  dem  Begriffe 
und  der  Natur  der  Fälschung  und  gründet  sich  aaf 
eine  Verwechslung  des  Falsi  mit  dem  Stellionate, 
80  wie  der  Fälschung  mit  dem  Betrüge  (§.  278.  b.  a.), ' 
—  Andere  erfordern  zu  wenig,  indem  sie  aonebBCOi 
^  dass  zur  Vollendung  der  Fälschung  schon  das  bloste 
Erzeugen  des  Falschen,  z.  B.  das  Verfertigen  der 
falschen  Urkunde,  hinreiche.  Hierdurch  allein  iriri 
jedoch  der  Andere  nocii  nicht  der  Xänschun^  ttwagt* 
setzt ,  sondern  es  wird  meist  auch  ein  von  der  ge* 
fälschten  Urkunde  in  Hinsicht  auf  den  Zweck  der 
Fälschung    gemachter    Gebrauch    nöthig    se^n.  — 
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Oenied  Prüfung  de$  Baier.  Entw.  8.  145.  Cueti« 
mu9  über  das  V.  des  Betr.  S.  86  f.  Dass  jedoch 
anch  der  Zwetk  erreicht  sey,  wie  Tittmann  11* 
S.  512«  annimmt«  ist  nicht  erforderlich.  —  Die 
Stellen  des  Rom.  R.,  welche  sich  auf  die  GleichsteU 
lang  des  Versuches  mit  der  Vollendung  beziehen 
lassen  9  bieten  für  jeire  Frage  keine  sichere  Ent- 
scheidungsquelle dar,  ausser  in  Vcrgleichung  mit 
den  Bestimmungen  über  Stell ionat«    §.  278.  n.  6. 

d)  Z«  B.  Urkundenfälschung,  Münzfälschung  (§.  301.}« 
falscher  Eid  (§.  305.  n.  c),  W'aarenfälschung  u<  s.  w« 

t)  Hiernach  irrt  Höpfner  in  Diss.  cit. ,  wenn  er  §.  12« 
in  f.  sagt,  dass  ich  die  Bestimmung  des  Merkmals 
der  Vollendung  selbst  dem  richterlichen  Ermessen 
überliesse)  vielmehr  bleibt  diesem  nur  die  Anwen* 
düng  des  im  Allgemeinen  bestimmten  Merkmali 
überlassen« 

g.   276.    (250.) 
III)    Eintheilungen  der  Fälschung  a). 

Bei  der  Unmögliclibeit,  die  unzähligen  Am 
ien  der  Fälschung ,  deren  ohnediess  täglich 
neue  entstehen  ^  vollständig  aufzuzählen  ^  oder 
erschöpfend  und  folgerichtig  zu  cLissificireiiy 
IIIUS9  man  sich  an  den  BesfrüF  und  Thatbe" 
stand  derselben  halten^  und  sich  darauf  be^ 
schränken  9  theils  einige  generische  Verschie- 
denheiten aufzustellen,  theils  die  wichtigsten 
Arten  derselben  näher  zu  schildern  (Tit.  VIII.)« 
Man  theilt  aber  gewöhnlich  die  Fälschungen  I) 
in  genannte  und  ungenannte^  zu  ersteren  gehS* 
ren  besonders  die  oben  §•  273  •  I.  bemerkte« 

26 
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Arten  der  Fälschung.     II)  In  Hinsicht  der  Art 
der    Wahrheitsverletzung    bestehen     die   Fiä- 
schungeu   A)   enUveder    in    f^orspiegelwig,   der 
Unwahrheit,    B)   oder  in   Unterdrückung  (Vor- 
enthaltung)   der  Wahrheit,    C)  oder  in  ErA- 
Stellung    derselben  (Verfälschung).       III)  In 
Ansehung    des    Beleidigten    oder   Gefahrdetea 
sind  die  Fälschungen  entweder  gegen  £mzelM^ 
oder    gegen    das   Publicum   (gegen    öffentliche 
Treue  und  Glauben)  gerichtet  (falsa  privata^  f. 
publica  ^).       IV)  In  Riichsicht  der  Strafe  sind 
sie    entweder    einfache    oder    gesetzlich    ausgt' 
zeichnete  Fälschungen  ^). 

a)  Zu  den  Eintheilungen  gehöct  nicht  die  Unterschei- 
dung zwischen  Fälschung  und  Betrug  ^  da  beides, 
wenn  gleich  verwandte,  doch  verschiedene  Verbre- 
chen sind ,  so  wie  es  auch  irrig  seyn  würde y  wenn 
man  das  Römische  crimen  fal.si  in  falsum  s.  str.  und 
stell  ionatus  ein  (heilen  wollte.  —  Die  vorstebendeB 
Eintheilungen  der  Fälschung  passen  aber.  Tiermöge 
ihrer  Allgemeinheit ,  auch  auf  den  Betrug. 

h)  Die  gegen  den  Staat  gerichtete  Fälschung  ist  nur 
Begehungsart  von  Staatsverbrechen  oder  Yerbrecbea. 
der  Staatsdiener. 

c)  Martin  §.  194.  bestreitet  diese  Eintheilung,  weil 
für  die  Fälschung  überhaupt  keine  gesetzliche  Stra- 
fe, als  Regel,  gedroht  ist.  Indessen  bedrohen  doch 
die  Gesetze  gewisse  Arten  der  Fälschung  mit  be- 
sonders' schweren  Strafen  und  zeichnen  sie  also 
hierdurch  aus^  z.  B.  die  Münzfälschung. 
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§.  277.  (261) 

IV)    Strafe  der  Fälschung, 

Die    Strafe     des    Verhrechens    der    Fäl- 

s 

Scilung  ^^   im  Allgemeinen    ist,     nach   der  Ca-< 
rolioa^),    relativ  bestimmt  ^)j     nach   dem  Ge-« 
richtsgebrauche   aber  willkürlich  ^).       Bei   de- 
Iren'  Bestimmung  ist,     ausser  den  übrigen  au-* 
gemeinen  Strafzumessungsgründen   (unter  wel^ 
chen  hier   die   Wiederholung   und  der   Rück« 
fall  vorzüglich   in  Betrachtung   kommen),    be«« 
sondern   auf   den   Zweck   und   mittelbaren  Ge- 
genstand (§4  274^  I.)  der  Fälschung^    atif  die 
hieraus  entspringende  Gefahr,     auf  den  Grad  / 
der  Bosheit  und  List^    so  wie  auf  die  Grösse 
des   beabsichtigten  Schadens  ^)j     Kücksicht  zu 
nehmen,     dabei  auch   die  Analogie    der  Stra^ 
bestimmungen    für   verwandte   Verbrechen    zU 
beachten  f)# 

a)  Nicht  der  F'äischung ,  als  blosser  Begehungsatt  äW 
derer  Verbrecheo« 

b)  Die  harten  öffentlichen  Strafen  des  Römischen  Rechte* 
(§.  7<  /.  de  jtuhL  iud*  L,  1.  §.  13.  L,  13.  §<  1«  Li 
21.  32<  D*  h.  t.)  sind,  da  die  Carolina  mehrere  Gat- 
tungen der  Fälschung  mit  relativ  bestimmten  Stra- 
fen bedroht y  als  aufgehoben  anzusehen^  Martin 
§.  196. 

t)  R  G.  0.  Art.  112—115.  Doch  findet  nach  Art.  112; 
113«  auch  Todesstrafe  statte 
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d)  Boehmer  ad  Art.  '111.  {.  5.  Meister  §.  m 
V.  Feuerbach  §.  416.  v.  Grolman  §.  292.293. 
Tittmann  II.   §.  490. 

e)  P.  G,  0.  a.  a.   O.     'viel    oder  Mrenig   boshaftig  und 

9 schädliche  —  ^  oft  f  grösslich  und' boshaftigi  - 
mach  Gefährlichkeit  y  Gross  ^  Gestalt  und  Gelegen- 
'»heit  der  Sachen  und  Person,€  •*-  Hannäv.  EiUiturf* 
Art.  311  —  316. 

f)  Bei  der  Analogie  dea  Diebstahls  ist  jedoch  der, 
zivischen  Fälschung  und  Diebstahl  in  Hinsicht  der 
Vollendung  obwaltende»  wichtige  Unterschied  aicbt 
zu  übersehen  (§.  240.  275.). 

Anmerk,    Von  den  benannten  und  ausgezeichneten  Arten 
der  Fälschung  wird   unten,  in  der  Lehre  von  dei 
Verbrechen   wider    öffentliche  Treue    und  Glauben 
^  (Tit.  YIU.)  gehandelt. 


\ 


Zweiter   Abschnitt. 


Von     dem     Betrüge. 


§.  278.  I 

I)     Begriff  und  Thatbestand, 

Betrug  ist  die  durch  rechtswidrige  Täu- 
schung  bewirkte  B^nachÜieiligung  eines  Anderem* 
I )  Gegenstand  des  Betruges  Isönnen  zwar 
mancheriei  Rechte  seyn ,  gewöhnlich  sind 
CS  jedoch  Vermögensrechte  (§.  273.).  II) 
Die  Handlung  besteht  in  einer  rechtswidrigen- 
Täuschung  des  Anderen.  III)  Zum  subjectiven 
Thatbestande  gehört  die  Absicht  des  Handeln- 
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n,  dcil  Anderen  durch  die  bezweckte  Täu- 
büng  zu  benacLtLeiligen  9  oder  sich  selbst 
len  rechtswidrigen  Vortheil  zu  verschaf- 
ri  «).  f^ollendet  ist  der  Betrug  erst  dann^ 
^nn  die  Täuschung  gelungen  und  dadurch 
?  Benachtheiligung   des  Getäuschten  bewirkt 

*).  Ohne  diese  Voraussetzung  ist  es  nur 
jrsuch  eines  Betruges-  Trägt  jedoch  ein 
Icher  Versuch  die  Merkmale  des  Verbre- 
ens   der  Fälschung  an  sich   (§.  274.  270.)^ 

ist  es  id&ale  Concuri^enz  einer  vollendeten 
Isehüng  und  eines  versuchleti  Betruges  ^). 

[)  Diess  beweisen  die  in  den  Gesetzen  genannten  Ar- 
ten von  Betrügereien. 

•)  Dieses  folgt  theih  ans  den  gesetzlichen  Beispielen 
des  Stellionates,  z.  B.  Yeräusjerung  einer  verpfän« 
detcn  Sache  » distraxerit ,  permutaverit ,  tn  solutum 
ydederitt  L.  3.  §.  1.  stell.,  wissentliche  Annahme  ei- 
ner Nichtschuld  tacceperity  pecunia  fuerit  solutai  ]L, 
29.  §.  6.  mand.  L.  43.  pr.  de  fürt,  L,  1.  2.  4.  C.  de 
critn.  stall.,  vergl.  mit  den  gesetzlichen  Beispie- 
len des  criminis  falsi;  theils  aus  der  Zusammenstel- 
lung der  accnsatio  stellionatus  mit  der  actio  de 
doloy  L,  3.  §.  1.  cit.;  thiils  aus  der  Analogie  des 
Diebstahls  und  der  Erpressung  (§.  266.  III.).  Auch 
nennt  man  einen  Betrogenen  nur  denjenigen,  welcher 
wirklich  getäuscht  und  dadurch  benachtheiligt  wor- 
den ist.  Werner  Handb.  §.  705.  Salchow  §.  422. 
Martin  §.  197.  Cucumus  Progr.  S.  92.  98.  120.  . 
und  im  N.  Archiv.  X.  517  f. 

I  Damit  verschwindet  denn  auch  der  Einwurf,  dass 
hiernach  die  Fälschung,  je  nachdem  die  beabsich- 
tigte Täaschung  gelungen  sey  oder  nicht ,  entweder 
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in  einen  Betrug  übergehe,  oder  nur  als  Vermk 
eines  Betruges  erscheine,  mithin  niemaU  ein  tigern 
Verbrechen  bilde»  Kann  gleich  die  vollendete  Fal- 
fchung  auch  die  Eigenschaft  eines  versuchten  Be- 
truges haben ,  so  bleibt  sie  doch  immer  ein  nelkU 
ständiges  Verbrechen  y  welches  sich  in  mehreren  an- 
deren Rücksichten  vom  Betrüge  unterscheidet.  Aaf 
ähnliche  Weise  kann  die  vollendete  Körperverle- 
tzung  zugleich  aU  Versuch  der  Tödtiuig  vorkos- 
inen  u,  s.  w. 

§.  279. 

II)    Arten  des  Betrüge»  a). 

Die  grosse  Zahl  und  Manniehfaltigkeit  der 
Betrügereien  gestattet  keine  vollständige  Auf- 
zählung ihrer  Arten,  und  beim  Mangel  allge- 
m<£iner  Merkmale  für  gewisse  Gattungen  lässt 
«ich  auch  keine  erschöpfende  Classification  bil- 
den. Nur  eine  Anzahl  der  häufiger  vorkom- 
menden oder  in  den  Gesetzen  und  Systemen 
ausdrücklich  erwähnten  Arten  von  Betrug 
können  hier  als  Beispiele  genannt  werden. 
Dahin  gehören  besonders :  I)  die  auf  Obliga- 
tionsverhäÜnisse  sicl^  ^beziehenden  Betrügereien, 
als:  betrügliche  Verleitung  zu  Verträgen  odir 
anderen  nachtheiligen  Handlungen  5  Veräusse- 
rung  oder  weitere  Verpfändung  einer  Sache 
unter  Versch^eigung  einer  schon  geschehenen 
Verpfändung  5  Verpfändung  emer  fremden 
Sache,  Erborgen  von  Geld  unter  fremdem 
Namen,     CoUusioii   mit   dem  jüngeren  P&nd- 
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^[laubiger  zum  Nachtheile  des  älteren ;  entgelt* 
liehe   Cession   einer  nicht  bestehenden   Forde- 
irung,    oder  unter  Veröchweigung    der   Insol- 
"Venz  des  cedirten  Schuldners,  ivissentliche  An- 
nahme einer  JVichtschuld ,  Eincassiren  fremder 
]Forderungen  u.  s.   w.      II)    Die  Betrügereien 
der  Zauberer^  Schatzgräber  und  fVahrsager  ^). 
III)  Betrug  beim  Spiele^   bei  Lotto   und  Lot- 
terien.     IV)   Die   Betrügereien   der   Handwer- 
ker ^).     V)  Die  der  Bettler  ^)  u.  ».  w. 

a)  Hierher  gehören  jedoch  nicht  die  gemeingefährlichen^ 
öffentliche  Treue  und  Glauben  verletzenden  Arten 
des  Betruges  i§.  293.  299.  30L  II.  314.  315.). 

b)  Baier.  St.  G,  B.  Art.  236.  n.  6.  Bad.  Strafedict.  §. 
44.    Kruger  a.  a.  O.  S.  53. 

c)  Hönn*s  Betrugslexikon. 

d)  In  sofern  die  Lügen  der  Bettler  nur  auf  Erweckung 
von  Mitleid  abzwecken,  sind  sie  nicht  als  Verbre- 
chen des  Betruges  anzusehen.  Krug  er  a.  a.  O«  S.  49. 

§.  2Ö0. 

III)    Strafe  des  Betruges. 

Die  Strafe  ist  im  Allgemeinen  dem  rieh- 
terliehen  Ermessen  überlassen.  Bei  deren  Be- 
stimmung ist  9  ausser  den  oben  (§.  277.)  be* 
merkten  ZumessungsgrUnden  ^  insbesondere 
auf  die  Grösse  des  wirklich,  verursachlen  Scha- 
dens und  auf  die  Analogie  des  Diebstahls  z« 
achten  <»). 
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«)    Viele  nehmen  jedoch  an»    dasf  d«r  Betrog  inwli  Tt^* 
etwas  gelinder  als  der  Diebstahl   zu   bestrafen  sey« I  Th- 
V,  Grolman  §.  292.  u.  n.  6.     Tittmann  IL  §. 4SI,|  pa\ 
Dagegen  Anmtrh,  i.  Baür,  St,  G,  B.  II,  S.  233.     I  ^o^ 

I  ioc 

Sechstes  Capitel.  (Tit.  9.)  1  ^- 

yon  der  BcschiuUyung  fremder  Sachen.     1  > 

§.  281.    (263.)  l  ] 

I)    Begriff  und  Tkatbestand  d€$  Verbrechtna  a).         I 

I)  Die  rechtswidi'ige  Beschädigung  fremder  1 
Sachen  geht  oft  wegen  der  gefährlicheren  Art  1 
ihrer  Verühung,     oder  wegen  der  Natur  des  I 
beschädigten  Gegenstandes,   in  ein  bestimmtes  I 
anderes  Privatverbrechen  *),     oder   öffentliches  1 
Verbrechen  ^)  über,  und  ist  dann  hiernach  zu  I 
beurtlicilen  ^).     II)  Nur  in  sofern  dieses  nicht 
d^r  Fall  ist,    bildet  die  Beschädigung   fremder 
Sachen   ein    eignes    Verbrechen^     und    blos  in 
dieser  Eigenschaft  findet  solche  hier  eine  Stelle. 
Zum  Thatbestande  derselben   gehört:    A)  eine 
fremde  (bewegliche* oder  unbewegliche)  Sache. 
B)    Die   Handlung   muss    1)   in   Beschädigung 
oder   Zerstörung    der.    Sache    bestehen  9     uni 
2)    rechtswidrig   seyn.       C)    In   Rücksicht  des 
Handelnden,  ist   hösser  Vorsatz   erforderlich  ^)» 
£rst  mit  Hervorbringnng  irgend  einer  Besdia- 
digung  der  Sache  ist  das  Verbrechen  t^ttemfet 
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^*i0^     Tu.  Dig,  ad  L.  Aquii.  —    Giäck  Erläut.  der  Pünd. 

\^l  Tb.  X.  §.  698-705.     Wächter  IL  §.  202. 

i  ■  *■  • 

; .,      ^)     Daher  die  Actio  de  servo  corrupto  (Dig.  IX.  3.),  ar- 

borum   furtim   caesarum,  vi  bonorum    raptorum,   de 

incendioy    ruina,    naufragio    (Dig.  XL VII.  7.  6.  9.)» 

Matthaeus  de  crim.  ad  Lib.  47.  tit.  3.  Cap.  I«  2. 

^  c)    Z.  B.  crimen  incendii.   Durchstechung  der  Dämme, 
iepulcri  violatio. 

d)  Auch  kann  die  Beschädigung  mit  einem  schwereren 
Verbrechen  zusammen  treffen ,  z.  B.  mit  Aufruhr, 
und  dann  als  Erschwerungsgrund  wirken. 

t)    Culpose  Beschädigung   ist   an  sich  kein  Verbrechen. 

Doch   kann  der 9 -'durch  Uebertretung  eines  Polizei- 

t   ,  stia(gesetzes  verursachte,  cnipose  Schaden  auf  ,die 

Zumessung  der  Strafe  des   alsdann  vorhandenen  Po« 

lizeivergehens  Einfluss  haben. 


§.   282.   (264.) 
.II)    ßtrafe  der  Beschädigung, 

Die  Ccirolihä  schweigt  von  der  Beschädi- 
gung. Nach  Römischem  Rechte  ist  solche  in 
der  Regel  ein  Privatverbrcclien ,  wobei  ver- 
schiedene Strafklagen  statt  finden  «).  Nur 
wenige  Arten  der  vorsätzlichen  Beschädigung 
sind  ausserordentlich  mit  öflcntlicher  Strafe 
bedroht  *).  Da  jene  Privatsirafe  ausser  Ge- 
brauch sind,  so  hat  die  Praxis  diese  öffent- 
liche Bestrafung,  vermöge  der  Analogie,  auf 
die  rechtswidrige  Beschädigung  überhaupt,  in 
Sofern  sie  nicht  zu  den  Gegenständen  einer 
blos    polizeilichen    Ahndung    gehört,      ausge- 
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dehnt.  Die  Strafe  ist  willkürlich ,  und  be 
stimmt  sich  vorzüglich  nach  der  Gefälirlicli 
]&eit  des  Beweggrundes  zur  That^  nach  d( 
Heiligkeit  des  Gegenstandes  ^  nach  der  Gm 
und  dem  Umfange  der  Gefahr  ^  und  nach  de 
Betrage  des  verursachtfen  Schadens.  Sie  kai 
sich  hiernach  von  Geldbusse ,  oder  kurze 
Gefüngnisse,  bis  zu  mehrjähriger  Freiheit 
strafe  erstrecken  ^). 

• .  a)    Hauptsächlich  die  actio  L.  Aquiliae. 

b)  Insbesondere  die  Baumbeschädigungy  L.  2.  D.  arh 
furtim  Caesar,;  das  Anzünden  der  Saaten ,  L.  16. 
9.   D.   de  poen.;   und  die^  Beschädigung   öffentlich 
Brunnen    und    Wasserleitungen  >    X.  1.  §.  1.  D. 
extraord.  crim. 

c)  Meister  §.  190.  v.  Grolman  §.  211.  v.  Feue 
back  §.  311.  Rosshti-t  §.  189.  K.  4.  Tittma 
II.  §.  615.    Hannöv.  Entw.  Art.  350  —  355. 


f 

•  ■  « 


I 


Siebenter  Titel,  (lo.) 

Verbrechen  wider  die    öflTentliche  Sicher- 

heit  im  Staate. 


Erstes    Capitel. 

lorung   der   Öffentlichen   Sicherheit   durch 
Getvaltthätiykeiten  ^). 

§.  283.  (265.) 

Von  dem  Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit  überhat^tt 

A)   Begriff. 

I)  Gewaltthättgkeit  (vis  iniusta)  im 
esten  Sinne  ist  jede  vorsätzliche y  auf  Ver^ 
\ng  Anderer  abzweckende  Anwendung  rechts^ 
iijer    Gewalt*        In    diesem    Sinne    enthält 

Gewaltthätigkeit ,  sie  mag  in  physischer 
'  psychischer  Gewalt  bestehen  ^  und  gegen 
len  oder  Personen  gerichtet  seyn,  hein 
inderes  Verbrechen  ^  sondern  nur  eine  l?e- 
mgsart  (Mittel  der  Ausführung)  mannich- 
ger  Verbrechen  *).       II)  Oft  bildet  sie  je-' 


V 


X 
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doch  ein    eiffnes  Verlrrcchen    der   Gewall 
keil.       A)  Nach  Römischem  Hechte  ^)  ist 
tuen  vis  jede  tvider  die  Person  eines  Andenm^^ 
gerichtete    vorsätzliche   Anwendung   rech 
ger    Gewalt^     tvodurch     derselbe    wider  si 
J Villen  etwas  zu  thuuy     zu  lassen  oder  zu 
ilen  genöthigt  iverden  soll.      Hierunter  begrcil 
das  Römische   Recht   einestheils  auch  die  1)^| 
nannten    und   mit    besonderen    Strafen    bedro- 
beten  Verbrechen,  welche  mittelst  Gewalt  Ye^ 
übt  werden,  anderntheils    selbst    solche  Hand- 
lungen, welche  nicht  in  wirklicher  GewalttkS- 
tiglieit  bestehen,     sondern   diese  nur  besorgen 
lassen  ^).       Auch    hatte    das    crimen  .  vis  zürn 
Theil    die    Natur    eines    Aushiilfsverbrecheos, 
wenn  es  gleich  nicht  gerade  für  diesen  Zweck 
gehildet    wurde  ^).       B)    Das   Deutsche   Straf' 
recht    betrachtet    und    behandelt    manche   zum 
crimen  vis  gehörige  Arten,    wie  Raub^   Noth- 
zucht,   Entführung,    Selbsthülfe,   Erpressung, 
Einsperrung,    Menschenraub^    Aufruhr,   Miss- 
hrauch    der   Amtsgewalt,     w^gen  ihrer   eigen- 
thümlichen  Natur,  als  ie^oiidere  Verbrechen  '), 
welches  theils  zu  grösserer  Bestimmtheit  ihres 
BegriiTes  und  Thatbestandes  führt^    theils  auf 
die   Strafbestimmung   Einfluss   hat.       Aus  der 
Absonderung  dieser  Verbrechen  entspringt  fol- 
gender,   weit   engerer  Begriff.      Verbrechen 
*der  Gewaltthätigkeit  s)   ist   die  tiiuier  ew^ 
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^on  verübte  vorsätzliche  Anwendung  rechts- 
liriger  Gewalt^  wodurch  dieselbe  wider  ih- 
9  f'Villen  etwas  zu  tJiuUy  zu  lassen  oder  zu 
den  genöt/iigt  werden  soll^  in  sofern  die  Ge- 
iUthat  nicht  die  Natur  eines  besonderen  Ver- 
tehens  Iiat  ^). 

}    Da    im  Staate   keine  Gewaltübung    anders  als  von 
Seiten  des  Staates  selbst  geschehen  darf,  so  enthält 
jede   Gewaltthätigkeit  eine  Störung  der  Rechtsord-- 
nang  und  der  öffentlichen  Sicherheit.     Daher  diese 
Stellung  des  Verbrechens  im  Systeme. 

)  Kommt  also  die  Gewalt  nur  als  Begehungsart  ei- 
nes anderen  Verbrechens  vor,  so  liegt  darin  nicht 
etwa  eine  ideale  Concurrenz  dieses  Verbrechens  uiyi 
des  crimen  vis  (§.  154.  n.  a.).  Gehört  insbesondere« 
die  Gewalt  nicht  zum  Thatbestande  eines  gewissen 
Verbrechens,  so  enthält  ihr  Hinzutritt  entweder 
Bur  einen  Erschwerungsgrund,  oder  eignet  die 
Handlung,  falls  die  Gewalt  den  Hauptgesichtspunct 
der  Strafbarkeit  bildet,  zum  Verbrechen  der  Ge« 
waltthätigkeit  (§.  153.  IV.  B.). 

I  §.  8.  /.  de  publ.  iud.  Titt,  D,  ad  L,  luL  de  vi  publica 
(48.  6.),  de  vi  privata  (48.  7.)  Tit.  Cod.  ad  L.  lul.  </# 
vi  publ.  et  priv.  (9. 12.)  iVor.  60.  c.l.  —  C,  A,  Loew 
Comm.  de  praeceptis  iuris  Rom.  circa  crimen  vis. 
Scaphus.  1829.  (Krit.  Zeitschr.  VI.  55.).  C.  0.  Ma- 
dai  Comm.  iur.  Rom.  de  vi  publ.  et  priv.  Hai.  1832. 
Wichtige  Berichtigungen  der  früheren  Ansichten  von 
der  Natur  des  crimen  vis  liefern  folgende  Abhand- 
lungen; Wächter  über  das  crimen  vis.  N.  Archiv. 
XI.  635  f.  Desselben  Revision  der  Lehre  vom 
Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit.  N.  Archiv.  XIX, 
341  f.  XIII.  1  f.  195  f.  374  f. 

)    L.  3.  §•  1.  de  vi  publ.    L.  6.  de  vi  priv. 
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e)  L.  152.  pi\  de  R.  I.  >  Hoc  iure  utimur:  ut  tfuidM 
fornninö  per  vtm  fiaty  aat  in  vis  poblicae,  autinNu] 
>privatae  crimen  incidat.« 

/)    Die  Carolina    handelt  nur  von   einzelnen  besondeTsI^^ 
benannten  Arten  des  Verbrechens  der  Gewaltthätig*^ 
keit,   insbesondere  von  Aufruhr j   Landfriedenbrudi^ 
und  Landzwang  (Art.  127.  128.  129.).    Das  Römiscbe ' 
Hecht    bildet    also    die   Hauptquelle    dieser  lehrp.| 
Martin  §.184.     Wächter  im  N.  Archiv.  XI.381V1 

g)  Manche  stellen  kein  besonderem  Verbrechen  der  G^ 
waltthätigkeit  auf  ^  sondern  handeln  nur  von  eiiixd» 
nen  Arten.  Tittmann  I.  S.  379  f.  II.  531  f.  Jar- 
cke  Handh,  IL  176  f.  £s  bleiben  aber  viele  oabe* 
nannte  Arten  übrig,  welche  es  nöthig  machen,  eit 
eignes  Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit  zn  bildeO}  II 
vrie  solches  auch  das  Römische  Recht,  als  gemeiDall 
Hülfsrechty  mit  sich  bringt«  Wächter  im  N.  Ar«  L 
chiv.  XI.  344  f. 

h)  Den  negativen  Beisatt  zu  diesem  J^egriffe  erklart  \ 
Wächter  im  N.  Archiv.XIII.  381  f.  für  unnöthig  an^ 
unstatthaft.  Mag  dieses  nun  wohl  in  Hinsicht  des 
Römischen  crimen  vis  richtig  seyn>  und  lässt  sicli 
^gleich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  meisten  der 
durch  diesen  Beisatz  ausgeschlossenen  Verbreches 
nicht  anders  als  durch  Gewalt  verübt  werden  kön« 
nen,  so  wie  dass  diese  Art  der  Begehung  bei  den 
meisten  den  Hauptgrund  ihrer  Strafbarkeit  ausnacbt^ 
däss  sie  mithin  in  sofern  Zum  Romisdtien  crimen  iris 
gehören;  so  ist  es  doch  gewiss,  dass  Doctrin  uad 
Praxis,  ja  zum  Theil  selbst  Gesetze,  dieselben  nicht 
blos  als  genannte  oder  ausgezeichnet^  Arten  des  Ver- 
brechens der  Gewaltthätigkeitf  sondern  als  eigne 
^  Verbrechen  behandeln^  und  dass  diese  doctrinelle 
Ansicht  der  Deutschen  Strafrechtsgelehrten  sich 
eben  so  ausgebildet  und  fixirt  hat,  wie  die  der  Bö« 
mer  über  den  grossen  Umfang  des  crimen  vis,  wo- 
nach also  zur  Bestimmung  des  heutigen  Begriffes 
jener  negative  Zusatz  unentbehrlich  scheint. 


Yerbr.  wider  die  öffentl.  Sicherheit.    416 

§.  284.   (266.) 

B)    ThcUbestand  des  Verbrechens  der  Gewaltthätigkeit, 

I)  Gegenstand  der  Gewalttliätigkcit  ist 
-Sne  Person  j  indem  solche  dadurch  wider  ih- 
€11  Willeu  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen 
idbr  zu  dulden  genöthigt  werden  soll,  mag 
mn  die  Gewalt  unmittelbar  gegen  die  Persoü, 
der  zunächst  gegen  die  Sache ,  jedoch  so  ge- 
ichtet  seyn,  dass  darin  zugleich  eine  persön- 
iche  Vergewaltigung  liegt  «).  Ohne  letztere 
Voraussetzung  ist  die  blos  gegen  eine  fremde 
Sache  ausgeübte  Gewalt  niqht  als  "crbnen  vis 
a  betrachten  ^).  II)  Die  Uandluny  muss  A) 
n  Einwendung,  von  Gewalt  bestehen,  es  mag 
olches  physische^  oder  psgclnsche  ^)  Gewalt 
eyn.  Zu  letzterer  gehört  es  auch,  wenn  der 
.liäter  durch  sein  Auftreten  und  Benehmen 
ie  Absicht,  seinen  Zweck  nöthigenfalls  dnrch 
Lnwendung  persönlicher  Gewalt  zu  yerfolgen, 
entlieh  zu*  erkennen  gibt.  Mit  Beendigung 
er  gewaltthätigen  Handlung  ist  das  Verbre- 
hen vollendet  ^).  B)  Sie  muss  eine  rechiswi" 
^rige  Gewalthandlung  seyn  (§.  285.  n.  b.  §• 
i9.).  III)  In  Hinsicht  des  Subjects  ist  rechts- 
ridriger  Vorsatz  erforderlich,  welcher  hier  in 
er  Absicht ,  unerlaubte  Gewalt  auszuüben, 
esteht  *)• 
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a)    Darauf    deuten     die     Uauptstellen    des    Römischetj 
Rechtes  hin.     L,  3.  §.  2.  5.  6.   L.  4.  L»  5.  I.  11.  D. 
de  vi  pubL    L»  2.  L,  3.  pr»   L,  4.  pr.   L.  5«  D.  de-^\ 
priv* 

h)  Die  gewöhnliche  Ansicht  Dimmt  auch  hier  ein  cri- 
men vis  an.  Dass  solches  aber  sowohl  der  Natot 
dieses  Verbrechens  als  den  Gesetzen  widerspriclHi 
und  den  Begriff  des  crim.  vis  über  die  Gebür  ais* 
dehnt»  zeigt  Wächter  im  N.  Archiv.  XL  635fi 
A.  M.  ist  V,  Feuerbach  §.  400. 

e)  X.  3.  §.  1.  L,  4^9.  D.  qtiod  melua  c,  X.  1.  !)•  ^ 
vi  publ.  Das  im  Römischen  Rechte  bei  Strafe  ver- 
botene Waffentragen  {L,  3*  §.  1.  £.  1.  2.  10.  Ü*  A 
i;i  publ,  L.  un,  C.  ut  armor,  usus)  ist  jetzt  keil 
Verbrechen  mehr.  Zwar  verpönt  die  erste  ReidU' 
polizeiordnung  das  Tragen  von  Sc hiessge wehren • 
Dieses  Verbot  ist  jedoch  ausser  Gebrauch  und  ci 
kommt  also  hierbei  auf  Landespolizeigesetze  n* 
V«  Feuerbach  §.  435. 

d)  Nach  Römischem  Rechte  ist  auch  hier  der  Versack 
dem  vollendeten  Verbrechen  gleichgestellt,  L,  3.  fr, 
§.  1.  5.  L.  10.  pr,  D.  ad  L,  Iitl,  de  vi  publ.^  welcbel 
aber,  vermöge  Art.  178.  der  P,  G,  O. ,  jetzt  keine 
Anwendung  findet.  A.  M.  ist  Martin  §.  189.  N« 
13.  —  Die  obige  Bestimmung  über  die  Vollendung 
bezieht  sich  nur  auf  das  Verbrechen  der  Gewalt« 
thätigkeit  im  heutigen  engeren  Sinne.  Für  die  da- 
von ausgeschlossenen  besonderen  Verbrechen  bedarf 
es  zum  Theil  anderer,  ihrer  eigenthümlichen  Natur 
entsprechender  Bestimmungen  des  Momentes  der 
Vollendung;  z<  B.  Raub,  Notbzucht,  Erpressung» 
welches  gleichfalls  die  Rathsamkeit  ihrer  Absende« 
rung  beweist. 

e)  X.  5.  pr,  L,  10.  ;>r.  ad  L.  tut,  de  vi  publ,  —  Anf 
den  Zweck  des  Thäters  und  dessen  Erreichung  VeuuH 
es  nicht  an,  ausser  in  sofern  die  Gewalt  thätigkeit 
sich  dadurch  zu  einem  anderen  bestimmten  Ver- 
brechen eignete 


Verhr.  wider  die  öffentl.  Sicherheit.     417 

§.   285.    (267.) 

C}    Eintheiiung  der  GeuiaUthätigkeiten* 

I)  Schon  nach  der  Natur  der  Sache  läs^ 
3h  die  Ge>^alt,  mit  Rücksicht  auf  das  Sub^ 
et  9     das  Objeet  und   die  Art  der  Begehung^ 

öffentliche  und  Prwatgewali  eintheilen. 
)  Auch  das  Römische  Recht  unterscheidet 
risdien  vis  publica  und  vis  privata^  und 
1^.  seiner  Gesetzgebung  diese  Unterscheidung 
m  Grunde«  Es  fehlt  aber  darin  an  einer 
iheren  Bestimmung  der  Grenzen  zwischen 
iden  Arten  der  Gewalt  ö).  Wo  es  jedoch 
wiss  ist  9  dass  eine  Art  der  Gewaltthätigkeit 
eh  Römischem  Rechte  zu  der  \is  publica 
hört,  da  ist  in  der  Regel  noch  jetzt  grö- 
)re  Strafbarkeit  derselben  anzunehmen. 

)  V.  Feuerbach  §.  401.  402.  Rosthirt  S.  277  f. 
Martin  §.  190.  Wächter  IL  S.  7.  und  im  N.  Ar- 
chiv. XIII.  36  -  47.  195  ff.  238  f. 

§.   286.    (268.) 

D)    Strafe  des  Verbrecfien$  der  Gewaltthätigkeit* 

I)  Die  gesetzliehen  Strafen  des  Römischen 

chtcs  «)    sind   thei^s   wegen   eigenthümlicher 

tiehungen,    theils  wegen  Beschaffenheit  der 

hrohtcn  Strafarten  längst  ausser  Gebrauch  ^). 

Die   an   deren  Stelle  getretene  willkürliche 
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Strafe  ist  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf 
den  Unterschied  zwischen  öffentliehet  und  Pri- 
vatgewalt  zu  bestimmen ,  und^  bei  deren  Za- 
messung^  besonders  auf  die  Natur  und  den 
drad  der  ausgeübten  Gewalt ,  auf  die  Beschaf- 
fenheit des  Ortes  der  That,  auf  die  person- 
lichen Verhältnisse  und  ^uf  die  Art  und  Grö- 
sse des  dadurch  verursachten  Schadens  zu  ach- 
ten« Hiernach  kann  sich  die  Strafe  Tön  kur- 
zem Gefängnisse  bis  zu  mehrjähriger  Frei- 
heitsstrafe erstrecken  ^)« 


a)  Die  Strafe  der  vis  publica  war  in  der  Regel  die 
Deportation ,  §.  8.  I.  de  publ.  iud,  L.  10.  §.  2.  L,  11. 
pr,  D.  L.  7.  C.  ad  L.  lul.  de  vi  pubL ;  die  Strafe 
der  vi$  privata  bestand  in  der  Confiacation  des  drit- 
ten Theils  des  Vermögens  und  Infamie.  §.  8.  /.  dt, 
L.  1.  pr,    JL.  8.  D.  ad  L,  lul,  de  vi  priv. 

b)  Wächter  a.   a.   O.   S.  400  f.  —      Martin  §.  191. 
will   Strafen  y  welche  den  Römischen »  dem  Grade  ^ 
nachy  gleich  sind. 

c)  Meister  §.  318.  v.  Grolman  §.  231.  v.  Feuere 
back  §.  404.  Wächter  a.  a.  O.  S.  411  f.  —  Man- 
növ.  Entw.  Art.  184. 

§.  aS7.   (269.) 

II)     Von  einigen  genannten  Arten  des  Verbr.  der  Gewalt' 
thätigkeit:    A)  Landfriedensbruch  a)^ 

Der  Landfrf edensbruch  (crimen  fraetae 
pacis  publicae)  besteht  in  vorsätzlicher ^  jedoA 
ohne     hochverrätiterische    Absieht     geschehener 
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Srung  des  allgemeinen  Hechtsfriedens  in 
mtschland^  mittelst  Verühung  von  Gewaltthär 
keiten  durch  hierzu  absichtlich  vereinigte 
vaffnete  Mannschaft  ^).  Da  die  besonderen 
Thältnisse,  aus  welchen  die  eig^enthümliche 
itur  dieses  Verbrechens  hervorging,  und 
rauf  sich  die  Rcichsgesetzgebung  bezog, 
t  dem  Aufhören  der  Fehden ,  und  seit  Auf- 
ung  der  Deutschen  Reichsverfassung,  ver- 
ivrunden  sind  5  so  ist  der  Landfriedensbjruch, 
so  weit  er  jetzt  noch  vorkommen  Isanu, 
ch  den  Grundsätzen  von  Bestrafung  öffent-' 
her^Gcwaltthatigkeiten  zu  beurtheilen  ^)* 

)  Es  kann  hier  nur  von  Arten  des  Verbrechens  der 
Getcaltthäiisheit  (§.  7&d*)y  nicht  ab«r  auch  von  lai- 
chen Verbrechen  die  Rede  seyn^  wobei  die  Qewalt 
nur  als  eine  Begehungsart  derselben  vorkommt,  wel- 
che aber  die  Natur  eigenthümlicher  Verbrechen  ha- 
ben. A,  M.  ist  Wächter  IL  S.  9  f. ,  indem  er 
mehrere^  besondere  Verbrechen ,  als  :  ,  NothZttoh^ 
Entführung ,  Menschenraub  und  Widersetzlichkeit 
gegen  die  Obrigkeit,  als  blosse  Unterarten  des  Ver- 
brechens der  Gewaltthätigkeit  abhandelt.  Hiemath 
würden  auch  alle  Verbrechen,  die  mittelst  Täu- 
schung Anderer  verübt  werden,  als  blosse  Unterar- 
ten des  Verbrechens  der  Fälschung  aufgeführt  wer- 
den müssen  (§•  271.). 

)  P.  G.  0.  Art.  129.  Die  Landfrieden  von  1495.  1521. 
1648.  C.  G.  0.  V.  1655.  Th.  IL  Tit.  9."  10.  Ä.  A,  t. 
1594.  §.  67  f.  —  Eichhorn  D.  Staats-^  m.  Rechts- 
gesch,  B.  III.  §.  408  f.  B.  IV.  §.629.  v.,  Feuer- 
bach  §.  406  —  409.    Veber  die  Geschichte  der  Deut- 

27» 


420  Besonderer  Theil.     Tit.  Vn.  I V« 

sehen  Reichsgesotzgebang  in  Hinsicht  des  Laadfn^  |  ^ 

densbruches  s.  Wächter  im  N.  Archiv.  XII.  3Stff.  1   ^ 

1    i 
c)    Kieintchrod    über    den   Rinftus$    der    veränderln 

Slaaisverf,  Deuischi.  auf  da9  Crim.  JH.;   im  Archii 

d.  C.  R.  B.  VII.  S.  365.  c.      Wächter  II.  S.4a. 

A.  M.  ist  Martin  {.  213.  a.  £. 

§.  288.  (270.) 

B)    Landzwang, 

Landzwang  heisst  die  von  einem  aus- 
getretenet^y  zu  gcfälirlichen  Mensehen  überge- 
gangenen y  Einwohnet*  geschehene  Androhung 
von  Verbrechen  (z.  B.  Brandbriefe ,  FeWe- 
briefe  *).  Die  Carolina^  welche  die  Land- 
zvringer^  gleich  Friedbrechern)  selbst  wenn 
sie  keine  Thätlichkeiten  verübt  haben  sollten^ 
mit  dem  Schwerte  bedroht^  bezieht  sich  un- 
verkennbar  auf  ihre  Gesetzgebung  über  dep 
Landfriedensbruch.  Daher  ist  die  Schwert- 
strafe jetzt  unanwendbar,  und  es  findet ^  nach 
der  Praxis ,  schwere  Freiheitsstrafe  statt  *). 
Andere  Arten  der  Drohung  mit  Verbrechen 
sind  9  in  sofern  sie  nicht  ein  bestimmtes  son- 
stiges Verbrechen  enthalten,  entweder  als 
Versuch  ^),  oder  als  Gewaltthäti^keit  zu  be- 
urtheilen  ^). 

a)  P.  G.  0.  Art.  128.  und  die  §.  287.  n.  b.  angef.  Reichs* 
gesetze. 

b)  Quiftorp  §.  177.     Meister  §.  333.      Tittmant 
II.  S*  518.  ^ 
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c)  Dahin  gehört  insbesondere  die  Wegelagerung  (ob- 
sessio  Yiarum)  und  das  Aufpassen  {Vorwarten,  ex- 
spectatio  siniplex)^  welche  von  den  Aelteren  als  be- 
sondere Verbrechen  aufgeführt  werden« 

d)  Die  L.  9.  D.  de  extraord.  crim.  erwähnt  einer  in 
Arabien  unter  dem  Namen  scopelismus  vorkom- 
menden Art  lebensgefährlicher  Drohungen.  Mai- 
thaeus  de  crim.  Lib.  47.  T.  5.  C.  2.  p.  m.  206. 

•         §.  289.  (272.) 

C )    Störung  des  Gottesdienstes,  ^ 

Unter  den  verschiedenen  Arten ,  wie  got- 
dienstliche  Handlungen  überhaupt  gestört 
rden  können  (turbatio  sacrorum  im  weite- 
I  Sinne),  ist  die  absichtliche^  gewaltsame  Stio^ 
ig  des  christlichen  Gottesdietistes  wahrend  der 
mtUchen  Feier  ilesselben  (turbatio  sacrorum 
engeren  Sinne)  eine  gesetzlich  ausgezeich- 
e  Art  des  Verbrechens  der  Gewalttliätig- 
t  «).  Das  Gesetz  bedroht'  dieses  Verbre- 
nn mit  Capitalslrafe  ^)^  welche  jedoch  jetzt 
ser  Gebrauch  ist.  An  deren  Stelle  wird 
'  Freiheitsstrafe  erkannt  9  bei  deren  Bestim- 
ng  unter  den  allgemeinen  Zumessungsgriin- 
L  (§•  286.)  besonders  auf  die  etwa  ge- 
i  Rcligionsdiencr  verübten  Ehrverletzungen 
r    Misshaudlungen    Rücksicht    zu    nehmen 

Andere  handeln  von  diesem  Verbrechen  bei  der  Jm- 
jurie  gegen  die  Kirche.      Z.  B.  v.   FeiM?r6acA   §• 
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309.  •—     Von   der  Störung   d^i   Goltesdienstes  sind 
1)   der  Religio^sfriedeusbruch   (§•  287.) ,    2)  blosse 
Ehrverletzungen    gegen    die    Gemeinde,    oder  den 
Geistlichen^  und  3)  die  Uebertretungen  der  Sabbati- 
ordnungeti  zu  unterscheiden. 

b)  L.  10.  C.  de  episc.  et  der.  Nov.  123.  C.  31. 

c)  Meister  §.29r     Ti/ /mann  IL   §.  605. 

-     ^.    200.    (273.)  " 

D)     Vti'Ulzun^  des  Uaus  "  und  Burgfriedens, 

I)  *l)cr  Hausfriedensbruch^  d.  h.  dk 
yewaltUmluje  Störung  der  einem  Jeden  in  seiner 
eignen  fVohnung  gebärenden  besonderen  Siclicr» 
heit  «J,  und  II)  der  Burgfrieilenshruthj 
d.  h.  die  in  befriedeten  öffentlichen  Gebäuden 
verübte  gewaltthiitige  liuhestörung  ^J ,  .  werden, 
nach'  Deutsixliem  Gcwolinlieitsrechte^  als  bcsoD- 
dere  Arten  des  Verbrechens  der  Gewaltthäfig- 
keit  betrachtet  und  härter  bestraft. 

a)  Cicero  pro  domo  41.  tquid  est  sanctius,  quid  omoi 
vreligione  niunitius,  quam  domus  uniuscunque  civi* 
»um.«  Kaiserrecht  Th.  c.  16.  >dy  Lüde  sollen  eo 
>eren  Husen  Frede  han,  glyck  dem  Kayser.t  — 
G.  Beyer  D.  de  violat,  securit,  dornest,  Viteb.  1709., 
in  dess.  Dissertatt.  N.  VII.  C.  F.  Walch  Pr,  III. 
de  pace  dornest,  len.  1772  f.>  in  dessen  opuse,  T.  U» 
Leyser  Spec,  591.  Boehmer  ad  Carpi.  Q.  40.  N* 
11  seq. 

b)  I,  S.  Strifk  de  sanctitate  residentiar,  HaL  1697.  (in 
operr.  S.  Strykii,  Vol.  XI.  JV,  8.).  de  Winckler 
pr.  de  violata  domus  dominicae  sanctitate,  Li ps.  1789. 
(opusc.  min.  Vol  1.).  G,  S,  Wies  and  de  sanctitaie 
uiriawtitn,    Lips.  1761.     Tittmann  §•  541. 
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Zweites  Capitel. 

Urung  der  öffentlichen  Sicherhett  durch  veruT' 
sachte  Feuers  -  und  fVassersyefahr  «J.      / 

§•  291.  (274.) 

I)    Brandstiftung  z    A)  Begriff  k). 

Die  Brandstiftung  (crimen  incendii) 
weiteren  Sinne  besteht  in  vorsätzlicher^ 
Idswidriger  Anzändung  einer  Sache  ^  mit 
fahr  für  Andere  ^).  Sie  begreift  I)  die 
andstiflung  im  engeren^  oder  im  eigentlichen 
mej  d.  h.  welche  mit  Gefaltr  für  die  Per- 
I  Anderer  yerbnnden  ist.  II)  Die  uneigenU 
he  Brandstiftung  y  oder  Beschädigung  durch 
uerj  d.  h«  welche  ohne  Gefahr  für  Perso^ 
%  ist  ^. 

)  Brand-  und  Ueberschwemmangntiftung  gehören  ohne 
Zweifel  zu  den  gefährlichsten  Störungen  der  öffent- 
lichen Sicherheit,  wenn  sie  auch  gerade  nicht  im- 
mer eine  gemeine  Gefahr  verursachen.  Hierdurch 
rechtfertigt  sich  diese  Stelle  im  System.  —  Andere 
stellen  sie  zu  den  Beschädigungen  fremder  Sachen 
{Wächter  II.  §.  204. ),  Andere  zu  den  gemeinge- 
fährlichen Verletzungen  des  Rechtes  an  Sachen  (v. 
Feuerbach  S.  300.)* 

)  L.  9.  L.  12.  §.  1.  D.  de  incendio.  L.  28.  §.  12.  D. 
de  poen.  L.  1.  pr,  L.  10.  D.  ad  L,  Com.  de  eicar, 
—  P.  G.  O.  Art  125.  —  L.  A.  Hamberger  D.'II. 
ds  imcendÜB.  len.  1712.  (in  opusc.  len.  1740.  p.  1  s.)« 
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C  W.  Hartz  D.  de  crimine  incendii,  Ups.  IM  V^*) 
C.  Hofacker  Über  dae  Verbr,  der  Branditifivki\\^^ 
im  N.  Archiv  des  C.  R.  B.  T.  S.'74  f.  (handelt  Uoi 
vom  Rom.  R.}. 

c)  Wenn  die  Brandstiftung  zugleich  aU  Mittel  der  Bh 
gehurig  eines  anderen  Yerbrechens  verübt  vrird ,  M . 
liegt  darin  stets  eine  reale  Concurrenz.    A.  M.  ist 
V.  Grolman  §.  312. 

d)  Die  Allgemeinheit  der  im  Art.  125.  enthalteneB  Straf- 
bestimmung  und  die  natürliche  Voraussetzung ,  daM 
vernünftigerweise  die  Absicht  der  Carolina  nickt 
seyn  konnte,  den  Anzünder  einer  isolirt  stehendes^ 
unbewohnten  Hütte  mit  der  Feuerstrafe  zu'belegea» 
überzeugte  schon  ältere  Criroinalisten  von  der  Noth- 
wendigkeit  einer  einschränienden  Auflegung,  Seit- 
dem sind  mann  ich  faltige  Versuche  einer  solchen 
Auslegung  gemacht  .worden.  W  acht  er  Tl.  §.204. 
N.  23.  Die  obige  Unterscheidung  zwischen  eigetd» 
licher  und  uneigentlicher  Brandstiftung  entspricht  aa 
meisten  den  allgemeinen  Grundsätzen  von  Strafbar- 
keit der  Verbrechen,  und  bietet  zugleich  ein  siche- 
res Merkmal  für  die  Grenzbestimmung  dar. 


§.  292.   (273.) 

B)     Thatbettand  l)  der  eigentlichen  Brandstiftung, 

Zum  Thatbestande  der  eujeniUehen  Brand' 
stifhing  (§.  2&1,  I.)  gehört;^  I)  als  Gegenstand^ 
^ine  solche  Sache  9  deren  Brennen  die  Person 
Anderer  in  Gefahr  setzt  ^)«  Es  müssen  sicli 
daher  entweder  in  der  Sache  selbst  Menscben 
aufhalten  9  oder  sie  muss  mit  einem  Aufent- 
lialtsorte  von  Menschen  in  einer,  zur  Mitthei- 
lung des   Feuers    geeigneten   Verbindung  ste- 
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n  ^).  Unter  dieser  Voraussetzung  kommt 
weder  auf  die  sonstige  Beschaffenheit  der 
die  j  noch  auf  das  Eigenthum  derselben 
^).  Auch  ist  es  gerade  nicht  erforderlich, 
5s  aus  ihrem  Brennen  eine  gemeine  Gefahr 
tstehe  ^).  II)  Die  IlatuUung  besteht  in  An- 
%dxmg  der  Sache  (ii^iccnsio) ,  und  diese  ist 
I  vollendet  anzusehen,  sobald  die  Sache, 
lehe  Gegenstand  des  Verbrechens  ist,  dcr- 
stalt  gebrannt  hat,  dass  die  Flamme  auflo- 
rte  ^)«  ,  III)  In  Hinsicht  des  StibjecU  ist 
Jäswidriger  ß^orsatz  nöthig«  Dieser  besteht 
er  hier  in  der  Absicht ,  eipe ,  mit  wissent- 
her  Gefahr  für  Personen  verbundene,  Feu- 
ibrunst  zu  erregen  f), 

t)  Das  Römische  Recht  spricht  zwar  nur  vgn  Gebaut 
den  (Hofacker  a.  a.  O.  S.  181.)y  die  Analogie  recht- 
fertigt aber  die  Aasdehnung  auf  andere  Sacheli, 
durch  deren  Anzündung  Personen  gefährdet  werden. 

)  Wenn  sich  auch  beweisen  Hesse »  dass  das  Römische 
Recht  selbst  das  Anzünden  eines  allein  stehenden 
unbewohnten  Gebäudes  zum  incendium  zähle  {Wäch^ 
ter  II.  S.  383.)  9  so  würde  es  doch  gegen  den  wah- 
ren Grund  des  strengen  y  auf  das  Römische  Recht 
gar  nicht  hinweisenden  Art.  123.  anstossen,  wenn 
man  jene  Ausdehnung  auf  denselben  übertragen 
wollte. 

;)  V.  Feuerbach  §.  362.  —  Laukn  D.  de  civ%9  aede$ 
sua9  data  opera  incendentis  impuniiate,  Lips.  1826. 

0  Diess  ist  nur  als  eine  Bedingung  der  vollen  gesetz- 
lichen Strafe  anzusehen.  A.  M.  ist  v,  Grolman 
§.  312.  313. 
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€)    Qui9torp  §.  196.    Meister  §.  193«    v.  GroJ«a^|L 
§.  313.     V.  Feuerbach  §.  361.       Tititnann  IL 
625.  —      Andere  erfordern  zur  YoUendongy 
eine   Feuerebrmist    entstanden    sey,    and   v< 
hiermit  verschiedene  Begriffe*     Hofacker  tutuQj^ 
S.  94.  u.  130.    Martin  §.  182. 

f)  P.  G.  O.  Art.  125.  *die  boehaftigen  Brenner.c  L^t^ 
D.  de  incend,  »sciens  prudensque.c  L7  12.  §.  L  Mil 
»data  opera.«  Dieses  Erfordemiss  drücken  aaditt 
.  Worte  Feaeranlegung  und  Brandt^t/tim^  aas,  ird* 
che  auf  die  blosse  Feuerverwahrlosimg  {§,  2dS.).9B| 
nicht  passen.  —  Hatte  der  Thäter  zunächst  ui' 
hauptsächlich  einen  andern  Zweck  im  Ange^  80,iA! 
es  eventuelier  dolus. 


§.293.    (276.) 

2)     Thatbestand  der  uneigentlichen  Brandstiftung* 

Da  die  uneigentliche  Brandstiftung  in  der 
vorsätzlichen  reclitswidrigen  Anzündung  einer 
Sache  blos  mit  Gefahr  für  fremdes  EigeiUhm 
besteht  9  so  falleu  bei  ihr  diejenigen  objecti- 
ven  und  subjectiven  Merkmale  des  Thatbestan- 
des  der  eigentlichen  Brandstiftung  (§.  292.) 
weg,  die  sich  auf  die,  bei  letzterer  vorausge- 
setzte, Gefahr  für  Personen  beziehen. 


§.   294.    (277.) 

C)    Strafe  der  Brandstiftung» 

I)   Die   eigentliche  Brandstiftung    ist,  A) 
falls  sie  mit  gemeiner  Gefahr  verbunden  war^ 
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.«  wenn  durch  Anzündüng;  der  Sache  der 
•griff  von  Wohnungen  einer  Gemeinde  in 
ersgefahr  gesetzt  wurde  ^) ,    mit  der  Strafe 

Feuers    bedroht  ^).       B)    Sind    hingegen 

einzeln  stehende  IVolmungen^  oder  andere 
enthaltsorte  mit  Gefahr  für  Personen  an- 
indet^  so  findet  einfache  Lebensstrafe 
t  ^)*  Die  Strafe  des  Lebendigvcrbrennens 
jedoch   ausser   Gebrauch ,     und    auch  von 

Schwertstrafe  weicht  die  Praxis,  bei  vor- 
denem   geringerem  Grade   der  Gefahr   und 

Schadens,     ab  ^).       II)    Die   uneigentliche 

indsti/hmg    ist    nach   den    Grundsätzen   von 

Beschädigung    fremder    Sachen  ^),     und, 

s  eine  eigne  'Sache,  um  die  Brandversiche- 

igsanstalt  zu  betrügen,    angezündet  worden, 

Fälschung,  jedoch  mit  besonderer  Rück- 
it  auf  den  Grad  der  Gefährlichkeit  zu 
trafen« 


Auf  diesen  FaU  {qualificirte  Brandstif\ung)  scheint 
4lie  P.  G.  0.  Art.  125.  nach  Arg.  L.  28.  §.  12.  D.  de 
poen.  »intra  oppidum«  und  Arg.  L,  12.  §.  !•  P.  dt 
,  incend.  «in  civitate»  beschränkt  werden  zu  müssen. 
V.  Feuerbach  §.  363. 

Andere  beziehen  den  Art.  125.  auf  den  Mordbrand, 
Meister  §.  194.  197.,  für  welchen  sich  aber  ant 
den  Gesetzen  kein  bestimmter  Begriff  ableiten  lässt» 

L.  29.  §.  12.  D,  de  poen.  L,  10.  2>.  ad.  L.  Com.  de 
«tcar. 
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ä)  Boehmer  ad  Art  125.  f.  9.  Quiatorp  f.  201  |e 
MetMter  §.  197.  Tittmann  II.  $.  527.  —  Neuere 
LandesgeseUe  und  Entwürfe  knüpfen  die  Todesstrafe 
an  das  Daseyn  gewisser ,  gesetzlich  bestimsitcr  Er- 
schwerungen* Baier.  Str.  G,  B.  Art  247  f.  fla»- 
nöü.  Entw.  Art  190.  191. 

e)  §.  282.  —  L.  16.  §.  9.  D.  de  poen.  »messium  inceo- 
»sores.c  Ueber  Verursachung  von  Wald  -  und  Hei- 
debratfen  bestehen  häufig  besondere  Strafgesetze. 
Hannöü,  Entw.  Art  192.  —  Ueber  den  Einfluss  der 
thätigen  Reue.  Ebendas.  Art  194. 


§.   29o.   (278.) 
II )    Feuerverwahrloeung. 

Die  strafbare  Fenerverwahrlosong  ist 
überhaupt  und  an  sich  betrachtet  nur  zu  ei- 
ner polizeilichen  Ahndung  geeignet«  Bios 
die  ctdpose  Veranlassung  einer  Feuersbrund 
(Feuerverwahrlosnng  im  engeren  Sinne  ^  inccn- 
dium  culposuin)  ist  als  ein  Verbrechen  anzuse- 
hen  ^).  Zum  Tliatbestande  derselben  gehört 
I)  grobe  Fahrlässigkeit  ^) ,  und  II)  eine  da- 
durch verursachte  9  mit  Gefahr  für  die  Person 
oder  das  Eigenthum  Anderer  verknüpfte  j  wirk' 
Uche  Feuersbrunst  ^).  Die  Strafe  des  Verbre- 
chens ist  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
von  Bestrafung  der  Fahrlässigkeit  (§•  98.  99.), 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  diö  Grösse  der 
Gefahr  und  des  entstandepcn  Schadens,  zu 
bestimmen. 
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k)  Die  cnlpoM  Verunachang  eines  Brandet  patst  theiU 
Bichl  unter  den  Begriff  einer  Brandt/tf/im^  oder 
Bnnd/e^im^y  theili  ist  such  deren  Thatbestand  we- 
sestlich  Ton  diesem  Verbrechen  verschieden  y  indem 
sie  eine  wirkliche  Feuersbrunst  erfordert.  In  bei- 
den Hinsichten  ist  es  angemessen,  solche  nicht  als 
Art  der  Brandstiftung,  sondern  als  ein  eigene»  Ver^ 
brechen  aufzustellen. 

)  JL  11.  D.  de  incendio.  »nisi  tam  lata  culpa  fuit,  ut 
tlu»iria  aut  dolo  proxima  sit.f 

)    L.  28.  §.  12.  D»  de  poen,    »damno  vicinis  fuerunt.« 

§.  296.  («9.) 

III)    üeberechwemmungsetiftung. 

Die  in  der  Absicht  ^  um  eine  9  mit  Ge- 
ir  für  die  Person  oder  das  Eigenthum  An- 
rer  yerknüpfte  Ueberschwemmung  zu  bewir* 
^9  geschehene  •  Durchstechung  der  Dämme^ 
swar  im  gemeinen  Rechte  nicht  besonders 
rpont  ^)  9  und  also  9  wenn  heme  Tödtung 
durch  bewirkt  wurde  9  nach  den  Grundsätzen, 
n  dem  Verbrechen  der  Beschädigung  (§. 
S.)  zu  beurtheilen9  jedoch  9  wegen  Analo- 
i  der  Brandstiftung  ^)  9  mit  beträchtlicher 
höhung  der  Strafe  ^). 

)  Die  L.  iO.  D.  de  extraord.  crtnt.  und  L.  uit.  C.  de 
Niii  aggeribu»  non  rumpendie  enthalten  nur  auf 
örtliche  Verhältnisse  sich  beziehende  Bestimmungen. 
V.  Feuerbach  {•  369. 

I    Martin  §.  185.    Titimann  §.  530.  531. 
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c)  Landesgetetse  bedrohen  die  Ueber^hwemmungsitif' 
tung,  alt  ein  besonderes  Verbrechen ,  mit  schverei 
Strafen.  Freust.  L.  H»  a.  a.  O.  §.  1571  f.  Oldtnbwi 
Strafget.  B.  ArU  259.    Hannöv.  Entw.  Art.  196. 

Antn.  Bösliche  Vergiftung  der  Brunnen^  oder  bgenük 
verkäuflicher  Waaren ,  ist  nach  den  Grundsätzen  v( 
der  Tödtttng  oder  Gesundheitsverletzung  zu  beo 
theilen.  Vergiftung  der  'beiden  u.  s.  w. ,  um  fren 
des  Vieh  zu  beschädigen,  ist  äl^  damnum  inior 
anzusehen. 


Achter  Titel,  (n) 

Von  Verbrechen   "wicler  öffcntlickc  Treue    und 


Glauben. 


§.  297. 

Vorerinnerung, 

Die  Verbrechen  wider  öffentliche  Treue 
md  Glauben  haben  sämmtlich  die  Natur  von 
Fälschung  j  Betmg  und  TreulosigkeiL  Meist 
erletzen  sie  zwar  die  Rechte  Einzelner;  allein 
ermöge  ihrer  Gcmeingefährlichkeit  stören  sie 
lie  Rechtsordnung  in  weit  höherem  Grade, 
lierin  liegt  der  wesentliche  Grund  ihrer  von 
len  Gesetzen  anerkannten  grösseren  Strafbar« 
seit  und  ihr  Haupicharacter^  welchem  der  Gcf^ 
sichtspunct  der  Rcschädig^ng  Einzelner  unter- 
geordnet ist.  Diese  Eigenschaft  tragen  die 
meisten  genannten  Arten  der  Fälschung  und 
des  Betruges  an  sich,  weshalb  solchen  im  ge* 
genwärtigen  Titel»  ihre  Stelle  anzuweisen  ist  «). 
Jener  Hauptriicksicht  zufolge  lassen  sich  die 
gedachten  Verbrechen  auf  zwei  Gattungen  zu- 


t 
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riickfiikren.  I)  Verbrechen  wider  dip  Sid^er- 
heil  des  öffentlichen  Verkehrs  (Cap«  1.).  Hier-  p 
zu  gehören  Fälschung  und  Betrug:  A)  in  Hin-  i 
sieht  der  Gegenstände  des  Verkehrs^  B)  in 
Ansehung  der  zur  Sicherung  des  Verkehrs 
dienenden  Zeichen ,  C)  in  Rücksicht  des  allge-  I 
meinen  Verkehrsmittels.  II)  Verletzungen  des 
öffentlichen  Vertrauens  als  einer  wichtigen 
Grundlage  der  Rechtsordnung  (Cap*  2.). 

a)  Auch  die  Carolina  hebt  jenen  Haaptcharacter  bei 
mehreren  hierher  gehörigen  Fälschungen  dergestalt 
hervor )  dass  es  solche  sogar  mit  Todesstrafe  be- 
droht. P.  G.  0.  Art.  113.  —  Dergleichen  Fälschun- 
gen können  ausserdem  auch  theils  als  RegierungS' 
verbrechen  yorkommen;  z.  B.  Gebrauch  falscher 
Papier-  oder  Kartenstempel,  theiU  in  idealer  Con- 
currenz  mit  anderen  Verbrechen;  z.  B.  Welnverfal- 
schung  mit  Gesundheitsverletzung.  Carmignani 
elevn.  für.  crim,  p.  225.  bildet  ebenfalls  eine  eigene 
Classe  von  del.  cgntra  fidem  publicam. 


Erstes  Capitel. 

Verbrechen  wider  die  Sicherheit  des  offfenükhen 

Verkehrs. 

§.  298.  (230.) 

I)^  FäUchung  und  Betrug  in  Hinsicht  der  Gegenstände  des 

Verkehrs  a). 

Hierher  gehören  I)  die  fVaarenfälsehung^ 
insbesondere    A)    die    Verfertigung    unachter 
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aaren^  B)  die  Yerfakchung'  achter  Waa- 
i  *)j  C)  die  Ausstellung  unächter  oder  ver- 
schter  Waaren  zum  feilen  Verkaufe*  II) 
r  ßelrug  durch  wissentlichen  Verkauf  tmäch- 
oder  verfälschter  fVaaren  für  ächte.  > 

I  Fälschung  und  Betrug  anterscheiden  sich  in  Hin-> 
sieht  der  in  dieses  Capitel  gehörigen  Verbrechen 
insbesondere  auch  darin »  dass  durch  die  Fälschung 
das  Falsche  erzeugt  und  das  Publicum  der  Gefahr 
einer  schädlichen  Täuschung  ausgesetzt  lyird  (§.272.)» 
womit  dann  das  Verbrechen  schon  vollendet  ist,, 
während  zum  Betrüge  eine  gelungene  Täuschung 
und  erfolgte  Beschädigung  gehört.  Beide  Verbre- 
chen können  zusammentreffen. 

I  P.  G.  0.   Art.  113.     'Specerei    oder    andere    Kauf- 

»mannschaft  fälscht.«   —     Von  der   Weinfalschong.  ' 
n.  P.  O.  von  1571  Tit.  16.    v.  Grolman  $.  323. 

> 

§.  299.   (280) 

Fälschung  und  Betrug  in  Hinsicht  der  zur  Sicherheit 
des  Verkehrs  dienenden  öffentlichen  Zeichen» 

Arten  dieser  Gattung  sind:  I)  die  JPä/- 
ung  der  Stempel^  womit  Waaren ,  Maasse^ 
agen  und  Gewichte  unter  öffentlicher  Au* 
rität  bezeichnet  werden.  II)  Der  wissent" 
he  Gebrauch  falscher  Stempel ,  Maasse ,  Wa- 

II  und  Gewichte  im  öffentlichen  Verkehr  <<)• 

)  £.  32.  S.  1.  D.  de  fals.  L.  6.  §.1.  2.  D.  de  extra- 
ord.  critn.  P.  G.  O.  Art.  113.  B,  P.  O.  von  1677. 
Tit.  16. 

28 
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§.  500.  (Ml.)  "^ 

III)    Fälschung  und  Betrug  iA  Hinsicht  des   allgemmtn 
Tauschmittels  —  Münzfälschung:    A)    Begriff  und  a//^«- 

tneiner  Thalbestand  a). 

Münzfälschung  im  weiteren  Sinnt 
ist  jede  in  Hinsicht  auf  Miinzen  beijangene  Fäl- 
schung ^),  Zum  allgemeinen  Thatbestande  die- 
ses Verbrechens  gehören  I)  die  Merhmalc  des 
Verbrechens  der  Fälschung  (§.  274.  «).  II) 
Als  Gegenstand  9  in  Ansehung  dessen  das 
Verbrechen  begangen  wird,  sind  Miinzen^  d. 
h.  zum  Gebrauche  als  allgemeines  Tauschmit- 
tel (Geld)  geprägte  Metallstiicke  ^^^  erforder- 
lich. Von  Fälschungen  in  Hinsicht  des  Jfa* 
piergeldes  reden  zwar  die  Reichsgesetze  nicht; 
allein  die  Gesetzesanalogie  erfordert  doch  de- 
ren Anwendung  auf  die^  in  Ansehung  des 
JPapiergeldes  ^)  verübt  werdenden  Fälschungen 
um  so  mehr  9  da  diese  in  mehrfacher  Hinsicht 
noch  weit  gefährlicher,  als  die  Münzfälschun- 
gen,   sind. 

a)  Diese  Stellung  der  MäiizfaUclMiDg  rechtrertigt  sich 
durch  das  oben  §.  297.  Bemerkte.  Andere  (z.  B.  v. 
Feuerbach  §.  176.)  zählen  sie,  als  Verletzung  des 
Münzregals,  zu  den  Regierungsverbrechen ^  während 
doch  diese  Eigenschaft  weder  bei  aÜen  Arten  des 
Verbrechens  vorhanden ,  noch  der  Hauptgrund  der 
höheren  Strafbarkeit  ist 

6)  .  L.  8.  9.  IX  cf«  fals.  Tit.  Cod.  de  falsa  moneta  (9. 
24.).  -.    P.  G.  O.   Art.  111.    und    mehrere  andere 
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Reichsgesetze  y  besonders  R.  A.  yan  1559.  §.  161  L, 
V.  1566.  §.  147  f.  V.  1570.  §.  120  f.  R.  S.  v.  1667. 
und  Münzedict  v,  1759.  Yergl .  Gerstlacher  Handb» 
der  D.  R.  Ges.  Th,  IX.  —  P.  L  Marperger.  D. 
de  monetüy  cuius  falsa  imitatio  ordinaria  poena  vin^ 
dicatur.  Lips.  1734.  4.  I,  R,  Engau  l},  de  falsa 
numario  etc.  len.  1750.  T,  Thomas  ins  D.  de  del. 
et  poen.  circa  monet.  Lips.  1772.  Klein  sehr  od 
von  Münzvevbrechen ;  im  Archiv  des  C.  R.  B.  IV. 
St.  IL  K  5.  Vitteurs  D.  de  falsa  moneta^  Leod. 
1827. 

I  Hierdurch  unterscheidet  sich  die  Münzfälschung  von 
anderen,  in  Hinsicht  der  Münzen  vorgenommenen^ 
unerlaubten  Handlungen,  v^ohin  z.  B.  d:S  Einführen 
verrufener  fremder  Münzen »  so  v^ie  das  Einschmel- 
zen oder  Ausführen  guter  einheimischer  Silber-  und 
Goldmünzen  gehört.  Ueber  letzteres  Martin 
f.  253. 

)  Medaillen  sind  kein  Gegenstand  der  Münzfälschung. 
Kann  diesses  Verbrechen  auch  in  Hinsicht  fremder 
Müuzen  verübt  vrerdenl 

I  Kleinschrod  a.  a.  O.  §.  4.  v,  Grohnan  §.  322. 
Wächter  II.  S.  244.  —  A.  M.  sind  v,  Feuer baeh 
J.  177.  Meister  §.  310.  n.  a.  Martin  §.  254.  S. 
620.  Letztere  beide  bestreiten  indessen  blos  die 
Statthaftigkeit  der  extensiven  Auslegung y  während 
hier  doch  nur  von  Gesetzesanalogie  die  Rede  ist 
(§.119.120.).  Gilt  Obiges  auch  von  Staatsschuld- 
Scheinen?  —  Bestimmungen  neuerer  Strafgesetze, 
z.  B.  Preuss,  L.  R.  a.  a.  O.  §.  267.  Baier.  G.  B. 
Art.  341.    Hann6v.  Entw.   Art.  208. 

§.   501.    (282.) 

B)    Arten  der  Münzfälschung. 

Die  Miiuzfälscliuiig  im  ^veitercn  Sinne  be- 
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greift  folgende  9  sowohl  in  Riidssieht  der  Bege 
liung,  als  der  Strafbarkeit,  sehr  verschiedene 
Arten«  I)  Die  MünzfäUchtuiq  im  engeren  5m- 
'ne,  welche  in  Verfertigung  falscher,  oder 
Verfälschung  ächter  Münzen  besteht.  A)  Die 
Verfertufung  falscher  Münzeti  kann  durch  Prä- 
gen oder  Giessen  geschehen,  und  die  Münze 
kann  entweder  blos  in  Ansehung  des  Gehaltes, 
oder  blos  in  Hinsicht  der  Bezeichnung,  oder 
in  beiden  Rücksichten  falsch  seyn.  B)  Die 
Verfälschung  ächter  Münzen  geschieht  1)  ent- 
weder durch  Verminderung  ihres  Gehaltes, 
mittelst  des  Beschneidens  (Ränfteins) ,  2)  oder 
durch  täuschende  Beilegung  eines  scheinbar 
höheren  Werthes  (wie  durch  Versilbern,  oder 
Vergolden).  — -  Sämmtliche  Arten  der  Münz- 
fälschung im  engeren  Sinne  erfordern  die  Ab- 
4sicht,  die  Münzen  auszugeben  ^),  und  werden 
schon  durch  die ,  in  dieser  Absicht  geschehene 
Verfertigung  unächteri  und  Verfälschung  ächter 
Münzen  vollendet  ^).  II)  Die  Mänzbetrügerei 
besteht  in  blossem  ^)  Ausgeben  falscher  oder 
Terf älschter  Münzen ,  deren  Unächtheit  man 
kennt.  Hat  Jemand  unächte  Münzen  in  der 
Absicht,  um  sie  für  acht  auszugeben,  an  sich 
gebracht,  aber  noch  nicht  ausgegeben,  seist 
es  Versuch  eines  Münzbetrua^es. 

a)    P.  G.  O.  Art.  IH.    fbetrüglicher   Weiss  €    —   fge- 
fähriieh.* 


L 
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0  Dieses  brin^^  die  allgemeinen  Regeln  ron  Vollen- 
dung^ des  Verbrechens  der  Fälschung  mit  sich  (§. 
375.)$  auch  besagt  diess  die  wörtliche  Fassung  des 
Art.  111.  —  Arg.  L.  2.  C.  de  falsa  moneia  ei  £».  8. 
C.  de  faleis.  v.  Feuerbach  §.  177.  Martin  §. 
257.  —  A.  M.  sind  Meister  i.  310.  n.  c.  v.  Grol- 
man  §.  319.  Wächter  {•  183.  n.  16.  Diese  An- 
sicht scheint  darauf  zu  beruhen ,  dass  man  gewöhn- 
lich zwischen  Fälschung  und  Betrug  nicht  unter- 
scheidet (§.  272.). 

}    d.  h.  ohne  Einverständniss  mit  dem  Münzfälscher. 

§.  502.  (m) 

€)    Strafe  der  Münzfälschung. 

Die  gesetzliehe  Strafe  I)  derjenigen  9  wel- 
s  (der  Bezeichnung  9  oder  dem  Gehalte  nach) 
^sche  Münzen  verfertigen ,  so  wie  derer  9  wel- 
?  das  Einwechseln  und  Verbreiten  falscher 
inzen  gewerbmässig  betreiben  ^)  j  ist  der 
uertod.  II)  Die  übrigen  Arten  der  Miinz- 
sfcher  sollen  willkürlich^  an  Leib  oder  Gut, 
straft  werden.  Zugleich  findet  Canfiscation 
:  Mttnzen  und  der  Münzwerkzenge  statt  ^). 
s  Feuerstrafe  ist  längst  iiusser  Gebrauch  ge- 
nmcn,  und  aus  den  Bestrebungen,  ein  Straf- 
^etz,  welches  die  wesentlich  verschiedenen 
ifcn  der  Strafbarkeit  nicht  beachtet ,  durch' 
ncherlei  Unterscheidungen  zu  umgehen ,  ist 
neuere  Praxis  hervorgegangen,  wonach  ittii* 
Verfertigung  falscher  Münzen^  und  zwar  blos 
iin  sie  unter  erschwerenden  Umständen  (als : 
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Beschaffenheit,  Gehalt,  Menge  der  ausgeprägten 
und  verhteiteten  Münzen)  geschehen  ist,  mit 
dem  Schwerte  bestraft  wird  f).  Die  Strafe 
der  übngen  Arten  der  Münzfälschung  wird 
zwar  mit  Rücksicht  auf  die,  durch  das  Gesetz 
anerkannte  Gemeingefährlichkeit  des  Verbre- 
chens ,  jedoch  zugleich  mit  Beachtung  der  all- 
gemeinen Grundsätze  von  der  Strafbarkeit  der 
Verbrechen  überhaupt  und  der  Fälschung  ins- 
besondere, zugemessen  ^). 


a)  Von  diesen  allein  scheint  Art.  111.  zu  reden.  Mar- 
tin  §.  258.  II.  Wächter  II.  S.  253.  —  Andere 
verstehen  den  Art.  vom  Einverständnisse  mit  dem 
Falschmünzer,  v.  Gro /man  §.  321.  v.Feuerbael 
§i  179. 

h)  Auch  das  Haus,  welches  wissentlich  zum  Falschmfii« 
zen  geliehen  ist,  wird  confiscirt.  P.  G,  O.  Art  111. 
—  Unterlassen^  Oenunciation  wird  mit  zwei  Hark 
Goldes  gestraft« 

c)  Letzter  Sp.  618.  n«  1.  Boekmer  ad  Art.  III.  {.IS. 
Quistorp  i.  164.  Meister  §.312.  313.  SUlitf 
Lehrb.  §.  357.     Tittmann  ll.  §.  294. 

d)  Neuere  Landesgesetze  bedrohen  keine  Art  der  Mäns- 
falschung  mit  Todesstrafe  y  und  nehmen  bei  den 
Strafbestimmung^n  auf  die  sehr  verschiedenen  Stu- 
fen der  Strafbarkeit  Rücksicht.  Raier.  Str,  G,  R» 
Art.  341.    Hanndv.  Entw.  Art.  204  —  207. 
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Zweites  Capitel. 

f^o»  VerUizuMien   des   öffentlichen   Verlrauc^ut. 

§.  503.   (284.) 

I)     Von  dem  Meineide  *A)  überhaupt:    1)  Begriff  a). 

Meineid  im  weiteren  Sinne  (peria- 
rium  8.  lato)  ist  die  vorsätzliche  Verletzung 
eines  ^  zur  Bestärkung  einer  Aussage  y  oder  ei' 
ner  Zusage  ^  geschwomen  gerichtlichen  Eides  ^). 
In  diesem  Sinne  begreift  der  Meineid  den 
falschen  Eid  (Meineid  im  engem  Sinne  §.  305.) 
and  den  Eidesbruch  (§.  507.),  welche  beiden 
Arten  desselben  sieh  sowohl  in  Ansehung  des 
dadurch  yerletzten  Eides ,  und  der  Art  der 
Verletzung  9  als  in  Hinsicht  der  Strafbarheit 
unterscheiden.  Der  allgemeine  Grund  der 
besonilcren  Strafbarlseit  des  Meineides  liegt 
in  dem  hohen  Grade  des  öffentlichen  Yer- 
tranens^  das  dem  gerichtlichen  Eide  gewid- 
met ist  9  und  welches  durch  den  Meineid  ver- 
letzt wird  c). 

a)  P,  G.  O.  Art.  68.  107,  108.  —  Malblanc  doctrina 
de  iureiur,  Edit.  2,  Tub.  1820.  cap.XI.  //.  A.  Mül- 
ler de  per  iurio,  Viteb.  1804.  Mitte rmaier  über 
den  Meineid;  im  N.  Archiv  d.  C.  R.  B.  II.  S.  85  f. 

h)  Meineid  ist  abgeleitet  voji  Mein,  Main,  d.  li.  Be- 
trugt Lüge.    Scherz  gioasar.  h,  v. 
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c)    Hierdurch  bestimmt  sich  die  gegenwärtige  Stelle  der 
Lehre  vom  Meineide.    Mittermaier  a.  a.  0.  S.91 
f.  —    Die  Meisten  zählen  den  Meineid  za  den  Pri-   | 
va tver brechen )    insbesondere    zu   den   Fälschangeo« 
V.  Feuerbach  §.  418  f.    Diese  Ansicht  passt  jedoch 
theils  nicht  auf  den  Eidesbruch ,  theils  bestimmt  sie 
nicht  den  Hauptcharacter  des  Verbrechens. 

§.    304.    (285.) 
2)    Allgemeiner  Thatbestand  des  Meineides* 

Zum  Thatbestande  des  Meineides  überhaupt 
gehört  I)  ein  vor  Gericht  «)  abgelegter,  feier- 
licher ^)  und,  sowohl  oLjectiv,  als  subjectiv, 
rechtsgültiger  JEid  ^).  II )  Forsätzliehe  Ver- 
letzung der  Eidespflicht  durch  Unwahrheit  (§• 
30S.),  oder  Treubruch  (§.  307.). 

a)  Nur  vom  gerichtliQhen  Eide  spricht  die  Carolina. 
Die  Verletzung  des  aussergerichtlichen  assertori- 
schen Eides  ist  daher  nur  nach  den  Grundsätzen  von 
Her  Fälschung  überhaupt  zu  beurtheilen.  v»  Grol' 
man  §.  295.  Martin  §.  200.  A.  M.  ist  v.  Feuer- 
back  §.  419.  in  Hinsicht  des  zwar  nicht  vor  Ge- 
richt» aber  doch  vor  einer  andern  Obrigkeit  abge- 
legten Eides. 

b)  Die  Carolina  erfordert,  dass  ein  gelehrter^  d.  h. 
ein  nach  vorgesprochenen  Worten  abgelegter  Eid, 
meineidig  geschworen  sey,  und  nennt  solches  einen 
gelehrten  Metneid,  Walchglo$s,v.  gelehrt,  v,  Feu' 
erb  ach  §.  <^22.  n.  b,  —  Andere  verstehen  diesen 
Ausdruck  von  der  vorausgegangenen  Meineidsverwa- 
rung.    Martin  §.  199. 

c)  Blosse  Versicherungen  an  Eidesstatt  können  nur  da 
«inen   Meineid  begründen  ^    wo  sie  gesetzlich  den 
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Eide  gleichgestellt  sind,  wie  z.  B.  die  Yersicherung   ^ 
der Mennoniten :  bei  Manneti-'Wahrheit.   R,C,G. 
Vi9Üationsbe9chlui$  wnn  13.  Oct.  1768.    Preu9»,  L,  R, 
a.  «.  O«  J.  142L    HoiMdv.  Entw,   Art  210. 

§.   303.    (286.) 

Von  den  einzelnen  Arten  des  Meineide»:    1)  falscher 

Eid:    a)   Thatbestand, 

Falscher  Eid  (Meineid  im  engeren  Sin^ 
9  peieratio)  ist  die  Verletzung  des  zur  Be- 
rkung  einer  Aussage  gescitwomen  JEides. 
m  besonderen  Tliatbestande  dieses  Yerbre^ 
sns  gehört  J)  ein  assertorischer  Eid  (§•  504.). 
s  solcher  ist  aber  in  dieser  Hinsicht  anoh 
rjenige  Eid  anzusehen,    wo4urch  ein  Zeuge 

Voraus  die  Wahrhaftigkeit  seiner  Aussa« 
[i  betheuert.  II)  Da  der  falsche  Eid  eine 
sgezeichuetc  Art  der  Fälschung  ist,  so  er- 
dert  der  Thatbestand  desselben  die  sänunt" 
hen  Merkmale  des  Verbrechens  der  Fälschung 

274.).  Insbesondere  besteht '  hier  der 
htswidrige  Vorsatz  ^)  darin,  dass  der  Schwö- 
ide  wissentlich  die  Unwahrheit  aussagte  ^).. 
ich  die  Vollendung  ist  nach  den  Grundsätzen 
1  der  Fälschung  zu  beurtheilen  (§.  275.  ^). 

)  Einen  culposen  falschen  Eid  gibt  es  so  wenig,  wie 
eine  culpose  Fälschung  überhaupt.  Davon  ist  aber 
der  Fall  verschieden,  wo  der  Schwörende  aas  Un- 
bedachtsamkeit etwas  wider  besseres  Wissen  aus- 
sagte.   Hannöv.  Eniw,  Art.  216. 


i) 
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b)  Nach  Andereo  gehört  hier  zum  Dolus  die  AUichlf  VrÜJ 
Jemandem  zu  scliaden.    Milierma'ier  a.  a.  0.  S.K.  I   ^^ 

c)  Hiernach  iat  der  Meineid  erst  dann  vollendet,  iren  I 
die  falsche  Aussage  bereits  in   beweisender  Foia  V   j 
zu   den  Acten   genommen  ist.     Mitiermaier  Lt 
O.  S.  109  f.    Andere  erfordern,  dass  ein  Schaden  er- 
folgt sey.      Meisier  §.  236.     Dagegen  v.  Feutt' 
back  S.  420. 


§.   506.    (287.) 

2)  Strafe  des  falschen  Eides  a). 

I)  Wer  in  einer  peinUchm  Sache  ^    um 
einen    Unschuldigen    znr    Strafe    zu    bringen, 
wider  denselben  ein   falsches   eidliches   Zeug- 
nis« ablegt,  der  soll  die  Strafe  der  Talion  er- 
leiden.      II)   Die   übrigen  Arten  des  falschen 
Eides  ^)  sollen    mit  Ehrlosigiseit  und  Abhauen 
der   bei   dem  Schweren   aufgehobenen   Finger 
bestrafft  werden.       Gleiche  Strafen  sollen  den- 
jenigen treffen,     welcher  den  Andern  vorsätz- 
lich zum  falschen  Eide  verleitet  hat.      Sowohl 
die  Strafe  der  Talion ,  als  die  Ycrstümmclung 
und  Ehrlosigkeit  sind  ausser  Gebrauch.     Doch 
ist   bei    Bestrafung    des  j     widcr   einen  Ange- 
schuldigten  geschwornen,     falschen  Eides  auf 
die    Grösse    des   angeschuldigten    Verbrechens 
und    auf    den    Erfolg    der  Anschuldigung  zu 
achten  9  wonach  die  Strafe  bis  zu  vicljähriger, 
schwerer  Freiheitsstrafe    ansteigen   kann.      In 
den  Übrigen  Fallen  pflegt  auf  Zuchthaus  -  odef 
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entliehe  Arbeitsstrafe  bis  zu  mehreren  Jab- 
i  erkannt  zu  werden  ^). 

)  P.  G.  O.  Art.  68.  111.  —  Das  ältere  Mm.  Jt.  be- 
trachtete den  falschen  Eid  nicht  als  ein  Verbrechen. 
Auch  das  neuere  R.  R.  enthält  keine  allgemeine 
Strafdrohung  widtT  denselben.  Mittermaier  a. 
a.  O.  S.  88.  N.  3.  Wächter  II.  &  256.  —  Das 
Kanonische  Recht  droht  blos  kirchliche  Strafen,  und, 
bei  Clerikern,  Suspension  und  Absetzung.  Con.  18. 
C.  VI.  q.  1.  Can.  17.  C.  XXIL  q.  1.  Con.  10  —  12. 
X.  de  iureiur, 

I  Mehrere  beschränken  diese  Strafbestimmung  auf  den, 
von  einer  Civilpartei  abgelegten  falschen  Haupteid 
(Martin  §.  198 -* 2(10.) ;  Andere  auf  den  Zeugeneid 
in  Civilsachen,  und  auf  den  Entscheidungseid.  Mit- 
termaier  a.  a.  O.  S.  104.  Dagegen  v.  Feuer'' 
hach  §.  422.  n.  d, 

I  Quistorp  §.  134.  Meister  §.  237.  Tittmann 
II.  §.  322.  —  Preuss.  L.  R.  a.  a.  O.  §.  1405  f.  Baier^ 
Sir.  G.  B.  Ai^U  269.    Hannöv.  Entu).  Art.  212—215. 


§.   507.    (288.) 

B)    Eidesbruch:    1)    Thatbestand. 

Eidesbruch  (periurium  in  specie)  ist 
f  vorsätzliche  Verletzung  des  zur  Bestärkung 
£r  Zusage  geschworenen  Eides  ^).  Es  lieg;t 
irin  keine  Falsebiins>^ ,  und  also  bedarf  es 
n  Thatbcstandc  des  Eidesbruebs  nicbt  der 
^rkmale  der  Fälsebung..  Vielmcbr  gebort 
m  besonderen  Tbatbestande  desselben  I) 
i    pronässorvtcher    Eid    (§.    304. ),     dureb 
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welchen  eine  VerbincUichkeit  bestärkt  oder 
begründet  wurde  ^).  II)  Die  wissenttcke 
Yorsätzllche  Verletzung  dieser  Yerbindiiclikeit. 
Mit  dieser  Verletzung  ist  das  Verbrechen  tK»^ 
lendet  ^). 

a)  Der  Bruch  des  Diensteides  geschieht  durch  Hand- 
lungen,  welche  ein  Amtsverbrechen  enthalten. 

6)  Die  Bestimmung  des  Kanonischen  Rechtes,  wonach 
der  Eid  selbst  einer  nichtigen  Verbindlichkeit  Kraft 
verleiht  y  Cap.  28.  X,  de  iureiur.f  ist  aaf  relativ- 
nichtige  Obligationen  zu  beschränken.  Die  Hanm, 
Verordn,  v.  28.  Dcc«  1821.  entzieht  dem  Eide  diese 
Wirkung. 

c)    L.  13.  §.  6.  />•  de  iureiur.    X.,  41.  C.  de  transact 

§.  508.  (m) 

2)    Strafe  des  Eideabruchs, 

I)  Das  Römische  Recht  bestraft  den  Eides- 
bruch mit  Infamie  ^).  II)  Die  Carolina  re- 
det Mos  von  dem  Urfe/idebruch  *),  d.  h.  Ver- 
letzung des  9  von  einem  Angeschuldigten  ge- 
leisteten 9  eidlichen  Versprechens  ^  wegen  der 
wider  ihn  ,  vorgenommenen  strafgerichtlichea 
Handlungen  keine  Rache  zu  nehmen ,  oder 
vor  geendigter  Strafzeit  aus  der  Verbannung 
nicht  zurückzukehren  <^),  Der  ürfehdebrecjier 
soll. mit  Abhauung  der  Hand  oder  der  Finger 
bestraft  werden.  Falls  sich  jedoch  der  Eid- 
brüchige durch  ein  mit  härterer  Strafe  bedro- 
tes  Verbrechen  rächt  9   soll  er  diese  Strafe  er- 


^erbn  Wider  Öffenfl.  Treue  u.  Glauben.    446 

leu  ^).  III)  Der  Gerichtsgebrauch  hat, 
möge  der  Anabgle,  die  Vorschrift  der 
rolina  auf  das  Brechen  eines  jeden  gericht- 
len  Yersprechungseides  ausgedehnt  ^)  ,  be- 
iß jedoch  den  Eidesbruch  gelinder,,  als 
I  fabchen  Eid  f). 

\    C.  41.   C.  de  transact.    L.  17.   C.  de  dignitatt.    L.  2. 

C.  de  indicta  viduit.  —     Cap.  10  —  20.  X.  de  iureiur. 
►    P.  P.   Wolfart    Pr.   de   crimine  fractae  urphedae. 

Rintel.  1748.     Biedermann  über  Landesverw,  und 

Vrphede;  im   Archiv   des  C.  R.   B.  III.  St.  2.  N.  3. 

V.  Feuerbach  §.  199.  200. 
I    Urpheda  de  non  ulciecendo  —  de  non  redettndo. 
)    P.  G.  0.  Art.  108.  —    Ueber  Unzveckmässigkeit  und 

Nichtgebrauch  der  Urfehde« 
I    17.   Grolman  §.   295.  II.  1*     v.  Feuer  back  §.  422. 

Tittmann  II.   §.  323.  —    A.  M.  ist  Mittermaier 

a.  a.  O.  S.  90  f.  S.  119  f. 
I    So  auch  die  neueren  Strafgesetze,  z.  B.  Baier.  Str. 

G.  B.  Art.  263.  N.  5.    Hannöv.  Entw.  Art.  217. 

§.  509. 

II)    Fälschung  öfferälicher  Urkunden  a). 

Zu  den  VerleUungen  des  öATentlichen 
rtrauens  gehören  nächst  dem  Meineide  die- 
Ligen  Fälschungen  und  Betrügereien,  welche 
Hinsicht  öffentlicher  Urkunden  aller  Art 
riibt  werden ,  als :  I)  die  Verfertigung  falscher 
künden  9  insbesondere  auch  mittelst  Nach- 
ichung  des  Amtssiegels  u.  s.  w.  II)  Die 
rfäUchung  ächter  Urkunden.      Zur  Vollen^ 
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duny  genügt  nicht,    dass  das  Falsclie  erzeugt, 
sonilern  ist  erforderlich ,  dass  Andere  dadurcli 
der  Täuschung  ausgesetzt  worden  ^).     III)  Der 
Gebrauch    wissehtlich    unächter    Urkunden  ^). 
Die  Sb*itfe   bestimmt  sieh    nach   den  allgemei- 
nen (irundsätzen  von  Bestrafung  der  Fälschung 
und  des  Betruges  (§•  277.  280.),   mit  beson-  1 
derer  ßiicksicht   auf  die  Natur   und  Wichtig- 
heit  der  Url&unde,     und  unter  Beachtung  der 
in  dem  Verbrechen^  liegenden  Verletzung  des 
öffentlichen  Vertrauens  ^). 

ä)  Die  hier  aufgestellten  Arten  der  Urkundenfälschung 
können  zv^ar  auch  bei  Frivaturkunden  vorkommeiii 
gehören  aber  dann  nicht  in  das  gegenwärtige  Capi- 
tel  und  sind  sowohl  in  Hinsicht  der  YollenduDgi 
als  der  Strafe  blos  nach  den  Grundsätzen  von  Fäl- 
schung und  Betrug  zu  beurtheilen.  Die  P.  G,  0.  Art. 
112.  spricht  auch  vorzüglich  von  Fälschung  öffent- 
licher Urkunden  und  bedroht  solche  mit  Strafe  an 
'         Leib  und  Leben. 

b)  Dazu  ist  aber  nicht  immer  erforderlich ,  dass  der 
Fälscher  von  der  Urkunde  einen  gewissen  Gebrauch 
gemacht  hat.     A.  M.  ist  Tittmann  IL  S.  512. 

c)  Zum  Gebrauche  der  falschen  Urkunde  gehört  es  je- 
doch nicht  etwa,  dass  auch  der  Zweck  dieses  Ge- 
brauches erreicht- worden  (z.B.  dass  auf  diä  Vor- 
zeigung des  falschen  Schuldscheins  die  Zahlung  er- 
folgt sey).    A.  M.  ist  Tittmann  a.  a.  O. 

d)  Tittmann  IL  §.  606.  Nach  dem  Oesterr.  St.  G.  B» 
§.  178.  181.  132.  und  nach  dem  Freuss.  L.  JL  §.  1381 
ist  der  Umstand ,  dass  die  Urkunde  eine  öffentliche 
war  y  als  ein  Erschwerungsgrund  bei  Bestrafung  des 
Betruges  zu  betrachten.  , 
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§.  310.    (259.) 
III)     Grenzverrückung  a). 

Grenzverrückung  (crimen  tcrmini  moti) 
igt  die  vorsälzUehe  rechtswidrige  VemichUwg  ^) 
oder  yeränderting  der  Grenzzeichen  der  Grund- 
sticke^  oder  der  sich  auf  diese  beziehaiden 
Rechte.  Die  Carolina  bedrolit  das  Verbrechen 
mit  Leibesstrafe.  Nach  dem  Gerichtsgebrau- 
che findet  willkürUche  Strafe  statt ,  welche 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  (§.  277.), 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Umstand, 
ob  die  Grenzzeichen  unter  öffentlicher  Anctori- 
tsit  gesetzt  waren ,  zuzumessen  ist  ^). 

a)  Tit.  Dig.  de  termino  moto  (47.  21.).  I».  1.  C.  de  ac^ 
cuaat.  —  R  G.  Ot  Art.  114.  C.  //.  Müller  D.  de 
erindne  termini  motu   Lips.  1752. 

6)  L.  1.  C  cit,  » qui  terminog  effoderunt,t  P.  G.  O. 
Art.  114.  »verruckt  y  abbaut >  abtbut  oder  verändert.! 

e)  Boehmer  ad  Art.  114.  §.  4.  Meister  §.  230.  Q?<f- 
storp  §.212.  Tittmann  II.  §.504.—  Verrückung 
der  Staategrenzen  gebort  zu  den  Staatsverbrechen. 

• 

■§.   3H.   (262.) 

IV)    Falsche  Anklage  und  Angebung  a). 

Cälumnie   ist  die  wissentlich  falsche  An^ 

*  hinge   eines    Unschuldigen  j    welche    ein    Straf 

verfuliren     wider     diesen     veranlasst     hat  *). 

Die    Carolina    schweigt    von    diesem    Verbre- 
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chen  ^).     Das  Römisclie  Recht  bedroht  es 
der  Talion,     und  wenn   die   Anklage   ein 
men   extraordinarium ,     oder  ein  Privatverbi 
chen  betraf 9    mit  willkiirKcher  Strafe  ^). 
die  Talion  längst  ausser  Gebrauch  ist ,  so 
det  immer  willkürliche  Strafe  statt  9    bei  dei 
Bestimmung  jedoch  auch   auf  die  Grösse 
angeschuldigten    Verbrechens    zu    achten    u 
Die    Analogie    rechtfertigt    eine    Ausdehnung 
auf  falsche  Angeber  ^). 

a)  Das9  die  Calumnie  das  öffentliche  Vertraaen  ver- 
letzt, und  also  in  diesen  Titel  gehört,  ist  nicht  za 
verkennen.  Auch  die  Carolina  bandelt  davon  un- 
mittelbar vor  der  Münzfälschung. 

6)  L.  1.  pr.  §.  1—5.  L.  3.  D.  ad  SC.  Turpill.  TiU 
Cod.  dt  calumniator.  (9.  46.).  Tit.  X.  de  calumniat, 
—    Von  der  abolitio  und  von  der  tergiversatio, 

c)  Die  P.  G.  O.  Art.  12.  redet  nur  von  der  Privatge- 
nugthuung,  und  zwar  ohne  Beschränkung  auf  den 
vrissentlicb  falschen  Ankläger. 

d)  L.  1.  §.  2.  D.  h.  i.  L.  10.  C.  de  caiumn.  —  :p.3.  D, 
ad  SC.  Turp.    L.  413.  D.  de  iniur. 

€)    V.  Feuerbach  §.  429.    Martin  §.  197. 

§.   312.   (260.) 

V)    Frävarication:    A)  im  eigentlichen  Sinne  a). 

Die  Prävarication  im  urspriingUehen^ 
eigentlichen  Sinne  ist  das  Verbrechen  des  J»' 
klagers  ^  welcher  mit  Verletzung  der  ihm^  tds 
solchem  j     obliegenden    Pflichten  9      den    m» 
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h^tUcIien  Verhreclkens  Angeklagten  begim^ 
fl^)*  Da  nach  dem  Teränderten  Strafver* 
Iren  Privatanlsläger  nicht  leicht  auftreten, 
entliehe  Anlsläger  aber  durch  Präyarication 
i  Amtsverbrechen  begehen  9  so  kommt  diese 
kvarication  in  der  Eigenschaft  ^  M^elche  sie 
dl   Römischem   Rechte    hatte ,     nicht  mehr 

1)  Auch  dieses  VerbreGhen  gehört,  seinem  Hauptcha«* 
racter  nach,  zu  den  Verletzungen  des  öfTenÜichen 
Yertraaens.  Viele  zählen  es  za  der  Fälschung  y  de- 
ren Natur  es  jedoch  an  sich  nicht  hat.  v  Wächter 
S.  401. 

)  L,  1.  §.  1.  D.  de  praevaricaL  Die  gesetzliche  Strafe 
Ist  die  Talion  y   L.  6.  eod,  I 

I    Zwischen  Vertheidigern^  die  mit  dem  Angeschuldig- 
ten colludiren ,    und  Anklägern  ist  keine   Aqalogie« 
.   A.  M.  ist  Tittmann  §.  497.  N.  6. 


§.    313.    (26J.) 
B)    Prävarication  im  engeren  Sinne» 

Prdvarieation  im  abgeleiteten^  oder 
eigentlichen  Sinne  ist  das  Verbrechen  dessen^ 
Icher  zum  Nachtheile  derjenigen  Partei  j  de- 
i  Rechte  er  zu  wahren  verpflichtet  isty  die 
ge^partei  vorsätzlich  begünstigt  ^).  Zum 
atbestande  gehört:  I)  einAdvocat,  oder  ge- 
htlichcr  Procurator  *) ,  welcher  die  Rechte 
:   einen  Partei   zu  vertheidigen  9  schon  und 

29- 


460        BeMüderer  TheU.    Tit.  VUI.  IVet 

noch  9    verbanden  war  «)•      II)  Eine  8lKitigi\^ 
Rechtssache  ^).     IIl)  Eine  pflichtwidrige  Hand- 
lang   zum    y ortheil    des    Gegners    und  zQmF  ' 
Nachtheil    der   Rechte    der    eignen    Partei'). 
Mit  dieser  Handlung  ist    das  Verbrechen  tiol- 
lendet^    hingegen  ein  wirklich  erfolgter  mate- 
rieller Schaden  nicht  erforderlich.     Die  Strafe 
ist  willkürlich  f)  und  pflegt  jetzt  in  Gcldbusse, 
GefängnisS)     Suspension  ^      oder   Verlust  der 
Praxis  zu  bestehen,    kann  jedoch  auch  bis  zu 
mehrjähriger  Freiheitsstrafe  ansteigen  S). 

a)  L.  1.  j.  1.  D.  h.  t.  L.  212.  D.  de  V.  S.  P.  G.  0. 
Art.  114.  — >  In  sofern  Sachwalter  und  Anwälte  als 
öffentliche  Beamten  zu  betrachten  sind^  gehört  die 
Prävarication  zu  den  AmtMverbrechen  (Tit.  XIIL). 

h)  Ist  dieses  apch  auf  andere  Beistände,  insbesondere 
auf  Vormünder  und  Curatoren,  auszudehnen!  Siel- 
zer  Lehrb,  §.  679.  Tittmann  IL  §.  497.  Noch 
weiter  gehen  Leyser  Sp.654.  m.20.uiid  Quistorp 
{.  430. 

c)  Veber  die  Fälle,  wo  der  Sachwalter  vor  angenomme« 
ner  Verpflichtung,  oder  nach  deren  Aufkündigung, 
zur  Gegenpartei  übergeht.  Leyser  1.  c.  m.  12—15. 
20.  Boehmer  ad  Art.  114.  §.  3.  Quistorp  §.427. 
V.  Feuerbach  §.  426.    i).  Groiman  §.  297. 

if)    Ist  dieses  auf  Handlungen  des  nicht  streitigen  Ge- 
richtsverfahrens auszudehnen!    Tittmann  §.  496. 

4)    Gehört  dahin  auch  die  Mittheilung  von  Gesetzen  usd 
RecbAsgründen !    Verneint  von  v.  Feuerbach  iAtI»     \ 
Dagegen  Tittmann  §.  498.    v.  Groiman  §.  297. 
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"^  f)    L.  L  f.  1.    L.%D.h.L'^    In  der  Tbat  mich  Mch 
der  P.  G.  O.  Art.  114. 

j  i)    Meister  §.  233.    Tittmann  IL  §.  498.  a.  £. 

§.   514.    (290.) 

VI)    Betriigliches  Schuldenmachen. 

Wer  (lurcli  absichtliche  Verheimlicbujig 
Äefücr  Ueberschulduiig^,  oder  durch  beträgliche 
Vorspiegelungen,  Andere  rum  Crcditgeben 
verleitet  hat,  der  ist  nach  den  Grundsätzen 
▼on  dem  Verbrechen  des  Betruges  zu  bestra- 
fen (§.  280.).  Bei  Zumessung  der  Strafe  ist 
jedoch  auf  die  hierin  liegende  Verletzung  des 
öffentlichen  Vertrauens ,  als  einen  besonderen 
Erschwerungsgrund,   Rücksicht  zu  nehmen  a). 

äi  In  dem  betrüglichen  Aufborgen  kann  auch  ein  be- 
träglicher Bankerot  enthalten  seyn^  und*  ist  dann 
hiernach  zu  beurthellen. 

§.   31S.  (291.) 
VII)    Bankerot  a). 

I)  Der  betriigliche  Bankerot  soll  dem 
Diebstahle  gleich  geachtet  werden  *).  Da  der 
Bankerot  gewöhnlich  mit  mancherlei  Fälschun- 
gen yerbunden  ist,  so  kommen  hierbei  auch 
die  Grundsätze  von  Bestrafung  des  Verbre- 
chens der  Fälschung  zur  Anwendung  ^).  II) 
her  leichtsinnige  Bankerot,  welcher  durch  Ver- 
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schwendung',     fibcrtriebene    Wagnisse ,    oikt 
grobe   Fahrlässigkeit   Terursacht «  wurde  9    ist^ 
nach  der  Praxis  9  mit  Rücksicht  auf  den  Grad 
des  Leichtsinnes  und  die  Grösse  des  Schadens^ 
willkürlich  zu  bestrafen. 

a)  Quiitorp  von  der  Strafe  der  Bankerottirer;  in  dess. 
Beiträgen.  N.  XIII.     Tittmann  IL  §.  499  f. 

*)  R.  P.  0.  V.  1548.  T.  22.  §.1.  R.  P.  O.  v.  1577. 
T.  23.  §.  2.  R.  S.  V.  1.  Aug.  1668.  (N.  Samml.  d.  R 
A.  Th.  IV.  S.  78.). 

c)    Landesgesetze  enthalten  genaue  und  strenge -Strafbe-   ; 
Stimmungen.  ^-     Preuss,  Landr.  a.   a.    O.    §.  1452. 
Baier.  Str.   G.  B.   Art.  277  f.     Hantiöo.  Entw.  Art. 
222  —  226. 

Anmerk.  Es  gibt  noch  andere  Arten  der  Ver- 
letzung des  öfTentlichen  Vertrauens,  als:  1)  Annak' 
tne  fremder  Namen  ,  Titel  und  Wappen ,  in  der  Ab- 
sicht,  um  Andere  zu  beschädigen  oder  sich  aner- 
laubte Vortheile  zu  verschaffen  (Tit.  Cod.  de  mu- 
tatfone  nominis  (9y  25.).  Ueber  den  Gebrauch  einer 
fremden  Firma  für  eigne  Fabricate  s.  Hitziges  1 
Annalen  Heft  14.  S.  345  tf.  H.  15.  S.  3  ff.  Dessel- 
ben Zeitschrift  Heft  31.  n.  24.  Ueber  Annahme  des 
Namens  eines  in  der  Literatur  bekannten  Pseudonj- 
mus.  Ebendas.  B.  IL  S.  105.  £.  HL  S.  194.  fi.  Y. 
S.  465.  B.  VL  S.450.  2)  Der  Bücheimachdruck,  falls 
ihm  der  Schein  einer  ächten  Audage  gegeben  vird. 
Wächter  S.  232.  3)  Das  Brieferbrechen.  Als  Fäl- 
schung kann  solches  jedoch  an  sich  nicht  betrachtet 
werden  9  wenn  gleich  Fälschungen  dabdi  vorkommeo 
'     können.     Tittmann  IL  §.  512. 


Neunter  Titel.  (12.) 

m   Verbrechen ,    welche   Religion    und    Sitt- 
lichkeit  gefährden. 


Erstes    Capitel. 

f^on  den  s.  g.  Religionsverbrechen. 

§.  516.   (292.) 

I)     Veberhaupt, 

Die  Religion    ist   ein   sehr  wirksames  Bc- 

-derungsmittel    der    Sittlichkeit    und   Recht- 

likeit  der  Bürger,    nnd  gehört,    als  solches, 

den  nothwendigsten  Grundlagen  des  Staates. 

rletzungen    der  Religion   sind    daher   theils 

sich  staatsgefährlich,  theils  zeigen  sie  auch 
i  der  subjectiven  Gefährlichkeit  ihres  Ur- 
:)ers.  Ans  beiden  Granden  hat  daher  die 
*afgesetzgebnng    auch    religiöse   Rücksichten 

nehmen  ^) ,  deren  Einfluss  auf  dieselbe 
*  doppelte  Art  sich   äussert.       I)  Bd   man- 


454         Besonderer  Theil.    Tit.  DC  F" 

I     f 

chen  Handlungen ,   welelic  schon  an  sicli  Ver*1    * 
brechen  sind,  und  daher  in  eine  andere Classel    < 
von  Verbrechen  gehören ,  entlehnt  die  Gesetz- 1  i 
gebung   von    den    dabei   vorkommenden  ye^|    ^ 
letzungen  der  Religion,   Gründe  der  Au9im^\ 
nungj    oder   der  Erschwertmg.       Dahin  gehört! 
der  Kirchendiebstahl   (§.  2Sd.),    der  Meineid,! 
die  Störung  des  Gottesdienstes  (§.  305.),  diep 
Zauberei    und   Schatzgräbcrei   (§.    279.),    diel 
Ehrverletzungen    ivider    die    Kirche    und  Kir-1 
chenlehrer    (§.    216.),      die    Gräberverletzunglit 
(§.  2<58.),  und  das  Fluchen  und  Schwören  ^).k 
II)  Bei   anderen  Handlungen   enthält   blos  dieli 
in   ihnen  liegende  Herabwürdigung    der  Reli«||B 
g^on   den  Grund  ihrer  Strafbarkeit  ^).      Diese  li 
bilden  daher  ein  eignes  Verbrechen   der  Blas-|i 
phemie  ^).  |{ 

a)  Irrige  Vorstellungen,  welche  der  Nov.  77.  zum  Gmn-  | 
de  liegen  y   und  in  die  R.  P.  Ordnungen  übergeg^- 
gen  sind.  ^-    C,  C.  Stäbel  D.  quatenus  actiones  re- 
iigioni  non  convenitnUa  poeniä  critninaL  coirceri  pot» 
sinL  Yiteb.  1799. 

b)  Die  tGottesschwüre  und  FlucJiet  bestehen  in  frevent« 
liehen  Betheuerungen  bei  Gott  und  anderen  heiligen 
Gegenständen  Diese  sollen ,  wenn  der  Frevler  so* 
vor  fruchtlos  gewarnt  worden,  mit  Gefangniss  oder 
Geldbusse  geahndet  werden.    R.  P.  0.  v,  1577.  Titl 

c)  Daher  hier  die  rechte  Stelle  des  Blasphemie  im  Sy- 
stem.—  Aeltere  und  auch  einige  Neuere  (z.B. 
Safchow  L^hrh,  §.  284.)  betrachten  die  Blasphemie 
al^^€ine  Injurie  gtgen  die  Gottheit;  Andere  (wie  v» 


ik 
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1^»^  feutrbach  §.  303.  v.  Grolman  f.  306.  Stübei 
Disf.  cit.)  sehen  sie  als  Injurie  gegtn  die  kirchiicke 
GeteiUchafi  an. 

4'  Metzerei  kann  nur  noch  als  AmtSTerbrechen,  oder  alt 
CrotteslSsternng  strafbar  seyn,  oder  als  Sectenstiftnng 
Folizeimaasregeln  'veranlassen,    v,  Grolman  5»  374« 


r      t 


§.  317.  (m) 

II)    IttiUmmdere  von  der  BloMpkemie:    A)  Begrif  und 

Thatbeatand  a). 

Blasphemie  im  weiteren  Sinne  ist 
4ie  hosliehe  Herabwürdigung  der  Gegenstände 
religiSser  Verehrung.  Zum  Thatbestande  der- 
•dben  gehört  I)  als  Objecto  irgend  ein  Ge- 
genstand der  Anbetung  oder  Verehrung  einer 
in  Deutschland  reichsgesetzlich  aufgenomme- 
neiE  christlichen  Kirche  ^).  Ist  solches  A) 
die  {Gottheit  selbst ,  so  enthält  deren  Herab- 
iNÜrdigung  das  Verbrechen  der  Gotteslästerung^ 
iRrelche  entweder  unmittelbar  ^  oder  mittelbar 
gegen  die  Gottheit  gerichtet  seyn  kann.  Sind 
es  hingegen  B)  andere  Gegenistände  der  reli- 
giösen Verehrung  9  oder  damit  in  Verbindung 
stehende  Sachen ,  Lehren  oder  Gebrauche  9  so 
ist  es  Blasphemie  im  engeren  Sinne  ^).  II) 
Die  Handlung  besteht  in  jeder  Art  der  wört- 
lichen oder  thätlichen  Herabwürdigung^  Schmä- 
hung (Lästerung  9  Verspottung)  jener  Gegen- 
stände. III)  In  Hinsicht  des  Subjects  ist 
rechtswidriger    Vorsatz   erforderlich ,     welcher 
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ia    der   Absicht  ^      einen    solchen    Gegenstand 
herabzu\¥Ürdia'en  9    besteht^).      Dass  der  Tha- 
ter   zu  einer   der  christlichen  Kirchen   gehöre, 
ist    nicht    als    Erlbrderniss    des   Verbrechens 
anzusehen  ^). 

a)  Voigt  über  Gotteslästerung;  im  N,  Jurist.  Journal. 
Ronneburg  1799.  B.  I.  H.  3.  C.  F.  A.  Burchardi 
D«  de  blasphemia.  len.  1803.  G,  Lauck  über  4ie 
sittlicJie  Beziehung  der  Straf gesetze  y  mit  bes.  JtücA- 
sicht  auf  das  Französische  Sacrilegiengesetz  u.  8.  w. 
Im  N.  Archiv.  VIII.  69  f. 

6)  Die  Reichsgesetze  beziehen  die  Blasphemie  aos- 
drücklich  aaf  die  christliche  Religion.  Martin 
§.272.-  Diess  kann  jedoch  bios  von  der  eigentlicheB 
Blasphemie  y  hingegen  von  der  Gfotteslästerung  nur 
in  sofern  gelten,  als  sich  solche  auf  die  Vorstelluflg 
von  der  dreifachen  Person  'der  Gottheit  bezieht 

c)  Dies4  Unterscheidung  ist  mit  der  Einthcilnn^  in  an- 
mittelbare  und  mittelbare  Gotteslästerung  nicht  zu 
verwechseln,  indem  nicht  jede  eigentliche  Blasphe- 
mie zugleich  eine  mittelbare  Gotteslästerung  enthält. 

d)  Die,  welche  die  Blasphemie  als  eine  Injurie  gegen 
die  Gottheit,  oder  die  Kirche  betrachten,  er/ordern 
elirenkränkende  Absicht. 

t)  V.  Feuerbach  §.  305.  —  Martin  §.  273.  -^  A.  M- 
ist  Quistorp  §.  121, 

§,   318.    (294,) 
B)    Strafe  der  Blasphemie^ 

Die  gesetzliche  Strafe  I)  der  Gottesläste- 
rung ist  die  Ehrlosigkeit  und  ausserdem  ^  nach 
Beschaffenheit  der  Person  und  der  Lästerung? 
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ibensstrafe,  oder  Verstümmlung  a).  II)  Die 
^entliehe  Blasphemie  soll  erst  nach  yoraus- 
hendcr  fruchtloser  Abmahnung  ^    dann  aber 

Leib  oder  Gut  gestraft  werden  *).  Auf 
bensstrafe  wird  schon  lange  nicht  mehr  er- 
mt,  und  die  Verstümmlungen  sind  längst 
sser  Gebrauch.  Auch  herrschen  jetzt  rich- 
ere  Ansichten  über  den  wahren  Grund  und 
ad  der  Strafbarkeit  des  Verbrechens.  Die 
a  statt  findende  willkürliche  Strafe  ist  be- 
iders  mit  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  und 

Art  der  Lästerung,     auf  die  Bosheit  des 

äters   und   auf    das    verursachte    öi|entliche 

rgerniss  zuzumessen,    und  kann  sich,  beim 

sammentrefTen  mehrerer  Beschwerungen^  bis 

mehrjähriger  Freiheitsstrafe  erstrecken  ^). 

)  R.  P.  0,  von  1548.  und  1577.  Tit.  I.  §.  2.  7.  Zugleich 
ist  die  unterlassene  Denunciation ,  die  Begünstigung 
und  die  unterlassene  Ahndung  der  Gotteslästerung 
mit  Strafen  bedroht. 

)  R.  P.  0.  V.  1543.  u.  1577.  Tii.  III.  §.  1.  —  v.  Feu- 
erbach §•  3. 

)  Quistorp  §.  123.  Meister  §.  292.  v.  Grolman 
,  §.  309*  Tittmann  II.  §.600.  Wächter  II.  S.  544. 
—  Die  Gotteslästerung  dürfte,  ihrer  Natur  nach, 
nur  zu  einer  polizeilichen  Ahndung  geeignet  seyn. 
Mittermaier  im  N,  Archiv.  VI.  43,  —  Mehrere 
neue  Strafgesetzbücher  (Code  p^nal ,  Baier.  und  OU 
denburg.  Str.  G.  B.)  übergehen  sie  mit  Stillschwei- 
gen.   £ben  so  der  Hannöv.  Entwurf. 
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Zweites  Capitel.  \f^'' 

Von  den    UnzuchUverhrechen.  \  P^ 

Erster   Abselinitt. 
Von  den  Unzuchtsverbrechen  überhaupt  a).       ■  ^^ 

§.   519.    (296.) 

I)    Begriff  der  Unzuchtsverbrechen  6). 

Unzuchtsverbrechen  (Fleischesverhre- 
ehenj     delicta  carnis)    im  weiteren  Siime  md 
alle  Arten   der  gesetzwidrigen  Befriedigung  dei 
Geschlechtstriebes.     Der  Grund  ihrer  Strafbar- 
heit liegt  I)  entweder  blos  ii^  den   daraus  für 
.  die  Sittlichkeit  als  einer  unentbehrlichen  Stutze 
der  Rechtsordnunjn^  zu  befürchtenden  nachthei« 
ligen   Folgen  —    Unzuchtsverbrechen    im  enge- 
ren  Sinne}     II)  oder  zugleich  und   hauptsäch- 
lich darin,    dass  sie  auch  eine  Verletzung  der 
Rechte   einer   Person   enthalten ,     wie    bei  der 
Nothzucht    (§.    19Ö.),    Schändung   (§.    195.), 
'  Entführung    (§•  200.),     bei    dem    Ehebruche 
(§.  228.)  und  der  Bigamie  (§.  252.).      Diese 
gehören    daher  anderen    Classen   von  Verbre- 
chen an  9     und  sind  von   den  Unzuchtsverbre- 
chen im  engeren  und  eigentlichen  Sinne ,  Yon 
welchen  allein  hier  die  Rede  ist^  ausgeschlos- 
sen ^). 
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T*^  ^f  J.  J.  Cella  über  Verbrechen  und  Strafen  in  ünxuchti'^ 
fäilen.  Zweibr.  u.  Leipz.  1787.  C.  C.  Siübel  quate* 
nue  actionee  quae  vulgo  deliota  carnis  nominanturf  e 
princ,  iur,  puhL  univ,  eint  coircendae,  Viteb.  1793. 

^}'  Der  Ansdrnck  yUnzucJUsverbrechent  (welchen  auch 
der  Hannöv.  Entwurf  gebraucht)  ist  angemetsenef^ 
als  der  gewöhnliche  Ausdruck  ^Fleischeaverbrechen^t 

c)  Andere  stellen ^  ohne  diese  Unterscheidung,  sämmt* 
liehe  Unzuchtsverbrechen  im  weiteren  Sinne  zusam- 
men^ wie  Quistorp  §.  450  f.    Meister  §.  243  L 

§.   320.   (296.) 
II)    Arten  der  eigentlichen  ünzuchtaverbrechen» 

Der  Grund  der  Gesetzwidrigkeit  der  Be- 
friedigung des  Gesclilechtslriebes  liegt  I)  ent- 
vreder  blos  in  dem  Mangel  einer  ehelichen  Ver- 
bindung zwischen  beiden  Theilen  (Schwächung^ 
Hurerei  und  Concubinat)^  II)  oder  in  der 
Nähe  der  Verwandtschaft  unter  denselben 
(Incest)}  III)  oder  in  der  Natuinvidrigkeit  der 
Handlung  (Sodomie). 

§.  321.   (297.) 
III)     Voltendung  der  Unzuchtsverbrechen. 

I)  Diejenigen  Unzuchtsvcrbreehen,  wel- 
che in  einem  naturgemässen  Beischlafe  beste- 
hen, werden  mit  der  erfolgten  Vereinigung 
der  GeschlechtsÜieile  vollendet  «)•  II)  Auch 
bei   denjenigen   Arten    der   naturwidrigen  Be- 
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friedigung  des  Gesctilechtstriebcs ,  welelie  mit- 
telst Vereinigung  der  Glieder  gesclielien^  ent- 
hält schon  diese  die  Vollendung  ^).  Andere 
Naturwidrigkeiten  erfordern  die,  auf  der  ei- 
nen oder  der  andern  Seite,  erfolgte  seminis 
emissio  ^). 

a)  Andere  erfordern  hier  allgemein  seminis  immissio 
(v.  Feuerbach  §•  451.)»  Andere  seminis  emissio 
(TUtmann  IL  §.  565.).  Allein  weder  der  Grond 
der  Strafbarkeit  der  Unzucht,  noch  die  gesetzlichen 
Ausdrücke  (impudicitia,  corruptio^  turpitudo,  Vn- 
keuschy  fleischliche  Werke ,  unkeusche  schändliche 
Werke)  rechtfertigen  eine  solche  Einschränkung  der 
Consummation.    Martin  §.  277. 

b)  Boehmer  ad  Art.  116.  §.  '3. 

c)  Martin  §.  283.  —    Auch  hierüber  gibt  es  verschie- 
dene Meinungen.    Quistorp  §.  498. 


Zweiter   Abschnitt. 
Von  den  einzelnen  Arten  der  Unzuchtsverbrecheo. 

§.   322.   (298.) 

I)    Ausserehelicher  Beischlaf:    A)  Schwächung, 

Die  Schwächung  (struprum  in  s.  str.) 
besteht  in  dem  misserehelichen  Beischlafe  einer 
ledigen  Mannsperson  mit  einer  ledigen^  ehrba- 
ren Frauensperson^).  Da  die  Römischen  Straf- 
hestimmungcn  *)  vsich  auf  eigcnthümliche  Ve^ 
hältnisse   beziehen  ^)j     so   ist    die   Strafe  der 
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dwächun^  willkürlich ^  und  besteht,  nach 
n  Gerichtsgebrauche,  In  geringer  Geldbusse, 
?r  kurzem  Gefängnisse  ^) ,  welche  Strafe 
och  erhöht  wird,  wenn  besondere  Pflichten 
*letzt,  oder  der  andere  Theil  durch  Betrug, 
rf ührungskünste ,  oder  durch  das  Eheverr 
■echen  zu  dem  Beischlafe  verleitet  worden  ^). 

I  Dajt  Erforderniss,  dass  der  Beischlaf  weder  auf  na^^ 
turwidrige  Weise,  noch  zwischen  nahen  Verwandten 
vollzogen  worden,  >rgiht  sich  von  selbst  aui  der 
fiinthellung  der  Unzuchtsverbrechen  (§.  320.)  y  und 
aus  dem  Gegensatze,  welchen  die  Ucberscbrifien  der 
§§.  322.  325.  u.  328.  bilden. 

)  §.  4.  /.  de  publ,  iudi  —  L.  1.  §.  2.  D.  de  exiraord. 
crim,  Cropp  praec,  iur,  rom.  circa  pun,  conat.  det. 
S«  II.  p.  108  sq.  Auch  die  Infamie  fallt  jetzt  weg* 
Meister  $.  217.  —  Ueber  die  Bedeutungen  des 
Ausdrucks  stuprum,  Matthaeus  de  crim.  L.  48. 
T.  3.  C.  5.  N.  2. 

)  v.  FewfrÄacA  §.  454.  —  Welcher  Tbcil  ist  der 
strafbarere  t  ^ 

)  Von  Hurenbrüchen.  Pufendorf  T.  I.  obs.  46. 
G.  L.  Boehmer  D.  de  mulctia  stuprorum.  Gotting. 
1748.;  in  dess.  elect.  iur.  civ.  T.  III.  N.  22.  — 
Von  der  Kirchenbusse.  C.  2.  X.  de  adulL  C.  3.  X. 
de  poenis. 

I  Wo  dergleichen  Erschwerungsgründe  nicht  vorhan- 
den sind,  da  sollte  nur  eine  polizeiliche  Ahndung 
statt  finden.  Hannöv.  Entw.  Art.  274.  —  Am  wenig- 
sten lässt  sich  eine  Strafbarkeit  des  Beischlafes 
unter  Verlobten  (concubitus  anticipatus)  behaupten. 
Doch  lässt  die  Praxis  hier  in  manchen  Fällen  ge- 
linde Strafe  eintreten. 
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§.  525.  (m)  I 

B)    Hur  treu 

Hurerei  (fornicatio  s.  scortatio)  istü-U 
sserehelicher  Beischlaf  einer  ledigen  Mammen 
son  mit  einer  Hure  (meretrix) ,  d.  h.  einer 
Frauensperson 9  die  sieh,  ohne  Wahl,  jeden 
preisgiebt  ^).  Bei  der  UnanMendbarkeit  des 
Römischen  Rechtes  ^),  ivird  jetzt  die  Hurera 
willkürlich  gestraft.  Die  Hure  ist  strafbarer, 
als  die  Geschwächte,  und  als  die  sieh  mit  ib 
yermischende  Mannsperson.  Hat  die  Hure 
wissentlich  ihre  Ansteckung  Andern  mitge- 
theilt,  so  ist  eine  ideale  Concur^^enz  der  Hu- 
rerei und  Gesundheits Verletzung  vorhanden. 

a)    Ly  43.  §.  3.  D.  de  ritu  nupt, 

ö)    L.  43.  pr.   §.  1  —  6.  D.  de  ritu  nupt.    L.  13.  §.  2.  D. 
ad  L.  iul.  de  adult.    L.  22.  C.  eod. 

§•  524.  (300.) 

C)Concubinat 

L 

Cöncuhinat  im  weiteren  Sinne  ist  eine 
zwischen  zwei  Personen  'Verschiedenen  Ge- 
schlechts  zur  Jiefriedigung  des  Geschlechtstriebes 
eingegangene  .Gesellschaft^  welcher  ein  wesent- 
liches Merkmal  der  Ehe  fehlt.  In  Hinsicht 
der  Dauer  ist  diese  Verbindung  cntwe^lcr  le- 
benslänglich,   oder  nur  auf  gewisse  Zeit  ein- 
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egangen  (Concub.  perpetuus  ^^  temporar •)• 
)  Her  Römische  Concubinat  unterschied  sich  yoi| 
er  Ehe  durch  den  Mangel  des  affectus  mari- 
lÜs,  und  war  eine  geduldete  Verbindung  tf)* 
[)  Der  D^uUehe  Concubinat  unterscheidet  sich 
on  der  Ehe  durch  den  Mangel  der  für  die 
ängehung  der  Ehe  gesetzlich  bestimmten 
orm  ^)9  und  wird  als  Unzuchtsverbrechea 
strachtet  ^).  Die  Strafe  ist  wiUkürUeh^  und 
luss  etwas  höher  als  die  Strafe  der  Schwä» 
lung  bestimmt  werden  ^). 

a)  Tit.  Dig.  et  Cod.  de  concttbinie.  —  Von  der  Deut- 
schen Ehe  zur  Unken  Hand  ist  der  Römische  Conca- 
binat  wesentlich  verschieden.  A.  M.  ist  v.  Feuer<* 
backi.  457. 

b)  Daher  ftt  die  Gewissemehe  eine  Art  des  Concabinati« 

c)  Mittermaier  Grundes,  des  Deutschen  Privß/trechis. 
§.  326.  ^    R.  P.  0.  V.  1577.  Tit.  26. 

d)  V.  Feuerbach  §.  460.  v.  Grotman  §.  381.  Mar» 
tin  §.  279.  —    A.  M.  ist  Tittmann  II.  §.573. 

§.   52S.   (301.) 
II)    Incest:    A)  Begriff  a). 

I)  Incest  im  weiteren  Sinne  (incestus 
•  incestum)  i^t  der  Beischlaf  zwisc/ien  Per^ 
»neu  9  unter  welchen  die  Ehcy  wegen  ualier 
Verwandtschaft^  verboten  ist  ^).  In  diesem 
linne  begreift  der  Incest  die  Blutschande  und 
ie  Unzucht  in  verbotenem  Grade.     II)  Jncest 


I 
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im. engeren  Sinne  oder  Blutschande  ist 
Beischlaf  zwischen  Personen  9  welche  in  mm 
nicht  zw  Dispensation  geeigneten  Grade  mt- 
wandt  sind  ^).  Diese  Beschränkung  des  Be- 
griffes der  Blutschande  rechtfertigt  sich,  ausser 
den  Bestimmungen  der  Carolina  ^)^  'atich  durck 
die  Gründe  ^)j  auf  welchen  die  erhöhte  Straf- 
harheit  des  Beischlafs  unter  nahen  Verwand- 
ten* beruht,  und  welche  heine  Ausdehnung 
auf  alle  Eheverbote  zulassen  f). 

a)  P.  L  Hei  Bier  D.  de  incestu.  Hai.  1780.  C.  C.  Hof- 
acker D.  iistens  historiam  ei  rationetn  iuris  inet' 
atum  prohibentis.   Tub.  1787. 

b)  In  diesem  Sinne  nimmt  den  Incest  sowohl  das  Römi' 
sehe,  als  das  Kanonische  Recht,  jedes  mit  Kücksicht 
auf  seine  Eheyerbote.    §.  1.  12.  /.  de.  hupt,    L.  39.  {i 

1.  D.  de  ritu  nupt.  —    Can.  %  §.  4.  C.  3S.  q.  h  Gsx. 

2.  C.  35.  q.  2.  —    Der  Sinn  und  Umfang  der  Röai- 
.  sehen  Unterscheidung  zwischen  incestus  iuris  gentium 

und  iuris  civilis  ist  sehr  streitig,  v,  F euer b ach 
§.  463.  Wächter  II.  S.  567  f.  Birnbaum  im  N. 
Archiv  XI.  299  f.  —  Ueber  incestus  divini  aad 
humani  iuris. 

c)  Ueber  die  Nothwendigkeit  einer  Beschränkung  des 
Begriffes  der  Blutschande,  so  wie  über  die  Art  die- 
ser Begrenzung  herrschen  verschiedene  Yorstellan- 
gen.  Die  Meisten  bleiben  bei  dem  weiteren  Sinne 
des  Incestes  stehen ,  und  nehmen  daher  auf  alle  be« 
stehende  Eheverbote  Rücksicht.  Meister  §•  26i 
».  Feuerbach  §.  461.  v.  Grolman  §.  392.  S«/- 
ehow  Lehrb.  3.  Ausg.  §.316—20.  Nur  netimen  Man- 
che unter  denselben  die  Adoptivv^rwandtschaft  mu* 
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—    Andere    beslimmen  die  Grenzt  blos  nach   dem 
Römischen  Rechte.    Jlosahiri  Lehrb»  §.  217. 

-  •  ' 

0  P.  G,  O.  Art.  117.  >—  So  einer  ■  Unkeusch  mit  seiner 
Stiefe^hler,  ^i^U.  seines  Sohnes  Eheurciby  oder  mit 
seiner  Stiefmutter  treibt ,  in- aolchen  und  noch  naiu» 
Ten  Sippschaften  u.  s.  w.c 

)  Michaelia  Moeaischee  Kechi.  Th.  II.  §.  103  f, 
Cella  a.  a.  O.  §.  78. 

)  Mariin  §.  281.  282.  Wächter  II.  S.  565.  Eine 
ähnliche  Beschrälikung,  aber  aus  allgemeinen  Grün- 
den >  behauptet  7»  t /mann  IL  §.  586  ff. 


§.  52G.   (302.) 

B)    Thatbeetand  des  Inceates. 

Zum  besonderen  Thatbestande  des  Ineestes 
engeren  Sinne  (der  Blutsehande)  gehört: 
ein  solcher  Grad  der  wirklichen  <*)  f^er^ 
indtschaß  zwischen  beiden  Thätern^  in  wel- 
enoi  die  Ehe  auch  nicht  mittelst  Dispensation 
stattet  zu  werden  pflegt  ^)^  nemlich  A)  un« 
'  Blutsverwandten  in  der^  geraden  Linie  und 
ischen  Geschwistern  (Blutschande  im  eigent' 
hen  Sinne)  ^  B)  unter  verschwäjfcrten  Perso- 
a,  in  der  geraden  Linie.  II)  Bechtswidri" 
•  Vorsatz^  welelier  hier  in  dein  Bewusstseyn 
i  vorhandenen  Grades  der  Verwandtschaft 
d  der  Strafbarkeit  des  Beischlafs  unter  so 
ben  Verwandten  besteht  ^).  Sowohl  der  That- 
thum,  als  die  Rechtsunwissenheit  ^)  schliesst 
lier  clas  Daseyn  dieses  Verbrechens  aus. 

30 
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a)  Bürgerliche  und  spirituelle  Verwandtschaft  begrii* 
det  keinen  Incest.  —  A.  M.  in  Hinaicht  ersterec 
ist  V.  Feuerbach  §.  463. 

6)  Bei  Erklärung  des  Art.  ll7.  ist  auf  die  aar  Zeit 
der  EnUtehung  der  Carolina  hierüber  hemdMH 
den  Ansichten  Rücksicht  zu  nehmen;  bei  der  kci- 
tigen  Anwendung  hingegen  ist  auf  die  Jetzige  Zeit 
und  auf  den  Ort  zu  achten. 

c)  V,  Feuerbach  §.466.«—  Andere  nehmen  auch  eiiiei 
cuiposen  Incest  an.  Meister  §•  264^  v.  Grolman 
§.  396. 

d)  L.  57.  §.  1.  D.  de  riiu  nupt.  L.  38.  §.  1.  2.  4.  7.  D. 
ad  L.  luL  de  adult. 

§.    327.    (303.) 

C)    Strafe  des  Incestea, 

Wegen  der  Ungewissheit  der  Römischen 
Straf bestimniungen  «)  ^  auf  welche  die  Caro- 
lina im  Allgemeinen  hinweist ,  findet  jetzt  I) 
bei  der  Blutschande  willkürliche  Strafe  statt. 
Bei  deren  Zumessung  ist  besQnders  Räcksicht 
zu  nehmen  A)  auf  die  Art  der  Verwandischafl^ 
insbesondere  auf  den  Unterschied  zwischen 
Blutsverwandtschaft  und  Schwägerschaft  ^  und, 
bei  jener,  zwischen  der  geraden  und  Seiten- 
linie,  so  wie  zwischen  dem  schuldigen  Ascen- 
denten  und  Descendenten  5  B)  auf  die  J9e- 
schaffetüieit  des  unerlaubten  Beischlafs  5  ob  sol- 
cher unter  der  Gestalt  einer  zwischen  bieiden 
Theilen  eingegangenen  Ehe  *),  oder  ausser- 
ehelich  verübt  wurde;  C)  auf  die  Geschlechts' 
Verschiedenheit.     Nach  diesen  Rücksichten  kann 
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ih  die  Strafe  von  melinnonatUeher  bis'  zu 
ihrjähriger  Freiheitsstrafe  erstrecken  ^).  ll) 
d  der  Unzucht  in  verbo&nen  Graden  kommt 
s  Verwandtschaft  nur  als  Ersekwerungsgrund 
Betrachtung.  Wurde  der  Incest  durch 
16  soljche  Art  der  Unzucht  begangen  ^  wel" 
e  schon  als  ein  Rechtsverbrechen  anzusehen 
'(Pfothzucht^  Ehebruch^  Bigamie)^  so  hont« 
;n  die  Regeln  von  der  idealeti-  Concurrenz 
r  Anwendung  ^. 

)     Wächter  IL  §.  237.   N.  80. 

)  Die  geringere  Strafbarkeit  dieses  Falles  ist  gesetaS-« 
lieh  anerkannt.  L,  38<  §.  1.  3.  7.  D.  ad  L.  lul»  d€ 
adulL  —    A.  M.  ist  Tittmann  II,  §.  589. 

)  Meister  §.  267.  268.  v.  Feuerbach  §•  465.  TitU 
mannH»  §.  589.  —  Freusa.  L,  R,  a.  a.  O.  §.  lOSSf« 
Oeiterr.  G.  B*  Über  schwere  PoL  Heb.  §.  246.  Baierl 
Str*  G.  B.  Alt.  206.  —  Zu  den  Gründen  der  germ-^ 
geren  Strafbarkeit  gehört  eine  besonders  verführe^ 
riflche  Gelegenheit ^  Quistorp  §.  607.  Tittmann 
k*  a.  O.  und  der  Befehl  eines  drohenden  Yaten^. 
St  Tuben  12.  B»  FV.  B«d.  29.  Als  Erschwerung«- 
^und  ist  die  längere  Fortsetzung  des  Verbrechens 
'zu  betrachten.  Mittermaier  im  N.  Archiv.  U. 
250,  -^  P,  Bopp  Criminalrechtsfälle  das  VerhrS" 
chen  der  Blutschande  betreifend.  In  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  des  Kurfürst* 
11.  Grossherzogth.  Hessen,  B.  I.  H.  1.  S.  32  If.'  — 
Die  grosse  Strenge  mancher  Landesgesetze  ist ,  bei 
einer  genaueren  Erwägung  des  vertraulichen  Fami« 
lienverhältnisses  I  nicht  zu  billigen. 

)  Von  der  Bezeichnung'  dieser  Arten  des  Zusammen- 
'  fliisses  durch  den  Ausdruck  iqualificirter  Incestt  gilt 
jiie  obea  S«  154.  ii.  a*  gemachte  Bemerkung^ 

30* 
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f 
§.  528.  (304.) 

lll)    SodomU:    A)  Begriff  a). 

In 

I 

Sodomie  im  weiteren  Sinne  ist  jede  M' 
birwidriye   Befriedigung   des   Geschlechtslriehe$* 
Sie    kann   yerübt   werden    I)    entweder  darcl  1 
Beischlafs      und    zwar   A)    mit    einem   Thiere  y 
(sodomia  ratione  generis)^     B)  oder  mit  einem 
Menschen   desselben  Geschlechts   (sodomia  n* 
tione  «eati^) ,  wohin  1)  der  Beischlaf  eines  Man- 
nes mit  einem  Manne  (Päderastie ,    commasca- 
latio  ^)s    und   2)    der   Beischlaf  eines  Weibes 
mit  einem  Weibe  gezählt  wird  ^)}  B)  der  na- 
turwidrige Beischlaf  mit  einer  Person    des  an- 
dern Geschlechts   (sodomia  ratione  ordinis  na- 
tnrae).       II)   Oder    der  Geschlechtstrieb  i^ird 
auf  andere  Art  ^  als  durch  einen  Beischlaf  be- 
friedigt  (uneigentliche  Sodomie  ^     insbesondere 
mastupratio,  onania).     Unter  allen  diesen  Na- 
turwidrigkeiten ist  durch    die  Carolina  nui^  die 
sodomia  ratione  generis  und   ratione  sexus  ans- 
driicklich  mit  Strafe  bedroht  ^)  5    auf  diese  al- 
lein beschränkt  sich  daher  der  Begriff  des  Fer- 
hrechens  der  Sodomie  ^    oder  der  Sodomie  im 
engeren  Sinne  *)., 

I 

a)  J.  C.  ^schenhach  Pr.  ÖMhia  in  application^  Art. 
116.    C.  C.  C.  obvenientia,  Rost  1787« 

b)  Nur  dieses  Falles  gedenkt  das  Rom.  Recht  als  eines 
Verbrechens,  un(|  nennt  diese  Natorvidrigkeit  ne* 


Verbr.  wider  Religion  u.  Sittlichkeit.     4ß^ 

fanfia  Ubido^  momtrosa  Venus.  §.  4.  J.  de  publ. 
iud.  L^  1.  §.  2.  D.  de  extraord.  crinu  L«  34«  {.  1. 
ad  L,  lul,  de  adult.    L,  31.  C.  eod. 

')  Was  nach  der  Carolina  hieranter  zu  verstehen  sey, 
ist  sehr  streitig.  v.  Feuerbach  {.  468.  n.  b. 
Wächter  11.  S.  576. 

)    P.  G.  O.  Art.  116.    V.  Feuerbach  §.  469. 

) '  Die  Meisten  halten  auch  di^  sodomia  rat  ordinis 
nat.  und  die  uneigentlich  s.  g.  Sodomie  für  strafbar. 
Es  fehlt  indessen  hier  an  wahrer  Analogie«  und  die 
Strafpolitik  verbietet  eine  solche  Ausdehnung. 
Doch  düKte  solche  statt  finden,  wenn  Verführung 
der  Jugend  damit  verbunden  ist  und  die  Handlung 
hierdurch  gemeingefährlich  wird. 

§.  529.  (305.) 

B)    Strafe  der  Sodomie. 

Die  gesetzliche  Strafe  des  Verbreckens 
r  Sodomie  (§.  328.)  ist  allgemein  die  Feu- 
iirafe  ^).     Schon  die  ältere  Praxis  bescliränk- 

diese  Strafe  auf  gewisse  ^  die  Strafbarkeit 
sonders  erhöhende  Voraussetzungen.       Jetzt 

die  Todesstrafe  ganz  ausser  Gebrauch.  Es 
rd  nach  der  heutigen  Praxis  Zuchthaus- 
er  öffentliche  Arbeitsstrafe  erkannt  ^  deren 
luer  sich  besonders  nach  dem  Unterschiede 
ischen  sodomia  sexus  und  sodomia  generis 
stimmt  9  und  welche  sich  bis  zu  mehreren 
hren  erstrecken  kann  *).  Ist  das  Verbre- 
en  mittelst  angewendeten  Zwanges  an  einer 
irson  veriibt  (gewaltsame  Päderastie)  9  so  cour 
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V^ 


currirt  das  Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit,!*' 
und  9  falls  die  gezwungene  Person  yerletzt  wo^  '  ^' 
den  9  eine  Körperverlet^^ung. 


<) 


a)  R  G,  0.   Art.  116. 

b)  Quistorp  §.  500.  a.  E.  §.501.  £«cA#ii6ac&  piogr. 
cit.  5/ f/ zer  /.f^rfr.  §.  576.  577.  M ettfer  §.  VT. 
268.  V.  Grolman  §.  400.  (6  bif  10  J.  Zachth.). 
Tittmann  IL  §,  591.  geht  su  iweit,  wenn  er  G^ 
fangniss  von  4  —  8  Wochen  für  die  jetzt  gewöhnlicbe 
Strafe ,  und  einjähriges  Zuchthaus  als  das  MaxiDon 
annimmt.  —    Hannöv.  Entw.  Art.  275. 


Dritter    Ali  schnitt« 

Von  der  Beihülfe  zu  Unzuchtsverbrecheo. 

Kuppelei  «). 


•  I. 


§.   350.  (306.) 

I 

I)    Begriff  der  Kuppelei, 

Die  Kuppelei  im  weiteren  Sinne  (leiio- 
cinium)  besteht  in  der  absichtlidien  y  jedoA 
sucht  gewahtliäÜgen  Itefördemtu/  der  Ut^zuehU' 
verbrechen  anderer  ^).  Sie  ist  an  sich  Bei' 
hülfe  (nicht  Begünstigung  ^) ,  oder  auch  wohl 
AmUpung  (§.  76.) ,  bildet  jedoch  ein  eifMi 
Verbrechen  y  welches  meist  strafbarer  ist  9  ak 
die  blosse  Beihülfe ,  und  oft  strafbarer  y  ak 
das  durch  sie  beförderte  oder  ircraulasste  Ver- 
brechen selbst« 
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i>    P.  C:  O.  Art  12X  123, 

^)  Der  Begriff  bezieht  sich  auf  die  UnzuchUverbrechen 
im  weiteren  Sinne  (§.  319«) 

;)  Nach  Rönu  Rechte  wurden  mehrere  Arten  der  Be« 
günstigung  au  dem  Verbrechen  der  Kuppelei  gezählt 
(lenocinium  subscquens),  L.  29.  §•  1.  ad  L,  luL  de 
adulL  L,  %  10.  C.  eod,  IL  9.  C.  de  transact.y  wel- 
che aber  jetzt  unanwendbar  sind.  Letzteres  gilt 
auch  von  dem  Falle,  wenn  der  Ehemann  seiner  Gat- 
tin  einen  begangenen  Ehebruch  um  eines  Yortheils 
willen  verzeiht  (L.  29.  §.  2.  D.  L.  10.  C.  eod.). 
Meister  §.  286.  v,  Grolman  §.  402.  n.  a.  A.  M. 
ist  V.  Feuerbach  §.  472. 

§.   331.   (307.) 

II)     Thatbestand  der  Kuppelei. 

Die  Kuppelei  erfordert  I)  eine  Handlung, 
Iclie  dazu  geeignet  ist,  ein  Unzuchtsverbre- 
;n  Anderer  herbeizuführen  oder  zu  beför- 
rn,  es  mag  solches  eine  Begehungshand- 
Lg,     oder   eine    pflichtwidrige   Unterlassung 

*  schuldigen  Aufsicht^)  ^eyn.  Mit  Been- 
;ang  dieser  Handlung  wird   das  Verbrechen 

*  Kuppelei  vollendet  y  •  und  es  ist  hierzu 
ht  erforderlich,  dass  auch  das  Unzuchts- 
*brechen,  auf  46ssen  Beförderung  die  Kup- 
ei  abzweckte,  vollendet  wurde  *).  Ausser- 
n  gehört    H)  zum  Thatbestande  rechUwidrir 

Vorsatz  ^)  y  welcher  hier  in  der  Absicht 
iteht,  c4n  Unzuchtsverbrechen  Anderer  zu 
ordern. 
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«)    §.  35.  |§.  78.  n.  «.    Leyier  Sp.  586.   m.  i:    v.  fn'\) 
erbaeh  §.  472. 

h)    Diess  bringen  die  allgemeinen  Grundsätze  mit  sich, 
Wonach  die  Beihülfe  vollendet  3eyn  kann,  während 
das  Verbrechen  selbst  nicht  vollendet ,  ja  nicht  ein- 
mal versucht  worden  ist.    Bauer  Anmerk,  zum  Han' 
növ,  Entw,  I.  S.  517  f.    Auch  ergibt  «ich  das  Gegen- 
theil  nfcht  aus  Art.  122.  123.  der  P.  G.  O.    v.  Grol- 
man  §.  404.    A.  M.  sind  u.  A.  Meiäter  §.  285.  v. 
Feuerbach  §.472.  II.  —     Doch  hat  die  fehlende 
Vollendung  der  Unzucht  Einfluss  auf  die  Bestrafang 
der  Kuppelei. 

c)  '  Auch  dieses   bringt  schon  der  Begriff  der  Beihälfe 
mit  sich   (§.  69.  n.  b,   §.  78.).  —    P-  G.  O.  Art  122.  V 
»williglich.«    Art,  123.    »böser   betrüglicher  Weis.«   1^ 
JL.  29.  §.  4.  ad  I.  luL  de  adult. 


§.    532.    (308.) 
III)    Eintheilungen  der  Kuppe  iei. 

I)  In  Hinsicht  der  Art  der  Betreibung 
ist  die  Kuppelei  entweder  Hurenwirthschafl 
(lenoeinium  vulgare)  ^  oder  Kuppelei  im  enge- 
ren Sinne  ^  Ersteres^  wenn  sie  gewerbmässig 
betrieben  wird  «).  II)  In  Hinsieht  des  Zwecks 
geschieht  sie  entweder  um  Gewinnes  willen^ 
öder  unentgeltlich  (lenoc.  quaestuarium  —  noti 
quaestuär.  s.  gratuit.)«  III)  In  Rücksicbt 
de|r  persönlichen  Verhältnisse  ist  die  Kuppe- 
lei entweder  einfache  oder  qualificirte.  Letz- 
tiere  begeht  derjenige ,  welcher,  um  eines  Vor- 
^heils  willen,  seine  Ehefrau,  oder  seine  Kin- 
der verkuppelt  ^). 


VerBr:  wfct«r  Religion  üi  ältüichk«i(.    I|9d 

«i)    Lenochiiaiii  publicum  —  privatum: 

^}  P,  G,  p.r  Art.  132.  Der  Umfang .  dieser  ge8etzlic;hen 
BestimmuQg  9  sowohl  in  Hiusicht  der  verkuppelnden 
QDd  der  yerkuppelten  Personen,  als  in  Rücksicht 
der  Handlungen >  ist  streitig.  — .  v.  Feuerbach 
§.  474.     WäcJiter  IL    S.  585. 


. .  t 


§.  333.   (309.) 

rV)    Strafe  der  Kuppelei. 

Die  Carolina  bedroht  die  einfache  Kup- 
|ielermit  willkürlicher  Strafe  j  die  qualificirte 
soll  Ehrlosigkeit  zur  Folge  haben,  und  nach 
dem  Römischen  Rf^chte  bestraft  werden  "). 
Da  man  nun  hierin  die  Androhung  der  Todes- 
strafe zu  finden  glaubte  ^)^  so  wurde  diese 
gemeinhin  für  die  gesetzliche  Strafe  der  qua- 
lificirten  Kuppelei  gehalten.  Seit  Herichti- 
g^ng  jener  Ansicht  <^)  ist  jedoch  die  Todes- 
strafe ganz  ausser  Gebrauch  gekommen.  Es 
findet  daher  jetzt  bei  allen  Arten  der  Kuppe- 
lei willkürliche  Strafe  statt.  Rei  deren  Zu« 
messung  ist  besonders  Rücksicht  zu  nehmen 
I)  auf  die  oben  bemerkten  verschiedenen  Ar- 
ten der  Kuppelei  (§.  332.)^  II)  auf  die  Re- 
schaffenheit  desjenigen  Unzuchtsverbrechens, 
welches  durch  die  Kuppelei  befördert  werden 
sollte;  III)  auf  die  Art  und  den  Erfolg  der 
geleisteten  Reihülfe. 

m)    P.  G.  O.  Art.  122.  123. 
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b)  Die  Nov.  14.»  auf  welche  man  sich,  wegen  der 
Worte :  omnia  novitaima  supplicia  (nach  der  Yulgat^ 
beruft,  redet  nur  von  einem  besonderen  Falle ,  oni 
bedroht  auch  diesen  nicht  mit  Todesstrafe.  LF. 
Haupt  Comm.  de  suppliciis  lenonum  (im  Anhang  der 
oben  §.  231.  n.  a.  angeführten  Di^s.). 

c)  Ueber  die  Geschichte  dieses  Streites  s.  Wächter  IL 
S.  588  f. 


I'c 


'     .»: 


Zehnter  Titel,  (is.) 

on    Verbrechen  9     Vielehe    den    Yermögens- 
wohlstand  der  Bürger  gefährden. 


Erstes  Capitel. 

Von    dem    fVncher  «J. 
§.  354.  (310.) 

I)    Zinswucher:    A)    Begriff  und  Thathesttmd  b). 

Das  Verbrechen  iles  Zinswuchers  (crimen 
lurariae  pravitaüs,  Wucher  im  engeren  Sin- 
?)  besteht  in  der  Veberschreitung  des  gesetzt 
*hen  Zinsmaasses  y  durch  das  Nehmen  hülierer 
insen  ^).  Zum  Thatbestande  des  Zinswuchers 
;hört  I)  ein  solches  SchuldTcrhältniss ,  für 
elches  die  Gesetze  ein  gewisses  Zinsmaass 
)rschreiben;  II)  eine  (offene  oder  versteck- 
^)  Veberschreitung  des  gesetzlichen  Zins« 
aasses.  Gemeinrechtlich  besteht  dieses  9  der 
egel  nach^  in  6,  beim  Rentenkauf  aber 
,    5    Procent  ^).       Landesgesetze    bestimmen 
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bald  6,  bald  5  Procent.     III)  Zur  FoOeiu^L 
des  Verbrechens  ist  das  wirklich  ^     wenn  audilri 
nur  einmal  9    geschehene  Annehmen  der  hSiat 
ren  Zinsen  erforderlich  /)•        . 

]^ 

a)  J.  A,   Günther  Verbuch  ether  vMsi,Unteriudm§y^ 
über  Wucher  und  Wuchergea^ze.  I  Th.  Hamb.  1770. 
G,  H.  V,  Berg  über  Wucher  und  Wuekerverbote;  in 
8.  staatswise.  Vers.  Th.  II.  S.  169. 

b)  I,  T,  Reinharth  D.  de  usuraria  pravitate  etc.  Erf. 
1727.    V.  Quistorp  Beiträge.  N.  yXV. 

c)  Das  Nehmen  der  Zinsen  von  Zinsen,  so  wie  der  über 

das  Capital  angeschwollenen  Zinsen,  ist  kein  Ver- 
brechen. 

d)  R.R  O.  V.  1577.  Tit.  17.  §.  1—7.  C.  F.  Walch 
D.  de  usuraria  pravitate  sub  palliata  iransactione, 
lep.  1773.  Leyser  Sp.  247.  Günther  tu  a.  0. 
S.  4D  ff. 

e)  L.  26.  S-  1.  C.  de  usuris.  —  R.  P.  0.  v.  1577.  Tit 
17.  §.  9.  Hufeland  Beiträge  zur  Bericht,  u.  Erweit, 
der  pos.R.  W.  St.  I.  N.  2.  Mittermaier  Grundss, 
des  Deutsch.  Priv.  R.  Th.  II.  §.  190.  ^  A.  M.  ist 
Eichhorn  Einleitung  in  das^D.  P.  R.    §.  109. 

f)  R.  P.  0!v.  1577.  Tit.  17.  §.  1.  8.  v.  Feuerbach\. 
438.    A.  M.  ist  V.  Grolman  §.  368.  n.  d. 

8.  533.  (311.) 

B)    Strafe  des  Zinswuchers  a). 

■ 

Nach  den  Deutschen  Rcichsgesetzen  *) 
besteht  die  Strafe  des  Zinswuchers*  in  dem 
Verluste  des  vierten  Theils  des  Capitals^  in  wel- 
chen Betrag  sich  die  bürgerliche  Obrigkeit  des 
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lubigers  und  des  Schuldners  glekhitiS^ig . 
ilen.  Die  Behauptung  Vieler^  dass  daniebeik^ 
;h  andere  öffentiiehe  Strafe  statt  findftj,  ist: 
:  den  Fall  zu  beschrwken  9  irenn .  mit  dem, 
iswucher  ein  Betrug,  wodurch  solcher  ver- 
t  worden,  zusammentrifHt« 

)  Das  neuere  Römische  Recht  bedroht  einige  Fälle  des 
Zinswuchers  mit  dem  Verluste  des  Capitals,  iind  den 
Anatocismus  mit  Infamie.  JVov.  32.  epit,  Nov,  34. 
epil.  L,  20.  C.  ex  quib,  caus,  infam,  (II.  12.). 
Glück  Erlauf,  der  Fand.  Tb.  21.  S.  131  f.  —  Das 
Kanonisdie  Recht  bedroht  das  Zinsennehmen  über- 
haupt (usurarum  cHmen)  mit  Excommunication  und 
Verlust  der  Testamentsfähigkeit.  C.  3.  X.  de  usur. 
C.  2.  de  usurrin  VI.  Clem.  un.  §.  2.  de  usur.  — 
Beiderlei  Gesetzgebung  ist  aber  jetzt  unanwendbar. 
Martin  §.  268. 

)    R.  P.  0.  V.  1577.   Tit  17.  §.  8. 

§.   556.   (312.) 

II)  WucherlicJier  Kauf  der  Früchte  vor  der^  Ernte, 

Jedes  vor  der  Ernte  ^  .  zur  üebervorthei- 
ig  des  Landmannes  9  eingegangene  Rechts- 
Schaft  «) ,  wodurch  dieser  yerpflichtet  wird, 
u  Anderen  Früchte  irgend  einer  Art^  nach 
!(chehener  Ernte  9  zu  einem  gewissen  Preise 
überlassen  9  wird  als  wncherlich  betrachtet, 
nn  der  Preis  nicht  nach  dem ,  zur  Zeit  des 
Lgegangenen  Vertrags,  oder  14  Tage  nach 
r  Ernte  ffeltenden  Marktpreise  bestimmt  ist. 
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Anf  Klage   des  Beschädigten   verliert    der  Wu- 
cher Jiche  Käufer  das  ganze  Capital}   falls  jener 
aber  nicht  klagt,    so  soll  von  Amtswegen  auf 
'ifillkürliche  Strafe  erkannt  werden  ^). 

a)  Die  jR.  P,  0.  redet  nicht  blos  vom  Kaufen  ^  iOB- 
dem  aach  vom  Leihen. 

b)  R.  P.  O.  V.  1577.  Tit.  19.  J.  G.  Heineccius  D.de 
venditione  illicita  fructuum  in  heröi$,  Hai.  1738* 
Martin  §.  267. 

Zweites  Capitel. 

F'on    dem    Dardanariate  ^), 

0 

§.  537.  (313.) 

I)    Begriff  des  Dardanariates  6). 

Der  Dardanariäjt  (crim.  dardanariomm) 
besteht  in  solchen  j  mis  eigennuiztger  Absicht 
begangenen  Handlungen  ^  wodurch  Thewmng  ge'* 
memverkäuflicher  Waaren  bewirkt  werden  soU. 
Genannte  Arten  des  Verbrechens  sind  das 
crimen  »fraudatae  annonae  ^)  und  die  F^or-  und 
Aufkäuferei  (propolium). 

a)  T.  7.  Dig.  de  L.  luL  de  annona  (48.  12.).  L.  6.  D. 
de  extraordin»  crim,  L,  un,  C.  de  monopol  (4.  59.).  — 
Ä.  P.  0.  i).  1577.  Tit.  18, —  S.  Stryk  (praes.  /. 
Brunnemann)  tr.  de  dardanariisy  ad  L,  6.  D,  de 
extraord,  crim,  (in  oper.  T.  I.  p.  28  sq.).  Klein' 
sehr  od  über  das  Verbr,  des  Dardanariats ;  im  Ar- 
chiv des  €.  R.  B.  III.  St.  II.  N.  4. 
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I    Ableitung  des  Namens.    S,  Strjfk  1.  c.  Cap.  1.  N.3s. 
Matthaeus  de  crim»  Lib.  48.  tit.  9.  c.  1.  2. 


§.  538.  (314.) 

II)    Thaibestand  de$  Dardanariates. 

I)  Der  Gegenstand  de^  Verbrechens  be- 
bt in  allen  Arten  gemeinverlsäuflicb^r  Waa- 
I,  es  mögen  solcbes  Prodii^Xe  oder  Fabri- 
e  seyn,  und  zu  den  unentbe Vbpben ;  Le^ 
isbedürfnissen^  oder  zum  Luxus  gehörm  ^)«r 
Die  Handlungen  müssen  solche  seyn^  welr 
;,  ohne  an  sieh  schon  ein  anderes  schw^**, 
es  Verbrechen  zu  enthalten ,  dazu  geeignet 
dj  unmittelbar  oder  mittelbar ,  eine  Yer- 
luerung  der  Waaren  hervorzubringen  ^). 
SS  aber  dieser  Erfolg  eingetrciten  sey^  ist 
r  Vollendung  des  Yerbrecheus  nicht  nö- 
g«  .  IJ[I)  Der  erforderliche  rechtswidrige 
rsatz  besteht  hier  in  der  Absicht  des  Han- 
nden,  sich  selbst  durch  Yerthei^erung  der  , 
aare  auf  Kosten  des  Publicums  %\k  bereicbt^m. 


\  R.  P.  O.  V.  1577.  Tit.  18.  §.  1.  »allerlei  Waaren  und 
»Kaufmannsgüter,  auch  Wein,  Korn  und  andere  der- 
»gleichen.«  —  v.  Feuerbach  §*  442.  Martin  §. 
2S5.  —    A.  M.  ist  V.  Grolman  §.  370. 

I  Das  Rom.  Recht  zählt  hierher  auch  die  Aufspeiche- 
rung eigner  Producte  (X.  6.  C.  de  extraard.  crtm.), 
und  selbst  den  Gebrauch  falschen  Maasses,  L.  €• 
eod,    L.  37.  D.  de  foetu 
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"       .:  ;      '  J.  539.  (;3i5.) 

III)    Strafe   des  Dardanariaies. 

Das  Römische  Repht^  welches  willkürr 
liehe  Strafen  droht  ^) ,  ist  durch  die  Reichs« 
gcsetze  nur  in  Hinsicht  der  Vor-  und  Auf* 
käuferei  abgeändert ,  als  welche  nach  deasel- 
ben  mit  VermSgensconfiscatiön  und  Land^- 
vefweisung  bestraft  iterden  soll  *).  Diese 
Strafen  sind  aber  ausser  Gebrauch.  An  de- 
ren 'Stelle  wird  auf  Coufiäcation  dei*  aufge- 
häuften Yorräthe  und  auf  willkürliche  Strafe 
erisannt  ^).  I 

a)    L.  2.  D.  ad  L.  luL  de  ann*  .!<•  6.  Z>.  ciU    L.  un.  C. 

de  monop, 

h)  R.  P.  O.  V.  1577.  Tit.  18.  §.  2.  6.  Die  Geldbusse  ton 
100  iftlaVk  Goldes  y  woBkit' die  nachsichtigen  Reichs- 
stande bedroht  werden  y  ist  jetzt  unanwendbar. 

c)  koch  ingt.  §.628.  N.  1.  Quiiiorp  §..208.  N.l 
Meister  §.  310.  Tittman^  II.  6.  556.  —  Lau- 
desgesetze  enthalten  gewöhnlich  genauere  B/estim- 
mungen. 

Ännu  Die  Hasardspiele  sind  nur  durch  Landesg^sdlfc 
mit  Strafen  bedroht,  und  könnten  daher  nur  in  so- 
fern zu  den  Gegenständen  dieses  Titels  gezählt  wer- 
den. — .  Vi  Grolman-^»  525.  .  .ii»  Feuer  back  §.445. 
Titima.nn  S«  ^I«  Zur  Lehre  von  den. anerla übten 
Spielen.  In  Hitziges  Zeitschrift.  Jahrg.  !1 830. 
B.  III.  S.  17  f.  S.  36  f. 


K 
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Elfter  Titel.  (14.) 

Von    Staatsverbrechen. 


§.  340.  (316.) 

Einleitung. 

Oeffentliehe  Verbrechen  .  (Staat§^ 
werbrechen  im  weiteren  Sinne)  sind  sol* 
che  Verbrechen  9  welche  deii  Sta^t  unmittelbar 
"verletzen.  Sie  sind  I)  entweder  gegen  den 
Staat  im  Ganzen  gerichtet  (Staatsverbrechen 
im  engeren  Sinne  Tit.  XI.)  ^  und  zwar  A)  wi- 
der das  Daseyn  ^es  Staates  (Hochverrath  Cap. 
I«),  B)  wider  die  Majestät  des  Regienten  (Ma- 
jpstäübeleidigung  Cap.  IL  ^);  II)  oder  wider 
einzelne  Gewalten  oder  Einrichtungen  des, 
Staates  (Regierungsverbreehen  Tit«  XII.). 

a)  Das  Rönu  R.  f teilt  das  crimen  maiestatis  als  die' 
Gattung  auf y  von  welcher  es  einen  sehr  unbestimm- 
ten Begriff  gibt  {•  3.  /.  de  puhL  iüd*  »Lex  lulia 
«maiestatis  in  eos,  ^ui  contra  imperatorem  vel  retn^ 
tfmblicjxm  aliquid  fnoliti  euni,  suum  vigorem  ex- 
»tendit.c     Zu  dieser  Gattung  afthlt  es  nicht  nur  den 
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Hochverrath    und  die  eigentliche   Majestätsbeleidi' 
g«.ng,    sondern    auch   manche    andere   Handlangen, 
welche    jetzt    entweder    eigne    Verbrechen   bilden 
(z.  B.  Münzfälschung 9  Aufruhr,  Befreiung  eines  Ge- 
fangenen),    oder   sich  auf  blos  "Römische  Einrich- 
tungen  beziehen.     Datier  scheint  es   angemesseneri 
wenn   man,   wie    auch   jetzt  meist  geschieht,   die 
Staatsverbrechen     im    engeren   Sinne    zur   Gattmg 
macht  y    den   Hochverrath    aber   und  die  Blajestäts- 
beleidigung  als  deren  Arten  aufstellt.  —     Tu,  Dig. 
et  Cod.  ad  L.  lul.  mai.     H.  C.  Grünebuech  Prol. 
de  crimine  perduelL  ei  maie»t.  apud  priicot  Rom' 
noi.   Cell.  1802.  4.  (vergl.  Archiv  des  C.  R.  B.  Y. 
St.  1.  S.  121  ff.).     F.    Cropp  de  praec  iur.  Rm, 
circa  pun.   conat»   deL    Sect.   II.    p.  3  —  37.      C.  F. 
Difck  Geeck.  des  Rom.  Majeetäiaverbreckens ;  in  s. 
JUetor.    Versuchen   u.    s.    w.     Halle   1822.    S.  1  f. 
Wächter  {.  228  f. 


Erstes  CapiteL 

• 

Hochverrath"). 

§.  341.   (317.) 

I)    Begriff  des  Hochverrathesi 

Hochverrath  (perduellio)  ht  Jeder  twn 
einem  Unterthan  in  feindseliger  Absicht  unter* 
nommene  Angriff  auf  das  Dasegn^  oder  me 
wesentliche  Einrichtung  des  Staates  ^). 

a)  Kleinschrod  über  den  Begriff  u.  die  Strafbarh  des 
Hochverraths  nach  ßllgetn.  Grundsätzen;  im  Archiv 
des  0.  R.  B.  I.  St.  LS.  37  f.  v.  Feuerbach  pU- 
los.  jurid.   Untersuchung  über  das  Vsrbr.  d.  Hoch' 
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t>errathi.  £rf.  1798.  R4  H.  B»  Bo8^e  Über  Hocbver-^ 
rathf  beleidigte  MaJ»  ti.  verletzte  Ehrerb,  gegen  den 
Landesherm.  GbiU  1802.  Hellm.  Winter  d(u  Ma* 
jeetäteverbr.  u.  8.  w.  Berlin  1815.  Escher  vier 
Abhandl.  (8»  oben  §.  7*  n«  e.).  S.  22S  L  Senf f er t 
über  politische  Ueber tretungen;  im  N.  Archiv  d.  C* 
R.  B.  IX.  S.  22  f.  Ros Shirt  über  Hochverrath. 
Ebendas.  S.  140  f.  v.  Kamptt  über  den  Tltatbestand 
.  und  den  Versuch  des  Hocheerraths»  In  dess.  Jahrb» 
für  die  Preuss.  Gesetzg,  u.  s.  w*  B.  XVI.  S.  271  f. 

)  £s  ist  eine  unstatthafte  Ausdehnong  des  Begriffes^ 
-wenn  Manche  unter  dem  Hochverrathe  eine  jede  $u« 
isere^  auf  YernichtuDg  des  Staates  gerichtete  Hand- 
lung verstehen«  £in  solcher  Begriff  yfiv^  auch 
durch  die  Bestimmung  des  Römischen  Rechtes^  dass 
der  Versuch  gleich  .d&ok  vollbrachten  Verbrechen 
zu  bestraten  sey,  beim  Hochverrathe  %o  wenig ,  aU 
bei  anderen  Verbrechen  gerechtfertigt  (§.  345.}. 


§.  542.  (318.) 

I    Thatbestand  des  Hochverrathes  t    A)  Erfordemiäse  in 
Hinsicht  des  Gegenstandes, 

Gegenstände  des  Hochverrathes  sind  alle 
$enüiche  Bestandtheile  des  Staates  ^),  Diese 
d  aber  entweder  absolut- ,  oder  relativ -we- 
itlich. I)  Absolut 'Wesentliche  Bestandtheile 
d  diejenigen,^  ohne  welche  überhaupt  ein 
tat  nicht  bestehen  kann  9  und  die  daher  bei 
en  Staaten  dieselben  sind.  Hierzu  gehört: 
der  Staatszweck  ^  *  welcher  in  Stiftung  und 
baltung  der  Rechtsordnung,  d.h.  des  freien 
heren  Zusammenlebens  der  Beitohner  eines 
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Gebiets  unter  der  Herrschaft  der  Rechtsge- 
setze 9  besteht  (§•  9.  n.  a.)^  B)  die  rechtlieiie 
Vereinigung  der  Staatsglieder  zur  Erreichaag 
dieses  Zweckes.  Auf  diesen  Grundhigen  be- 
ruht die  moralische  Persönlichkeit  des  Staates, 
und  mit  deren  Aufhebung  wird  das  ganze 
Daseyn  desselben  vernichtet.  II)  Aelativ- 
wesentlielie  Bestandtheile  sind  solche ,  die  zwar 
an  sich  zum  Daseyn  eines  jeden  Staates  geko- 
ren 9  welche  aber  doch  verschiedene  Bestim- 
mungen zulassen 9  und  daher,  ihrer  ModidUat 
nachj  als  besondere  Grundbcstandtheile  eines 
gewissen  Staates  anzusehen  sind.  Dahin  gehört 
A)  das  bestimmte  Staatsgebiet^  B)  das  be- 
stimmte Staatsoberhaupt  i  C)  die  bestimmte 
Staatsverfassung^  als  der  Inbegriff  derjenigen 
Einrichtungen,  welche  die  Art  und  die  Gren- 
zen der  Wirksamkeit  des  Oberhauptes  fest- 
setzen ^). 

o)  Blosse  Regierungihandlungen  und  die  durch  sie  ge- 
machten Einrichiungen  sind  an  sich  kein  Gegenstand 
des  Hochverrathes. 

b)  Kann  an  dem  Deutschen  Bunde  ein  Hochverrath  be- 
gangen werden!  v.  Feuerbach  §.164.  n.  b.  Mar» 
tin  §.  207.  a.  £. 

§.   343.   (319.) 

B)    Erfordernisse  in  Rücksicht  der  Handlung.     - 

Die  Handlung   des  Verbrechens  muss  ia 
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einem ,   auf  VerniehUmg  eines  ujäenüiehen  Bc'* 
mtmndtheib  des  Staates  geriehteten  Angriffe  be- 
stehen.    Unter  den  hoehveriittheriscken  Hand- 
lungen,    vrelche  sehr  mannichfaUig  seyn   kön- 
nen,   finden   sich   einige    allgemeine   Verschie^ 
denheiten  und  zwar  I)    in  Hinsicht  ihres  6e- 
genstandes.      Der  Hochverrath  ist  nemlich  ge- 
richtet:    A)  wider   einen    absolut  •wesentlichen 
Bestandtheil  des  Staates.     Dahin  gehört  die  be- 
zweckte Vernichtung   der  moralischen  Persön- 
lichkeit  desselben  mittelst  Auflösung  der  Fer* 
einigung   der  Staatsglieder,    oder   dessen  Ein' 
Verleihung  in    einen   andern    Staat;    B)  wider 
einen    relativ  -  wesentlichen    Bestandtheil   dies^ 
bestimmten  Staates,     und  zwar:     1)  wider  das 
Staatsgebiet^  durch  Losreissung  einzelner  iThei- 
le  von  demselben  j     2)  wider  das  Staatsober* 
haupt^)y    durch  Entthronung,     Tödtung  oder 
Versetzung   in    einen    Zustand ,     welcher   ihm 
das  Regieren  ^  unmöglich   macht  ^);     3)  wider 
die    Staatsverfassung  ^^,     durch    rechtswidrige 
gänzliche,     oder  theilwcise  Aufhebung,    oder 
Abänderung    derselben  ^).        H)    In    Hinsicht 
der  Art  der  Thätigkeit^  kann  der  Hochverrath 
A)  durch  Begehungs  -  und  Unterlassungshand- 
lungen ;     B)  durch  Handlungen  Einzelner  und 
durch  Verschwörungen;    C)  durch  Gewalttha- 
tigkeit  und  Verrath  verübt  werden  «).     Besteht 
insbesondere  die  hochverrätherische  Handlung 
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in  Gefährdung  der  ämseren  Sicherheit  des  Staa- 
tes darch  Erregung  eines  Krieges  gegen  das 
Vaterland ,  oder  durch  Unterstützung  des  Fein- 
des, so  ist  es  Landesverrätherei  f). 


a)  Von  Angriffen  auf  Glieder  der  regierenden  Familie, 
9uf  die  Gemahlin  des  Regenten »  auf  Minister  o. 
dgl.  —  Die  hierauf  sich  beziehenden  Bestimman- 
gen  des  Rom,  Rechtes  (L.  5.  C.  ad  L,  luL  maü)  sind 
.unanvendban 

b)  Von  der  Nothwehr  gegen  das  Oberbaopi  als  Mea- 
schen.    v,  Feuerbach  vom  Hochverrath*  S.  95  f. 

c)  Revolution  ist  rechtswidrige ,  Reform  ist  auf  recl)t- 
lichem  Wege  bewirkte  Veränderung  der  Staatsver- 
fassung. •*-«-  Von  der  Mitwirkung  zur  Umänderung 
der  Verfassung  während  feindlicher  Besitznahme  des 
Landes.  Kleinechrod  9*  a»  O.  §.  8.  Kant  metü" 
fhys.  Anfangegrunde  der  Rechtslehre,  %  Aufl.  S* 
211.  —  'Etwas  über  die  Verbrechen  u,  Strafen  der' 
jenig^f  welche  während  der  Anwesenheit  der  Fran^ 
jQsen  in  den  von  ihnen  eroberten  Ländern  AntheU  an 
ihren  Grundsätzen  tuid  Einrichtungen  genommen  Aa- 
ben,  1193, 

d)  Blosse  9  wenn  auch  freimfithi^ge  Beurtheilung  der 
Staatsverfassung,  und  Vorschläge  zu  deren  Reform, 
enthalten  keinen  Hochverrath, 

«)  Manche  der  oben  aufgeführten  Handlungen  enthalten 
an  sich  keinen  Hochverrathy  sondern  werden  erst 
durch  die  Absicht  des  Thäters  (§.  344.)  dazu  geeig- 
net. Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  man  sie  absolut 
zu  den  hochverrätherischen  Handlungen  zählt. 

f)  L,  %.  ii  1,  3.  4«  10,  Pf  ad  l,,  lul,  mai.  Die  Landes- 
verrätherei  bildet  keinen  Gegensatz  des  Hochver- 
ratheSy  sondern  eine  besondere  Art  desselben^  weU 
che  wegen  ihrer  Eigehtbümlichkeit  auich  durch  den 
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Spräcbgebraoch  mit  einem  eignen  Namen  bezeichnet 
wird.  Ihre  besondere  Natur  hat  auch  Einflusa  auf 
die  Bestimmung  der  Consummation  (§•  3I5.  n.  f.). 


§.  544.  (m) 

C)    Erfordemisie  in  Rücktichi  de$  Subjectt. 

•  

Zum  subjectiven  Thaibestande  des  Ver- 
ecliens  gehört:  I)  dass  der  Thäter  ein  Un- 
rt/uin  dieses  S.taates  sey  ^) ,  indem  nur 
Q  solcher  dem  Staate  zu  der  besonderen 
reue  yerpllichtet  ist  9  welche  durch  den  Hoch- 
rrath  verletzt  wird  *).  II)  Die  Absicht^  den 
laat  überhaupt j  oder  einen  wesentlichen  Be- 
mdlheil  desselben  zu  vernichten  (hostilis  anl- 
as ^  hochverrätherische  Absicht).  Mit  den 
eisten  der  oben  (§•  343.)  bemerkten  Band- 
agen ist 9  ihrer  Natur  nach,  diese  Absicht 
izertrennlich  verbunden ,  und  bedarf  daher 
ines  weiteren  Beweises;  manche  derselben 
nnen  auch  in  anderer  Absicht  unternommen 
y^n^  und  gehören  daher  nicht  unbedingt, 
ndern  nur  unter  Voraussetzung  jener  Ab- 
iht,  zu  dem  Hochverrathe  ^). 

()  Der  blosse  Besitz  von  Grundstücken  ist  nur  in  den 
Ländern  h inreichend ,  wo  derselbe  zugleich  persön- 
liche Unterthänigiieit  begründet.  (Voller  Landsas- 
siat).  Eichhi^rn  DeuiMch.  Frivair.  §•  76.  Mi  Her" 
ntaier  Deuttch.  Privatr.  §.  100«  -^  A.  M.  ist 
^    Kleinichrod  a.  a«  O.  {•  4. 
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ft)    «.  Grolman  §.  326.  329.  334.  —    Mil  der  Frage: 

ob  auch  ein  Ausländer  4!inea  HocUverratb  begehei 
könne  1  verwechseln  Manche  (z.  B.  Salckow.Lekrh. 
{.  467.)  die  Frage:  von  der  Verbindangskraft  de^  i^ 
Strafgesetze  in  Ansehung  der  Ausländer  (§•  161«  1^)» 
und  von  dem  Rechte  j^  die  Handlungen  der  AosUui' 
der  als  Verbrechen  zu  bestrafen  (§.  44.)* 

9)  £s  kann  eine  Handlung  an  sich  (objectlv)  betrachttt 
zu  den  hoch verrätheri sehen  g^hdren,  jedoch  ohm 
hochverräthtriacht  Absicht  vorgenommeB  seyn$  aber  y 
auch  ^^mgekehrU  Diese  Bemerkung  ist  bei.  Bevr- 
theilung  des  Daseyns  eines  Hochverrathes  woEl  u 
beachten. 


§.  34Ö.   (321.) 
111 )     Vollsniwng  des  Hochverrathst» 

« 

Die  grosse  Mannichfaltigkeit  denkbarer 
hochverrätherischer  Handlangen  macht  die 
Festsetzung  des  Momentes  der  Vollendung  des 
Hochverrathes  nicht  nur  besonders  schwierig, 
sondern  auch  sehr  ivichtig.  Man  muss  I)  bei 
Bestimmung  des  Merkmals  der  Vollendung  zwei 
Extreme  vermeiden  ^  indem  man  A)  weder  die 
wirklich  ^folgte  Vernichtung  eines  wesentlichen 
Bestandtheils  des  Staates  ^),  oder  auch  nur  die 
Beendigung  der  auf  Vernichtung  des  Staates  ab- 
zweckenden Handlung  ^)  als  allgemeines  Merk- 
mal erfordert;  noch  B)  eine  jede^  selbst  die 
entfernteste  9  Versuchslumdlung  schon  als  das 
vollendete  Verbrechen  betrachtet  ^ )  •  Vielmehr 
gehört  zur  Vollendung   4es  Hochverrathes   im 
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Allgemeiuen  ein  wirklieber,  «tf  einen  Grund- 
bestandtheil  des  Staats  unternommener  An^ 
grifft).  II)  Bei  Anwendung  dieses  Merkmals 
aaf  die  mannichfaltigen  Arten  hochverratheri- 
Mher  Handlungen,  mass  man  deren  elgenthöm- 
liehe  Natur  gehörig  berücksichtigen  ^)^  welche 
^8  mit  sich  bringt,  dass  zwar  meistens  das 
llosse  Beginnen  des  Angriffes  hinreicht,  zu- 
weilen aber  die  erfolgte  Beendigung  dessel- 
ben erforderlich  ist  f). 

a)  Diese  erfordert  Tittmann  TL.  §•  215.  zum  Thatbe- 
8UDde  des  Hochvcrrathes.  —  Dagegen  Mittermai" 
er  im  N.  Archiv,  IV.  9.  Hepp  Versuche,  Abh.  X« 
S.  275  f.  305  f. 

6)  So  bestimmt  Kleinechrod  a«  a«  O.  S.  67.  die  Vol- 
lendung des  Hochverrathes. 

e)  Dieses  wird  von  Vielen  behauptet.  Z.B.  v,  Kampts 
über  den  Thatbestand  und  Veret^ch  des  Hochverraths» 
Jahrb.  für  die  Preuss.  Geselzg.  H.  XXXIL  S.  2275. 
Jafcke  Handb,  B.  II.  S.  147.  Meist  bezieht  matt 
sich  hierbei  auf  L.  5.  €.  cit.  und  auf  §.  3.  I.  eil« 
tmoliti  sunt.c  Allein  in  diesen  gesetzlichen  Be« 
Stimmungen  liegt  nur  die^  nach  R.  R.  bei  den  pa« 
blicis  criminibus  statt  findende  Gleichstellung  des 
Versuches  mit  der  Vollendungen  Hinsicht  der  Strafe^ 
welche  jetzt y  vermöge  Art  178.  d.  P.  G. ,  wegfällt« 
Wächter  II.  S.  519. 

d)  Auch  das  Oesterr.  Gesetzb.  Th.  I.  §.  52.  u.  das  BaiS" 
rische  Art.  300.  erfordert  Angriffe.  Hannöv.  Eniw. 
Art.  137. 

g)  Escher  vier  AbhandL  S.  241.  -*  So  war  z.  B.  der 
s.  g.  Jünglingsbund  nur  als  eine  den  Hochverrath 
Torbereitcfide  Varbipdqng^  mithin  als  blosser  VsT' 
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Muchy  und  zwar  alt  ein  Venoch  mit  relativ  oatn;- 
lichen  Mitteln  (71.)  9  za  betrachten.  —  ErkentUnitt 
wider  die  Mitglieder  des  sogenemnien  Jünglingthm' 
des.  Halle  182d.  Yergl.  Hitzig  Zeiisckrifi.  KlY. 
S.  93  f.  S.  215  f.  B.  XYI.  S.  321  f.  bes.  §•  33. 
f)  Die  eigenthumliche  Natar  der  Landesverrätkirei 
bringt  en  mit  sich,  das«  schon  die  an  den  Feind 
geschehene  Mittheilang  von  Geheimnissen  die  Si- 
cherheit des  Staates  gefährden  und  also  den  zur  Vol- 
lendung erforderlichen  Angriff  enthalten  kann. 

§.   546.    (322.) 

iIV)    Strafe  des  Hochverrathes, 

Die  gesetzliche  Strafe  I)  des  Thälers  ist 
das  Schwert;  ^)^  Terbunden  mit  allgemeiner 
Yermögenseinziekung  ^)  und  der  Verfluchung 
seines  Andenkens  (damnatio  memoriae  ')•  Im 
Falle  einer  in  der  Perduellion  liegenden  Fer- 
T&tikevei  findet  die  Strafe  des  Yiertheilens  9  und 
bei  Frauenspersonen  das  Ertränken  statt  ^). 
II)  Die  schuldlosen  ehelichen  Söhne  und  Töch- 
ter aller  Theilnehmer  ^)  trifft  die  Ehrlosigkeit, 
so  wie  der  Verlust  der  Fähigkeit,  zu  Ehren- 
steilen  zu  gelangen  und  irgend  Jemanden  zu 
beerben  /)•  Letzteres  ist  in  Hinsicht  der 
Töchter  dahin  gemildert ,  dass  sie  den  Pflicht- 
theil  aus  dem  mütterlichen  Vermögen  erhalten 
sollen. 

a>  L.  5.  pr.  L.  6.  C.  ad  L,  luL  mai.f  bestätigt  durch 
C.  22.  C.  6.  7.  1.  O.  9.  bist.  1.  de  poenit.  C.  5.  de 
poen.  in  VI.    Goldne  B.  C.  2i.         ^ 
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I^  11.  D.  ad  £.  luL  mai,    L,  10.  D,  de  bonis  proscr, 
P.  G.  O.  Art.  218. 

§.  3.  J.  de  publ.  iud,  L.  11.  §.  3.  D.  de  hie  qui  not. 
inf.  L.  24.  />.  (f«  poen,  C.  F.  Wolle  Diss.  11.  de 
damnatione  memoriae,   Lips.  1776. 

)  P.  (7.  O.  Art.  124.  Die  Meisten  nehmen  an«  dass 
die  P.  G.  O.  die  Römische  Strafe  fär  alle  Falle  des 
Hochverrathes  abgeändert  habe.  Dagegen  Bamberg. 
Art  132.  133.  135.  149.  152.  P.  G.  O.  Art.  124.  127. 
Boehmer  ad  Art.  124.  §•  1.  2.  8  sq.  Martin  §. 
210.  N.  12.  13.    Wächter  II.  S.  522. 

)  Dass  diess  nicht  von  unehelichen  Kindern  und  nicht 
▼on  Funkeln  zu  verstehen  sey,  zeigt  Matthaeüs  de 
crim.  L.  48.  T.  2.  Cap.  2.  N.  13  — 16.  —  Manche 
beschränken  es  auf  die  vor  der  That  gebomen  Kin- 
der.   V,  Feuerbach  §.  169.  n.  d. 

')  Diese  Bestrafung  der  unschuldigen  Kinder  beruht 
auf  der  vorausgesetzten  Fortpflanzung  der  gefahrli- 
chen Gesinniing  des  Vaters  auf  die  Kinder.  Arca^ 
diu  9  bestätigte  durch  diese  Bestimmung  nur  das 
früher  geltende  Recht,  welches  er  selbst  ^noch  mil- 
derte. Dieck  ti,  a.  O.  S.  164  f.  Ab  egg  Beiträge 
zur  rieht.  Erklär,  der  L.  5.  C.  ad  L.  luL  mai.;  im 
Ji.  Archiv  d.  C.  R.  B.  YII.  S.  141  f.  —  Ist  diese 
Bestimmung  durch  die  spätere  L.  22.  C.  de  poenis 
aufgehoben  worden!  Bejaht  von  Gerstäcker  im 
N.  Archiv.  VII.  414.,  verneint  von  Wächter  II.  S. 
527.  —  Die  Ungültigkeit  obiger  Verordnung  sucht 
aus  allgemeinen  Gründen  zu  beweisen  C.  D.  Er- 
hard Diss.  de  §§.  I.  et  3.  L.  6.  C.  ad  L,  lul.  mai. 
non  adtendendis.  Liptf.  1803.  —  In  Deutschland  ist 
jfMie  Vorschrift  nicht  in  Gebrauch.  Tittmann  IL 
§.  223.  und  durch  die  meisten,  besonders  durch  alle 
neuere  Landesgesetze,  aufgehoben. 
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I 
\ 

§.  347.  (3U.) 

V)    'Bigtnhitiitn  des  Uochvfrratkes. 

I)  Eigenheiten  in  Hinsicht   der  Besta- 
futufy  und  zwar  A)  wirkUchn  Eigenheiten  sind 
folgende:    i)  die   unschuldigen  Kinder  sämmt- 
licher  Theilnehmer  und  selbst  der  Mitwisser, 
werden  bestraft  «)  j  2)  die  unterlassene  Anzeige 
eines  begangenen  Hochverrathes  "wird  als  TheQ- 
nahme  betrachtet  *)  j  5)  wer  sich  für  den  Ver- 
brecher  verwendet^     wird    ehrlos  ^)j     4)  der 
Theilnehmer    einer    Verschwörung,      welcher 
solche  zeitig  entdeckt  ^  bleibt  nicht  nur  straflosy 
sondern  soll  auch ,  wenn  die  Entdeckung  gleich 
anfänglich  geschieht ,    belohnt  werden  <^ ;    S) 
der  Tod  des  Hochverräthers  vor  erfolgtem  Ur- 
theile  schliesst  die  Vermögenseinziehung  nicht 
aus  ')•    •  B)  Angeblicke  Eigenheiten  sind   die 
Gleichstellung  des  Versuches  mit  der  Vollen- 
dung,  und  des  Gehülfen,   so  wie  des  Begün- 
stigers,   mit  dem  Urheber  f).     II)  Die  Eigen- 
heiten in  Hinsicht  des  Strafverfahrens  gehören 
in  die  Theorie  des  StrVfprocesses. 

a)  §.  346.  —  L.  5.  §.  6.  7i.  t.  »eiiam  de  satelUtibus, 
Yconsciis  ac  ministris^  fiiiisque  eorum  simili  8e?eri" 
»täte  censemus.c 

b)  Die  unterlassene  Anzeige  eines  bevorstehenden  Hoch« 
verrathes  i^ürde  schon  aus  ailgemeine^n  Grühden  al« 
Begative  Beihülfe  tu  betrachten  seyn. '  Martin  §.  77. 
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)    L.  5.  fr.  C.  k  t    G.  B.  Cap,  24.  f.  10. 

)  X..  5.  {.  7.  CK  U  G.  B.  Cap.  24.  §.  11.  P.  G.  O. 
Art.  124. 

I    L.  11.  D.    L.  6.  pr.   C.  ä.  f.  . 

)  Hierin  liegt  nur  eine  Anwendung  allgemeiner  Grund- 
sätze des  Rom.  Rechtes ,  welcbe  »ber  durch  die  P. 
G.  O.  Art.  177.  138.  aufgehoben  sind. 


Zweites  Capitel. 

Verbrechen  der  Majestätsbeleidigung  ^). 

§.   548/(324.) 

I)    Begriff  der  Majeetäteheleidigung. 

Dem  Staatsoberhaupte  als  Repräsentanten 
r  Gesammtbeit  der  Staatsbürger  gebürt  die 
cbste  Stufe  der  bevorzugten  bürgerlichen 
ire  (§•  203.)  9  oder  die  Majestät.  Das  Ver- 
sehen der  Majestäbbeleidigung  (crimen  lae-« 
i  maiestatis ,  M ajestätsyerbrechen  im  engeren 
me)  ist  die  Verlebung  der  dem  StaaUober^ 
upte  in  Hinsicht  der  höchsten  fVürde  zukam" 
nden  Rechte  ^).  Die  Majestätsbeleidigung 
hört  also  9  nach  der  Natur  des  dadurch  y er- 
sten Rechtes  9  zu  den  gesetzlich  ausgezeichne- 
i  Ehrverletzungen}  die  besondere  Beschaffen- 
it  der  dadurch  yerletzten  Person  gibt  ihm 
er  die  yorherrschende  Eigenschaft  eines 
Biatsyerbrechens  ^). 
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a)  Häbirlin  über  d<u  dem  Fretk,  von  Braheeh  mge- 
gchuldigte  Verbr,  der  beleid.  Maj*  BrauDSchw.  1800. 
Bosse  in  der  oben  §.  341.  n.  a,  genannten  Schrift. 
E.  He nke  D.  de  vera  critnin.  iaesae  tnaiesL  eec.  leg, 
posit.  indole  atque  poena.  Heimst.  1806.  van  l 
Riemedyk  D.  de  crinUne  quod  vulgo  Iaesae  fimietU 
dicitur.  Utr«  1807.  C.  Rüffel  de  notione  crim.  loa, 
maiest.  iure  naturali  definiend<u  Lips.  1819.  (N.  Ar- 
chiv des  €.  R.  B.  III.  S.  686.).  C.  F.  F.  Sintenit 
von  dem  Majestät sverbr.  Zerbst  1825.  ( s.  N.  A.  d. 
C.  R.  B.  VIIL  S.  554.>. 

b)  Diess  ist  die  jetzt  gewöhnliche  und  auch  allein  za' 
einem  bestimmten  Begriffe  und  einer  sichern  Be- 
grenzung führende  Ansicht  von  der  Natur  des  Ver- 
brechens. Eine  viel  jg^rössere  Ausdehnung  gibt  dem- 
selben Martin  §.  216  f.  Auch  Cropp  1.  c.  S.  II. 
p.  10  s.  legt  dem  Majestätsverbr.  eineji  viel  weite- 
ren Umfang  bei.  —  Das  Rom.  R.  sondert  die  Maje- 
stätsbeleidigung nicht  genau  vom  Hochverrathe  ab, 
und  zählt  zu  jenem  manche  Handlungen,  die  jetzt 

.  andere  Verbr.  ausmachen«     v.  Feuerbach  §•  171* 
B.  flu 

^  c)  Die  dem.Oberherniy  als  Repräsentanten  des  gauea 
Staates,  gebürende  Würde  ist  unverkennbar  ein  df- 
f entliches  Recht.  —  Zu  den  PrivatraclUen  wird  es 
gezählt  im  N.  ÄrcUv  d.  C.  R.  B.  III.  &  687. 

§.   549.    (325.) 

II)    Thatbestand  der  Majestätsbeleidigung. 

Da  die  Majestätsbeleidigung;  eine  Ehr- 
Verletzung  enthält,  so  gehören  znm  That- 
bestande  derselben  die  sämmtlichen  Merkmale 
des  'Thatbestandes  der  Injurien  überhaupt 
(§•  208  f.) 9    wodurch   solches   zugleich   von 

I 
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mderien  Verbreclien,  insbesondere  Tom  Hoch- 
irerratbe  (§.  344.  IL),  untersebieden  wird. 
'E^'etMumliche  Merkmale  der  Majesiätsbeleidi- 
gung^  sind  folgende:  I)  Gegenstand  derselben 
ist  blos  der  Regent  selbst  ^) ,  und  zif ar  ^ 
'Solcher.  Die  Verletzung  der  demselben  als 
Menseben  (als  Privatperson)  in  Hinsicbt  der 
£bre  zukommenden  Reebte,  entbält  nur  eine 
strafbarere  Priratinjurie  {Verhreelieti  der  ver- 
letzten  Ehrfurcht^  crimen  laesae  venera tionis  ^). 
Die  besondere  Besebaffenbeit  des  Gegenstan- 
des der  Majestätsbeleidigung  bat  auf  die  eb- 
renkränkenden  Handlungen ,  bei  welcben  übri- 
gens die  allgemeinen  Versebiedenbeiten  ein- 
treten (§.  213.  214.  216.),  den  Einfluss, 
dass  bier  mancbe  Ebrverletzungen  gescbeben 
können  9  welcbe  bei  Privatpersonen  niebt  vor^ 
kommen,  wie  z.  B.  die  in  ebrenkränkender 
Absiebt  gescbebene  Anmaassung  ober]]Lerrlieber 
Recbte  ^).  II)  Subject  des  Yerbrecbens  ist 
nur  ein  Unterthan  des  beleidigten  Oberberm* 
Denn  wenn  gleicb  die  Majestät  ein  absolutes 
Recbt  ist,  mitbin  aucb  von  einem  Fremden 
verletzt  werden  kann ,  so  erbäU  docb  die^Hand- 
lung  erst  durcb  den  subjectiven  Tbatbestand 
den,  die  bobe  Strafbarkeit  des  Yerbrecbens 
bestimnienden ,  eigentbümlicben  Cbaracter  ^). . 

ä)    Gegen  andere  Mitglieder  der   regierenden  Familie' 
¥rerden  nur  schwerere  Frivatinjurien  ferübt.  • 
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k)  DieM  UnUrfdieldiiiig ,  deren  Nothwendigkeit  lich 
aui  dem  Begriffe  der  BfaJesUUtbeleidigang  ergibt, 
Ut  im  Rom.  R  nicht  gegründet  JV achter  IL  S. 
629.  —  Itt  solche  aach  anf  Realinjarien  za  belie- 
hen 1    TemeinI  von  v.  Grolman  §.  388*  L 

«)  Meitter  {•  307.  v.  Ftuerbaeh  §.  173.  —  Tob 
freimüthiger  Benrtheilung  der  Regenten«  and  Re- 
gierungshandlungen 9  besonders  unter  Yoranssetzium 
der  Verantwortlichkeit  der  Minister,  v*  Grolman 
§.  339.    V.  Feuerbach  §.  174. 

i)  Meieter  §.  306.  HI.  MaYiin  §.  217.  a.  E.  A.  M. 
ist  Tittmann  II.  f.  226«  Die  Meisten  schweigen 
ober  diese  Frage. 

§.   5Ö0.   (326.) 
III)    Strafe  der  Majestätsbeleidigung. 

Die  Strafe  im  Allgemeinen  ^)  i^t  tvillkur' 
lieh  ^) ,  jedoch  immer  öffentlich.  Bei  deren 
Bestimmung  ist  auf  die  oben ,  in  Hinsicht  der 
Ehrverletzungen  iiberhaupt,  angegebenen  Straf- 
zutaiessungsgründe  (§.221.)  Rücksicht  zu  neh- 
men, jedoch  mit  beträchtlicher  Erhöhung  der 
Strafe  9  welche  9  bei  thätlichen  Misshandliin- 
gen  9  bis  zur  Todesstrafe  ansteigei^  haun  ^). 
Die  Eigenheiten  des  Hochyerrathes  (§•  '347.) 
treten  bei  diesem  Verbrechen  nicht  ein.  Im 
Falle  blosser  Schmähreden  wider  den  Regen- 
ten soll  der  Richter  erst  an  diesen  Beriebt 
erstatten  9  und  über  Stattha£tiglseit  einer  ge- 
richtlichen Verfolgung  dessen  Befehle  erwar- 
ten ^. 
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« 

JL.24.  D.  de  poen.  vergl.  mit  L,  11.  D.  ad  L,  luL  mau 
Meister  §.  308.  v.  Grolman  §.  340.  v.  Feuere 
back  §«  175.  --  Einzelne  Fälle ^sind  mit  bestimm- 
ten Strafen,  selbst  ^it  Todesstrafe  bedroht.  L.  un, 
C.  de  privatis  carcer,  inhib, 

)  Andere  nehmen  die  Todesstrafe  als  die  gesetzliche 
Strafe  des  Verbrechens  an.  Renke  Diss.  cit.  §.  15  s. 
Martin  §.  219. 

)  V.  G^ro/ntan  S.340.  v.Teuerhack  l.VI^^  Titt- 
mann  II.  §.  228.  hält  auch  hier  die  Todesstrafe  für 
unzulässig.  —  Baier.  Str.  G.  B.  Art.  309  f.  Hon- 
ndv.  Entw.  Art.  152. 

\)    L,  un,  C»  si  quis  imperatori  maledixerit. 
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§.  3S1. 

.    (327.) 

• 

Einlei 

tung. 

Ik 

JUegierungsverbrechen  sind  «o/eAe  o/*- 
fenÜichk  Verbrechen^    welche  Eingriffe   in  dk 
einzelnen  Gewalten  und  Einrichtungen  des  Staa- 
tes enthalten  (§.  340.).       Es  wird  dabei  vor- 
ausgesetzt 9  dass  sie  nicht  als  Angriffe  auf  das 
Daseyn  des  Staates  yerübt  werden ,    indem  sie 
sonst  einen  Hochverrath  enthalten  würden  (§• 
343.).     Die  meisten  einzehien  Regierungsyer- 
brechen  sind  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch 
nicht,  ausschliesslich  gegen  ein   bestimmtes  Ho- 
heitsrecht^    oder  gegen  eine  bestitnmte  Einnch* 
tung   der    Staatsgewalt    gerichtet,     und  lassen 
sich  daher  nicht  nach  den  verschiedenen  Zwei- 
gen der  Regierung  ordnen  ^). 


X 
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^  ••  Feuerbach  §•  176  f.  theilt  sie  in  Verbrechen 
wider  die  aufseilende ,  anordnende,  ricliterliche  und 
follstreckende  Gewalt* 


§.   3S2*   (328.) 

1}    Änmaassung  von  Regierungsrechten, 

Wenn  die  unbefugte  Anmaassung  von 
-ttoheitsrechten  weder  in  hochverrätherischer^ 
^och  in  ehrenkränkender  Absicht  geschieht, 
^o  ist  solche,  in  sofern  sie  nicht  ein  gesetz- 
lich ausgezeichnetes  Verbrechen  enthält «), 
Dach  den  Grundsätzen  von  Fälschungen,  und, 
bei  Verletzung  nutzbarer  Regalien,  nach  den 
Grundsätzen  Yon  Vermögensbeeinträchtigungen 
%a  bestrafen  ^). 

d)    Wie  z.  B.  die  Anmaassung  des  Münzregals. 

b)    Meister  §.  307.     «.  Grolman  §.  341.     Tittmann 
II.  §.  233.  234. 

§.    3S5.   (3i90 

11)    Amtserschleichung:    A)  Begriff  und  Arten  a)* 

Das  Verbrechen  Aev  Amtserschleichung 
(crimen  ambitus)  im  weiteren  Sinne  besteht  in 
gesetzwidrigem  Verfahren  in  Hinsicht  auf  die 
Besetzung  eines  öffentlichen  Amtes.  Das  Ver- 
brechen begreift  I)  die  gesetzwidrige  Jff^iDer- 
bung  um  ein  Amt^  sey  es  für  sich  selbst,  oder 
für  einen  Anderen  (Amtserschleichung  im  enge^ 

32  ♦ 
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ren  Sinne).  Als  allgeincin  gesetzwidrig^e  Mit- 
tel sind  besonders  Fälschungen,  Bestechung, 
Zwang  und  Erpressung  zu  betrachten*  U) 
Die  gesetzwidrige  J^erleihung  eines  Amtes  *), 
sey  es  aus  unlauteren  Beweggründen,  oder  an 
eine  untüchtige  Person.  III)  Heide  Arien 
des  Verbrechens  können  auch  zusammentreffen^ . 
wie  bei  der  von  Seiten  des  Bewerbers  gesche- 
henen Bestechung  des  Ertheilers  ^).  Bezieht 
sich  die  Amtserschleichung  auf  ein  geistliches 
Amt«  so  bildet  sie  das  Verbrechen  der  SinKh 
nie  (im  engeren  Sinne  ^). 

a)  L.  un,  D,  de  L,  Inlia  ambitus.  L.  un.  0.  ad  L,  M. 
amb.  L.  31.  C.  de  epüc.  et  cler^  Nov.  8.  C.  1. 7.  8. 
Nov.  123.  C.  2.  16.  Matthaeu§  de  crim.  L.  48. 
T.  11.  C.  1.  los.  Gabaleoni»  comni.  ad  L.  Jul 
de  ambitu.  Lips.  1743.  edit.  IL  1744.  (auch  in  Ftlleti' 
berg  iurispr.  ant.  T.  L  p.  456.).  J.  C.  HilUesheim 
de  ambitu  veteri  et  novo.    Colon.  1754.  4. 

h)  Geburt  dem  Ertheilenden  die  Verleihung  oder  die 
Mitwirkung  zu  derselben  vermöge  seines  Amtes,  so 
ist  es  ein  Amts  verbrechen. 

c)  lieber  den  contractus  suffragii.  Nov.  8.  161.  Böh- 
mer Rechtsfälle.  B.  II.  Abh.  I.  S.  24.  Meister  §. 
314.  n.  a.  Ueber  die  fumi  venti^itio.  L.  G.  A.  Per- 
nice  obss.  de  fumi  venditoribus ;  im  Anhang  s.  Diss. 
de  furum  genere,  quod  vulgo  directarior,  nomine 
circumfertur.   Gott.  1821.  p.  46  sq. 

d)  Im  weiteren  Sinne  begreift  die  Simonie  viele  ai- 
dere  Verbrechen.  TiL  X.  de  stmonia.  I.  H,  Boek- 
mer  ins  eccl.  prot.  Lib.  V.  T.  3.  §.  3  sq.  I.  G, 
Per t seh  Comm.  de  crimine  simoniae.    Hai.  1719. 
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§.   354.   (330.) 

B)     Vollendung  der  AmiserBchleichung. 

I)  Die  gesetzwidrige  Betverbuny  ist  mit 
Beendigung  derjenigen  unerlaubten  Handlung, 
TTodurch  der  Bewerber  das  Amt  zu  erlangen 
suchte  9  als  vollendet  anzusehen.  II)  Die  ge- 
setzwidrige Amisverleihung  wird  durch  Been- 
digung derjenigen  Handlung  vollendet^  wel- 
che von  Seiten  des  Ertheilenden ,  nach  der 
besonderen  Art  seiner  Mitwirkung  zu  der  Amts- 
verleihiing,  erforderlich  war,  um  dem  Bewer- 
ber das  Amt  zu  verschaiTen  <')• 

a)  V.  Grolman  §.342.  v,  Feuerbach  §.  183. —  An- 
dere erfordern  zur  Vollendung  des  Verbrechens  die 
wirkliche  Gelangung  des  Bewerbers  zum  Amte. 
Dabelow  Lehrb.  $.  238.    Martin  §.  222. 

§.   333.    (33L) 

0)    Strafe  der  Amtserschleichung. 

Es  fehlt  zwar  nicht  an  gesetzlichen  Straf- 
bestimmungen ^  sowohl  für  den  weltlichen  a), 
als  für  den  geistlichen  ^)  ambitus.  Wegen 
der  Natur  der  für  ersteren  angedrohten  Straf- 
arten ^  und  wegen  der  über  die  Bedingungen 
ihrer  Anwendbarkeit  obwaltenden  Zweifel,  sind 
jedoch  die  gesetzlichen  Strafen  nicht  in  Ge- 
brauch gekommen.      Beide  Arten  des  ambitufli 
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werden    daher    nach    dem    Gerichts! 
tviUkiirUch j    uiid  zwar,    wenn  nicht 
Beschwerungen  eintreten ,  mit  Absetzung^ 
last    des   Wahbrechtes.     oder   Geldbusse 
straft  ^).      Daneben  wird  die  Bestechi 
me  eingezogen. 

a)    S.    die    oben    §.  353.    n.  a,    citirten    Gesetzst 
Martin  §.  223. 

h)    Amtsentsetzung  und  Infamie.    L,  31,  C,  de  epiic,  C] 
6./  X.  de  Simon, 

c)    Meister  §.  315.   IL      v.  Grolman  §.   343.    Sii-] 
chow  Lehrb.  §.  486.     Tit t mann  II,  §.  238,  . 

§.  '336.    (332,) 
III)    Bestechung  der  Staatsbeamten  a), 

fjPer  einen  Staatsdiener  j  um  ihn  zu  eintt 
in  seinen  amtlichen  fVirkunqskrcis  gehörige» 
Handlung  oder  Unterlassung  zu  bestimmen^  d- 
nen  demselben  nicht  gebärenden  Vortheil  ver^ 
spricht  oder  gewährt ^  macht  sich  der  ßestt' 
chung  schuldig.  Das  Verbrechen  ist  schon 
hierdurch  vollendet  ^) ,  wenn  auch  die  Annah- 
me des  Vortheils  nicht  erfolgt  seyn,  oder  der 
bestochene  Staatsdiener  nicht  der  Absicht  des 
Bestechenden  gemäss  gehandelt  haben  sollte. 
Die  Strafe  des  Bestechenden  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  für  den  bestochenen  Staatsdiener  ge- 
drohten Strafen  (§.  580.)  ^  so  weit  diese  an- 
\rendbar  sind,    zu  bestimmen  ^).     Hat  er  ins- 
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sondere  in  einer  bürgerlichen  Rechtssache 
n  Richter  bestoclien,  so  wird  er  seines 
ichtsanspruchcs  verlustig  ^).  Liegt'  in  der 
«techung  zugleich  der  Versuch  oder  die  An- 
(hing  eines  anderen  Verbrechens  9  so  körn- 
en die  Regeln  von  der  idealen  Concurrenz 
r  Anwendung, 

)  £s  ist  hier  nur  von  dem  gemeinen  Verbrechen  der 
{activen)  Bestechung  die  Rede.  Das  Verbrechen  des 
bestochenen  Beamten  (passive  Bestechung)  gehört  zu 
den  besonderen  Verbrechen  der  Staatsdiener  (§.  380.). 

)    L,  ult.  C.  ad  L.  lul.  repet.    L.  31.  C.  de  episc,   R,  C 
.  Ger.   Visit.  Absch.  v.  1713.   §.  46.     Martin   §.  225. 
N.  17.  18.    A.  M.  ist  Wächter  II.  S.  474. 

I  L,  1.  §.  2.  L.  21.  p.  ad  L.  Com.  de  fals.  Nov.  Ii4. 
C.  2.  in  f.  »et  contra  dantes^  et  contra  accipientes.« 
—  Auch  die  Analogie  der  Amtserschleichung.  L. 
fin.  C,  ad  L.  luL  repet,  L,  31.  C.  de  episc,  Mar^ 
tin  §.  226. 

I  L.  \.  C  de  poena  iud,  (7.  49.) J  L.  l,  §.  3«  D,  de 
calumniat.    L.  2.  §.  2.  D.  de  cond,  ob  iurp,  c. 


§.  '5S7.   (333.) 

V)    Unerlaubte  Selbsthülfe:    A)  überhaupt:   |1)  Begriff. 

t 

I)  Die  Selhsthülfe   im  weiteren  Sin- 

begreift  A)  die  Selbstrache  (Privati'ache, 

dicta  prlvata) ,  d.^  h.  ilie  eigenmächtige  Zäch- 

mg  eines  Beleidigers^    B)  die  Selb  st  hülfe 

engeren  Sinne ^  d.  h.  die  'eigenmäch' 
;    Geltendmachung   eines   HecIUesy     sie    mag 
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angreifend  oder  vertlieidigend  seyn  ^).  II) 
Beide  Arten  der  Selbsthälfe  sind  in  der  Regel 
unerlaubt  9  und  mit  Strafe  bedroht.  Nur  am- 
nahmsweise  ist  in  einzelnen  Fällen  sowohl  die 
Selbstrache  ^),  als  die  eigentliche  Selbsthälfe  *) 
entweder  gesetzlich  gestattet,  oder  doch  fir 
straflos  erklärt.  In  sofern  die  rechtswidrige 
Selbstliülfe  nicht  ein  bestimmtes  anderes  Ver- 
brechen enthält,  bildet  sie  das  Verbrechen 
der  unerlaubten  Selbsthälfe.  Da  das- 
selbe einen  strafbaren  Eingriff  in  die  Rechts- 
Ordnung  enthält,  so  gehört  es  zu  den  Regie- 
rungsverbrechen *').  .  • 

a)  Da  die  Selbsthülfe  stets  eine  eigenmächtige  Hand- 
lung voraussetzt,  L.  13.  D.  quod  met  c.  L,  7.  D» 
ad  L,  luL  de  vi  priv.y  so  ist  sie  von  der  gütlichen 
Vereinbarung  der  streitenden  Theile  wesentlich 
verschieden. 

h)  §.  49.  I.  u.  n.  a.  §.  229.  Anm.  §.  214.  Anm;  G,  A. 
Struv  Tr.  de  vindicta  privata.  ed.  V.  len.  1745.  C. 
F,  Walch  Pr.  exhib,  htetoriam  iur.  civil,  de  vind, 
priv,    len.  1768.  , 

c)  Wohin  vorzüglich  die  Nolhwehr,  die  eigenmächtige 
Erhaltung  und  Wiedererlangung  des  Besitzes ,  und 
die  Pfändungen  gehören.  Von  letzteren  Eichhorn 
Deutsches  Prioatr.  §.  lil,  Mittermaier  Deutsch 
Privatr.  §.  137.  a» 

d)  A.  M.  ist  Wächter  II.  I§.  52  f.  Dieser  halt  die 
Selbsthülfe  nur  für  eine  Verletzung  der  Rechte  des- 
jenigen Einzelnen,  gegen  welchen  sie  ausgeübt  wird, 
und  findet  daher  auch  in  dem  Zweikampfe  kein  Re- 
gierungsverbrechen. 


IM- 
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§.   53».   (334.) 

1)    Strafe  der  Selbsthülfe. 

I)  Wenn  die  Selbsthülfe  ohie  GewaUr 
tkätigkeit  gegen  die  Person  des  Anderen  aus- 
geübt wird,  und  zwar  A)  die  eujentUche  Selbst' 
hälfe  9 .  so  findet  nur  Pnvatsü^afe  statt  a). 
Diese  besteht  in  dem  Verluste  des  geltend 
gemachten  Rechtes,  und,  wenn  dieses  nur 
ein  Ycrmeintes  war,  in  der,  ausser  Zurück- 
gabe des  eigenmächtig  Genommenen,  zu  lei- 
stenden Zahlung  des  einfachen  Werthes  ^). 
B)  Als  Priuatrache  kann  nur  die  Erwiderung 
der  Injurien  hierher  gezählt  werden  (§.  218.). 
II)  Wurde  hingegen  die  Selbsthülfe  durch  ye- 
walllhiilige  Handlungen  gegen  eine  Person  ver- 
übt, so  ist  solche^  falls  sie  nicht  in  ein  schwe- 
reres. Verbrechen  übergeht,  ausiserdem  noch  ^), 
als  Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit,  mit  einer 
öffentlichen  Strafe  zu  belegen  (§.  283  f.). 

a)  L.  7.  ad  L.  luL  de  vi  priv,  L.  13.  D,  quod  meiu$  e. 
Spätere  Ausdehnungen  des  Decreli  Divi  Marci.  L. 
4.  C.  fin.  regund,  (3.  39.).  L,  7.  10.  C.  unde  vi.  §.  1. 
/.  de  vi  bohor,  rapt.  L  H.  Boehmer  de  poena  iu9 
8%hi  dicentig  sine  iudice,  Hai.  1725.  in  s.  exercitatU 
ad  Fand.  T.  II.  ex.  23.    Leyser  Sp.  607„ 

b)  Diese  Bestimmungen  y  welche  man  jetzt  unter  den 
Decretum  Divi  Marci  begreift,  sind  bestätigt  durch 
das  Kanon,  Recht,  Can.  13.  C.  I.  q.  4.  Can.  2.  C.  16. 
q.  2.  Cap.  18.  de  praebend.  in  VI.,  und  durch  die 
Reichigesetze  ^  C.  G.  0.  v.  162L  TiU  3X  §•  3^    R^  A. 
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V.  1532.  Tit.  3.  §.  15.  Die  heutige  Anwendbarkeit 
dieser  Privatstrafe  vird  von  Manchen  besiriuei. 
J.  Claproth  D.  de  non  usu  Decreii  D.  Jlfarctete. 
Gott.  1757.  §.5  sq.  TiNmann  §.  ?>61  Dagegei 
(ausser  Boehmer  1.  c.)  E,  L.  A,  Eisenhart  "D.  ii 
poena  legib,  Rom,  advers.  vindtct.  priv.  sancita  k 
foris  adhuc  valida.  Heimst.  1787.  Thibaut  Paiideci. 
§.58.  Schweppe  Rom,  Privatr.  4te  Ausg.  §.161. 
Mackeldey  Lehrb,  des  heut,  Rom,  Rechts»  9teAasg. 
§.  451. 

c)    In  der  Regel   findet   die   öffentliche  neben  der  Fri- 
vatstrafe  statt.     Wächter  IL  S.  62. 


§.   3S9.    (335.) 

B)    Insbesondere  von  dem  Zweikampfe:    1)   Begriff  a). 

Der  Zweikampf  (duellum)  besteht  m 
einem  zwischen  zweien  Personen^  zur  Genug- 
thuüng  wegen  einer  Beleidigung^  unter  gegen- 
seitiger Einwilligung^  mit  tödtlichen  fVaffen 
geführten  Kampfe  ^).  War  der  Kampf  vorher 
y Grabrede t,  so  ist  es  Duell  im  engeren  Sinne  y 
ohne  vorausgehende  Verabredung  ist  es  Ken- 
contre  ^).  Mit  dem  wirklichen  Beginnen  des 
Kampfes  ist  das  Verbrechen  vollendet.  Die 
Einwilligung  entzieht  zwar  der  Handlung  die 
Rechtswidrigkeit  im  Verhältnisse  zwischen  den 
Kämpfern  (§.  49.  IV.)  und  in  sofern  auch 
die  Eigenschaft  eines  Privatverbrechens  <')  j  sie 
bleibt  aber,  sowohl  wegen  des  in  der  verüb- 
ten '  Eigenmacht  liegenden  Eingriffes  in  die . 
Rechtsordnung 9    ab. wegen  der  Gefährlichkeit 
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Br  besonderen  Art  dieser  Eig^nmaeht^  eine 
rafwfirdige  Handlung^),  wofür  sie  auch 
irch  die  Deutsehen  Landesgesetze  und  die 
^xis  anerkannt  ist  f), 

i)  M.  Aschenbrenner  über  das  Verbr.  u,  die  Strafe 
des  Zweikampfs.  Bamb.  u.  Würzb.  1804.  Veber  das 
DuelL  Nürnb.  1819.  (enthält  eine  Vertheidigung  des 
Duells).  Cucumus  über  das  Duell  u.  dess.  Stellung 
im  Strafsystem.  Würzb..  182L  Rosshirt  über  den 
Zweikampf;  im  N.  Archiv  d.  C.  R.  B.  111.  S.  453  f. 
C.  Türk  D.  de  singulari  certamine,  Suer.  1823.  J. 
Vf  rbaere  D,  de  dtullis.  Gand.  1825.  A,  v,  Braun-' 
müht  über  den  Zweikampf.  Landsh.  1826.  Mitterm 
tnaier  Bemerk,  über  Duellgesetze;  im  N.  Archiv. 
III.  436  f.  Derselbe  über  den  Zweikampfe  mit  6e- 
sonderer  Prüfung  des  neuen  Entwurfs  eines  Duell-- 
edicts  für  das  Königr,  \  Hannover;  im  N.  Archiv. 
Till.  445  f.  (hierin  finden  sich  auch  die  neueren 
Französischen  Schriften  angeführt).  Zum  Bach 
Ansichten  u.  Bemerk,  u*  s.  w.  S.  316  f.  /.  W,  Quin- 
tus  D.  de  duello  eiusque  puniendi  ratione.  Groning. 
1830.  Bauer  Vergleichung  des  ursprüngl.  Entw»  für 
Hannover  mit  dem    revidirt.  Entw.    Göt.t.   1831.    S. 

108  tr. 

)  Die  Attaque^  d.  h.  der  Anfall,  mit  der  Aufforderung^ 
sich  zu  vertheidigen  ^  passt  nicht  unter  den  Begriff 
des  Zweikampfes. 

)  Zum  Begriffe  des  Duells  gehört  nur  die^  Absicht 
der  Kämpfenden,  sich  eine  von  ihnen,  vermöge  der 
öffentlichen  Meinung,  für  nothwcndig  erachtete  Ge- 
nugthuung  zu  verschaffen;  hingegen  weder  die  be- 
stimmt auf  eine  gewisse  Art  der  Verletzung. gerich- 
tete Absicht,  noch  ein  bestimmter  Erfolg  des  Kam-i 
pfes.  Hierdurch  wird  jedoch  das  Duell  nicht  zu 
einem  unbestimmten  Verbrechen. 
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d)  Doch  kann  das  Duell  zugleich  die  Natur  eines  iVt- 
vatverbrechens  annehmen,  z.  B.  im  Falle  einer  durch 
bösliche  Üebertretung  der  Bedingungen  des  Kampfes 
bewirkten  Tödtung  oder  Verletzung. 

e)  Hierdurch  bestimmt  sich  die  wahre  Natur'  des  Ver- 
brechens,  und  damit  zugleich  die  Stelle  im  SysteD, 
der  Moment  der  Vollendungy  und  sowohl  der  ^niiuf, 
als  der  Grad  der  Strafbarkeit  des  Zweikampfes. 

f)  Die  Quellen  des  gemeinen  Strafrechtes  schweigen 
ganz  von  dem  Duelle.  Nach  R6m,  R.  war  es  anter 
gewissen  Bestimmungen  gestattet,  virtutis  ostenden- 
dae  caussa,  mit  Bestien  L.  1.   §.  6.  Di  de  postul:, 

'  und  in  publico  certamine,  gloriae  et  virtutis  caussa 
mit  einer  Person  zu  kämpfen;  L.  7.  §.  4.  Jf,  ad  L 
Aquil,  —  D.'S  Reichsgutachten  v.  19.  Sept.  1668.  ist 
zwar  vom  Kaiser  bestätigt,  aber  nicht  als  Gesets 
verkündigt  worden.  Gerstlacher  Handb,  des 
Deutsch.  R.  G.  B.  IX.  S.  1221  f.  Hiernach  würde 
das  Duell  nur  in  sofern  strafbar  seyn ,  als  es  ein 
anderes  Verbrechen  enthält.  Allein  Doctrin  und 
Praxis  betrachten  es  überhaupt  als  Verbrechen. 

§.    560.   (336.) 

2)    Strafe  des  Zweikampfes, 

Bei  dem  Mangel  gesetzlicher  Strafbestim- 
mungen, ist  die  Strafe  voUlkürUch  und  daher 
nach  dem  Grade  der  in  jedem  einzelnen  Falle 
vorhandenen  Strafbarkeit  zuzumessen.  I)  Die 
objective  Strafbarkeit  bestimmt  sich:  A)  nach 
der  Gefährlichkeit  der  besonderen  j^rt  des 
Kampfes }  B)  nach  den  Folgen  desselben  und 
deren  -  ursachlichem  Zusammenhange  mit  der 
Handlung.      Erfolgte  Verwundung   oder  -Tod- 
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tung^  so  tritt  zwar  die  Analogie  dieser  Ver- 
breehea  ein,  jedoch,  wegen  vorhandener  Ein- 
willigung, und  wegen  des,  in  der  Macht  des 
herrschenden  Vorurtheils  liegenden  Zwanges, 
mit  beträchtlich  verringerter  Strafbarkeit  ^). 
II)  Die  sxihjeciive  Strafbarkeit  bestimmt  sich: 
A)  nach  der  ^Veranlassung  des  Zweikampfes, 
insbesondere  nach  der  von  der  einen  oder  an- 
deren Seite  geschehenen  Nöthigung  zum  Duell 
(Jieratisforderumg)^  und  B)  nach  der  besonderen 
Tftälufkeit  eines  jeden'  der  Kämpfenden  ^). 
Der  Fersuch  ^)  und  die  Beihülfe  ^)  sind  ^ach 
den  allgemeinen  Regeln  zu  bestrafen  ^). 

a)  Strenge  Landesgesetze  lassen  hier  unbedingt  die 
Strafe  des  Todtschlages  oder  des  Mordes  eintreten. 
Dieses  verbietet  jedoch  die  grosse  Verschiedenheit 
sowohl  der  objectiven,  als  vorzüglich  der  subjccti- 
ven  Strafbarkeit.  Mittermaier  im  N.  Archiv. 
VIII.  453. 

b)  Vermuthungen  für  die  tödtUche  Absicht  sind  auchi 
hier  nur  aus  den  besonderen  Umständen  der  That 
zu  entlehnen  (§.  58.). 

e)  Im  Falle  des  freiwilligen  Zurücktretens  findet  (nach 
§.  71.  II.)  Straflosigkeit  statt. 

ä)  Hierbei  sind  jedoch  Anstifter  und  Gehiilfen  nicht  zu 
verwechseln  (§.  76.  78.).  Die  blossen  Secundanten 
sollten  mit  keiner  oder  doch  nur  mit  sehr  geringer 
Strafe  bedroht  werden.  Der  neue  Niederländische 
Entwurf.  Art.  224.  erklärt  sie  für  straflos. 

e)  Hannöv.  Entwurf.  Nachtrag  Art.  182.  c  bis  g.  We- 
sentlich abgeändert  durch  den  revidirten  Entwarf. 
Art.  173—175.  S.  Bauer  Vergleichung  u.  8.  w. 
S.  108  f. 
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§.  561.   (337.) 

V)     JVidersetzung  gegen  die  Obrigkeit:    A)  vberhaupU 

I)  Wenn  die  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Obrigkeit  in  blosser  Nichtbefolgting  einzelner 
obrigkeitlicher  Befehle  besteht  (negative  Wi- 
dersetzlichkeit, Ungehorsam),  so  finden,  wenn 
dieselbe  keine  Verletzung  von  Dienstpflichten 
enthält,  nur  die  durch  Gesetz,  oder  durch  den 
Befehl  selbst,  angedroheten  Geldbussen  statt  ^). 
II)  Besteht  hingegen  die  Widersetzlichkeit  in 
positiver  Thätiykeit  durch  Androhung  oder  An- 
"wendung  von  Gewalt  zur  Behauptung  in  dem 
Ungehorsame ,  so  kommen  die  Grundsätze  vom 
Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit  zur  Anwen- 
dung (§.  283  f.). 

ä)    L,  un,  D.  ei  quie  tue  dicenti  (3.  3.).     v.   Grolman 
§.  355. 

§.  *562.   (338.) 

B)    Insbesondere  Aufruhr:    1)  'Begriff  «). 

Ein  Aufruhr  oder  Aufstand  im 
weiteren  Sinne^)  (seditio  s.  tumultus)  ist 
vorhanden,  wenn  sich  eine  grossere  Zahl  von 
Personen  y  in  der  erklärten  Absicht y  der  Obrig- 
keit mit  vereinter  Gewalt  fViderstand  zu  lei- 
sten^ Öffentlich  zusammengerottet  haben  ^).  Die 
beabsichtigte  Widersetzlichkeit   besteht  cntwe- 
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der  in  der  Behauptung  im  Ungehorsame  9  oder 
in  der  Nöthigung  der  Obrigkeit  zu  einer  Amts- 
handlung ^)«  Vollendet  ist  das  Yerbrecheu, 
sobald  die  zusammengerottete  Menge  ihre  Ab- 
sicht, sey  es  durch  wörtliche  Erklärungen, 
odc;r  durch  schlüssige  Handlungen,  bestimmt 
zu  erkennen  gegeben  hat. 

ä)  Das  Rom.  Recht  ist  hierüber  sehr  unT>estiiniiit.  L. 
28.  §.  3.  D,  de  poen,  L.  1.  2.  C.  de  seditiosia  etc. 
L,  5.  C.  de  Ms  qui  ad  etclea.  —  Die  P.  G.  O,  Art. 
127.  bezieht  sich  zugleich  auf  den  hochverrätheri- 
schen  Aufruhr.  —  (Stuve)  über  Aufruhr  und  auf- 
riäirerische  Schriften,  Braunschw.  1793.  Werner 
Uandb.  des  peinL  R.  §.  445  f.  Henke  Beiträge  zur 
Lehre  v.  Verbr,  des  Aufruhrs;  im  N.  Archiv  des  C.  R. 
B.II.S.451f.  W ächte rl\.^.l\9.   H^nÄ^ III.S.216f. 

h)  Der  Sprache  und  der  Sache  nach  lässt  sich  im  en- 
geren  Sinne  zwischen  Aufruhr  nnd  Aufstand  unter- 
scheiden.   V,  Grolman  §.  355. 

c)  Der  Aufruhr y  welcher  hier  als  für  sich  bestehendes 
Verbrechen  betrachtet  wird^  kann  auch  als  Bege^ 
hungsart  eines  anderen  schwereren  Verbrechens ,  z. 
B.  eines  Hochverrathes,  Mordes  u*.  s.  w.>  vorkommen. 

d)  Ersteres  nennt  v.  Feuerbach  §.204.  Tumult  im. en- 
geren Sinne,  letzteres  Aufruhr  im  engeren  Sinne. 

§.  363.  (339.) 

2)     Verschiedenheit  des  Aufruhrs  von  anderen  Verbrechen. 

Der  Aufruhr  unterscheidet  sich  I)  von 
dem  blossen  Auflaufe  (turba^  auch  Tumult 
im  weiteren  Sinne)  durch  den  Zweck  ^)  j  II) 
von   der  Verschwörung  durch  die  Oeffentlich* 
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keitj      III)    von    der    Empörung    (Rebellion)^ 
durch  den  Gegenstand  und  Zweck. 

a)  Der  blosse  Auflauf  kann  an  sich  nur  ats  PolizeiTer- 
gchen  betrachtet  werden.  Sind  dabei  andere  Ver- 
brechen begangen  worden ,  so  erhöht  der  Aniliiif 
deren  Strafbarkeit.  —    Uannöv.  Entw.  Art.  176. 

§.  564.   (340.) 

3)    Strafe  des  Aufruhrs. 

Die  Strafe  des  Aufruhrs  ist  wMkürUeh  «j, 
und  bestimmt  sieh  I)  in  ohjectiver  Hinsicht, 
nach  der  Grösse  der  veriibten  Gewalt  unddes 
Terursachten  Schadens;  II)  in  sttbjecUver  Hin- 
sicht 9  nach  der  Veranlassung;  des  Aufstandes, 
und  nach  der  Art  und  dem  Grade  der  Thä- 
tigkeit  der  Theilnehmer.  Insbesondere  sind 
die  Anstifter  und  liädels führet* ^  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen,  strafbarer,  als  die 
übrigen  Theilnehmer  *). 

■ 

a)  Von-  Aufständen  der  Handwerker.  Reichsschlass  vod 
1731.  N.  5.  (Neue  Samml.  d.  R  A.  Th.  IV.  S.  380.). 

b)  YergK  die  §.  362.  n.  a.  angeführten  Gesetze.  Mti» 
ster  §.  323.  324.  v.  Grolman  §.  358.  v.  Feuer» 
back  §.  205. 

§.    365.   (341.) 

VI)    Befreiung  eines  Gefangenen  a). 

Die  eif/enmnchtige  Uefreimuf  einen  ^  wegen 
eines  Verbrechens^     Gefangenen  ^)  aus  der  Si' 
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tkertmgshaft^  oder  aus  dem  Strafyefängnme^ 
l(ann  durcli  Gewalt^),  oder  List  geschehe% 
Das  Verbrechen  ist  sehr  verschieden  ^  je  nach» 
dem  ea  Yom  Gefangenen  selbst ,  Yom  Ge/im* 
genwärter  oder  von  einem  Dritten  begangen 
wird. 

a)  Leyser  Sp<  664«  C.  A,  Brehm  D.  de  crimine  vio^ 
lati  carceris.  Lips.  1798. 

6}  Die  Befreiang  eines  gefangenen  Schuldners  durch 
einen  Andern  ist  entweder  Dienstverbrechen ^  od^r 
Eingriff  in  die  Justizpflege ,  mithin,  vermöge  der 
Analogie,  gleichfalls  als  strafbar  zu  betrachten« 
S.  Stryh  D«  de  carcere  ad  custodiam.  Cap.  5.  I^.  4. 
(in  opp.  T.  I.  p«  93.).  Werner  Handb.  des  peinL  JR. 
§.  440.    A.  M.  ist  V.  Feuerbach  §.  191»  n.  a. 

c)  Daher  ist  der  gewöhnliche  Ausdruck:  carcerie  ef» 
fractio  zu  enge. 

§.    566.    (342.) 

A)    Selbstbefreiung  a). 

Die  Selbstbefreiung  eines  Gefangenen  ^) 
I)  ans  der  Sichertaigshaß  ist,  falls  sie  mittelst 
Gewalt  oder  Complotts  der  Mitgefangenen  ge- 
schah,  mit  Capitalstrafe  9  übrigens  mit  willkür- 
licher Strafe  9  selbst  dann  bedroht ,  wenn  der 
Gefangene  unschuldig  war  ^).  II)  Die  Selbst- 
befreiung aus  dem  Strafgefängnisse  soll  Schär- 
fnng  der  nemlichen  Strafe ,  oder  Verwandlung 
derselben  in  eine  härtere  Strafart  zur  Folge 
haben  ^}.    —       Nach    dem    GericIUsgebraucke 

33 


614  Besonderer  Theil.     Tit.  XII. 

findet  9  wenn  die  Befreiung  nicht  durch  eine 
an  sich  strafbare  Handlung  bewirkt  worden, 
in  allen  Fällen  nur  eine  gelinde  Ahndung 
statt «). 

a)  Cretnani  eletn,  i'ur.  crim,  Lib.  Ü.  p.  102  sq.  Hur» 
iebusch  über  die  Selbstbefreiung  der  Gefangenni; 
in  8.  Beitr.  N.  IV.  v.  Berg  Jurist.  Beobachte  wni 
Rechtsf.  Th.  IV.  N.  21.  E.  A.  H.  Broecker  Diss. 
Maleficus  ob  fugam  e  carcere  graviter  jmniendus  tti, 
Regiom.  1824.  Vergl.  N.  ArehW  d.  C.  R  B.  YHI. 
S.  652. 

h)  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  ist  die  Selbstbefrei- 
^  ungy  falls  sie  nicht  mittelst  eines  anderen  Verbre- 
chens geschieht  y  wenn  gleich  als  eine  widerrecht- 
liche ^  doch  nicht  als  eine  strafwürdige  Handlung 
anzusehen.  Werner  Handb.  d.  peinL  R4  §.432—444. 
Stübel  Criminalverfahren.  B.  IV.  Wächter  II. 
^  §.  227.  N.  20.  V.  Feuerbach  §.  197.  n.  o.  Das 
Rom.  Recht  bedroht  sie  jedoch  mit  schweren  Stra- 
fen.   Eben  so  der  Code  pinal,  Art.  245. 

c)  L,  I.  D.  de  effractorib.  L,  13.  P.  de  custod,  reor, 
L.  38.  §.  11.  de  poenis.     Wächter  II.  §.  227.  N.  22. 

d)  L.  8.  §.  6.  7.    L.  28.'  §.  14.  D.  de  poenis. 

e)  Boehmer  ad  Art.  180.  §.  5.  ATocA  §.  618.  Klein 
§.  519.  Meister  §.  335.  III.  Ti^tmann  II.  §. 
274.  —  Nach  neueren  Strafgesetzbüchern  und  Ent- 
würfen ist  die  Selbstbefreiun^y  ausser  dem  Falle 
der  Concurrenz  anderer  Verbrechen,  straflos.  Baier, 
St.  G.  B.  Art.  330.    Hannöv.  Entw.  Art.  181. 

§.  567.  (343.) 

B)    Befreiung  durch  den  Gefangenwärter  ä). 

Der   Gefangenaufsehef'  *)  soll,     I)  falls  er 
einen  Gefangenen  mit  rechtswidrigem  Forsatze 
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befreiet  hat  9  die  Strafe  der  Talion  erleiden  f^« 
Biese  ist  indessen  Längst  ausser  Gebranch  und« 
findet  jetzt  wülküvlißhe  Strafe  statt  ^)^  bei  de» 
rea  Zumessung  jedoch  auch  besonders  auf  die 
Grösse  des  Verbrechens  des  Gefangenen  RiieiH 
sil^t  zu  nehmen,  ist.  II)  Die  FahrlässigkeU 
des  Gefangenwärters  9  durch  welche  die  Flucht 
des  Gefangenen  befördert  worden^  ist  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  bestrafen. 

a)  Pies6  gehört  zwar  zn  de»  Dien^tvarbnchim    Wegßn 
-  .  .      des  genauen  Zusammenbanges  mit  den  übrigen  Arten 

des  Verbrechens  scheint  es  jedoch  angemessener, 
sie  mit  denselben  hier  stusammenzystelien)  wie  boI" 
ches  auch  gewöhnli<;h  geschieht. 

b)  Die  Röiiti,  Gesetze  reden  zwar  auch  van  der  Sol^a- 
ienwache  und  von  den  zur  Bewachung  bestellten 
Privatpersonen.  L,  12«  I>.  de  custod^  reor*  Mar-* 
iin  §.  231.  S.  694.  Die  P.  G.  O.  Art.  180.  nennt 
aber  nur  den  Hüter  des  peinl*  Gefängnisses.  Jene 
sind  daher  nur  etwas  härter,  als  dritte  Personen 
(§.  368.)  9  zu  bestrafen. 

c)  L,  4.  C.  de  custod.  rear,    P.  G.  O.  Art.  180. 

d)  Boehmer  ad  Art  180.  §.  2.  Meister  §.  336.  L 
Tittmann  II.  §.  276. 

§.  568.  (344.) 

C)    Befreiung  durch  einen  Dritten. 

Die  von  einem  Dritten  gescbebene  Befrei- 
ung eines  Gefangenen  ist,  in  sofern  sie 
nicbt   in    ein    bestimmtes   anderes   Yerbrecben 
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fibei^eht  «) ,  bei  dem  Mangel  eines  eigpen, 
dieselbe  bedrohenden  Strafgesetzes  ^),  nacli 
den  Umstanden  9  entweder  als  Begänstigunj 
des  Tom  Gefangenen  rerübten  Verbreclieng, 
oder  als  Beihülfe  zum  Ycrbreehen  der  Selbst- 
befireiung  zu  beurtheilen,  und  luernaeh  die 
Strafe  zu  bestimmen  ^). 

a)  Z.  B.  Beitechan^y  vis^poblica^  Aufruhr,  MAJestatt- 
verbrechen  (L.  4.  pr,  ad  L.  luL  mai.), 

b)  Die  L.  2.  P.  de  effractor.^  welche  Manche  (v.  Fevi^ 
trbaek  §.  198«  v.  Grolman  §.  363.)  hierher  be- 
ziehen, scheint  vielmehr  von  dem  Diebstahle  mit 
Einbruch  zu  reden.  Rosehiri  f«  242.  Martini 
247.    Wächter  U.  S.  604. 

c)  Jlfar^ift  §.  247.  "—  Von  der  Strafbatkeit  naher  An- 
gehörigen des  befreiten  Gefangenen.  —  Hannov. 
Entuf,  Art.  179. 


/ 


Dreizehnter  Titel.  (46) 

Von    den   besonderen   Verbrechen  öffentlicber 

Beamten. 


Einleitung. 

§.   369. 

Begriff  und  Arien  der  (öffentlichen  Beamten. 

Oeffentliche  Beamten^  Staatsdie- 
ner  im  weiteren  Sinne  sind  solche  Personen j 
denen  eine  gewisse  Art  fortdauernder  fVirksam* 
keit  für  den  Staatszweek  innerhalb  eines  be* 
stimmten  Kreises  aufgetragen  oder  gestattet  ist  ^). 
Sie  sind  I)  in  Hinsicht  der  Art  ihrer  Wirk- 
samkeit A)  entweder  Staatsdiener  im  engeren 
Sinne j  d.  h.  deren  Beruf  in  Mitwirkung  zur 
Ausübung  der  Regierurtgsrechte*  besteht,  B) 
oder  uneigerUliche  (patentirte)  Staatsdiener  ^  d. 
h.  welche  9  um  zunächst  für  die  Bedürfnisse 
des  Publikums  zu  wirken,  vom  Staate  angeord- 
net und  ermächtiget  sind  *).  II)  Die  Staats- 
diener in  der  engeren  Bedeutung  sind  in  Hin- 
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sieht  der  Art  ihrer  Anstellung  A)  entweder 
unmiUelharej  d*  h.  welche  die  Staatsgewalt 
anstellt;  B)  oder  mittelbare ,  d.  h.  welche  von 
dazu  besonders  berechtigten  (physischen  oder 
moralischen)  Personen  angestellt  werden.  Letz- 
tere gehören  aber  i|ur  in  sofete  zu  den  ößent- 
liclien  Beamten  9  als  sie  (wenigstens  zugleich) 
auf  die  Staatsverwaltung  sich  beziehende  Ge- 
schäfte zu  besorgen  haben  ^),  mithin  niclit 
blosse  Privatdiener  sind  ^). 

a)  lieber  den  Begriff  der  Süiatadiener  herrschen  sehr 
verschiedene  Vorstellungen.  Klub  er  ö/fentL  R.  det 
D.  Bundes,  $.  401*  Jordan  allg.  und  D,  Siaattr, 
S.  94.  Von  dem  Umfange  dieses  Begriffes  ist  es 
ahhängigy  ob  auch  die  patentirten  und  die  mittel- 
baren öffentlichen  Beamten  unter  denselben  passen. 

b)  Dahin  gehören  die  Advocaten  und  Procuratoren  (je- 
doch nicht  die  Staatsanwälte),  die  Notarien f  Aerztt 
(in  sofern  solche  nicht  e^gentliche  Medicinalbeam- 
ten  sind)  u.  dgl.  m.  Martin  §.  232.  zählt  auch  die 
Vormünder  und  Curatoren  hierfiej« 

c)  Z.  B.  Gerichtshalter  y  Ortsschultheissen  u.  s.  -w. 

ä)  Doch  findet  auch  auf  manche  Privatdiener  der  6e« 
meinden,  a.  B.  Stadtkämmerer,  sq  wie  der  Jtaades- 
herren  u.  s.  w.  eine  analoge  Anwendung  der  Lehre 
von  den  Amtsverbrechen  statt  (§.  3930« 
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Erstes    Capitel. 

y^on  (fcii  Amlsverhrcchen  ün  AUU/cincüicn  ^). 

§.  570.    (345.) 

t 

II)    Begriff. 

'  AmtS'  oder  Dienstverhrechen  sind 
4iU€^  mit  Strafe  bedrofUe  Verletzungen  der^ 
^inem  iffentUclHsn  Beamten  in  Hinsicht  seines 
JDienstes  obliegenden  Pflichten.^  I)  Nicht  jedie 
Verletzung  der  Dienstpflichten  ist  aucfc  ein 
Pienstyerbrechen,  sondern  n^ur  diejenige  ^  vrel- 
che  mit  Strafe  bedroht  ist^  sey  es  durch  aus- 
drückliche gesetzliche  Bestimmung ,  oder  ver- 
möge der  Gesetzesanalogie  (§.  120.  ^).  II) 
Von  den  Dienstverhrechen  sind  diejenigen 
Amtswidrigkeiten  verschieden  ^  hei  denen  ein 
blosses  Einschreiten  der  Disciplinargewalt  der 
Amtsvorgesetzten  .  st^tt  findet  (Dienstvergehun* 
gen^  Disdplinarvergel^n^  Dienstexcesse  ^).  III) 
Zu  den  Amtsverbrechen  gehören  nicht  nur 
die  eigentlichen  Dienstverbrechen  ^  d.  h.  bei  de- 
nen der  Grund  der  Strafwürdigkeit  b los  in  der 
Dienstverlctzung  liegt ,  sondern  auch  die  ge* 
meinen  Verbrechen  im  Dienste,  d.  h.  diejenigen 
gemeinen  Verbrechen  eines  Staatsdieners,  durch 
welche  zugleich  eine  Amtspflicht  verletzt  wird^ 
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und   die   aus   diesem    Grande    eine    besondere 
strafbarere  Eigenschaft  annehmen  ^)« 

a)  Die  Quelleo  des  gemeiaen  Rechtes  sind  theils  idir 
dürftig,  theils  wegen  Teranderter  Gesult  des  Staat»- 
dienstes  nur  zu  einer  beschränkten  Anwendang  ^ 
eignet,     Aach  bedarf  die  wichtige  Lehre  von  den 
Dienstverbrechen   erst  noch  einer   besseren  doctri- 
nellen  Bearbeitung.    Einen  wichtigen  Beitrag  hierao 
liefert  A,   G.  Heffier  über  Verbrechen  und  Diwf- 
pUnarvergehungen    der   Staate  -  tmd    Kirchendiener, 
Im  N.  Archiv  XIIL  49  f.  155  f.  —     v.  Feuerback 
l  477  f.     Martin  §.  217  f.     Henke  III.    {.  190  f. 
Neuere   Landeageeetze  enthalten  vollständigere  B^ 
Stimmungen:  Preuee.  L.  R.  Th.  IL   Tit.  20.  §.  366  f, 
Baier.  St,  G.  B.  Art.  351  f.    Hannöv,  Entw.  Cap.  15. 

b)  Hiermit  stimmen  in  der  That  auch  der  Gerichtsge« 
brauch  und  die  daraus  henrorgegangenen  Landes- 
gesetze  überein.  Leyeer  Sp,  570,  m.  29.  Klein 
§.  529.  V.  Grolman  §.  360.  Satchow  Lehrb.  §, 
528.  Wächter  §.  218.  n.  83.  A.  M.  sind  v.  Feu. 
erbach  §.  477.  Ma rt i n  Rechte gutacMen  dee  Spruche 
coli.  SU  Heidelberg.  I.  S.  24.  33. 

c)  Heffter  a.  a.  O.  §.  10.  u.  13. 

d)  Z.  B.  Fälschung  in  Amtshandlungen ,  Widersetzlich« 
keit  und  Injurien  gegen  Amtsvorgesetzte,  pflicht- 
widrige Begünstigung  gemeiner  Verbrechen ,  Miss- 
brauch des  Amtes  zur  Begehung  oder'  Yerhehlang 
gemeiner  Verbrechen.  Preuse.  L.  JR«  II.  20,  338. 
Jiaier.  Str,  G,  B.  Art.  352, 

§.    571.    (346.) 

II)    Eintheilungen  der  Amtsverbrechen^ 

Die  Amtsyerbreehen  sind  I)  entweder  be- 
nannte  oder  unbenannte  «j.      II)  Sie  l>esteheii 
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entweder  in  Begehungs-  oder  Unterlassung»^ 
hatidlungen^  welche  allgemeine  Verschieden^* 
heit.)  wegen  der  mit  Staatsämtem  häufig  ver- 
Itnfipften  Pflicht  zu  positiver  Thätigkeit,  bei 
Dienstverbrechen  vofi  besonderer  Wichtigkeit 
ist.  III)  Die  meisten  Amtsv^brechcn  erfor- 
dern Vorsatz^  doch  können  maoche  auch  durch 
Fahrlässigkeit  begangen  werden.  IV)  Sie  sind 
entweder  gemeine  Verbrechen  der  Beamten  aU 
ler  Art^  oder  besondere  Verbrechen  einer  ge^ 
wissen  Art  von  Staatsdieiiern  ^). 

a)  §.  370.  I.  Z.  B.  Verletzung  der  Amtsverschwiegenheit^ 
ib  isofern  solche  nicht  als  blosse  Art  der  Begehung 
eines  anderen,  schwereren  Verbrechens,  oder  als 
blosses  Dienstvergehen  <§.  370.  II.)  za  betrachten 
ist  Henke  IIL  ,S.  611.  Preuss.  L.  ^.  a.  a.  O.  §. 
35.7.  462.  Oeaterr.  G.  B.  §.  86.  Baier.  Str.  G.  B. 
Art.  441.  Hannöv.  Entw.  Art.  378.  —  Leyaer  Sp. 
517.  und  nach  ihm  Koch  §•  631.  führen  manche 
Handlungen  als  ungenannte  Amtsverbrecben  auf, 
Virelche  weder  nach  den  Gesetzen,  noch  nach  der 
Analogie  dafür  zu  halten  sind. 

h)  Z.B.Justiz-,  Militär-,  Kirchen  -  und  Rechnungtn 
beamten. 

§.   57ä.    (347.) 
III)     Tlieilnahme  an  Amtsverbrechen. 

Die  allgemeinen  Verschiedenheiten  der 
Tfaeilnahme  an  einem  Verbrechen  (§.  73  f.), 
so  -  wie  die  Regeln  von   deren  Bestrafting  (§« 
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86  f.)  finden  bei  AmtSTerbrechen  folgende 
besondere  Anwendung.  I)  Wenn  ein  Sbuits* 
beamter  den  ihm  untergeordneten  Beamten  oder 
Dienern  eine  Handlung  befolden  hat  9  welcke 
nicht  zugleich  ein  gemeines  Verbrechen  ^  oder 
eine  den  letzteren  besonders  verbotene  Dienrt- 
verletzung  enthält^  so  ist  der^  die  Handlang 
ToUziehende  Unterbediente  straflos  (§•  49.  HI.). 
II)  Aoitsvorgesetzte  ^  welche  Dienstverbrechen 
ihrer  Untergebenen  wissentlich  geschehen  las- 
sen ,  oder  die  ihnen  bekannt  werdenden  Dieast- 
verbrechen  derselben  nicht  pflichtmässig  rügen, 
sind,  in  jen^m  Falle,  als  Gehälfeny  in  diesem 
als  Begünstiger  zu  betrachten,  jedoch  stets  mit 
erhöhcter  Straf barlseit.  III)  Die  Müivirkung 
einer  Privatperson  bei  einem  Amtsverbrechen 
enthält  nur  eine  allgemeine^  einfache  Theil- 
nahme  (§.  74.  II.). 

§.   373.    (348.) 

IV)    Statthaftigkeit  einer  Untersuchung  der  Amtsverkrechen, 

I)  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  sind  die 
Strafgerichte  berechtiget,  ohne  Weiteres  gegen 
jeden  Staatsdiencr  wegen  Dienstverbrechen 
von  Amiswegen  einzuschreiten  <»).  II)  Weil 
jedoch  der  Staatsdienst  hierunter  leidea  könnte, 
so  bedarf  es,  nach  neueren  Landesg^esetzen, 
zur    Eröffnung    eines    Strafverfahrens    wider 
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4Stiiatsdiener  in  der  Regel  erst  einer  Veran' 
imssung  oder  Ermächtigung  von  Seiten  der  zu« 
ständigen  Yerwaltangsbehörde  ^).  Sowohl  dl« 
Behörde,  von  welcher  solche  ausgehen  muss, 
ols  die  Grenzen  der  Noth wendigkeit  und  die 
F<Mrni  dieser  Veranlassung  sind  nach  der  Lau- 
desTcrfassung  zu  faeurtheilen  ^). 

a)  He  ff  t  er  Beiträge  ziun.  D.  StaaiS'  u.  FürstenrechU 
t  S.  164  f. 

b)  Nur  darf  eine*  solche  Concurrenz  der  Verwaltiings* 
behörden,  so  wie  aach  die  s.  g.  Garantie  oder  Verirt* 
tung  der  Staatediener  in  Hinsicht  rechtmässiger  Aints- 
handlungen,  nicht  in  einen  rechtswidrigen  Schutz 
strafbarer  Beamten  gegen  die  Anwendung  der  Straf- 
gesetze ausarten»  Pfeiffer  Prakt.  Ausfuhrungen 
ans  allen  Theilen  der  Rechtswiss.  B.  III.  S.  430. 
Heffter  im  JV.  Archiv.  XIII.  157  f. 

c)  Z.  B.  Preuss.  Gesetzsammlung  v,  J,  1617.  S.  287. 
Baier.  Edict  über  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener, 
Art.  16.  (Beil.  der  Verfass.  Urk.  n.  IX.).  Heffter 
a.  a.  O.  S.  157.  n.  90. 

§.   574,    (349.) 

V)    Strafe  der  Amtsverbrechen.    • 

I)  Die  gfosse  Wichtigkeit  des  Staatsdien- 
stes, die  gefährlichen  Folgen  der  Dienstver- 
letzungen für  das  Wohl  des  Ganzen  und  der 
Einzelnen,  und  die  darin  liegende  Verletzung 
des  besonderen  Veilraüens ,  sammt  dem  Ei- 
tlesbruGhe,  stallen  die  Amtsverbreehen  auf  eme 
hohe   Stufe    der  Slrafbarkeü  ").       U)  Bjoi  Be- 


s. 
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•trafung  derjenigen  gememen  Verbrechen  eines 
Beamten  y  welche  zugleich  eine  Dienstverle- 
Uung  enthalten ,  ist  die  Analogie  der  gemeiaea 
Verbrechen  ^)j  jedoch  mit  beträchtlicher  E^ 
höhung  der  Strafe;  und^  bei  Bestrafung  tm- 
getionnier  Amtsverbrechen  ^  die  Analogie  der 
genannten  zu  berücksichtigen.  III)  Die  Stra- 
fen der  Amtsverbrechen  sind  A)  theils  besondere^ 
als:  Suspension  mit  theilweiser  oder  ganzli- 
cher Entziehung  der  Amtseinkfinfte^  Versetzung 
auf  eine  geringere  Stelle  (Tranalocation), 
Dienstentlassung  9  Dienstentsetznng  j  mit  oder 
ohne  Unfähigkeit  zu  anderen  Aemtern,  Entzie- 
'  hund  der  Praxis  ^).  Verschieden  hiervon  sind 
die  #•  5f.  Düciplinarstrafenj  als  blosse  Zwangs- 
oder Correctionsmittel^  insbesondere:  Ermah- 
nungen ,  Warnungen  ^  Bedrohung  mit  gericht- 
licher Untersuchung ,  schriftlicher  oder  mündli- 
cher Verweis,  geringe  Geldbussen  (s.  g.  Ord- 
nungsstrafen), kurze  Suspension  ^).  B)  Theils 
gemeine  Strafen^  welche  sowohl  bei  eigentli- 
chen Amtsverbrechen,  als  bei  gemeinen  Ver- 
brechen im  Dienste,  neben  den  besonderen 
Strafen  statt  finden  ^). 

a)  Von  der  Becke  von  StaeUtämtem  und  Stttatsdii' 
nern.  Heilbr.  1797.  S.  34  f.  53  f.  v.Feuerhaei 
über  Bestechung  der  Staatsbeamten.  In  dessen  I%^• 
ftit>.  Landsh.  1812.  S.  195.  Anmerh.  zu  dem  Straf" 
geeetzb.  für  Baiem.  B.  III.  S.  135.  Henhe  TXL 
8.  480. 


1 
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k)  Z.  B.  die  Analogie  der  FäUchongy  der  Untet^K 
schlagUDg. 

c)  Die  Entziehung  des  Amtes  oder  der  Praxis  ist  nicfal 
Mos  selbstständige  Strafe ,  sondern  auch  die  Wirkung 
einer  jeden  entehrenden  Strafe.  Dass  aber  die 
Dienstentsetzang  schon  an  sich  den  Verlust  der  ge- 
gemeinen bürgerlichen  Ehre  aur  Folge  habe,  ISsai 
sich  nicht  behaupten. 

d)  Nach  oftmaliger  fruchtloser  Anwendung  blosser 
Disciplinarstrafen  9  finden  jedoch  auch  die  eigent- 
lichen besonderen  Strafen  statt.  7».  ^.  Baier.  Str. 
G.  B.  Art.  438.  439.    Hannöv.  Entw.  Art.  382. 

e)  V.  Grolman  §.  360.  Wächter  §.  118.  n.  85. 
Heffter  a.  a.  O.  S.  63  f.  Pretits.  t.  R.  a.  a.  O.  §. 
338.  Baier.  Str.  G.  B.  Art.  352.  —  Von  peneionir^ 
ten  Staatsdienern. 


Zweites  CapiteL 

f^on   einzelnen  Arten  der  Amtsverhrechen.' 

§.   57ä.  (350.) 

Einleitung. 

Von  der  nachfolgenden  Darstellung  ein- 
zelner Verbrechen  der  Staatsdiener  sind*  auS' 
geschlossen:  I)  die  ungenannten  Amtsverbre- 
chen.  II)  Die  gemeinen  Verbrechen  im  Dien- 
ste (§.  370.  III.).  III)  Die  besonderen  Ver- 
brechen der  Militärpersonen  ^)  und  der  Kir- 
chendiener. IV)  Diejenigen  Amtsyerbrechen, 
welche  der  Kfirze  und  Klarheit  wegen  ^ 
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oben  bei  anderen  Verbrechen  ^  mit  welchen 
sie  in  genauer  Beziehung  stehen ,  abgehandelt 
wurden  9  nemlich  A)  die  von  einem  Beamten, 
als  solchem,  geschehene  pflichtwidrige  Verlei- 
hung eines  Staalsamtes  ^).  B)  Die  Tom  Ge- 
fangenwärter geschehene  Befreiung  eines  Ge- 
fangenen ^). 

a)  Die  Militürverörechen  werden  hier«  wie  in  den 
meislen  Lebr-  tnd  Handbüchern  am  deswillen  über- 
gangen ^  weil)  wegen  der  wef entlich  veranderteo 
GedtaJt  des  heutigen  Kriegswesens,  sowohl  die  Be- 

.  Stimmungen  des  Röm^  Rechtes  ( Tit.  Dig.  (49.  16.) 
und  Cod.  (12.  36.)  de  re  militari)  als  der  Reichsge- 
setze  {ReuterbestaUung  v.  J.  1670.)  veraltet  sind,  und 
jedes  Deutsche  Militär  seine  besonderen  Strafgesetze 
hat.  v.  Grolman  ^,  359.  Martin  §.  232.  - 
Yergl.  V.  ¥euerbach  jj.  486  ff.  Doch  gehören 
hierher  die  Verbrechen  der  mHitäriscken  Verwal" 
tungabeamten. 

b)  Manche  zählen  auch  die  Amtterschleiehung  zu  den 
Dienstverbrechen  (Martin  §.  218.  Wächter  §. 
225.).      Diess    ist    aber    ein   gemeines    Verbrechen 

•      (§.  353  f.). 

c)  Auch  von  der  Prävarication  ist  oben  gehandelt  worden 
(§.  312.  313.).  Doch  gebürt  wohl  diesem  Verbrechen 
tielmehr  hier  eine  Stelle.    Hannöv,  Entw.  Art.  389. 


§.    576.    (351.) 

*        t 

I)    Miisbrauch  der  Amtsgewalt:    A)  überhaupt 

Das  Verbrechen  des  Missbrauches  der, 
Amtsgewalt  überhaupt  (crimeQ  repetunda-; 
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m  s.  lato)  besteht  in  jeder  vorsätzlichen  Anxven^ 
mg  der  einem  Staatsdiener  anvertrauten  jämtS" 
walt  zur  Bedmckuug  oder  Misshandlung  der 
^son  eines  Unterthans  ^).  Die  Strafe  ist  mit 
icksicht  auf  den  Beweggrund,  auf  den  Grad 
s  MissbraucLes  und  auf  den  bezweckten  oder 
rursachteu  Schaden  zuzumessen ,  und  hier- 
ich  zu  bestimmen,  ob  und  welche  gemeihe 
rafe,  neben  der  verwirkten  besonderen  (§. 
^4.) ,  statt  fiüde  ^). 

e)  Auf  diesen  Umfang  des  Begriffes  führen  theils  die 
Analogie  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmangen, 
insbesondere  auch  über  vis  publica^  theils  manche 
gesetzliche  Bezeichnungen.  Z.  B.  crimen  male  gestae 
administrationis  (L.  2.  C  TA.  de  L,  lul,  repet), 
Nach  SigoniuB  de  iudicUs.  L.  II.  C.  27.  waren 
unter  den  Legibus  repetundarum  nicht  nur  diejeni- 
gen begriffen 9  'qui  avare\  sed  etiam  qui  lilndinose^ 
-»süperbe  y  crudelitet  se  in  proviocia  gesseriat««  v, 
Feuerbach  Themis.  S.  197. 

0  L.  7.  §.  3.  D.  de  L.  lul.  repet.  L.  7.  D.  ad  L.  Inl. 
de  vi  publ,    L.  4.  pr,  D.  ad  L,  ComeL  de  ttcar. 

§.   577.   (352.) 

B)    Insbesondere  Missbrauch  der  Stnxfgeuali, 

Der  Missbrauch    derjenigen    Amstgewalt^ 
dche  sich  auf  Untersuchung  und  Bestrafung 
r  Verbrechen  bezieht,     zeichnet  sich   durch 
osse  Gefährlichkeit  aus.      Es  gehören  dahin- 
e  pflichtwidrige  Handlmigen^    wodurch   ei-^ 


; ' 
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nem  Untertkan  ein  nicht  rechtlich  .begründeter 
Nachtheil  zugefügt  wird,  als:  Verhängung 
einer  nicht  begründeten  Untt^rsuchung ,  un- 
statthafte Einkerkerung  9  Verlängerung  der^ 
Untersuchung  und  Halt  ^) ,  Misshandlungea 
der  Angeschuldigten  u.  s.  w.  ^). 

a)  Auch  die  fahrlässige  Verlängerung  der  Untersuchung 
und  Haft  ist  als  ein  Amtsverbrechen  anzusehen.  L.5. 
^  C.  de  custodia  reor,  (9.  4.).  L.  23.  C.  de  poenis.  L. 
3.  C.  11/  intra  cert.  temp,  Landesgesetze  bedrohen 
es  mit  ernsten  Strafen,  Z.  B.  die  K.  Hannöv,  Ver» 
ordn,  V.  21.  Oct.  1820. 

6)    L.  7.  D.  ad  L.  lul.  de  vi  pubL    F.  G.  O.Art.  20.^1. 
61.  ^    Hannöv.  Entw.  Art.  357  —  361. 

'  §.   378.    (354.) 

II)    Erpressung  a). 

Amtliche  Erpressung  (concussio  pa 
blica  ^)  ist  die  rechtswidrige  AhnötJiigung  eines 
f^ortJieils  ^)  von  einem  Amtsuntergebenen  durch 
Missbrauch  der  Amtsgewalt.  Die  Abnöthigung 
geschieht  I)  entweder  durch  falsche  Vorspiege- 
lung eines  dem  Beamten  auf  den  Vortheil  ge- 
bürenden  Rechtes  ^)  j  II)  oder  durch  rechts- 
widrigen Gebrauch  der  wirklichen  Amtsgewalt, 
sey  es  durch  physischen  Zwang,  oder  durch 
Drohungen.  Als  Erpressung  ist  es  auch  an- 
zusehen, wenn  sich  ein  Beamter,  im  Ver- 
trauen  auf  die   vorhandene  Furcht  vor  seinier 
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Amtsgewalt  9  einen  Vortheil  eigenmäi^tig  xu- 
eignet  ^).  Die  ordentliche  Strafe  bestdit,  au- 
sser dem  Verluste  des  Amtes,  in  dem  Ensatze 
des  vierfachen  Betrages  des  erpressten '  Gegeo- 
standes/). 


a)  Tit.  Dig.  \de  concuss.  (47.  3.).    L,  7.  5«  i«    ^*  8.  D. 
.  L,  Ih  12.  C.  ifUod  metus  c.    L,  8.  P.  de  calumn. 

b)  Von  der  Erpressung,  als  Privatveibrechen,  s.  §.266  f. 

c)  Jilchi  gerade  eines  Yermogensvortheils.  L.  un.  C,  #• 
quaeunque  praedituB  potestate  (V.  7.). 

d)  Diesem  ist  es  gleichzustellen,  wenn  der  Beamte 
den  trorhandenen  Irrthum  des  Untergebenen  betr&g- 
lieh  benutzt.  — >  X.  un.  C. ,  de  mperexact,  Zj.  %  3. 
C.  de  lucris  advoc.  Nov.  82.  C.  7.  pr.  Nov.  124.  C.  3. 

e)  L.  &  §.  3.  5.   P«   de  off.  praes.    L,  3.   C.   de  adeesM, 

Tit,  C.  de  iucr.  adtocat.    L.  1.  4.  6.  C.  de  concuss.  — 
f;.  Feuerbaeh  §.  479.  a, 

f)  L.  1.  4.  5.  C.  de  L.  luL  repet.  Besondere  Bestim- 
mungen enthalten  die  in  der  n.  c.  aiigefiihrte  L»  vtt. 
'C  «t  quac,  nncl  die  L,  un,  C  de  iuperact,  —  Hen-' 
k  e  III.  S.  493  f. 


^ 


§.  379.   (363.) 
III)    Beugung  des  Rechtes. 

Der  Beugung  de$  Rechtes  macht  sich 
ein  Richter  schuldig ^  welcher^  aus  irgend  einem 
Beweggründe  y  bei  Leitung  oder  Entscheidung 
eines  Rechtsstreites^  wissentlich  und  vorsätzlich  ^)j 
Ungerechtigkeiten  begeht.  I)  Die  Beugung  des 
Reiebtes  in  bürgerUchmyMechtssachen  fg^^MAi^ 

34 
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indem  der  Richter^  zum  Vortheil  der  einen 
«nd  tarn  Naehtheil  der  andern  Partei  9  reekts- 
widrig  Yerfahrt  oder  erkennt  ^).  Deren  Strafe 
ist  waUairUeh.  II)  Die  Beugung  des  Rechtes 
in  Strafsacheti  9  es  mag  solche  auf  Begünsti- 
gung ^)  oder  auf  Benachtheiligung  eines  An- 
geschuldiglen  abzwecken^  steht ,  vorzüglich  in 
letzterem  Falle ,  auf  einer  viel  höheren  Stufe 
der  Strafbarkeit.  Die  Gesetze  sprecben  die- 
ses aus  ^),  ohne  jedoch  die  Strafe  überhaupt 
genauer  zu  bestimmen.  Bei  deren  Zume^nmg 
ist  daher  besonder«  auf  die  Triebfeder^  auf 
die  Grösse  und  Ersetzlichkeit  des  beabsichtig- 
ten und  verursachten  Schadens  '),  so  wie  dar- 
auf zu  achten ,  ob  die  Handlung  zugleich  ein 
anderes  bostiramfes  Verbrechen  entliält. 

a)  L«  15.  §.  1.  D.  de  iud.  'dolo  iDalo;€  Die  durch  £/«- 
gttchicklichkeU .  Mod.  Fahrlässigkeit  geschehene  Ver- 
letzung der  Richterpflichten,,  sowohl  in  Civilsachen 
(L.  6.  D,  de  ertraord.  cogmt.  [30.  13.]  pr,  L  de  ob- 
lig,  quasi  ex  dei,  B,  A,  v,  1654.  §.  9,),  aU  in  Straf- 
sachen (P.  G.  O.  Alt.  1.  20.  21.  61.  219.  a.  £•),  ist 
zwar  auch  strafbar ,  gehört  jedoch  nicht  zur  Beu- 
gung des  Rechtes.  —  Auch  der  Fall  der  Besteckmg 
ist  hier  ausgeschlossen. 

6)  L.  15.  §.  1.  D.  de  iud.  L.  1.  §.  %.ad  L.  Com.  ie 
faU.  L.  13.  {•  S-  C.  de  iud^  Cap.  J.  de.ßenL  et  re 
lud.  in  VI.  C.  G.  0.  V.  1555.  Th.  III.  Tit.  63.  §.  6. 
10.  J.  n,  A,  S*  109.  157.  —  IfannSv.  Entwurf. 
Art  366. 

c)    L.  8.  §.  2.  C.  ad  L.  tnl.  de  vi  (9. 12.).    P.  €.  0.  AtU 
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166«  a.  £4  —     Pütimann  de  crinune  connkenHait 
in  8.  ^i^iMC.  ]>.  III.  p.  63  sq. 

d)  L.  7«ii|lt,  ad  JL«  luL  de  vi  pubL  L.  7.  §•  Z.  D.  de  t* 
luL  fipeU  L.  4.  jir.  D.  äd  L.  Com^  de  eicär.  JP.  ^4 
O«  Art«  1.  6.  SO«  21«  61.  150«  M*  P.  O«  tt.  1677.  TiL 
I.  §.  6.  Tit  17.  {•  8.  a.  £.  Tit.  18.  {.  6«  a 

€)  V.  Feuerbach  i.iSS.  TtUmann  II.  {.240.  Mar» 
tin  §.  226.  —  Baien  Str.  G.  B.  Art  359  f.  46Ö-» 
455.    Hannbv.  Entw.  Art.  368—364. 


§.  580.   (355.) 
IV)    Bestechung  a)* 

Der  Bestechung  (corruptio^  crim«  M« 
petttndarum  s*  str«,  criin.  banittariae)  rnndU 
sieh  ein  Staatsdiener  schuldig  ^  indem  er  das 
Versprechen  y  oder  die  wirkliche  Leistung  eines 
ihmj  in  Rücksicht  auf  eine  noch  bevorstehen-' 
de  ^)  Amtshandlung^  angebotenen^  ihm  nicht  ge-' 
hurenden  Vortheils  ^)  annimmt.  In  Hinsicht 
des  Thatbestandes  ist  es  einerlei  j  ob  dem  Be- 
amten der  Vortbeil  in  der  Absiebt  ^  um  ibn 
zu  einer  pßichtmässigen  ^) ,  oder  zu  einer  pflichte 
widrigen  Handbing  zu  bestimmen ,  angeboten^ 
und  ob  solcher  von  demselben  unmittelbar 
oder  mittelbar')  angenommen  wurde.  Mit 
der  Annahme  des  Vortheils  oder  audi  nur 
des  Versprechens  ist  das  Verbrechen  vollendet* 
Den  bestochenen  Staatsdiener  triflft  im  Allge-* 
meinen  9  ausser  dem  Verluste  des  Amteä^  eine 
wUlkürlwhe    Strafe  5     welche    vorzüglich    mit 
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auf  den  Zweck  der  Bestechmig^ ,  und 
auf  die  etwa  eintretende  Cofrrenx  eines  an- 
deren Verbrechens  9  zu  bestinunen  ist  /)•  Be- 
mmdtrt  SirrnfbeMÜmmumgen  geben  die  Gesetze 
in  Hinsicht  bestochener  GerichUpersonen^  mit 
Unterscheidung  zwischen  CirU-  und  Criminal- 
sachen  ^).  Bei  enteren  besteht  die  Strafe  der 
Bestechung  9  ausser  dem  Verluste  des  Amtes, 
in  dem  Ersätze  des  do^ieiten  Werthes  des 
versprochenen  9  und  des  dreifachen  Werthes 
des  wirklich  geleisteten  Vortheils.  Die  Be- 
stechung in  CrimitutlsmeheH  bedroht  das  Römi- 
sche Recht  mit  Exil  und  VemögenseinziehuDg. 

«)  T4t.  Dig.  ei  Cod.  äe  L.  lud.  repehmi.  (4S.  11-1 
27.).  .\oi.  8.  17.  C  I.  A'or.  62.  C.  7.  S.  3'or.  13t 
C.  1.  2.  ü.  C.  G.  Vitiiai.  Absck.  r.  1713.  f.  4S.  - 
C  A.  C.  Kienze  fragmentm  legis  Serriiiae  repetmi- 
dämm.  Berol.  JS2S«  £.  F.  Pfotenkamer  Pr.  äe 
crtm.  repeiuHd.  Yiteb.  1801.  D.  Feuerbaek  Tke- 
mit,  S.  165  f.  —  Von  der  Bestechung,  als  gemein 
nem  Verbrechea ,  s.  {.  356. 

4)  Leffser  Sp.  619.  m.  4.  r.  Feuerkack  §.  479.  c. 
Mmrtin  {.  225.  L  Wächter  U.  S.  478.  A.  M. 
aiad  Mattkmems  de  crim.  L.  48.  T.  a  C  L  N.  8. 
r.  Grolman  §.  361. 

c)  Die  Gesetae  redea  anr  vmi  VenrnkgemmoartkeüaL 
V.  Feuerback  §.  479.  r. 

d)  Ir.  2.  §.  2.  D.  de  cmsdicLok  turp.  com.  X*.  4.  ufti, 
»Tel  9110  magis  aut  mimm*  quid  ex  officio  sog  fice- 
tret.«  L.7.  pr.  eod.  Jt.C.G.  VieiL  AUcK  §.46.  Lef- 
*er  Sp.  67L  ■.  29.  8p.  615.  bl21    Martin  S.2S. 


I 
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€)  R,  CG.  Visit,  4f>^ch*  $.46.  t  weder  durch  s^cli  seU^st 
»noch  die  Seinigen. t  —  Das  Baier.  Str^  Q».^'  ^^- 
443.  §.  1.  verpflichtet  die  Staatsdiener  bei  Strafe  zur 
Anzeige  jedes.  Versuches ,  sie  zu  bestechen. 

f)  L.  7.  §.  3.  D.  ad  L.  luL  repet.  Martin  *§.  2l33. 
Henke  III.  S.  503. 

g)  L.  38.  §.  10.  D.  de  poen.  L.  2.  C.  de  poena  iudici$. 
Nov.  124.  C.  2.    R.  C.  G.  Visit.  Äbsch.  §.  46. 


•  §.  381.  (356.) 

Y)    unerlaubte  Annähme  v&n  GeecheMien. 

Nach  Römischem  Reckte  ist  in  der  Re'g^l 
jedcy  von  einem  Slaatsdieiier  geschehene  Jm* 
nähme  von  Geschenken  j  wenn  diese  auch  keiiie 
Einwirkung  auf  dessen  Amt^thätigkeit  bezweK* 
ken,  als  strafbar  anzusehen^)«  Während 
diese  Bestimmung  in  ihrer  Allgemeinheit  nicht 
mehr  im  Gebrauche  ist  ^) ,  findet  sie  sich 
doch  I)  in  Hinsicht  der  Richter  ausdrücklich 
bestätigt  ^) ,  und  muss  auch  II)  ausserdem 
für  anwendbar  gehalten  werden,  wenn  der 
Beamte  die  Erwartung  eines  Geschenkes  für 
eine  bereits  vollzogene  Amtshandlung  zu  er- 
kennen gegeben  hat  <').  In  diesen  Fällen 
findet  willkürliche  Strafe  statt« 

a)  L,  1.  pr.  §.  1.  L,  7.  S«  1.  D.  ad  L.  lul.  rep.  L«  tut. 
§.  1  —  4.  C.  de  contruct.  iud.  (I.  53.).  v.  Quistorp 
§.  425.    Martini.  222.  n.  7. 

b)  V.  Feuerback*§.  479.  c.    Martin  §.  222.  a.  £. 
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c)  C.  G«  VUii.  AhMck  |.  4i,  »et  mj  vor  od«r  nach  ge- 
»fprochenen  Urtheil.c  Die  Handlasi^  ist  hier  der 
Beftecfaang  gleichgestellt 

d)  Dieses  erfordert  die  AMlogie  der  Erprettwig  «sd 
der  Bestechang,  —    Hannöv.  Suli».  Art. 


§.   382.   (357.) 
VI)    Fmuilrfiiaiiig;    A)  Begriff  a). 

Das  Verbrechen  der  Ferumtreuumg  t» 
f» eiteren  Sinne  (crimen  residui  s«  de  lesi- 
dnis  ^)  besteht  in  detj  van  einem  Bemmten  f^ 
Bckehenen^  mbsichtUehen^  pflieUwidrijfen  F^arenlr 
htdbmg  des  äkm,  vermöge  seines  Amties^  mnver^ 
tmuten  befvegliehen^  öffentlichen  Gutes  ^y 

a)  L,  2.  f.  i,  3-5.    h.  9.  §,  €.    L.  1%.  fr.    L.  14.  D. 

ad  L,  lui,  pecuL  ei  de  sctcriteg,  et  de  reeiduie  (48.  I3J. 
Leyeer  Sp.  621.  Kieinechrod  iiher  die  UnUr- 
scklfptng  anvertrauten  StaatevermSgetu ;  im  Archiv 
d.  cTr.  B.  lU,  St.  4.  S.  103  f.  Roeehiri  Eimget 
zur  Lehre  vom  crimen  de  residuie.  In  N.  Archiv  X. 
453  f.  C.  A,  C.  Hertel  über  Castendefecte  u.  s.  w. 
Im  N.  Arch.  XH.  108  f.  225  f.    Henke  HL  S.  5S7  f. 

b)  Die  AusdräclKe:  'Ca^^eitv^un/rfMicii^y  MalvereatioHy 
i  Unterschlagung  öffentlicher  Gelder*  besieben  sich 
aur  auf  einzelne  Arten  des  Verbrechens. 

c)  (Jptersf  heidang  des  crim,  reeidni  vom  crimen  peculü' 
tue.    Rosehirt  a.  (|,  O,  §.  6,    Henhe  III,  S.  538  f. 
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§.   3»5.    (358.) 

B)    Allgemeiner  Thatbe9tand  der  VeruHlreuung. 

I)  Der  Gegenstand  der  Veruntreuung 
besteht  in  beMreglichem  öffentlichen  Giite  im 
weiteren  Sinne  (pedunim  ptiilwa)  y  welehes  «ei^ 
neni  Beamten  ^  vermöge  seines  Amtes ,  saatwer^ 
traut  worden*).  Es  gehört  dazu  nicht  nur 
Staatsgut 9  sondern  auch  Kirchen*  und  Gemein- 
degut  ^).  II)  Die  Handlung  liestcht  im  AUgit- 
meinen  in  pflichtwidriger  Vorenthaltung  (Z«- 
röchhaltung)'  des  anvertrauten  Gutes  .^).  'III) 
In  Hinsicht  des  SvtgeeU  ist  erforderlich^  .A) 
dass  die  Handlung  von  demjenigen  9  welchem 
dl»  Eurüchgehaltene  Gut  vermöge  seme$  AmlSu 
anverümul  m«t  ^)\  -und  zwar.  B)  tfor§iiU4itk 
geschah  9  d.  h.  mit  dem  Bcwusstseyn  der 
Pflicbtwidrigkeit  der  Zurückhaltung  *y        :^  1 

a)  Gehören  dahin  auch  gerichtlich  hinterlegte  Gelder T 
Bejaki  y}a^'V.  Grolmmn  $.'3634  Verneint  von' v. 
Feuer%mv^k  f.  491  a.  o.  Martin  §•  Üki  Henke 
11^  S.  639. 

b)  L.  1.  L.  4.  j.  1- I>.  Ä.  t. 

c)  >Api]4  q^ttem  pecnnja,  publica  reejsditt  t qui  pecuniani 
iretinuerit  ^€  9  in  usu$  non  erogaveritt  L.  2.  §.3. 
4.  I^.  9.  S/6.  L.  10.  D.  h.  t.  Roaihiri  lihrb.  d. 
peinl.  R.  '§:  ,230.       '  / 


•    • 


d)  L,  9.  §.  2  —  4.  h.  t,  Dais  ea  gerade  ein  Caasenbe« 
amter  sey,  ist  nicht  erforderlich. 

e)  Anf  den  Beu^eggrund  kommt  es  in  Hiniicht  c(«s  fll- 
geraeinen  Thatbeatandeä  nicht  an.  Martin  }.  230. 
n.  13.  14. 
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|.  384.   (359.) 

■.     •  ■■ .  ...-.■. 

C)    Arten  der  VeruntrgHung, 

Die  ZnrAdkhnlfnng  des:  anvertnuten  Gu- 
tes besteht  I)  entweder  blo«  in  -det  utUerUi' 
jenen  Ablief erting  oder  Verwendimg  dessettmi 
%VL  den  Zwecken  9  wora  es  der  Beamte  verwen- 
den, sollte  ^) ;  II)  oder  in  der-  Zueignung  de« 
Ci;iites  (UntersehHagung  ^)  j  'weK^e  jedo^Ii  nielit 
uAti  durch  wirkliehe  Verwendni^  zä  »Privat» 
trecken ,  sondern  an^  durch  andiiresdilüssige 
Handlungen  ^)  geschehen'  kann;  ^^IVack  '  dea 
^verschiedenen  Arten  der  Vemwfrenilng  ist  auck 
die  Vollendung  dieses  Teihrechens  ku  bear^ 
tlieilen\,  wlobei  es  ^  abcnr  zugl(»h!h '  «ujF  ^  die  Fäi- 
adhnifg'^  'mittelst  welcher  dass^lb^  häufig  Ver* 
fibt  wird  9  ankotnmen- kann»  '         ':-:*..• 

. .  a)    Gehör!  dahin  auch  jdie  Verwendupia/  4«#  Gut€^  tu, 
.  aniertn  öfferäldclun  Zwecken  9.  alf  .>«Wba-.  «»  bfesUmmt 
war!      V,    Grolman  §.363,  a.  E^,i,/CJjein^chrod 
a.  a.  O.  S.  110.    Mariin  &  230.  a.  £. 

h)  Die;  lüeisten  Aelteren  und  Neuei^n  Wsciiranlten  das 
crimen  ,  residpi  auf  Ünterschlajgung*  des  anvertrauten 
Gutes.  Dagegen  Ro'eshirt  a.  a.  Ö.  '§.  '250.  'Mar- 
tin §.  230.  V.  Feuerback JiiA^.  seit  der  9ten 
'Ausg.    Henkeln.  8.641.     ■  - 


i  t 


't)    *.  B.jL^.  fO.-  pr,  D.  hi  t  .  ••     \       '•    .• 
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'•••■•  "  \ 

§.   58S.    (360.) 

■•'...        • .       .  ■  .  -  ;  .  •  » 

P"^^  Straft^  dir  Vnruntreuung,  ^ 

I)  Das  Röinische  Recht  bedroii^t  das  cri- 
ineu  residui,  als  blosse  Zurücknattang  des  an- 
vertrauten Gutes*    im  ^Uqemcinen  ausser  deni 
Verlust^  des  Amtes  f^)  mit  4er  Strafe  des  drit- 
ten  Theils   des  .a^rückgekaltenen  Betrages  ^)^ 
gibt    aber    für   einaseloe  JßjiMt   besondere  Be- 
stimmungen c).     Nach  dem  CjeirichtsgeJ^vfiuche 
iiadet  willkürliche  Strafe,   statt,  ^)9     bei    deren 
Zumessung  «besonder^  auf  Zweck  und  Art  der 
Veruntreuung 9     so  wie    auf    die    Glrösse    des 
Schadens    zu  sehen  ist..    II)  Die    Ünterschla" 
gung^f  als  gemeines  Yerl^r^chen^  soll  nach  der 
Carolina  ')  gleich  dem  Diebstahl  bestraft  wer- 
den.     Dieses  muss  bei  einem  Staatsdiener  um 
so  mehr  eintreten ,    da  derselbe  zugleich  seine 
Amtspflicht  verletzt,  und  daher  noch  auf  einer 
höheren   Stufe   der  Strafbarkeit  steht  f).       Ist 
das  Verbrechen  mit  Fälschung  verbunden,  so 
kommen  die  Grundsätze  von  Bestrafung  zusam- 
menfliessender  Verbrechen  zur  Anwendung. 

a)    arg.  §.  11.  I.  de  publ,   iud.  L,  2.  12.   C.  de  dignitaU 
(12.  1.). 

6)    L.  4.  §•  5.  D.  h.  t.   »qua  lege  (lul.  de  resid.)  damna- 

>tu8,    ampliua  tertia  parte  ^   quam  debet,   punitur^c 

^    Nach  Godofredua  ad  L.  1.  C.  Th.  de  crim.  pccul. 

und  «.  Feuertach  §.  482.   n.  c.  ist   hierunter  der 


*•• 
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vierfache  Betrag  des  sarückbebaltenen  Gates  zu  ver- 
sIeheD.  Dagegen  Sckuiting  ad  Pauli  recepi,  9ent. 
Lib.  y.  til.  37.  N.  Martin  §.  231.  Roeehirt  «. 
a.  O.  O.  8.  401  tfenle  III.  S.  643.  —  Die  Amts- 
entteUung  ist  mir  eine  Folge -der,  nacb  IL  R,  aas 
dem  pabliciim  iudicium  entspringeDden  Infamie. 

■ 

c)  L,  im.  C.  de  crtm.  ji^ni/.  (9.  28.).  Xf.  2.  C.  i/f  kit 
^Mt  rx  roll.  pii6/.  (10.  6.)*  •^*  40.  C.  de  decurionib. 
(!••  31.).    t.  1  C.  de  frumemta  mrk.  Cotut,  (11.  23.). 

d)  Meieter  i.ZM.  Kieineckrod  n.  a.  O.  S.  116. 
V.  Gr^immn  f*  864.   TsffiHAiin  U.  {•  ^87. 

e) '  P.  <F.  O.  Art  17». 

/)  Bo^Amer  ad  Art.  170.  §•  6.  v.  Quietorp  §.417. 
Klein  §.  533.  Kleineckt^d  a.  a.  O.  f .  8.  S.  119. 
—  Landesgesetse  enthatten  meist  genanere»  iim 
Tbeil  sehr  strenge  Strafbestimmungen.  —  Preutt. 
L.  R.  II.  20.  §.  421  f.  QeiterreicK  G.  B.  f.  161  f. 
Baier.  Str.  G.  B.  Art.  361  f.    UamO».  Entwurf.  Art. 

374— an. 


.  ■    * 


R  «  g  i  s  t  e  Xp 


.   I  : 


iD%€  Zahlen  zeigen  die  Paragraphen  und  zwar  nach  der 

zweiten  Auegabe  an). 

A.  AnBMMSvng  von  Hobeilf  mshr 

Abbitte  114.  S20.  ten  «». 

Abigeat  258.  Annahme  TMiGescIieMkeB  861. 

Abolition  131.  Anstifter  76. 

Abortus  procitratio  181^183.  Anwendung  der  Strafgesetaie 

Abschreckungftheorie  28.  119  f.                             "  <'i 

Absolute  Verbrechen  38.  Arbeitshaus  113. 

Abtreiben  der  Leibesfrucht  Assassiniun  105.          . 

181-^183.  Attaque  369.  n.  6. 

Aestimatoria  actio  219.  Aufkäuferei  337.                    1 

Affect  93.  128.  Auflauf  903. 

Alter  128.  Aufpassen  288.  n.  c. 

Ambitus  353  f.  Aufruhr  368  f. 

Amtsehre  265.  Aufstand  363  f. 

Amtserschleichung  353  f.  Auftrag  zu  einem  Verbrechen 

Amtsmissbrauch  876  f.  76. 

Amtsverbrechen  369  f.         "  Aushälfliche  Verbrechen  64. 

Analogie  120.              ^        :'  n.  e. 

Androhungstheorieen  27.  Ausländer ,  Verbrechen  der«- 

Anfangspunct  des  Versuches  selben  44. 

67«  Auslegung    der   Strafgeietfbe 

Animus  iniuriandi  214.  119, 

Animus  lucri  241.  Aussetzung  eines  Kindes  184  f. 


540 


Register. 


B. 

Bande  77. 

Banditenoiord  185. 

Bankerot  315. 

Banttari«  379. 

Befahl  la  einem  VIerbrecheii 

76.347. 
Befreiang  eines  Gefangenen 

365  f. 
Begnadigung  131* 
Begünstigung  79. 
BeiküiCe  7& 

Beschadigang  281.  ML     . 
BesserangstlieorÄe  36. - 
Bestechung  356.  380« 
Betrag  278  f. 
Beagnng  des  Rechtes  379. 
Beweis  121. 
Bigamie  232  f. 
Blasphemie  317.- 
Blödsinn  128. 
Blutschande  325..  326.     . 
Brandstiftung  291  L 
Bürgerliche  Verbrechen  38. 

n.  c.  . .  • . 

C. 
Calnmnie  311. 
Carolina  5. 
Cassation  114.   f 
Cassenveruntreuung  382  f. 
Commasculatio  .328. 
Compensation    bei    luiarien 
218. 


Complott  77. 
Concubinat  324. 
Concurrenz     der    Er^chwe- 

rungsgründe  153.  I. 
Concurrenz   der  Strafen  148. 
CotPurrenS  der  VerbrecbeB 

153  f. 
Concursus  ad  delictum  73.  78. 
Concussion  266  f.  378. 
Confinatio  113.'    . 
ConfiscatiQtt  115. 
Conniyenz  371« 
Corpus  delicti  122^124. 
Crimen  32.  n.  a.  . 
Criminalrechl  1* 
Culpa  59  — 62.  y   Strafbarkeit 

derselhea  ^.  99. 

Dämme ,    deren    Dnrchbre- 

chung  296« 
Damnatio  memoriae  346. 
Damnum  iniuria  datnm  281. 
Dardanariat  337  L 
Decrctum  Divi  IMIarci  358.  a. 

Denunciation ,.  fa)ache  311. 

Depr^frasio  114.  229. 

Diebstahl,  überhaupt  238/. 
einzelne  Arten  des  Dieb- 
stahls 246  f.  ' 

Dienstverbrechen  369  f. 

Directai;Üal  258. 


Regifiten. 


6a 


Dolus  56  f.,  Strafbarkeit  do- 
loser  Verbrechen  91—96. 
Duell  359  f. 

E. 

Ehebruch  228  f.      ^ 

Ehre,     Begriff    and    Arten 

203  f. 
Ehrenerklärung  114.  220. 
Ehrenstrafen  114. 
Ehrfurcht ,    Verbrechen  •  der 

verletzten  349. 
Ehrlosigkeit  114. 
Ehr  Verletzungen  207  f. 
Eid>  falscher  303  f. 
Eidesbruch  307  f. 
Einbruch  251. 
Einsperrung  19S. 
Einsteigen  350. 
I  Entführung  200  f. 
Enthauptung  110. 
Entwendung  338.  n.  c. 
Erpressung  266  f.  378. 
Erstattungstheörieen  26. 
Ertränken  110. 
Erziehung  95.  141. 
Essentialia  delicti  40. 
Exasperatio  143  f. 
Exi^timatio  206. 
Expositio  infantis  184  f« 
Exspectatio  simplex  288.  n.c. 


F. 


Fälschung  270  f. 


Fahrlässigkeit  59-6X  S(niD> 
barkeit  derselbe»!  98.  99«'* 

Fallbeil,  F«Utchweri  IMl 
n.  c.  •  '  ..  • 

Familiendiebstahl  242. 

Famosns  lib^Uus  224. 

Fleischesverbrechea  S19  f.'^ 

F4atb«»31i. 

Fornication  323. 

Fortgesetztes  Verbrech«*IM 
Freih«ltsstnifen  HS. 
Fremde  44. 

Früchte  auf  den  Halst  336. 
Furtum  236.  237« 

G. 

Gefangene,  Befreiung  ders«U 

ben  365  f. 
Gefangenhaltung  196.        •  ' 
Gefangenwärter  367,  ' 

Gefängnissstrafe  113.        d 
Gehülfen  78. 

Geisteskrankheit  98.  128.     t 
Geldstrafe  115. 
Gemeinheit  42. 
Gemüthsgebrschen  93.  128. 
Gerichtsgebraoch  4.  n.  f. 
Gesundheits Verletzung  187  t 
Gewaltthätigkeiten  283  f. 
Gewohnheitsrecht  4.  n,  f,  .> 
Gewohnheitsverbrecher  95w 
Giftmord  171.  172. 
Gottesdienst,    Stdmng  4m* 

selben  289. 


6IS 


lUgiiler. 


G«<lMlift«nuig  tl7. 
Crribcnrerletsmig  ISa. 
GrMiTerhIckttig  319. 

A 

H&üfiwg  d.  VerbrccIitB  153  f. 

—    der  Strmfoa  1S7  f. 
HMtdUbttthl  18t. 
Haoffriedtfftsbrach  SM. 
HochTernuh  Ml  f. 
Harenwirthfchaft  S31« 
Hnrerei  323. 

iMipataÜMi  IIS  f. 
loceadia»  S91  f* 
iMCf  t  3SS  L 
InfMue  114. 
iBJariea  307  is 
iBtenrertio  363  S* 
Inihum  138.  326. 
Jugend  93. 

K. 
Kindesaustetzang  184  f. 
Kindesmord  176  f. 
KirchenbiMse  114« 
Kirchendiebstahl  355.  356. 
Kirchenraab  255. 
Körperliche  Zachiignng'^113. 
KörperverlelBung  187  f« 
Kappelei  330  f. 


IiMidrffeniaierei  343. 
"liandfriedenäbnich  287. 
Landnwang  288. 
Lebenialrafeii  110.  111. 
Leibesstrafea  113« 
LenocininM  380  f« 
LohnnK>rd  165. 

JH. 

MaJeaOUsb^leiiligwig  348. 
Majettatirerbreclien  340.  n.«. 
Meineid  303  f. 
Menachenranb  197  f.. 
Meachelmord  166.  .^ 

Milderongsjfhüide  139  f. 
Milderangsrecht  138« 
Militärverbreclien  369  nr  «. 
Mord  104  f. 
Mordbrand  ^94.  n.  &• 
Münzverbrechea  300  f. 

Naturliche    Verbrechen   39. 

a.  c. 
Niederkunft,  halflose  180. 
Nothfall  129. 
NothsUnd  129. 
Nothwehr  50.  f. 
Nothzucfat  190  f. 

O. 
Obsessio  viarain  288.  n.  c. 
OeffentlicheArb^eitsalrafellS. 


Register. 
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Oeffeniliche  Injurie«  315. 
Oeffentlicher  Diebstahl  343. 

P/ 
Päderastie  328. 
P<isquiil  233  f. 
Peculat  358. 
Peieratio  305. 
Perduellio  341  f. 
Periurium  303.  307. 
Pferdediebstabl  359. 
Plagium  197  f. 
Polizeiverbrechen  35. 
Polygamie  333  f. 
Prävaricatiön  313. 
Präventionstheorie  89. 
Praxis  4.  n.  f. 
Pressvergehen  d4.  n.  c. 
Privatrache  333. 
Privatstrafen  87. 
Privatverbrechen  37. 
Propol  ium  337  f. 

Q. 

Qualificirte  Verbrechen  39. 

R. 

Rädelsführer  87. 
Rädern  111. 
Raub  260  f. 
Raubmord  165. 
Realinjurien  313. 
Reatus  55. 
Rechtsverbrechen  36. 


RegiemngstrtrbrfslMa  Xk^t 
Relativ«  Verbrechen  39.  ! 
Rencontre  359. 
Repetundamln.  crioMn  Wkt.*-' 
Residui  crimen  381  f* 
Retorsion  bei  Injarien  319^ 
Rückfall  146. 

S. 
Säcken  119. 
Schärfungsrecht  144. 
Schmähschrifl  334. 
Schuld,  reatus  53. 
Schwächung  333. 
Scopelismus  388.  n.  d. 
Selbstbefreiung  369. 
Selbsterhaltongstheori«  391 
Selbsthul£e  357  f. 
Selbstmord  169« 
Selbstrache  357« 
Sepulcri  violatio  969. 
Simonie  353. 
Socius  del.  78. 
Sodomie  338  f. 
Staatsverbrechen  349. 
Standesehre  295. 

Standesverbrechen  34. 
Stellionat  370. 
Sterilitatis  procuratio  189. 
Stockschilling  113. 
Störung  d.  Gottesdienstei369. 
Strafbarkeh  89  f. ,  absolut^ 

relative  89.  n.  k,,  objedl* 

ve,  Sttbjecti?e  81. 
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Register. 


Simfr,  Btgriff  li^  Zweck  17. 

18.,   EinthettiiBgeB  IM  f. 

Arten  110  f. 
SMlgefeli  1&!  IM  f. 
Strafrecht  14. 
Smfreelitsth^orieeB  34  f. 
Strafmildening  137  f. 
Strafschirfung  143  f. 
StrafverwandloDg  147  f. 
Strafwürdige  Handlange«  21. 
Stnpmm  332. 

Sabjecte  d«  Yerbrecken  il  f. 
Suspension  114« 

T. 

Talion  35.  234.  343. 

Thatbeiund  123  —  138. 

Theilnahme  an  c«.*ieai  Ver- 
brechen 73  f. 

Tod  des  Angeschuldigten  135. 

Todesstrafe  110.  IIL 

Todtschlag  166. 

Tödtlichkeit  der  Verletzun- 
gen 126. 

TödtoDg  166. 

Trunkenheit  Ol  130. 

Tumult  363. 

ü. 

Ueberschwenmnngsstiftung 

296. 
UnfAichtbamachung  180. 
Unmündigkeit  128. 
llnterlasslingaverbrechen  35. 


Untecschiebiuig  eines  Kindes 

227. 
Unterschlagung  263  f. 
Unwissenheit  128.  336. 
Unsuchtsyerbrechen  310  X 
Urfehdebmch  308. 
Urheber  75  f. 
Usuraria  pradtas  334  L] 

Verbrechen,  Begriff  33.,  Ein- 
tbeilangen33— 30.,  Erfor- 
dernisse 41  —  53r,  allge- 
meine Verschiedenheitei 
54—70.,  Scrafbarkeit  80  f. 
Concvrrena  153  f. 

Verführung  96. 

Vergehen  36. 

Vergiftung  171.  180. 

Vergütungstheorieen  36. 

Verhüiungstbeorieen  37  f. 

Verjährung  132  f. 

Verlassung  184. 

Verletzung,  Arten  163. 

Verleumdung  212. 

Vermögensstrafen  115. 

Verschuldung  55. 

Verschwörung  77. 

Verstandesberaubung  189. 

Verstrickung  113. 

Verstümmelnde   Strafen  112. 

Versuch,  Begriff  67.,  Arten 
und  Stufen  68.  60.,  Stnf- 
barkeit  70.  71. 
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Vertheidigungstheori«  30. 

Veruntreuung  382  f. 

Verwandlung  der  Strafe  147  f. 

Verwandtenmord  174. 

Verweis  114. 

Verweisung  113. 

Viertheilen  111. 

ViS|  crimen  283  f. 

Völkerrechtliche  Verbrechen 
28.  n.  h. 

Vollendung  eines  Verbre- 
chens 65.  72. 

Vorbereitung  67.  74.  1. 

Vor-  und  Aufkauf  337  f. 

Vorsatz ,  rechtswidriger  55  f. 

Vorwarlen  288.  n.  c. 

W. 
Waffen  252. 
Wahnsinn  128. 
Warnungstheorie  29. 
Wegelagerung  270.  n.  c. 
Wesentliche      Bestandtheile 

eines  Verbrechens  40. 
Widerruf  220. 
Widersetzlichkeit  361. 
Wiederholtes      Verbrechen 

154. 
Wiedervergeltungstheorieen 

25. 


Wilddiebstahl  259. 
Wille,    Gefährlichkeit   des- 
selben 94  f. 
Wucher  334  f. 
Wanden  162. 

Z. 

Zauberei  279. 

Zinswucher  334  f. 

Zorn  93.  128. 

Zuchthaus  113. 

Zueignung  241. 

Zufall  129. 

Zumessung  der  Strafe  136. 
n.  h.  149. 

Zurechnung  125  f. 

Zurechnungslosigkeit  127  L 

Zusammenliass  der  Verbre- 
chen 153  f. 

Zusamm^nrechnung  der  Str«^ 
fen  155. 

Zusammentreffen  der  Er- 
schwerungsgründe 153.  L 

—  des  Dolus  und  der  Culpa 
63. 

—  des  Versuches  und  der 
Vollendung  72. 

Zwang  11.  n.  a.  129. 
Zweikampf  359  f. 
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